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Editorial: Umstrukturierung des Bildungssystems 


Es ıst kein neues Phänomen, dass die Bil- 
dungseinrichtungen der Logik von Kapı- 
talverwertung und der Reproduktion der 
bürgerlichen Klassenverhältnisse unterwor- 
fen werden - derartige Anpassungsprozesse 
sind geradezu konstitutiv für moderne 
Bildungsinstitutionen. Dementsprechend 
verändern diese historisch ihre Form und 
ihre Funktionsweise mit den Entwicklun- 
gen der modernen kapitalistischen Verge- 
sellschaftung. So setzten in Deutschland 
mit dem wachsenden Bedarf an höher 
qualifizierten Arbeitskräften seit Mitte der 
1960er Jahre Reformbemühungen ein, die 
auf eine Öffnung, Ausdehnung und grö- 
ßere Durchlässigkeit vor allem der höhe- 
ren Bildungseinrichtungen zielten und 
damit durchaus erfolgreich waren. Gleich- 
zeitig war die Demokratisierung des deut- 
schen Bildungssystems immer von einer 
starken technokratischen Tendenz der 
Anpassung an die berufliche Praxis und 
den Arbeitsmarkt begleitet. Die zahlen- 
mäßige Expansion war denn auch Anlass 
und Rechtfertigung, die zaghaften und 
ambivalenten Reformen, die es etwa ım 
Hochschulsektor gab, zurückzudrängen. 
Hochschulrahmengesetzgebung, Verände- 
rung der Hochschulverfassung, Numerus 
Clausus, Kapazitätsverordnung, Regelstu- 
dienzeiten, Verringerung der Ausbildungs 
förderung und Einschränkung der studen- 
tischen Beteiligungsrechte verstärkten jene 
Prozesse, die seit den 1970er Jahren als 
Taylorisierung und Verbetrieblichung der 
Hochschulen sowie als Übergang von der 
formellen zur reellen Subsumtion der 
Hochschulen unter das Kapıtal diskutiert 
und umgesetzt wurden. Insofern stellen 
die gegenwärtigen Umbauprozesse nichts 


völlig Neues dar, allerdings spricht einiges 
dafür, dass sie die Bildungseinrichtungen 
weit tiefgreifender verändern werden, als 
dies ın der vergangenen Periode der Fall 
war. 

Um die aktuellen Veränderungen der Bil- 
dung zu begreifen, bedarf es einer gesamt- 
gesellschaftlichen Perspektive. Denn der 
Bildungsprozess verändert sich gegenwär- 
tig nicht nur hinsichtlich einzelner Bil- 
dungsphasen und in der Organisation der 
einzelnen Bildungs- und Sozialisationsap- 
parate; vielmehr wird der gesamte Bil 
dungszyklus, den Individuen durchlaufen, 
umgeformt, die Bildungseinrichtungen 
sind seit einigen Jahren in ihrer Gesamt- 
heit eine Großbaustelle und werden dies 
wohl auf absehbare Zeit auch bleiben. Das 
klassische Bild einer biographischen Se- 
quenz, die vom Kindergarten über die 
Schule schließlich ins Erwachsenen- und 
Berufsleben führt: über die Hauptschule 
zu einer Facharbeiterqualifikation, über 
die Mittelschule und eine Ausbildung zu 
mittleren Berufspositionen oder schließ- 
lich über das Gymnasium und das Studıi- 
um zu einer höheren Berufsposition - die- 
se bereits in der Vergangenheit in der Pra- 
xis nicht immer so glatten Wege werden 
zukünftig wohl vollends ihre Bedeutung 
verlieren. Lernen und Ausbildung sind 
nicht mehr starr einer bestimmten Le- 
bensphase zugeordnet - hier Schule, dort 
Beruf. Sondern der Lernzyklus insgesamt 
wird reorganisiert, wobei die einzelnen Be- 
reiche, die zur Klassensegregation beitra- 
gen, in ein neues Verhältnis treten, Bil- 
dungspfade sich durchdringen und all dies 
zur sozialen Einordnung in Unten, Mitte 
und Oben beiträgt. Die Radıkalität dieser 
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Reorganisation wird übersehen, wenn die 
Veränderungen in den Schulen, der beruf- 
lichen Ausbildung oder der Hochschulen 
getrennt analysiert werden. 

Die gegenwärtigen Veränderungen der Bil- 
dungseinrichtungen lassen sich zunächst 
unter dem Gesichtspunkt betrachten und 
kritisieren, dass ein öffentliches Gut, näm- 
lich Bildung, inwertgesetzt wird. Bildung 
als öffentliches Gut hat die ökonomische 
Bedeutung, dass es für alle Marktteilneh- 
mer gleichermaßen zu erwerben ist. Es 
wird öffentlich zur Verfügung gestellt, 
damit es für die Unternehmen nicht zu 
Wettbewerbsverzerrungen kommt, weil sie 
der Tendenz nach von einer staatlich ge- 
währleisteten, durchschnittlichen Basisqua- 
lifikation des zu rekrutierenden Personals 
ausgehen können. Sind die Einkommens- 
verhältnisse sehr ungleich, bildet sich diese 
Ungleichheit im Zugang zu den Bildungs- 
einrichtungen ab. In den vergangenen 
Jahrzehnten konnten staatliche Förderung 
(BaFöG) und höhere Einkommen auch 
der unteren Klassen hier einen gewissen 
Ausgleich schaffen. Damit gehen jedoch 
erhebliche Probleme für die Reproduktion 
der oberen sozialen Klassen einher, da für 
sie gerade die Hochschulen einen wichti- 
gen Ort ihrer Reproduktion darstellen. 
Inwertsetzung und institutionelle Ver- 
marktlichung der Bildung bedeuten 
zwangsläufig eine Verstärkung von sozialer 
Ungleichheit, da der Zugang zu Bildung 
nicht mehr allen gleichermaßen möglich 
ist, sondern von den zur Verfügung ste- 
henden Ressourcen abhängt. Mit der zu- 
nehmenden Privatisierung von Bildung 
werden die Kosten der Bildung nicht 
mehr von der Allgemeinheit übernom- 
men, sondern auf die einzelnerı und ihre 
Familien überwälzt. Den aktuellen politi- 
schen Intentionen nach wird dies vor al- 
lem für die tertiäre Bildung und die beruf 
liche Fort- und Weiterbildung der Fall 
sein, während die Grundausbildung wei- 
terhin öffentlich getragen wird. Im Ver- 
gleich zu den 1960er Jahren hat sich in 
Politik und Öffentlichkeit eine veränderte 
Haltung gegenüber dem Hochschulstudi- 
um durchgesetzt. Damals wurde durchaus 


bedacht, dass der Bildungserwerb für die 
einzeinen einen Verzicht darstellt, weil sıe 
kein eigenes Einkommen erzielen, die Be- 
rufseinmündung lange dauert und ihnen 
auch der Status von Erwachsenen lange 
Zeit vorenthalten wird. Überdies herrschte 
die Ansicht vor, dass der Bildungserwerb 
selbst einen wichtigen Beitrag für die All- 
gemeinheit darstellt - dagegen werden 
Studierende heute in erster Linie als Kos- 
tenträger gesehen, die die Gesellschaft be- 
lasten. Entsprechend wird das Studium 
auch nicht mehr auf die Rente angerech- 
net, das Studium selbst wird zunehmend 
mit Gebühren belastet, ja selbst die Auf 
nahmegespräche, die Individuen erfolg- 
reich bestehen müssen, um von einer 
Hochschule zum Studium aufgenommen 
zu werden, kosten in einzelnen Bundes- 
ländern schon Geld (von der Anreise und 
den Übernachtungskosten nicht zu spre- 
chen). Bildung wird zu einer Ware, mit 
deren Herstellung und Verkauf viele ver- 
dienen können, darunter die privaten Bil- 
dungsanbieter und Bildungsexporteure, 
die mit Bildungsangeboten auf dem 
Weltmarkt vertreten sınd. Banken und 
Versicherungen forcieren ihrerseits den 
Prozess der Privatisierung, weil sie darauf 
spekulieren, dass sie sich mit Bildungsspa- 
ren und Krediten einen neuen Markt er- 
schließen können. Die Politik profitiert 
gleichfalls davon. Nachdem sie das Bil- 
dungssystem über Jahrzehnte hat verrotten 
lassen, kann sie nun die Verantwortung 
für seine weitere Entwicklung an die Priva- 
ten und ihre Vollstrecker abtreten. Wett- 
bewerbsfähigkeit wird zur gesetzlich ver- 
pflichtenden Norm, öffentliche Ausgaben 
sollen eingespart werden und die Bil 
dungseinrichtungen sollen sich selbst wie 
Unternehmen bewirtschaften. So können 
Schulen Pausenhöfe verkaufen oder ver- 
mieten, Hochschulen ebenfalls Räume 
vermieten, aber auch Gebäude und 
Grundstücke verkaufen, mit den öffentli- 
chen Zuschüssen spekulieren und eigene 
Einnahmen durch Patente und Bildungs- 
produkte erzielen. Dies hat eine illusionä- 
re Seite, da öffentliche Ausgaben weiterhin 
anfallen und auch die privaten Einrich- 
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tungen vielfach mit erheblichen öffentli- 
chen Mitteln subventioniert werden. 
Dennoch besteht die Erwartung, der Staat 
könne sich der finanziellen Verpflichtun- 
gen, die vor allem aus den hohen und ste- 
tig steigenden Personalkosten entstehen, 
entledigen und Stabilitätsziele einhalten, 
die auf eine Verringerung der öffentlichen 
Schulden und Haushalte zielen. Das öf 
fentliche Gut Bildung wird auf diese Wei- 
se systematisch demontiert und den priva- 
ten Profiteuren zum Fraß vorgeworfen. 

Die sozialen Folgen dieses Prozesses 
könnten sich langfristig als verheerend er- 
weisen. Ohne Zweifel war und ist das Bil- 
dungssystem ein zentraler Mechanismus 
der Klassensegregation und -selektion. 
Trotz aller in früheren Jahrzehnten geläu- 
figen Forderung, Bildung als Bürgerrecht 
zu verstehen und zu verwirklichen und 
damit einen der zentralen Reprodukti- 
onsmechanismen sozialer Ungleichheit zu 
bekämpfen, haben sich die Mahnungen 
von Bourdieu und anderen Kritikern aus 
den 1960er Jahren bestätigt, wonach vor 
den Illusionen der Chancengleichheit zu 
warnen sei. Damit war gemeint, es stelle 
eine pädagogische Illusion dar, über den 
Zugang zu höheren Bildungsabschlüssen 
wenn nicht soziale Gleichheit, dann doch 
wenigstens Chancengleichheit zu ermögli- 
chen und das Bildungspotential auch von 
Frauen und Angehörigen der unteren 
Schichten zur Entfaltung zu bringen sowie 
daraus auch noch ökonomischen Nutzen 
zu ziehen. In den Schulen und Hochschu- 
len fand und findet Klassenkampf statt - 
täglıch in den subtilen Prozessen der Bil- 
dungsauswahl, der Leistungsbewertung 
und der Disziplinierung, ja häufig immer 
noch in der Indoktrinierung der Kinder 
und Jugendlichen, ın der Selektion der 
Studierenden sowie der Personalrekrutie- 
rung der Hochschulen, der Unternehmen 
und Verwaltungen. Die PISA-Studie hat 
das für die Schulen einmal mehr belegt 
und die Öffentlichkeit nachdrücklich dar- 
auf hingewiesen. Konnten Frauen im Bil- 
dungsbereich mittlerweile in vieler Hin- 
sicht aufholen, so sind die Angehörigen 
der Arbeiterklasse weiterhin von diesen Se- 


lektionsmechanismen betroffen. Und: kein 
Zweifel - Arbeiterklasse meint auch die 
Migranten, die von der Bildungsselektion 
in besonders starker Weise betroffen sind 
und von denen viele nicht einmal den 
Abschluss einer Hauptschule erreichen. Je 
höher die Hierarchiestufen in den Bil 
dungsapparaten, um so mehr greifen auch 
die selektiven Mechanismen, die Angehö- 
rige der Arbeiterklasse, Migranten und 
Frauen benachteiligen oder systematisch 
ausschließen und die männlichen Angehö- 
rigen der Mittelklassen und des Bürger- 
tums, die „weiße, deutsche“ Namen tra- 
gen, privilegieren. Sie sind es auch, die 
von den gegenwärtigen Veränderungen 
profitieren. Denn die sich abzeichnenden 
Veränderungen lassen die privaten Bil- 
dungskosten ansteigen. Die Bildungsrendi- 
te (also der erwartbare, lebenszeitliche 
Gewinn auf die Bildungsinvestitionen, die 
eine Familie erbringen muss) sinkt; auch 
steigt die Akademikerarbeitslosigkeit. Da- 
mit wachsen die Risiken für die einzelnen 
und werden sie zögern lassen, den müh- 
samen Weg zu beschreiten. Dies gilt umso 
mehr, wenn eine tertiäre Bildung mit ho- 
hen Schulden verbunden sein wird, die 
das Berufsleben noch lange belasten, und 
wenn der verspätete Berufsbeginn gleich- 
zeitig die Rentenerwartung senkt - ohne 
dass unbedingt ein Ausgleich durch höhe- 
re Einkommen oder stabilere Beschäfti- 
gung zu erwarten wäre. Dennoch werden 
die Individuen keine Alternative dazu ha- 
ben, als nach den höchstmöglichen und 
nach einer Vielzahl von Bildungsabschlüs- 
sen zu streben, denn je höher der Bil- 
dungsgrad, um so geringer die Gefahr, ar- 
beitslos zu werden. Getragen wird diese 
Haltung von der Logik des Standortwett- 
bewerbs, der die Unternehmen veranlasst, 
einfache Arbeiten an Orte mit gering qua- 
lifizierten Arbeitskräften auszulagern. Ent- 
sprechend müssen die Beschäftigten hier- 
zulande versuchen, sich solche höheren 
Qualifikationen anzueignen, die sie nicht 
nur weltmarktfähig machen, sondern we- 
nigstens für eine gewisse Zeit relativ kon- 
kurrenzlos. Die Individuen sehen sich ge- 
zwungen, sich die Logik des Wettbewerbs 
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auf neue Weise zu eigen machen und sich 
weniger über ceinc bestimmtc berufliche 
Fähigkeit zu definieren als vielmehr über 
ihre Fähigkeit zum Wettbewerb. Es wer- 
den somit neue Bildungsmuster entstehen, 
in denen die Individuen, auf der Grundla- 
ge von bestimmten Basis- oder Kernquali- 
fikationen und mit Blick auf weitere beruf 
liche Chancen, gezielt Bildungsmodule 
nachfragen und Bildungszertifikate erwer- 
ben. Dafür werden sie bezahlen müssen 
und - wie bereits heute die Studierenden, 
die Studiengebühren zahlen - auf die Efhi- 
zıenz der Weiterbildung ebenso achten 
wie auf den symbolischen Wert des Zerti- 
fikats, der sich materiell auszahlen muss. 
Dies ändert die Situation für die Bildungs- 
einrichtungen. Sie werden zu Anbietern 
auf einem Markt, auf dem sie sich bewäh- 
ren müssen. Nach innen müssen sie die 
Arbeit der Lehrkräfte und Bildungsange- 
bote ökonomisieren; nach außen müsse 
sie den Wert ihrer Angebote gewährleisten 
- durch Konkurrenz, Monopolbildung, 
besondere Beziehungen zu Abnehmerfir- 
men und durch Marketing. 

Mit der Inwertsetzung der Bildung ändert 
sich auch die Form der Produktion von 
Bildung. Was zuvor öffentlich und zu- 
meist von Staatsbeamten erbracht wurde, 
wird nun von Privaten angeboten. Daraus 
folgen dramatische Verschlechterungen für 
die Beschäftigten in diesem Bereich. An- 
gehörige des öffentlichen Dienstes konn- 
ten mit festen Arbeitszeiten, einer Lauf- 
bahn und damit einer sicheren Lebenspla- 
nung, mit regelmäßigen Einkommenser- 
höhungen und einer relativ genau defi- 
nierten Arbeitssituation sowie mit entspre- 
chenden Aufgaben und Rechten rechnen. 
Dies ändert sich, wenn Lehrende ihre Ar- 
beitskraft als Ware auf dem Bildungsmarkt 
anbieten müssen. Es handelt sich eben 
nun um eine Ware, die von der zahlungs- 
ähigen Nachfrage abhängt. Da die Pro- 
duktivität dieser Arbeitskräfte nicht ein- 
fach durch Rationalisierung gesteigert 
werden kann, müssen alle sonstigen Be- 
dingungen ökonomisiert werden, unter 
anderem durch starke Hierarchisierung 
entsprechend der Zahlungsfähigkeit der 


Kunden. Für viele Lehrkräfte bedeutet 
dies: suediige Löhne, geringe oder keine 
Sozialleistungen, lange Unterrichtszeiten, 
viele Schüler, prekäre Beschäftigung und 
Überlastung mit extrafunktionalen Aufga- 
ben sozialtherapeutischen Charakters. Ei- 
ne solche Veränderung vollzieht sich al- 
lerdings zunehmend auch im öffentlichen 
Bereich. So entlassen die Hochschulen 
Vertretungsprofessoren für die Semesterfe- 
rien in die Arbeitslosigkeit, und ähnlich 
findet dies für LehrerInnen mit Zeitverträ- 
gen für die Ferienzeiten der Schulen statt. 
Berufliche Sicherheit gibt es nicht: Ob er 
ne Stelle verlängert oder ein Vertrag er- 
neuert wird, erfahren die Betroffenen häu- 
fig erst wenige Tage vor dem Beginn des 
Beschäftigungsverhältnisses. Wo, wie in 
Japan, Bildungseinrichtungen überhaupt 
weitgehend privatisiert sind, sind sie von 
den üblichen Marktrisiken betroffen: 
Wenn sie keine Nachfrage für ihre Ware 
finden, dann gehen sie bankrott und die 
Lehrenden werden arbeitslos. 

Eine dritte Konsequenz betrifft die Bil 
dung selbst, vor allem das weniger stan- 
dardisierte wissenschaftliche Wissen. Die- 
ses Wissen hat offene Diskussion und in- 
tersubjektive Überprüfung, internationalen 
Austausch und Kommunikation zur 
Grundlage. All dies konnte bisher einzel- 
nen oder ForscherInnengruppen den An- 
reiz geben, neue Fragestellungen zu ver- 
folgen, umfangreiche Experimente anzu- 
stellen und komplexe Theorien zu entwer- 
fen. Die marktförmig operierenden Hoch- 
schulen können daran kein Interesse ha- 
ben. Das Wissen soll verwertet werden; 
deswegen darf die Forschung der Öffent- 
lichkeit nicht zugänglich und muss der 
Kommunikation entzogen sein. Das Bei- 
spiel der Genomanalyse hat das Problem 
sehr deutlich gezeigt. Mit großem Auf- 
wand wurde neben der Forschergruppe er 
nes privaten Unternehmens mit öffentli- 
chen Mitteln eine zweite Forschergruppe 
installiert, um zu verhindern, dass das 
Wissen um den genetischen Code des 
Menschen unter den Schutz des Privatei- 
gentums geriete und damit jede weitere 
allgemeine Forschung blockiert würde. 
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Diese Monopolisierungs- und Schlie- 
Rungsprozesse lassen sich gleichfalls im 
wissenschaftlichen Alltag beobachten. 
Wissenschaftler gehen Diskussionen aus 
dem Weg oder vermeiden, offen Thesen 
zu äußern; sie tendieren mehr und mehr 
zum Formelhaften, da ihnen ja sonst et- 
was weggenommen werden könnte. 
Schließlich wird auch das Wissen für das 
Studium nach Efhizienzgesichtspunkten re- 
organisiert, hat aber an dieser Schließungs- 
logik teil. Es wird in feste und hochstan- 
dardisierte Lerneinheiten gefasst. Das hier 
angebotene Wissen muss international ver- 
gleichbar sein, da es Bestandteil von Stu- 
diengängen ist, die von Akkreditierungs- 
agenturen zugelassen werden, die ihrerseits 
auf bestimmte Qualitätsstandards zu ach- 
ten haben. Lokale wissenschaftliche Be- 
sonderheiten - also Schulen, besondere 
Argumentations- und Thematisierungswei- 
sen - fallen weg. Da die Prüfungen für je- 
des Modul studienbegleitend abgelegt 
werden, verliert auch die engere fachliche 
Kooperation zwischen Hochschullehre- 
ıInnen und Studierenden während eines 
Bachelor-Studiums ihre Grundlage. Das 
gewährt selbstverständlich eine gewisse 
Unabhängigkeit und erlaubt den schnellen 
Wechsel der Hochschulen, gleichzeitig 
schafft es jedoch auch eine erhebliche Un- 
verbindlichkeit gegenüber dem Wissen 
und dem akademischen Kontext. Die Lo- 
gik der Schließung lässt sich bis zur beruf- 
lichen Ausbildung beobachten. Denn hier 
wird das Fachwissen zunehmend nicht 
mehr im dualen System vermittelt. Zu den 
Kernkompetenzen kommen in und nach 
der Ausbildung die betrieblichen Kompe- 
tenzen hinzu. Diese sind nicht mehr uni- 
versell ausgerichtet und schränken damit 
die Unabhängigkeit der Lohnabhängigen 
vom konkreten Arbeitgeber in einem ge- 
wissen Umfang ein. 

Für die Beurteilung und die Analyse der 
gegenwärtigen Veränderungen des gesam- 
ten Bildungsbereichs und Bildungszyklus 
gibt es einen weiteren und vielleicht sogar 
noch wichtigeren Gesichtspunkt, der zur 
Erklärung der privaten Aneignung und 
Inwertsetzung des öffentlichen Gutes Bil- 


dung beitragen kann. Hierbei handelt es 
sich um einen neuen Zugriff auf das ge- 
sellschaftliche Arbeitsvermögen, seine 
Neu-Formierung und die Reorganisation 
der Apparate, die mit dieser Formierungs- 
arbeit befasst sind. Die Rationalität der ge- 
sellschaftsformierenden neoliberalen Praxis 
besteht zu einem guten Teil darin, den 
Weltmarkt durch Deregulierung zu ver- 
einheitlichen und die Kapitalmobilität zu 
erhöhen. Dies schließt einen historisch 
neuen globalen Zugriff auf das Arbeits- 
vermögen der Arbeitskräfte ein. Die Ar- 
beitskräfte werden global vergleichbar ge- 
macht und daraufhin überprüft, wie hoch 
die Kosten zu ihrer Herstellung als Ware 
sind, wie extensiv und intensiv sie genutzt 
werden können. Damit kommen auch die 
Kosten in den Blick, die für Bildung dieser 
Arbeitskräfte notwendig sind. Nun kön- 
nen Bildungskosten schon dann in Frage 
gestellt werden, wenn es möglich ist, Ar- 
beitskräfte zu nutzen, deren Ausbildung 
und Bildung quasi kostenlos zu bekom- 
men ist, also durch Verlagerung der Pro- 
duktionsmittel oder durch den Einkauf 
von Arbeitskräften auf dem Weltmarkt - 
was sich dann in Wanderungsprozessen 
niederschlägt. Der internationale Vergleich 
der Kosten legt im weiteren aber auch na- 
he, die Ware Arbeitskraft zu verbilligen, 
indem die Kosten für ihre Ausbildung 
und Bildung gesenkt werden. Die Bildung 
wird in Einzelelemente zerlegt und deren 
Kosten kalkuliert. Beides wird zur Dispost- 
tion gestellt: zum einen die lange berufli- 
che Ausbildung, die für die Unternehmen 
teuer ist und bei den Beschäftigten zu Er- 
wartungen hinsichtlich Löhnen, Tätig- 
keitsprofil, Arbeitsteilung, Arbeitszeiten 
und Arbeitsverhältnis führt; zum anderen 
die Hochschulbildung, die in Deutschland 
spät beginnt, lange dauert und aufgrund 
ihrer immer noch stark universalistisch- 
wissenschaftlichen Ausrichtung die aka- 
demisch Ausgebildeten von betrieblichen 
Qualifikationen eher unabhängig macht 
und sie teuer sein lässt. Dies gilt in noch 
höherem Maße, wenn man die hohen öf- 
fentlichen Ausgaben, die für die staatlich 
betriebene Ausbildung an den Berufsschu- 
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len und Hochschulen getätigt werden, mit 
berücksichtigt. Das Ziel ist die Verbilli- 
gung der Ware Arbeitskraft - ausdrückli- 
ches Programm der rot-grünen Regierung, 
die sich davon verspricht, die Beschäfti- 
gung anzuregen oder umweltfreundlich zu 
agieren, aber letztlich doch nur dazu bei- 
trägt, die Löhne dem weit niedriger lie- 
genden Durchschnitt des Werts der Ar 
beitskraft anzunähern, wie er auf dem 
Weltmarkt vorherrscht. Dies wird not- 
wendig zu einem niedrigeren Lebensstan- 
dard selbst bei denen führen, die relativ 
hoch qualifiziert sind, aber auf dem 
Weltmarkt zahlreiche Konkurrenten haben 
(wie dies für Computerfachleute unter- 
schiedlicher Kompetenz gilt, die mit indi- 
schen oder russischen Kollegen im Wett- 
bewerb stehen). Neben zahlreichen mak- 
roökonomischen Folgen wie der weiteren 
Verringerung der Gesamtnachfrage wird 
eine schleichende Entqualifizierung vieler 
Erwerbstätiger die Folge sein. Komplexe 
Berufsausbildungen und die damit ver- 
bundenen betrieblichen und gesellschaftli- 
chen Kosten, die in den Wert der Arbeits- 
kraft eingehen, lohnen sich aus der Sicht 
der Unternehmen nur dort, wo hohe Qua- 
lifikationen besondere Entwicklungspfade 
und Konkurrenzfähigkeit versprechen oder 
entsprechende Arbeitskräfte auch auf dem 
Weltmarkt rar sind. Über die Höhe des 
Anteils solcher Hochqualifizierter - auf 
die auch die Lissabon-Strategie der EU 
zielt - besteht derzeit Unklarheit, was zur 
allgemeinen Verunsicherung auf den Ar 
beitsmärkten und in der Gesellschaft bei- 
trägt. Für die Beschäftigten wird es immer 
schwieriger, die Ressourcen aufzubringen, 
die zur Veredelung ihrer Arbeitskraft not- 
wendig sind. Zudem handelt es sich in vie- 
len Fällen um eine Bildungsinvestition, die 
ihrerseits schnell entwertet wird. Dies ver- 
stärkt die Tendenz, sich nicht einmalig 
und fest mit einer Qualifikation zu identi- 
fızieren, sondern über zahlreiche Beschäf- 
tigungsverhältnisse und Tätigkeiten hin- 
weg die eigene employability zu erhalten 
und zu erweitern. 

Diese Entwicklungen werden ermöglicht, 
weil die Unternehmen verstärkt transnati- 


onal auf das Gesamtarbeitsvermögen der 
Arbeiterklasse zugreifen konnen, aber auch 
deshalb, weil sich die Prozesse der Arbeit 
und der Arbeitsorganisation nachhaltig 
ändern. Sie verursachen und verstärken die 
seit längerem bestehende Tendenz einer 
deutlichen Abnahme der Ausbildungsplät- 
ze in den vergangenen 20 Jahren, was in 
der Öffentlichkeit als Krise des Berufs o- 
der als Entberuflichung verhandelt wird. 
Im Rahmen eindeutiger funktionaler Ar- 
beitsabläufe und Hierarchien verlieren die 
fordistischen Fachberufe ihre Bedeutung. 
Um zurückgehaltene Fähigkeiten der 
Lohnabhängigen, also Erfahrung, Wissen 
und Kommunikationsfähigkeit für den 
Verwertungsprozess zu eıschließen, und 
um die Identifikation und Motivation zu 
erhöhen, werden Arbeitsprozesse enthie- 
rarchisiert und offener für subjektive An- 
teile. Außerdem wird die Leistungsabgabe 
nicht mehr durch Formen der direkten 
Kontrolle von oben erzwungen, sondern 
es werden durch Zielvereinbarungen und 
quasi-marktliche Prozesse in den Betrieben 
Anreize geschaffen, Abläufe zu optimie- 
ren. Mit der Herausbildung von Team-, 
Gruppen-, Projekt- und virtueller Arbeit 
bedarf es der Neuformierung von Kompe- 
tenzen. Die Ausrichtung an berufstypi- 
schen Qualifikationen beschränkt den 
Einsatz der Arbeitsvermögen. Um die Ar- 
beitskräfte flexibel einsetzbar zu machen 
und ihre subjektive Leistungsfähigkeit an- 
zureizen, wird ihnen nahe gelegt, ihr Ar- 
beitsvermögen als ein Portfolio zu be- 
trachten. Das Primäre ist demnach nicht, 
einen bestimmten Beruf zu besitzen und 
diesen mit der eigenen Identität zu ver- 
binden, sondern cher, auf der Grundlage 
von polyvalenten Kernkompetenzen und 
Schlüsselqualifikationen wie Lern-, Koope- 
rations- und Kommunikationsfähigkeit die 
eigene Arbeitskraft ständig daraufhin zu 
prüfen, ob sie in ihren einzelnen Elemen- 
ten noch marktfähig ist. Es geht also we- 
niger um den einmaligen Erwerb eines Be- 
rufs und einer entsprechenden lebenslan- 
gen Stelle, sondern um den Erwerb der 
Fähigkeit, eine Marktstrategie zu verfolgen 
und daraufhin je nach Bedarf die eigene 
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Arbeitskraft zu optimieren und durch eine 
Umse 1 der Qualitikati- 
onselemente neu zusammenzusetzen. 
Diese Entwicklung muss zwangsläufig 
auch Rückwirkungen auf die Formierung 
der beruflichen Qualifikation haben. Ar- 
beitskräfte sollen sich nicht auf einen 
einmal erworbenen Beruf fixieren. Da sie 
Qualifikationselemente ständig aufgeben 
müssen, um neue zu erwerben, darf die 
Anfangsqualifikation nicht so aufwändig 
sein, eher bedarf es der Fähigkeit, sich 
selbst ständig umschichten und vergessen 
zu können sowie Dequalifikation nicht 
negativ, sondern quasi als bloßes Löschen 
alter Files zu interpretieren, wodurch Platz 
für Neues und Rentableres entsteht. Um 
die employability zu erhalten oder zu 
verbessern, ist die Teilnahme an verschie- 
denen Aufgaben und Projekten, die viel- 
seitige Erfahrung, der Wechsel zwischen 
beruflicher Tätigkeit und Lernen notwen- 
dig. Es entsteht daher ein neues biogra- 
phisches Muster, für das lebenslanges Ler- 
nen (und Vergessen) einen integralen Be- 
standteil bildet. Die Beschäftigungsver- 
hältnisse werden prekär und die Erwerbs- 
biographien diskontinuierlich. Für Indivi- 
duen, denen es gelingt, ihre Arbeitskraft 
wenigstens für kurze Zeit komplex zu- 
sammenzusetzen, pendelt das Einkommen 
zwischen Extremen von hoch und niedrig. 
Doch die Weltmarktkonkurrenz kann zu 
einem ebenso schnellen moralischen Ver- 
schleiß dieser Arbeitskraft führen - und 
dies um so mehr, als die Lohnabhängigen 
entweder die neuen Entwicklungen nicht 
durch weitere Veredelung ihrer Arbeits- 
kraft antizipieren können oder dazu gar 
nicht kommen, weil ihnen die Ressourcen 
Zeit und Geld fehlen. 

Die Veränderung des biographischen 
Musters geht einher mit einer Neugliede- 
rung des Bildungsverlaufs. Das Lernen 
wird vorschulisch beginnen und mit schu- 
lischen Elementen verbunden sein. Schon 
jetzt ist bei Eltern dıe Tendenz zu beo- 
bachten, die Kinder leistungsgerecht zu 
erziehen und das Element des zwecklosen 
Spiels möglichst früh einzuschränken. Die 
Grundschule, die in Deutschland eine 


£ 


ständioe 
stancaige 


stark selektive Funktion hat, wird sich 
noch stärker an den weiterführenden 
Schulen ausrichten. Denn diese müssen 
ihren Lernstoff komprimieren. Insgesamt 
soll die Schulzeit um ein Jahr verkürzt 
werden. Die Zahl der Arbeitskräfte, die eı- 
ne Lehre erfahren, wird seit den 1980er 
Jahren kontinuierlich geringer. Für sie ver- 
kürzt sich die Lernerfahrung deutlich - ei- 
ne Lernerfahrung, die für Jugendliche der 
Arbeiterklasse ohnchin schon stark bc- 
schränkt war und gerade dort zu Ende 
ging, wo intellektuelle Fähigkeiten des ei- 
genständigen Lernens sich entfalten kön- 
nen. Für das Studium gilt ähnliches. 
Durchschnittlich beträgt die Studiendauer 
bis zum Diplomabschluss gegenwärtig et- 
wa 7 Jahre; der Hochschuleintritt findet 
relativ spät statt - etwa zwei Drittel der 
Studienanfänger sind im Alter zwischen 19 
und 21. Demgegenüber wird das Studium 
mit den neuen Bachelor-Studiengängen 
stark verkürzt, und Studiengebühren er- 
höhen zusätzlich den Druck, das Studium 
möglichst schnell zu absolvieren. Wer zu- 
sätzlich arbeiten gehen muss, wird noch 
weniger wissenschaftliche Erfahrung ma- 
chen können. Spätestens nach sechs bis 
sieben Semestern sollen die Studierenden 
die Hochschulen mit einem Abschluss 
verlassen können. Wird das politische Ziel 
erreicht, dann werden die Absolventen et- 
wa 22-23 Jahre alt sein, also etwa drei bis 
vier Jahre jünger, als dies gegenwärtig der 
Fall ist. Die Pro-Kopf-Ausgaben für Stu- 
dierende im tertiären Bildungsbereich, die 
in Deutschland in den vergangenen Jahren 
schon unter dem OECD-Mittel lagen, 
können mit solchen Verkürzungen der 
Studiendauer noch weiter gesenkt werden 
- oder müssen jedenfalls nicht, wie es die 
gegenwärtige Misere nahe legen würde, 
aufgestockt werden. Insgesamt wird die 
Lebensarbeitszeit deutlich steigen - zumal 
gefordert wird, sie auch formell auszudeh- 
nen, und die Mechanismen der Frühver- 
rentung zu beseitigen. 

Neben allen bisher geschilderten Auswir- 
kungen der grundlegenden Umwälzungen 
im Bildungssystem ist schließlich noch ei- 
ne weitere abzusehen. Die von Adorno 
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analysierte fordistische Halbbildung wird tionalistischen, rassistischen und funda- 
schon bald zu einer neuen Art neoliber- mentalistisch-religtösen Stereotypenbildun- 


ler Halbbildung führen. Es sind Qualifika- 
tionsverluste zu erwarten und die Mög- 
lichkeit, Kenntnisse mit Erfahrung zu ver- 
binden, so dass es aufgrund von Einsicht 
zu Bildung kommen kann, wird weiter ge- 
schwächt. War die frühere Art der Halb- 
bildung von einer Schwächung der Fähig- 
keit zur Erfahrung und Erinnerung ge- 
prägt, so handelt es sich nun um einen 
quasi-aktiven Prozess, der den Individuen 
zugemutet wird: „Temposeher“, die rasend 
schnelle Bilderfolgen erfassen müssen, um 
zu reagieren, aktives Vergessen des bisher 
Gewussten, um unbelastet zu sein - beides 
kehrt grundlegende Merkmale des Men- 
schen um, die eher auf Anreicherung der 
Erfahrung zielen. Nun sind die Individuen 
genötigt, je nachdem, was der Markt gera- 
de von ihnen verlangt, möglichst viel zu 
wissen oder aber zu vergessen. Dabei 
kommt es jedoch nicht auf den inneren 
Zusammenhang dieses Wissens an; es darf 
ja gerade nicht mit Identität verbunden 
sein, da dies sonst unflexibel machen 
würde. Das aber schneidet den Bildungs- 
prozess ab, also den Prozess, in dem die 
Individuen durch Einsicht und begriffli- 
ches Verständnis der Welt, in der sie le- 
ben, Komplexität erlangen können. Dies 
meint Halbbildung: versiert in einzelnen 
Bereichen - doch dieses Wissen wird iso- 
liert, ist abgeschnitten von seinem Kon- 
text. Die Individuen werden aufgespalten: 
Einerseits werden sie zu Technikern der 
Selbstverwertung und zu Flexibilitätsvirtu- 
osen, die über marktgängige Kompetenzen 
verfügen, andererseits regredieren sie in 
den anderen Persönlichkeitsanteilen, die 
von der komplexen welterschließenden 
Praxis von Begriffen abgeschnitten werden. 
Infantile Sprachgewohnheiten im Alltag, 
schlichte Formen von Unterhaltung und 
„Jittytainment“, primitive, wenig ausge- 
bildete Formen der Trieborganisation und 
damit Praktiken der Gewalt werden weiter 
zunehmen oder durch neue Disziplinar- 
technologien unterbunden. Mit der Reg- 
ression der Fähigkeit zur Bildung, so ist zu 
befürchten, steigt auch die Neigung zu na- 


gen, die - wie sich schon seit Jahren ab- 
zeichnet - eng mit der Globalisierungsdy- 
namik verbunden sind. Den abhängigen 
Individuen verschließen sich systematisch 
die Begriffe, die sie an den Prozessen der 
Weltvergesellschaftung teilhaben und eine 
gemeinsame, versöhnende Sprache mit al- 
len anderen finden lassen würden. 

Es kann jedoch nicht darum gehen, kul 
turpessimistisch einen allgemeinen und 
vielleicht gar unvermeidlichen Verfall zu 
beklagen. Auch wenn die angesproche- 
nen Veränderungen vielfache Verschlech- 
terungen darstellen und sich mit Krisen 
der Bildung und der Individuen verbin- 
den, so ist doch gleichzeitig unverkenn- 
bar, dass viele Individuen in diesen Ent- 
wicklungen Autonomiegewinne und 
Spielräume in der Alltags- und Lebensor- 
ganisation sowie neue ästhetische und 
intellektuelle Herausforderungen erfah- 
ren können. Auch haben die angespro- 
chenen Entwicklungen an den offiziellen 
Bildungsinstitutionen vorbei in den gro- 
ßen globalisierungskritischen Bewegun- 
gen zu Erfahrungs- und Bildungsprozes- 
sen, gemeinsamen Diskussionen und kol- 
lektiv verfügbaren Kenntnissen der kom- 
plexen weltgesellschaftlichen Verhältnisse 
geführt; Elemente einer gemeinsamen 
Sprache der Kritik und der Analyse des 
globalen Kapitalismus haben sich her- 
ausgebildet. Es geht also darum zu be- 
greifen, wie sich auf der Grundlage der 
Reorganisation der Bildungsapparate und 
Lernformen das Verhältnis von Indivi- 
duum und Bildung verändert, welche 
neuen Widerspruchskonstellationen in- 
nerhalb und außerhalb der Bildungsein- 
richtungen entstehen, welche Praktiken 
des Widerstands sich bilden und welche 
Ziele entstehen. Es könnten neue Kämp- 
fe um den Wert der Arbeitskraft, um 
Zeit zu ihrer Erhaltung, um Zeit zur Bil- 
dung und zur Muße entstehen, auch 
Wünsche nach Bildung und nach Teil 
habe an anspruchsvollen, komplexen 
kulturellen Praktiken, die es den Indivi- 
duen ermöglichen, die globalen Verhält- 
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nisse und das zu verstehen, was ihnen 


geschieht und dabei Wege zı 
Gestaltung der Verhältnisse zu gelangen, 
unter denen sie leben. Es könnte das le- 
benslange Lernen, das vielen unter den 
Bedingungen des Fordismus unmöglich 
gemacht wurde und das heute vom 
Markt propagiert wird, vielleicht doch 


eine ungeahnte Dynamik freisetzen; es 
könnten ın den Bewegungen, die Alter- 
nativen zum globalisierten Kapitalismus 
denkbar und erfahrbar machen wollen, 
Hochschulen in einem neuen und gleich- 
zeitig ganz alten, nämlich universellen, 
weltbürgerlichen Sinn entstehen: Orte 
der versöhnten Rationalität. 


PROKLA 138: Die Ökonomie des Konsums (März 2005) 


Der Konsum war einst eine der ökonomisch tragenden Säulen des auf Massenpro- 
duktion beruhenden Fordismus und zugleich das Glücksversprechen für die breiten 
Massen, die in inhaltsleeren und im Höchstmaß kontrollierten Arbeitsprozessen all 
diese Konsumgüter herstellten; Lebensstile und Konsumnormen erfuhren dabei ei 
nen radikalen Wandel. In Zeiten von Krise und Massenarbeitslosigkeit sinken je- 
doch die Masseneinkommen, so dass sich die Konsummuster erneut erheblich ver- 
ändern, ohne dass jedoch die Bedeutung des Konsums als Merkmal sozialer Dis- 
tinktion deshalb schon verloren geht - nur muss diese Distinktion jetzt anders or- 
ganisiert werden. Auswirkungen haben diese Entwicklungen auch auf Struktur und 
Organisation von Konsumgüterindustrien und Einzelhandel: einerseits wird versucht, 
immer neue und vor allem immer jüngere Kunden anzuziehen, selbst Kinder im Kin- 
dergartenalter sollen schon „Markenbewusstsein“ entwickeln, andererseits werden in- 
zwischen viele Markenprodukte, die nach wie vor für ein „schönes Leben“ stehen sol- 
len, zu Hungerlöhnen und unter miesesten Arbeitsbedingungen produziert. Zugleich 
setzt hier aber auch eine Politisierung des Konsums an, durch Konsumentenboykotte 
soll Einfluss auf die Unternehmenspolitik genommen. Diese ganz unterschiedlichen 
Dimensionen des Konsums und seiner Veränderungen sowohl auf der Seite der ein- 
zelnen KonsumentInnen wie auch auf der Seite der Unternehmen soll aus verschiede- 
nen Perspektiven ın den Blick genommen werden. 


PROKLA 139: Die kulturelle Reproduktion von Ungleichheit (Juni 2005) 


Soziale Ungleichheiten werden nicht allein durch unterschiedliche Einkommen, 
sondern auch durch die kleinen aber „feinen“ Unterschiede des Stils, des Ge- 
schmacks, der Bildung etc. konstituiert; normative Deutungen und kulturelle Ord- 
nungen haben an der Produktion und Aufrechterhaltung sozialer Ungleichheit und 
gesellschaftlicher Macht einen erheblichen Anteil. Dabei laufen materielle und kul- 
turelle Reproduktion jedoch nicht einfach nebeneinander her, sondern sind auf 
vielfältige Weise miteinander verschränkt. Vor diesem Hintergrund sollen die un- 
terschiedlichen Weisen untersucht werden, in denen soziale Ungleichheiten in den 
Medien und den sich verändernden Formen der Alltagskultur codiert und repro- 
duziert werden. Zugleich soll es aber auch um die verschiedenen Formen der Sub- 
version solcher Mechanismen gehen, wie etwa den Versuchen oppositioneller Be- 
wegungen sich für ihre politische Arbeit Aspekte der globalen Kulturindustrie kri- 
tisch anzueignen. 


Alex Demirovic 


Wissenschaft oder Dummheit 
Die Zerstörung der wissenschaftlichen 
Rationalität durch Hochschulreform 


Technokratische Hochschulreform 


Das Studium an den Universitäten und Hochschulen dient vorwiegend der 
Ausbildung und der zukünftigen beruflichen Praxis der wissenschaftlich Ge- 
bildeten. Der Maßstab einer kritischen Auseinandersetzung mit der jüngeren 
Hochschulentwicklung sollte nicht die in der Tradition des deutschen Idea- 
lismus stehende Vorstellung sein, die Universitäten seien alleın der Wissen- 
schaft als Selbstzweck verpflichtet. In ihnen reiben sich seit dem 19. Jahrhun- 
dert notwendigerweise die Ansprüche der höheren Berufsausbildung und der 
Wissenschaft. Doch das ist nicht die einzige dauerhafte Konfliktlinie. Eine an- 
dere durchzieht die Wissenschaft selbst. Denn die Ausrichtung auf Berufsaus- 
bildung hat Rückwirkungen auf das wissenschaftliche Wissen. Es dient der 
Herrschaftsausübung: es wird das Sachwissen und die Form des Wissens erar- 
beitet und vermittelt, das diejenigen benötigen, die in Wirtschaft, Politik, Ver- 
waltung Aufgaben des Kommandos, der Führung, der Hierarchie und des Ge- 
winns wahrnehmen, die sich in hohen und Herrschaftspositionen reproduzie- 
ren. Herrschaft unter kapitalistischen Bedingungen wird mittels Wissen ausge- 
übt. Dies zieht die wissenschaftliche Rationalität in Mitleidenschaft. Wissen- 
schaft wird auf ein formales Rüstzeug der Beweisführung reduziert; das Wissen 
wird zum objektivierenden und von der Erfahrungen abgespaltenen Wissen, 
wertneutral und ohne reflexiven Einbezug der Praxis dieses Wissens selbst. 
Dementsprechend stellt sich die Frage, ob hochschulpolitische Entwicklungen 
zur Demokratisierung nicht nur der Hochschule als Institution, zur sozialen 
Öffnung, größerer Verantwortung gegenüber der Gesellschaft, sondern auch 
zur Demokratisierung des Wissens selbst führen. 

Angesichts einer neuen Stufe der technokratischen Hochschulreform sollten 
also nicht hehre humanistische Bildungsideale beschworen werden, die seit 
mehr als einem Jahrhundert schon überholt sind. Vielmehr ist die wissenschafts- 
feindliche Tendenz zu kritisieren, die die hoch Ausgebildeten zu bekennenden 
Funktionsträgern der Macht werden lässt, die sich für die Komplexität der Ge- 
sellschaft blind und taub machen. Es ıst keine neue Erkenntnis, dass mit der 
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Verwissenschaftlichung der Produktivkräfte sich auch der Charakter der Wis 
senschaften geändert hat. Diese sind - wie der SDS bereits in seiner Hochschul- 
denkschrift von 1961 vertrat - grundlegend Bestandteil des gesellschaftlichen 
Produktions- und Reproduktionsprozesses geworden. Strikt erfahrungswissen- 
schaftlich ausgebildete Wissenschaftler wıe Ökonomen oder Ärzte könnten, so 
Habermas schon 1963, in einem technisch-verfügenden Sinn mehr als Wissen- 
schaftler in den Jahrzehnten zuvor. Es komme also zu einem wissenschaftli- 
chen Fortschritt in der Dimension der Beherrschung manipulierbarer Vorgän- 
ge, gleichzcitig aber - Ilabermas konnte sich luer auf vom Institut für Sozial- 
forschung während der 1950er Jahre durchgeführte Studien stützen - werde ge- 
klagt, dass solchen positivistisch orientierten, bloß technisch-instrumentali- 
stisch ausgebildeten Akademikern die Fähigkeit abgehe, sich auf das Handeln 
zusammenlebender Menschen angemessen zu berücksichtigen. Daraus zog 
Habermas die Schlussfolgerung, dass Wissenschaft nicht mehr bilde. 


„Einst konnte Theorie durch Bildung zur praktischen Gewalt werden; heute haben wir es mit 
Theorien zu tun, die sich unpraktisch, nämlich ohne auf das Handeln zusammenlebender Men- 
schen untereinander ausdrücklich bezogen zu sein, zur technischen Gewalt entfalten können“ 
(Habermas 1981: 105). 

Seit den 1960er Jahren wurde versucht, die Hochschulausbildung an die Logik 
bloß technisch-instrumentalistischer Kompetenzen anzupassen: berufsbefähi- 
gender Studienabschluss (heute der BA), Aufbaustudium für an Forschung in- 
teressierte Studierende (heute der MA), Auswahlverfahren derjenigen, die zum 
Aufbaustudium zugelassen werden (in der aktuellen Diskussion noch ergänzt 
um die Auswahl der Studierenden gleich zu Beginn des Studiums), Begren- 
zung der Studienzeit (damals wie heute 8 bis 9 Semester, danach Zwangsex- 
matrikulation, heute Studiengebühr). An diesen Vorschlägen des Wissenschafts- 
rats von 1966 lässt sich erkennen, dass es eine historisch übergreifende Ten- 
denz der Wirtschaft, der Politik, der Wissenschaftsverwaltung und schließlich 
auch vieler Hochschullehrer zur technokratischen Hochschulreform gibt, de- 
ren Mittel und Ziele erstaunlich konstant sind. 

Erstaunlicher noch als die beharrliche Tendenz ist, dass sie sich trotz allem 
nicht in dem gewünschten Maße durchsetzen ließ. Dies hat sicherlich damit 
zu tun, dass es in den 1960er Jahren einen heftigen Protest gegen die techno- 
kratische Hochschulreform gab, der zu einem breiten Bündnis führte, das so- 
zialistische und sozialdemokratische Strömungen ebenso umfasste wie liberale 
und sich auf die proklamierte wirtschaftliche Notwendigkeit stützen konnte, 
sog. Bildungsreserven für eine sich modernisierende Volkswirtschaft zu er- 
schließen. Um ein solches Interesse konsensfähig zu machen und ein Bündnis 
herzustellen, kam es zu der Formel von der Bildung als Bürgerrecht, die ernst- 
haft und mit Überzeugung wahrscheinlich nur von wenigen Kräften vertreten 
wurde. Schon bald, mit den ersten Anzeichen der Wirtschaftskrise Anfang der 
1970er Jahre rückte auch die SPD - mit wenigen Ausnahmen - vom Ziel einer 
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demokratischen Hochschule wieder ab: Studienförderung, Stipendien, Betreu- 
ungsverhältnisse - all dies wurde durch die einsetzende Sparpolitik entschieden 
unter Druck gesetzt. Insgesamt aber gab es an den Hochschulen und in der 
Politik Kräfte, die dem technokratischen Streamlining entgegenstanden. Heute, 
mit dem neoliberal konzipierten Umbau der Gesellschaften, erscheinen dafür 
die Bedingungen günstiger. Kritische Strömungen an den Hochschulen sind 
geschwächt. Für die Öffnung der Hochschulen gibt es weiterhin einen Bedarf, 
aber das zu fordern ist nicht mehr so spektakulär wie in den 1960er Jahren und 
wird der erklärten Absicht nach von allen Kräften geteilt. Auch wenn die sc- 
lektiven Strukturen des deutschen Bildungssystems nicht wirklich geändert 
werden, ist das wohlfeile Bekenntnis dazu, die vorhandenen Begabungsreser- 
ven für das Wohl Deutschlands bis zum letzten Mann und zur letzten Frau zu 
erschließen, weit verbreitet. Waren die technokratischen Reformpläne nicht dı- 
rekt durchsetzbar, so wurde offensichtlich mit den Vereinbarungen des GATS 
und mit der Absprache von Bologna, die eine Privatisierung und Vereinheitli- 
chung auch der Hochschulausbildung durchführbar machen, ein Weg gefun- 
den. Denn die Globalisierung darf genauso wenig wie die europäische Integra- 
tion ın Zweifel gezogen werden: im ersten Fall soll es sich um einen unverän- 
derbaren Sachzwang handeln, im zweiten Fall wird behauptet, dass es sich um 
eine den Nationalismus überwindende Perspektive zum Wohle der Menschen 
in Europa handele, die durch die Integration vor den Risiken der Globalisie- 
rung geschützt würden. Dabei setzen sich die Härten der Globalisierung in 
Europa als Europäisierung um - und die Globalisierung ist selbst eın von der 
EU forciertes Projekt. 

Vieles von dem, was Habermas, der SDS und andere Kritiker in den 1960er 
Jahren dem Projekt der technokratischen Hochschulreform entgegenhielten, 
ist heute so aktuell wie damals. Heute wıe damals geht es nicht um die Be- 
schwörung eines idealistischen Bildungskanons, sondern darum, ob die Aus- 
bildung an den Hochschulen selbst gut ist - gut in einem wissenschaftlichen 
Sinn, mit Blick auf die zukünftige Berufspraxis, auf die habituellen Eigenschaf 
ten der Individuen, ihre Reflexivität, ihre Fähigkeit zur Kritik und zur egalıtä- 
ren Teilnahme an einer demokratischen Gesellschaft. 


Wissenschaftlichkeit als Habitus 


Bei wissenschaftlicher Ausbildung geht es auf der ersten Stufe um die Vermitt- 
lung und Aneignung von Wissen. Doch Wissen ist ein Verhältnis, das auch 
das Verhältnis zu diesem Wissen einschließt. Ein Gradmesser für den Stand 
der universitären Ausbildung ist, ob die Studierenden über diese mechanische 
Aneignung des Wissens hinausgelangen, das ihrem Alltagsverstand wie ein 
Fremdkörper als ein legitimes Wissen hinzugefügt wird, das sie aber verachten, 
weil es ihnen wie Schulwissen nur Anstrengung abverlangt. Ein Wissen, das sie 
akzeptieren, solange es ihren konventionellen Vorstellungen entspricht - etwa 


500 Alex Demirovic 


wie bei jenem Studenten, der in einer Mailingliste zu Kritischer Theorie gegen 
Marx das „Argument“ vorbrachte, dieser seı nicht überzeugend, weil er nicht 
an Gott glaube -, das sie ablehnen, wenn es sich gegen diese wendet und krıi- 
tisch bearbeitet. 

Wissensaneignung ist ein aktiver Vorgang. Wissen wird nicht gleichsam neutral 
konsumiert, so dass es nach dem Konsum verzehrt und der Vorgang gleich- 
sam abgeschlossen wäre. Wissen wird im Prozess der Aneignung nicht ver- 
braucht, sondern re-produziert, also erzeugt, erhalten, umgearbeitet, erweitert. 
Etwas gilt als Wissen, weil es gesellschaftlich als Wissen definiert ist - ein Wis- 
sen kommt nicht allein. Es lässt sich als Wissen aneignen, weil die Individuen 
schon über Wissen verfügen, sich Relevanzkriterien und Koordinaten angeeig- 
net haben, die ihnen helfen, neugierig zu sein, vorhandenes und neues Wissen 
zu erschließen, es eigenständig zu reproduzieren und schließlich auch kreativ 
weiter zu entwickeln. Diese Gesellschaftlichkeit und Dialogizität des Wissens 
hat für das Individuum eine wichtige Konsequenz. Auch noch in der Form 
einer ganz simplen technisch-mechanischen Ausbildung ist das Moment der 
Formierung des Individuums enthalten - in diesem Grenzfall wird das Indivi- 
duum selbst die Bildung nur als bloße Anwendung ohne die Erfahrung der 
freien und kreativen Intellektualität praktizieren. Immer, in wie reduziertem 
Maße, bildet sich die Fähigkeit der Welterschließung; am negativen Pol bleibt 
diese eng begrenzt und stützt sich hilfesuchend auf autoritative Vorgaben, am 
positiven Pol entfaltet sich die Fähigkeit zu komplexer Erkenntnis und freiem 
Umgang mit der „Welt“, eine Fähigkeit, die als Autonomie bezeichnet wird 
und die Gestaltung dieser „Welt“ mit einschließt. Das Wissen geht also - 
wenn auch in unterschiedlichem Maße - in die Orientierungen der Individuen 
ein und wird ein konstitutives Element ihrer Identität. Es prägt ihre Haltung, 
ihre Neigungen, ihre Fähigkeit zur Erschließung, Ausdeutung, Aneignung und 
Gestaltung von „Welt“. Bildung durch Wissenschaft meint in diesem Sinn die 
Fähigkeit, sich reflexiv, offen und kommunikativ, lernend, problemorientiert, 
kritisch und fallibilistisch zu verhalten: das, was ich jetzt für richtig halte, 
könnte sich im Licht neuer Einsichten, Tatsachen, Überlegungen als falsch 
erweisen, Diskussionen mit anderen tragen zur Identität der eigenen Person 
beı und können sie auf überraschende Weise verändern, indem sie die Rele- 
vanzgesichtspunkte, die Mafsstäbe, die Themen, die Haltung verändern. In’ der 
Logik und Dynamik von wissenschaftlicher Bildung ist impliziert, dass wir ein 
fachspezifisches Wissen und die damit verbundenen Muster fachlicher Orien- 
tierung gleichfalls in der Lage sind zu problematisieren - bis hın zur wissen- 
schaftlich grundlegenden Frage danach, welche Bedeutung ein besonderes 
fachliches Wissen im Zusammenhang mit anderem Wissen und gesellschaftli- 
chen Prozessen und ihren Problemen hat. Wissenschaftliche Bildung meint al- 
so nicht die mechanische Kenntnis eines für legitim und für überlegen gehal- 
tenen Wissens, das den Alltagsverstand abspaltet und unberührt lässt, sondern 
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ein Wissen, das die Erfahrungen der Individuen begrifflich erschließt. Es he- 
deutet, sich reflexiv der Erfahrung dieses Wissens, seiner Praxis ebenso zuzu- 
wenden wie dem Alltagsverstand, aber nicht, um in ihm das Prinzip der Fr- 
kenntnis zu finden, sondern ihn fortzuentwickeln und zu befähigen, sich Ar- 
gumente durch eigenes problemorientiertes Nachdenken oder durch systema- 
tische Forschung - also offene Kenntnisnahme der wissenschaftlichen Literatur 
und Diskussion zu einem Thema - zuzueignen, Probleme konsequent zu 
durchdenken und sich dabei nicht davor zu erschrecken, gegen Konventionen 
und Tabus zu verstoßen. 

Diese Fähigkeiten sind nicht allein für diejenigen von Bedeutung, die in Wis- 
senschaft und Forschung arbeiten - und mit dem positivistischen Wissen- 
schaftsverständnis, das heute ja verbreitet vorhertscht, finden sie sich dort gar 
nicht so häufig. In einer verwissenschaftlichten Gesellschaft müssen auch die- 
jenigen, die in Wirtschaft, Politik, Verwaltung, Medien beruflich tätig sind, die 
Fähigkeiten besitzen, sich systematisch und gestützt auf wissenschaftliche Ar- 
gumente komplexe Zusammenhänge zu erschließen. Nichts ist schädlicher als 
wissenschaftliche Halbbildung: also zu denken, das Studium diene nur dem 
Erwerb eines Diploms und dann komme das wirkliche praktische Leben, das 
mit Theorie nichts mehr zu tun habe. Wissenschaftliches Nachdenken abweh- 
rend, glauben viele zu wissen, was die Hochschule ist: abstraktes, schwieriges 
Buchwissen, das man mit dem Schritt ins Berufsleben ein für allemal hinter 
sich lassen könne. Das wird ihnen von Teilen der Wirtschaft ebenso wie von 
Professoren gleich auf der ersten Orientierungsveranstaltung zu Beginn des 
Studium ja so auch nahegelegt, denen wichtiger ist, deutlich zu machen, dass 
Hochschulen Schulen sind als der Möglichkeit nach Universitäten. Doch ıst 
das eine gefährliche Haltung, ım Prinzip wissenschaftsfeindlich und antiintel- 
lektuell, denn sie entspricht einem Mangel an Fähigkeiten zur systematischen 
und kommunikativen Problemlösung und im Umgang mit Komplexität. Viel- 
leicht würde man sagen, das sei kapitalkonform. Da jedoch der Produktions- 
apparat selbst komplexe Anforderungen stellt, ist das keineswegs von vornher- 
ein klar; und zudem muss eine kritische Perspektive daran interessiert sein, 
dass die Verantwortungsträger für komplexe Argumente offen sind und prob- 
lembewusste und nicht allein korporative und destruktive Strategien verfolgen, 
wie sie mit der Orientierung am Shareholder Value verbunden sind. Das gilt 
auch für die Ausbildung demokratischer und kritischer Individuen - erklärtes 
Ziel der Hochschulgesetzgebung. Findet sich also eine solche halbgebildete 
Haltung bei Individuen, ist dies ein Hinweis darauf, dass die Hochschulbil- 
dung im Prinzip gescheitert ist. Die Individuen haben wohl ein Zertifikat er- 
halten, aber nichts oder wenig verstanden. Was sie erworben haben ist Halb- 
bildung, die sie voller Ressentiment gegen die Hochschule und gegen die 
Theorie einstimmt - und die sie auch im Beruf dumm und zum konformen 
Instrument dessen werden lässt, was zu tun ist. Das Wissen selbst nimmt eine 
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konformistische Gestalt an und erlaubt sich schon gar nicht, sich selbst, dem 
Denken und der freien Kommunikation zu überlassen. Sorgfältig werden die 
Tabus des Sagbaren verhängt: durch Begriffe, durch Verfahren, durch instituti- 
onelle Arrangements. 


Neoliberale Halbbildung 


Von solch einem Wissens- und Bildungskriterrum aus möchte ich auf einige 
der Konsequenzen hinweisen, die die gegenwärtigen Veränderungen der Hoch- 
schulen mit sich bringen. Zu befürchten ist, dass die aktuellen Veränderungen 
der Wissenschaftlichkeit schaden und eine Haltung kalter, neoliberaler Halb- 
bildung gefördert wird. Obwohl Reformen dringend notwendig und sinnvoll 
sind, werden die gegenwärtig verfolgten Pläne, die Auswahl der Studierenden 
durch die Hochschulen, Studienzeitverkürzung, Studiengebühren, Umstellung 
auf BA- und MA-Studiengänge, Förderung von Spitzenuniversitäten vielfach 
kontraproduktiv wirken, zu einer weiteren Aushöhlung und Verschulung der 
Hochschulen führen und gerade damit das schädigen, wofür sie institutionell 
eigentlich geschaffen und aufrechterhalten werden: die Wissenschaften und ıh- 
re Qualität. Besonders lässt sich dies auch an den Überlegungen zur Bedeu- 
tung von Spitzenwissenschaft und Spitzenuniversitäten festmachen. 

Die Reorganisation des Studiums umfasst mehrere Ziele. Das Studium soll 
früher aufgenommen und kürzer werden. Absicht ist es, dass die Hochschul- 
reife ein Jahre früher erworben wird. Liegt die durchschnittliche Studiendauer 
heute bei etwa 12-13 Semestern, so soll sie auf 8-9 Semestern gesenkt werden. 
Damit verjüngen sich die Absolventen, die Hochschulausbildung wird billiger 
- und relativ um so mehr, wenn auch noch die Lebensarbeitszeit ausgedehnt 
wird. Studiengebühren sollen den Druck erhöhen und zu Kostenbewusstsein 
und zu einem disziplinierten Studienverhalten führen. Ein gerafftes und an ci 
nem berufsbefähigenden Abschluss orientiertes Studium verspricht auch, ein 
anderes Problem zu lösen. Die Rate der Studienabbrecher ist hoch (im Bun- 
desdurchschnitt etwa 25%) und kann je nach Bundesland, Hochschule und 
Studienfach bis zu 75 Prozent und höher reichen. Dies wird häufig mit fal- 
schen Studienorientierungen, mit einer von der Hochschule verschuldeten 
Desorientierung der Studierenden oder dem Desinteresse an ihnen erklärt. Das 
ist für die Hochschulen teuer, weil sie auf höhere Zahlen von Studierenden 
ausgelegt sind, als tatsächlich studieren. Studiengebühren sollen hier eine ab- 
schreckende Wirkung erzielen und dazu führen, dass die Zahl der „Karteilei- 
chen“ sinkt, also derjenigen, die wegen einer Reihe von Vergünstigungen wie 
Semesterticket oder Krankenversicherung eingeschrieben sind. Die hochschul- 
politische Diskussion zielt also nicht darauf, für diese Studierenden das Studi- 
um attraktiver zu gestalten: durch Freiräume kreativen Lernens, durch finan- 
zielle Absicherung, gute Betreuungssituationen und überschaubare Lehrveran- 
staltungen. Unter dem Anschein der Chancengleichheit werden de facto die 
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sozial selektiven Auswahlmechanismen bis in die Hochschulen kineingetrie- 
ben. Doch kommt es nicht nur darauf an, wie viele eines Jahrgangs Studieren- 
de werden, wichtiger noch ist, diese Studierenden dann auch zu einem Stu- 
dienabschluss zu motivieren. Dem steht entgegen, dass viele der Studierenden 
quasi Erwerbstätige sind, um das Studium finanzieren zu können. Gelegentlich 
wird die Ursache für die Erwerbstätigkeit in den Präferenzen der Studierenden 
gesehen, die am hohen Konsumniveau teilhaben, sich also nicht auf die Aske- 
se des Werkstudententums der 1950er Jahre einlassen wollen. Zum einen dürf- 
te dem ein wirklicher materieller Bedarf entsprechen; zum zweiten stellt sich 
für viele Studierende der Sachverhalt wohl auch so dar, dass es zwischen Stu- 
dienphase und Berufsleben ohnehin keine relevante Differenz mehr gibt, so 
dass auch der Verzicht als nicht sinnvoll gilt. Dies ist um so mehr der Fall, 
wenn die Öffentlichkeit das Studium immer weniger als eine gesellschaftlich 
sinnvolle Tätigkeit begreift, bei der die Studierenden eigentlich unterstützt 
werden müssten. Während die Bildungsrendite sinkt, gilt heute nicht mehr, 
dass Studierende gefördert werden und alle die reale Möglichkeit der Bildung 
haben sollen. Gerade, wo die Bildungsexpansion gewisse Erfolge zu haben 
scheint und endlich Angehörige der unteren Mittelklasse und der Arbeiterklas- 
se studieren konnten, wird der Sachverhalt in der aktuellen politischen Rheto- 
rik umgekehrt und zum Anlass für Vorwürfe im Namen der sozialen Gerech- 
tigkeit erhoben: den Mittelklassen würde durch die Arbeiterklasse das Studium 
finanziert, dieses sei frei, während für den Kindergarten eine Gebühr gezahlt 
werden müsse. Anstatt nun auch die Kinderbetreuung kostenlos zu ermögli- 
chen, werden entsprechende Maßnahmen ergriffen, solche materiellen Fort- 
schritte rückgängig zu machen. Eine der Konsequenzen der Einführung von 
Studiengebühren könnte also ein Rückgang der Studierendenzahlen sein - es 
wird geschätzt, dass mit der Einführung von Studiengebühren für Langzeitstu- 
dierende in Nordrhein-Westfalen mehrere zehntausend Studierende das Studi- 
um abbrechen. Industrie und Finanzgewerbe rechnen ausdrücklich mit Stu- 
diengebühren und setzen sich für sie massiv ein (DIHT 1996; Foders 2003). 
Denn sie möchten als neue Produkte Bildungssparen oder Bildungsversiche- 
rungen anbieten, mit denen die Finanzierung in den Familien schon frühzeitig 
vorbereitet wird. Neoliberale Keynesianer versprechen selbstverständlich ein 
unterstützendes Stipendium (Wagner 2004). Doch das Stipendium ist eın re- 
striktives Steuerungsinstrument, dass dem Staat das Mittel gibt, den Zugang zu 
den Hochschulen nach Belieben zu erweitern oder zu verengen - mit Demo- 
kratie und Wissenschaft hat das gar nichts zu tun. Für Angehörige der unteren 
und mittleren sozialen Klassen hat diese Entwicklung die Folge, mit erhebli- 
chen finanziellen Belastungen in das Berufsleben einzutreten - wenn sie über- 
haupt noch an das Studium denken können. Gerade für die Zeit des frühen 
Erwerbslebens mit eher niedrigem Einkommen entstehen damit große Ver- 
pflichtungen und Einschränkungen. Die Familiengründung und der Kinder- 
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wunsch werden vermutlich noch weiter in den Hintergrund treten. Dies liegt 
auch deswegen nahe, weıl die Berufsbiographien auch weiterhin eher instabil 
bleiben, die Berufstätigkeit eine große Priorität hat und die Erwartungen der 
Arbeitgeber hoch sind und weil das Studium auf die Rente nicht mehr ange- 
rechnet wird und auch in anderen Hinsichten die Belastungen für die Indivi- 
duen deutlich steigen, die sie einkalkulieren müssen: Krankenversicherung, priva- 
te Altersvorsorge, Kosten für Kinderbetreuung, Schule, Freizeit (man denke an 
öffentliche Bibliotheken oder Schwimmbäder, die dem Rotstift zum Opfer fal- 
len). Mit Sicherheit wird dies zu Abwägungen führen, ob ein Studium hin- 
sichtlich der Einkommensdifferentiale und der Beschäftigungssicherheit noch 
lohnt. Gleichzeitig wird man darauf immer weniger verzichten können, weil es 
gegen Arbeitsmarktrisiken immer noch besser schützt als andere Ausbildun- 
gen. Dies führt zu einem kostenbewussten, effizienzorientierten, instrumenta- 
listischen Studienverhalten in den arbeitsmarktnahen Fächern. Ironischerweise 
wird dies als Kontrolle durch die Studierenden gelobt - als Konsumenten sol- 
len sie etwas dürfen, was ihnen als demokratische Mitbürger der Hochschule 
immer verwehrt wurde. Das ökonomisierte Studienverhalten birgt die Gefahr, 
dass es sich von Wissenschaftlichkeit, vom Gegenstand und der Erfahrung 
komplexen, begrifflichen Denkens und Forschens immer weniger mehr packen 
lässt - denn inneres Engagement würde nur zur Verlangsamung führen. 

Auf diese instrumentalistische Haltung, die häufig zu einem freerider-Verhalten 
der Studierenden führt, reagieren die Hochschullehrer mit weiterer Verschu- 
lung der Lehrpläne, rigiden Lehrformen, abgepackten, „modularisierten“ Lern- 
einheiten. In Erwartung, manche ihrer Probleme lösen zu können, greifen sie 
gleichsam freiwillig auf etwas zurück, was ihnen von oben ohnehin vorge- 
schrieben wird und erleichtern damit den herrschenden bildungspolitischen 
Kräften die Durchsetzung ihrer Reorganisationsstrategien. Obwohl die Studie- 
renden das ihnen aufgeherrschte Selbstbild haben, sich clever zu verhalten, 
werden sie de facto um das Studium in zunehmendem Maß betrogen, und es 
wird sich bei ihnen aufgrund der abschreckenden Erfahrung, dass es auch an 
den Universitäten nur um langweilige Pflichtveranstaltungen, Scheine und Ex- 
amına geht, eine antiakademische Haltung und wissenschaftliche Halbbildung 
breit machen. Diese kontraproduktive Wirkung wird durch zahlreiche Mecha- 
nismen, die gegenwärtig mittels Bildungspolitik in den Prozess der 
wissenschaftlichen Ausbildung eingefügt werden, noch verschärft. Einige 
davon will ich ansprechen. 


a) Das Studium wird für die deutlich jüngeren Studierenden mit dem BA auf 
sechs bis acht Semester verkürzt. Es ist von vornherein auf einen berufsquali- 
fizierenden Abschluss angelegt. Das ist selbst schon eine Botschaft, nämlich: 
nehmt die Hochschule als Lebenssituation nicht so ernst, die intellektuellen 
Erfahrungen hier sind nicht bedeutungsvoll, sie sind nur Mittel zum Zweck 
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des Erfolgs auf dem Arbeitsmarkt. Die Notwendigkeit eines kritisch-wissen- 
wrr 1 1 1 A 


schaftlichen Verständnisses der „Welt“ wird nicht vermittelt - so bleibt der All 
tagsverstand von einer manchmal guten Sachausbildung abgespalten, er bleibt 
naiv, häufig sogar religiös. Der Lehrstoff wird modularisiert, d.h. ziemlich rigı- 
de in einen vorstrukturierten, zielorientierten Lehrplan eingebaut und vielfach 
wiederholt. Den Studierenden wird die Erfahrung einer freien, akademischen, 
wissenschaftlich orientierten Diskussion faktisch vorenthalten. Alles spricht 
für eine Verstärkung der gegenwärtigen Tendenz, dass die Studierenden 20 und 
mehr Stunden pro Woche belegen müssen. Daneben müssen sie noch Geld 
für ihren Lebensunterhalt verdienen. Zu einer inhaltlichen Vorbereitung kom- 
men sie nicht oder kaum. Eine ganz wesentliche Lernerfahrung können sıe nicht 
machen, nämlich die freie, auf Inhalte zielende Diskussion mit ihren Kommı- 
litonen. Dazu gehört auch die Erfahrung des impliziten Lehrplans, der häufig 
die Lehre der HochschullehrerInnen und die Interessen der älteren Studieren- 
den lenkt, sich jedoch in den offiziellen Lehrveranstaltungen nicht direkt ab- 
bildet. Um diese informellen curricularen Kenntnisse zu bekommen - also: wel- 
che Autoren, Bücher und Aufsätze sind wichtig, welche Argumente sind be- 
deutsam, wer gibt die relevanten Stichworte? - fehlt die Zeit, einfach drauf los 
zu lesen und zu diskutieren; es fehlen Kontexte wıe Tutorien oder Arbeits- 
gruppen. Es fehlt schließlich auch so etwas wie die Möglichkeit, eine Art Ge- 
gencurriculum zu entwickeln. Es gehört jedoch zu den fruchtbaren wissenschaft- 
lichen Lernerfahrungen von Studierenden, dass sie selbst informelle Arbeitszu- 
sammenhänge bilden können, die die offiziellen Lehrveranstaltungen gleich- 
sam nur noch als Anlaufstelle nutzen. Aus solchen Erfahrungen erwachsen 
langwirkende Impulse für das weitere Studium, die Forschung und den Beruf. 


b) In Zukunft sollen die Studierenden von den Hochschulen nach Gesichts- 
punkten ihrer Leistungsfähigkeit ausgewählt, Studienplätze deswegen auch in- 
ternational ausgeschrieben werden. Dies soll eine Verbesserung des Niveaus 
bringen, die Exzellenten sollen auf diese Weise in besonderer Weise gefördert 
werden. Gegen eine Förderung von Befähigten lassen sich keine sinnvollen 
Einwände erheben. Allerdings stellt sich die Frage danach, wie diese Förderung 
geschieht und nach welchen Kriterien welche Personen, zu welchem Zeitpunkt 
und in welchen Fachgebieten gefördert werden. Die Bundesrepublik hat ja 
schon seit langem eine Exzellenzförderung und macht damit keineswegs posı- 
tive Erfahrung. Seit vielen Jahren werden die schulisch „Besten der Besten“, al- 
so diejenigen mit den besonders guten Abitursnoten, in solche Studienfächer 
wie Medizin gelenkt. Dies würde ja nahe legen, dass die deutschen Universitä- 
ten besonders avancierte Forschung machen würden. Das ist faktisch jedoch 
nicht der Fall, faktisch wird vielmehr bei Eltern und Studierenden ein beson- 
derer Ehrgeiz geschaffen, einen bestimmten Notendurchschnitt zu bekommen, 
um den Arztberuf wählen zu können. Der Arztberuf selbst war lange Zeit eine 
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Art Lizenz, Geld zu drucken. Die erwarteten Einkommen führen zu einer Ver- 
zerrung bei der Rekrutierung, denn nun orientieren sich an diesem Fach auch 
diejenigen, die durch sehr gute Noten den Eindruck vermittelt bekommen, sie 
sollten dieses Fach studieren, weil es allein ihrer Leistungsfähigkeit zu entspre- 
chen scheint. Daneben versuchen viele auch, von dem hohen symbolischen 
Wert zu profitieren, indem sie große Umwege und Mühen in Kauf nehmen: 
lange Wartezeiten bis zur Zulassung, Studium im Ausland etc. Ein Noten- 
durchschnitt von 1,0 und dann die Entscheidung für ein Lehramtsstudium für 
Primarschule widerspricht der herrschenden Sicht auf die Hierarchie der Fä- 
cher. Die SPD hat den Begriff der Elite schnell fallen lassen. Doch „Elite“ wä- 
re ehrlicher. Denn genau darum handelt sich: Elite als die soziale Auswahl de- 
rer, die allein deswegen, weil sie oben sind, auch meinen, dass sie ein Recht 
darauf haben, und die sich glauben machen können, gut und spitze zu sein, 
weil sie die Definitionsmacht darüber haben, was gut und spitze ist. 

Gerade an einem solchen Rekrutierungsmechanismus lässt sich ablesen, dass 
die Frage der besonderen Befähigung kompliziert ist. Denn die politische Auf 
merksamkeit konzentriert sich gegenwärtig auf wenige Fachgebiete und Kom- 
petenzen oder Begabungen - mehr oder weniger offen solche, die technologisch- 
naturwissenschaftlich von Bedeutung sind. Viele Kompetenzen humanwissen- 
schaftlicher Fachgebiete, auch soziale Begabungen wie Schlichtungs- oder Frie- 
densfähigkeit, kooperatives oder Kommunikationsverhalten werden wenig 
bedacht. Für die gesellschaftliche Organisation ist das allerdings keineswegs 
unwichtig. So zeigen Untersuchungen, dass Frauen, weil sie sich weniger ris- 
kant verhalten, die erfolgreicheren Anlegerinnen an der Börse sind und Unter- 
nehmen langfristig besser führen. Männliche Führungskräfte setzen auf riskan- 
te, monologische Entscheidungsstile und lösen Unternehmensprobleme dann 
auf Kosten von Belegschaften. Gerade deutsche Manager sind bekannt für ihre 
Neigung, den Shareholder Value durch Entlassungen zu steigern. Es ist in die- 
ser Hinsicht interessant, dass zumeist nicht nach der Qualität der Ausbildung 
von Verantwortungsträgern in den Unternehmen gefragt wird, so als seien die 
Folgen der PISA-Studie nicht vielleicht auch hier festzustellen. Bei den be- 
kannteren Managern scheint der Hinweis auf den Besuch eines bestimmten 
Internats oder einer international anerkannten Hochschule als Ausweis von 
Qualifikation zu gelten. 


c) Bleiben wir noch für einen Moment bei diesem Gesichtspunkt der Spitzen- 
förderung, dann stellt sich auch die Frage, was diese Art der Auswahl wohl für 
weitere Folgen haben wird. Spitzenuniversitäten wie Harvard oder Stanford 
erwerben sich ihren Ruf über lange Zeiträume. Sie verfügen über viel Geld und 
können sich deswegen renommierte Wissenschaftler auf dem Weltmarkt „kau- 
fen“. In der Folge solcher Investitionen aber muss eine Universität öffentlich- 
keitswirksam ihre Reputation stilisieren, sich also hochreden. Denn am Re- 
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nommee hängt, dass Studierende viele hunderttausend Dollar bis zum Erwerb 
eines PhD zu zahlen bereit sind- in der Erwartung, dass sie aufgrund des 
Renommees der Hochschule tatsächlich auch entsprechende Berufspositionen 
erwerben können. Die Qualität wissenschaftlicher Inhalte dürfte auch hier nur 
eine untergeordnete Rolle spielen. Es langt der Effekt von des Kaisers neuen 
Kleidern: so lange nur alle glauben, dass Ivy-Ligue-Absolventen oder Hoch- 
schullehrer etwas Besonderes sind, wird sich dieser Effekt der Reputation wie- 
derum auch einstellen. In der wissenschaftlichen Wirklichkeit führt dies häufig 
zu Enttäuschungen hinsichtlich des feststellbaren Niveaus von Studierenden 
und Professoren aus diesen Universitäten, berührt aber das durch komplexe 
Machtmechanismen erzeugte Definitionsmonopol dieser Universitäten auf gu- 
te Wissenschaft nicht wirklich. Wissenschaft wird übermäßig geprägt von Prä- 
tention, deren Geltung mittels der Macht der herrschenden sozialen Klasse 
durchgesetzt wird - die unter anderem herrschende ist, weil sie Definitions- 
macht über Wissenschaft ausübt - und die in der Öffentlichkeit die Aufmerk- 
samkeit monopolisieren kann - was aber mit der Wirklichkeit wissenschaftli- 
cher Forschung und Diskussion wenig zu tun hat. 

Zu bemerken ist allerdings auch, dass gute und Spitzenleistungen an solchen 
Universitäten tatsächlich möglich werden, weil es gute und stabile Umstände 
gibt. Gute Leistungen lassen sich nicht einfach planen, sie ändern sich nach 
Zeit, Ort und Personenkonstellation. Es braucht die Bereitschaft, auch Zeit 
und Geld zu verschwenden. Nicht nur Professoren sind wichtig, auch Mitar- 
beiter, auch Studierende - und das soziale und zahlenmäßig richtige Verhält- 
nıs zwischen ihnen. Manchmal sind es auch nur einzelne WissenschaftlerIn- 
nen, die für sich gute Arbeitsbedingungen brauchen. Es braucht stabile Ar- 
beitsbedingungen, die Möglichkeit, sich ausführlich und mit langem Atem mit 
bestimmten Fragen und unter kontinuierlichen Einbeziehung der Studieren- 
den auseinander zu setzen. An deutschen Universitäten jedoch werden Hoch- 
schullehrer immer mehr zu Lehrern, die standardisiertes Wissen vermitteln - 
und mehr noch wird dies mit der Modularisierung des Lehrstoffs der Fall sein. 
Der Effizienz wegen muss alles die didaktisch geeignete Form annehmen - so 
dass Didaktik zu einem Mittel der wissenschaftlichen Zensur wird, denn häu- 
fig sind Wissenschaftler umständlich und spleenig oder nicht zuletzt der Sache 
wegen auch schwer verständlich. Didaktik erlaubt auch dem letzten wissen- 
schaftlichen Einfaltspinsel noch, mitzureden und aus seinem Unverstand eine 
Tugend gegen die Wissenschaft zu machen. Aber anderes ist schlimmer: Die 
ständig neu abverlangten Strukturpläne, Studienordnungen oder BA- und MA- 
Studiengänge, die mit großem Zeitaufwand von HochschullehrerInnen erar- 
beitet werden müssen, die Berücksichtigung immer neuer Benchmarks, der 
Aufwand an Verwaltungsarbeit, Drittmitteleinwerbung, die große Zahl der 
Studierenden, die betreut und geprüft werden müssen - und wegen der großen 
Zahl gleichzeitig nur schlecht betreut werden können -, die neu eingeführten 
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Anfnahmegespräche, Gutachten und ein leerlaufender Veräffentlichungszwang 
schränkt die Möglichkeit der Wissenschaftler zur wissenschaftlichen Arbeit 
eın. Das alles spricht dafür, dem Zauber einer wenig greifbaren, auf öffentli- 
chen Aufmerksamkeitsmechanismen beruhenden Reputation zu misstrauen, 
die sich auf wenige Universitäten oder Wissenschaftler konzentriert und damit 
verhindert, die Qualität in der vielfältigen Praxis wissenschaftlicher Arbeit ü- 
berhaupt erst einmal wahrzunehmen, zu würdigen und dann auch zu fördern. 
Was es geben wird, und wofür auch schon plädiert wird, ıst eine Spreizung, 
Ungleichheit und cin Wettbewerb unter den Hochschulen - mit allen negatı- 
ven Folgen für die Wissenschaft selbst. Wenn es überhaupt noch Wissenschaft 
geben wird, angesichts der Fülle an extrafunktionalen Tätigkeiten und Ver- 
pflichtungen, die zur wissenschaftlichen Arbeit keine Zeit mehr lassen, dann 
nur noch für sehr wenige. 


d) Die Art, wie das Thema der Spitzenförderung in Deutschland aufgekom- 
men ist, führt sofort zu der Frage, wie das institutionelle Nebeneinander von 
ausgewählten und normalen Studierenden arrangiert werden wird. Auch die 
Ausgewählten durchlaufen wie die anderen den BA-Studiengang. Zunächst 
stellt sich die Frage, wofür sie ausgewählt werden - vielleicht sollte es Sinn 
machen, die Besten gar nicht für die Wissenschaft, sondern für die Schule, das 
Parlament oder die Wirtschaft zu rekrutieren. Oder will man ohnehin einfach 
sagen, dass nur die Besten eben die Besten für die Wissenschaft sind? Aber 
gibt es solche Besten an sich? Wieso weiß man dies schon zu Beginn des Stu- 
diums bei der Auswahl? Sind gute Schulnoten oder ein erfolgreiches Auswahl- 
gespräch Zeichen für die Befähigung zu einer lebenslangen wissenschaftlichen 
Arbeit? Die Erfahrung lehrt, dass viele WissenschaftlerInnen erst im Laufe ei- 
nes Denk- und Lernprozesses im Studium, manchmal sogar erst nach dem 
Studium, in sich die Neigung spüren, wissenschaftlich zu arbeiten. Diese Mög- 
lichkeiten werden abgeschnitten. 

Wenn es sich um die Besten handeln sollte, dann ist eine weitere Frage, wel- 
che Gratifikationen sie bekommen, um sie zu motivieren und an den Univer- 
sitäten zu halten: höhere Einkommen, stabile Beschäftigungsverhältnisse, gute 
Arbeitsbedingungen, höhere symbolische Wertschätzung? Wie jedoch können 
sie in der Wissenschaft gehalten werden, wo doch Wissenschaft an den Hoch- 
schulen kaum noch möglich und die Bezahlung relativ schlecht ist? Woher 
könnten für Wissenschaftler wohl solche Anerkennungen und förderlichen 
Arbeitsbedingungen kommen? An Geld wird gespart. Die symbolische Aner- 
kennung wissenschaftlicher Arbeit fällt knauserig aus - es geht ja vor allem um 
ökonomische Gesichtspunkte: dem Standort und der Wettbewerbsfähigkeit 
dienen. So gesehen gewinnt man für die Wissenschaft zunächst diejenigen, die 
wirklich Spaß daran haben - denen allerdings der Spaß ausgetrieben wird 
durch immer mehr Belastung durch Verwaltung und Management - und sol- 
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che, die eben einfach eines mitteimäßigen Jobs wegen bleiben, in der nüchter- 
nen Erwartung, dass sie anderswo nicht besser, sondern vielleicht schlechter 
dran wären: wissenschaftliche Sachbearbeiter. Die Diskussion erzeugt also ker- 
ne Begeisterung für Wissenschaft und damit neue Begabung für diese Arbeit. 
Bei einer schlechten Rekrutierungskonstellation insgesamt können auch Spit- 
zenuniversitäten wenig ändern: unter den Blinden ist dann auch schon der 
Einäugige König - aber ob das ausreicht, um gute Wissenschaft zu machen? 

Verstärkt wird dies dadurch, dass die erste Studienphase auch die Interessierten 
und Befähigten in BA-, also berufsorientierte und damit wissenschaftsferne 
Studiengänge zwingt. Sie machen keine wissenschaftlichen Erfahrungen und 


verlieren wertvolle Zeit während der Formierungsphase. Zudem studieren sie 
in Lehrveranstaltungen zusammen mit denjenigen, die nicht ausgewählt, son- 
dern zugewiesen werden oder eine Universität eben einfach wählen. Die insti- 
tutionell derart Abgewerteten und Entmotivierten stellen sicherlich kein güns- 
tiges Lernumfeld dar. Dies wirft dann weitere Fragen auf: Werden die Exzellen- 
ten in besonderen Kursen zusammengefasst und isoliert von den Normalen? 
Wer sind die Hochschullehrer, die mit den besonders ausgewählten Studieren- 
den arbeiten? Sind es selbst besonders qualifizierte Hochschullehrer - woran 
entscheidet sich deren Qualität: an Nobel- oder anderen Preisen, an Veröffent- 
lichungen, an Drittmitteln und folglich an ihrer Networkingpraxis? Aber kön- 
nen sie hochqualifiziert sein, wenn sie unter Hunderten von Bewerberinnen 
auswählen, wenn sie Drittmittel einwerben müssen, wenn sie keine Mitarbeiter 
und keine Sekretariate mehr haben, wenn sie Dutzende, wenn nicht Hunderte 
Seminar- und Prüfungsarbeiten korrigieren müssen? Wenn aber solche Hoch- 
schullehrer keine normalen Lehr-, Prüfungs- und Verwaltungsverpflichtungen 
mehr haben, was nötig ist, damit sie besonders qualifizierte Arbeit durchfüh- 
ren können, bedeutet dies eine Vergrößerung des Lehrkörpers oder aber eine 
stärkere Belastung der anderen, weniger renommierten. Dies muss aber 
zwangsläufig die Folge haben, dass schließlich hier das Niveau wegen der ho- 
hen Belastungen deutlich absınkt. Die Spitze wird zur Spitze in einem immer 
stärkeren Maße alleın deswegen, weil die Mehrheit wegen Arbeitsüberlastung 
weniger leistungsstark sein kann. Dies wird zwangsläufig zu einer stärkeren 
Segmentierung der Hochschullandschaft führen, denn die Hochschullehrer 
und Studierenden, die den Ruf haben, zur Spitze zu gehören, werden diesen 
Mechanismus nutzen, um ihre wissenschaftliche Machtposition noch zu ver- 
stärken und institutionell zu untermauern. Denn nun kann ihnen gleichsam 
amtlich bestätigt werden, dass sıe die Besten sind, einfach deswegen, weil sie 
die Professuren an den angesehenen Spitzenuniversitäten inne haben. Dies 
wird nicht zu produktiver Auseinandersetzung, sondern zu neidischer Konkur- 
renz führen, da die Unterlegenen kaum Anlass haben, bessere Leistungen, die 
auf ihre Kosten erzielt wurden, auch noch gutzuheißen. Und Häme wird sich 
einstellen. Denn die Spitze wird nicht Spitze bleiben. Ihr Spitzenniveau be- 
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schaftler in immer stärkerem Maße zu Managern und Organisatoren werden. 
Sie lassen forschen, tun es aber kaum noch selbst. Diese Tendenz wird ver- 
schärft, weil sie wahrscheinlich auch die Auswahl der Studierenden selbst len- 
ken müssen. Noch mehr ihres ohnehin knappen Zeitbudgets wird für Verwal- 
tung beansprucht. Ihre Spitzenposition wird zunehmend eine, die auf admi- 
nistrativer und symbolischer Herrschaft, nicht auf der Qualität überzeugender 
Arbeitsergebnisse beruht. 

Ein Beispiel für die paradoxe Lage ist die Juniorprofessur. Sie wurde einge- 
führt, um jungen Wissenschaftlern die Möglichkeit zu geben, den langen Weg 
zur Professur über die Habilitation zu vermeiden. Sie sollten die Möglichkei- 
ten erhalten, als hochqualifizierte, innovative Wissenschaftler schon nach der 
Promotion eigenständig zu forschen, zu lehren und mit Mitarbeitern zu ko- 
operieren. Plötzlich erscheint im Rückblick die Habilitation nur als schlecht, 
als deutscher Sonderweg. Dabei wird außer acht gelassen, dass Habilitation - 
bei allen Problemen, die sich mit ıhr institutionell verbinden - immerhin die 
Möglichkeit schuf, tatsächlich eigene Forschung relativ unbeschwert von allzu 
vielen universitären Verpflichtungen durchzuführen. Die lange Dauer bis zur 
Professur hat häufig weniger mit der Habilitation zu tun als mit der Knapp- 
heit der Stellen. Denn die Zahl der Professuren an deutschen Hochschulen ist 
ja nicht mit der Zahl der Studierenden mitgewachsen. Es stellt sich die Frage, 
ob die Juniorprofessur hält, was sie verspricht. Dies scheint nicht der Fall zu 
sein (vgl. Keller 2004). Denn während mit der Arbeit an der Habilitation viel 
Zeit für Forschung blieb, sind Juniorprofessoren eingespannt in die umfang- 
reichen Routinetätigkeiten wie Drittmitteleinwerbung, Verwaltung, Gremien, 
Berufungskommissionen, Lehre, Projektarbeit, Betreuung von Prüfungsarbei- 
ten. Im Namen ihrer Autonomie werden junge WissenschaftlerInnen gerade 
gehindert, ihrer Forschungsarbeit nachzugehen; entsprechend ist kaum anzu- 
nehmen, dass von ihnen ein neuer Impuls für Wissenschaftlichkeit ausstrahlt. 


e) Ein weiterer abträglicher Mechanismus ist der der Evaluierung. Evaluierung 
ist ein sehr zeitaufwendiger und kostenintensiver Prozess und führt zu einer 
neuen Art umfangreicher Bürokratisierung zu Lasten der Wissenschaft, zu ei- 
ner Kontroll- und Zensurinstanz, die der eigentlichen wissenschaftlichen Ar- 
beit Geld und Zeit entzieht. Hinzugerechnet werden muss zukünftig auch 
noch die Akkreditierungsbürokratie, die sich bei der Zulassung und Überprü- 
fung von Studiengängen auch auf Evaluierungen stützt. Wie allgemein im Fall 
neoliberaler Politiken findet keine angemessene Erfolgskontrolle statt, die sich 
auch nur an die eigenen Kriterien halten würde - man denke an die neolibera- 
len Experimente ın Lateinamerika, ın Osteuropa und an das Versagen der ent- 
sprechenden Politik. Für die Evaluierung bedarf es der Darstellung der eigenen 
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Tätigkeit, der Forschtingsergebnisse, der Lehrerfolge etc. Davon hängen For 
schungsmittel, eigenes Einkommen, Sekretariatsmittel und Mitarbeiterstellen 
ab. Auch das Gehalt der Hochschullehrer, selbst die Stelle sollen zukünftig an 
die Ergebnisse der Evaluierung geknüpft sein. Evaluierung ist kein einmaliger 
Vorgang, sondern soll regelmäßig stattfinden. Sie ist als Benchmarking-Prozess 
angelegt. Dies bedeutet, dass der Vergleich mit jeweils Besseren nicht aufhört. 
Legt im globalen Wettbewerb eine Hochschule oder Forschungseinrichtung 
die Latte der Kennziffern höher, wird dies als Zielvorgabe verbindlich. Dies 
bedeutet eine Prüfung der Ursachen für deu ıelativen „Misserfolg“ und ent- 
sprechende schnelle Umbauten eines Instituts, der Forschungsausrichtung, des 
Personals. Studiengänge werden abgeschafft, neue eingerichtet, Wissenschaftler 
abgestuft oder entlassen. Dies bedeutet Unsicherheit für die Wissenschaftle- 
tInnen, die gar nicht mehr nach eigenen, langfristig angelegten Fragen arbeiten 
können, sondern genötigt werden, schnell auf neue Organisationsmuster, Lehr- 
inhalte und Forschungsfragen umzuschalten, wenn sie ihre Arbeitsplätze nicht 
verlieren wollen. Um ın der Evaluierung zu bestehen, kommt es zu einem e- 
normen Mehraufwand, der eigens für die Evaluierung betrieben wird und mit- 
hin Ressourcen von der eigentlichen wissenschaftlichen Arbeit abzieht oder sıe 
von vornherein derart strukturiert, dass sie den Evaluationsmaßstäben Rech- 
nung trägt, damit aber die autonome wissenschaftliche Arbeit einschränkt. Die 
Evaluierung bedroht mithin substantiell die Möglichkeit, wissenschaftlich be- 
sonders avancierte Arbeit zu leisten - wenn Konkurrenten im eigenen Feld 
über die eigenen Leistungen urteilen sollen, dann vielleicht um so mehr, da sıe 
nun mit administrativen Mitteln forschungsparadigmatische Differenzen be- 
kämpfen können. Dies könnte nur anders sein, wenn die Spitze der Wissen- 
schaft dadurch definiert würde, dass sie das Monopol auf Evaluierung aller 
anderen erhält und ihr selbst enthoben wäre - Bemühungen von Wissenschaft- 
lern in diese Richtung gibt es schon, so dass Merkmal ihrer Exzellenz das Pri- 
vileg wäre, selbst nicht evaluiert zu werden. Aber dann stellt sich erst recht die 
Frage: wer evaluiert die Evaluierer? Evaluierung belastet zeitlich aber auch, weil 
Wissenschaftler selbst für die Evaluierung ihrer Kollegen herangezogen wer- 
den. Es sei denn, es bildet sich hier eine Evaluierungsbürokratie, die mit ihrem 
beschränkten Verstand, der sıch auf Vorurteile und formalisierte Kennziffern 
beruft, dann alsbald die wissenschaftliche Arbeit einschränken wird, die sich 
abstrakten Bewertungsmaßstäben wie z.B. der Zahl der Overheadfolien, Po- 
werpoint-Präsentationen oder abgeschlossener Diplomarbeiten oder Veröffent- 
lichungen nicht ganz reibungslos fügen kann. 

In Fächern, die die für die Naturwissenschaften und Medizin geläufigen Repu- 
tationsmechanismen nicht kennen, stellt sich die Frage nach der Spitze noch 
krasser. Denn vielfach ist es ja nicht die Qualität, die über Reputation ent- 
scheidet. Andere Mechanismen sind bedeutsam: die Zugehörigkeit zu einer 
Schule, zu einem Netzwerk, zu Zitierkartellen, die besonderen Fähigkeiten, in 
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einem solchen Netzwerk zu agieren, also Kontakte 71 knüpfen, Toyalitäten 
herzustellen, Einladungs- und Reputationszirkel zu schaften. Vielfach handelt 
es sich in solchen Fällen um ganz extrafunktionale Fähigkeiten. Dies führt 
schließlich auch zu einem falschen Rekrutierungsmuster bei der Nachwuchs- 
förderung. Es werden nicht Studierende ausgewählt, die sich vielleicht eigen- 
brötlerisch in bestimmte Fragestellungen verbeißen und reflektiert und wissen- 
schaftlich anspruchsvoll sind, sondern solche, die sich darin als kompetent 
erweisen, ihren Professor zu unterstützen, Networking betreiben, Veröffentli- 
chungen an den richtigen Stellen platzieren. 

Aber selbst einmal angenommen, es würden die Richtigen rekrutiert. In die- 
sem Fall würde ihnen schnell beigebracht, dass es wichtig ist, smart zu sein, 
ein cleverer Geschäftsmann, der ım Wettbewerb bestehen muss. Wettbewerb 
heißt aber, sich mehr um die Vermarktung des Wissens zu kümmern als es zu 
erarbeiten. Öffentlichkeitswirksame Tätigkeit, künstliche Vervielfältigung von 
Publikationen, Drittmitteleinwerbung, Konferenzen, Gutachteraktivitäten, 
Management von Instituten und Mitarbeitern, leerlaufende Betriebsamkeit in 
Projektbesprechungen und -akquisition beanspruchen einen immer größeren 
Anteil der Zeit zu Lasten der Wissenschaft. Hinzu kommt die Selbstverwal- 
tung z.B. des Budgets, was für HochschullehrerInnen bedeutet, dass sie de fac- 
to die Verwaltungsarbeit übernehmen, Rechnungen prüfen und Zahlungen tä- 
tigen müssen: vom Bleistift über Bücher bis zum Mitarbeitergehalt. Am Ende 
werden auch die Besten kaum noch wissenschaftlich arbeiten können, sondern 
sich darin verschleißen, die Arbeit anderer zu organisieren. Die Hochschul- 
verwaltung ihrerseits verwaltet nicht mehr, sondern mit der Stärkung der 
Hochschulautonomie rücken die Präsidien zunehmend in die Rolle einer Len- 
kungseinrichtung, die Wissenschaftler und Fachbereiche sowie Forschungsli- 
nien und Profile der Hochschule autokratisch beherrschen wollen und müssen 
(vgl. zu entsprechenden Gesetzesänderungen Demirovic 2004). Dies führt da- 
zu, dass die HochschullehrerInnen ın der Verwaltung keine arbeitsteilige Hilfe 
mehr finden, sondern vielmehr noch zusätzlich gezwungen sind, ihre wissen- 
schaftliche Arbeit gegen die Verwaltungen und Hochschulleitungen zu vertei- 
digen, die sich in verstärktem Maße und ganz ausdrücklich zum Transmissi- 
onsriemen wirtschaftlicher Interessen ın die Hochschulen verstehen. 


f) Die Auswahl der Besten hat für die Studierenden, die nicht ausgewählt wer- 
den, wahrscheinlich ganz negative Folgen. Sie werden weiterhin die Last der 
durch die großen Zahlen an KommilitonInnen überforderten Hochschulen zu 
erleiden haben: Veranstaltungen mit vielen TeilnehmerInnen, überlastete 
HochschullehrerInnen, die sich inhaltlich kaum mehr angemessen vorbereiten 
können, schlechte Betreuungssituation, standardisierter Unterricht, rigide und 
verschulte Leistungskontrolle. Möglicherweise wird es in Deutschland - wie ın 
den USA - zur Herausbildung prekärer Beschäftigungsverhältnisse auch bei 
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Hochschullehrern kommen: also Lehraufträge mit umfangreichen Lehr-, Prü- 
fungs- und Verwaltungsverpflichtungen, Einstellungen nur für die Vorlesungs- 
zeiten (wie jetzt schon in Hessen) und ohne Weiterbeschäftigungsgarantie. Für 
die Studierenden wird Wissenschaft gar nicht oder nur gering erfahrbar. Sie 
werden keine Zeit haben, sich in ein Thema näher einzuarbeiten und lediglich 
eine Ahnung davon bekommen, was Wissenschaft ist, ihre Erfahrung von der 
Hochschule und der Wissenschaft aber für das halten, was mit Wissenschaft 
gemeint sein soll. Dies bereitet den Boden für eine bestimmte Art von Halb- 
bildung, die darin besteht, dass Wissen nicht mehr im Zusammenhang begrif- 
fen wird und von eigenen Erfahrungen getrennt mit den eigenen Orientierun- 
gen nicht mehr verbunden ist. Diese Studierenden werden - wie schon zur 
Schulzeit - auch die Universität nur als einen Ort der Selektion wahrnehmen, 
an dem sie sich mit welchen Mitteln auch immer durchmogeln, um die be- 
gehrten Scheine und Abschlüsse zu erhalten. Die mit Wissenschaft verbunde- 
ne Erfahrung von begrifflicher Reflexion, systematischer empirischer Kenntnis 
und Kritikfähigkeit wird diesen Studierenden vorenthalten. Ihre Biographie- 
bahn ist schon frühzeitig festgeschrieben. Nach einer Phase der Unsicherheit 
für eine wissenschaftliche Tätigkeit Feuer zu fangen, eine Fragestellung zu 
entwickeln, Themen systematisch zu erarbeiten, eventuell auch das Fach wech- 
seln, weil dort eigene Fragen cher verfolgt werden - das alles, was wissenschaft- 
lich notwendigerweise offen bleiben muss, das wird nicht oder nur gegen 
größte institutionelle Widerstände mit hohem finanziellen Aufwand möglich 
sein. Die Besten werden sich in einer solchen Normalsituation gar nicht mehr 
durch die Qualität ihrer Arbeit, durch ihr Interesse und Engagement heraus- 
bilden können - vielmehr werden die Besten gleich die sein, die den Zugang 
zu den renommierten Hochschulen, also diejenigen, die durch soziale Her- 
kunft privilegiert sind. 


Was braucht es? 


Was braucht es in dieser Situation? Ein Verständnis davon, dass gute Wissen- 
schaft nicht unter wirtschaftlichem und zeitlichem Druck entstehen kann. Wie 
bei allen kreativen Prozessen braucht es Zeit, genauer: einen eigenen Zeit- 
rhythmus - es bedarf also des Geldes, deutlich mehr HochschullehrerInnen- 
und MitarbeiterInnenstellen, bessere Bibliotheken und Räumlichkeiten sowie 
technische Infrastruktur. Auch die selektive Bevorzugung einzelner Disziplinen 
ist kontraproduktiv; Wissenschaften allgemein und Wissenschaftlichkeit als 
Haltung bedürfen der Unterstützung. Wenn die Initiative und die Neugier an- 
geregt werden soll, dann bedarf es auch der relativ stabilen Arbeitsbedingun- 
gen - nicht permanente Umstrukturierungen. Nicht allein nur in der Bundes- 
wehr oder ın vielen Unternehmen führt der Stress ständiger Veränderung ohne 
Ziel und Prüfung der Ergebnisse zu Verunsicherung und mangelnder Produk- 
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tivität. Für die Entfaltung der Initiative der Beteiligten braucht es schließlich 
und vor allem einen Rahmen, der allen am wissenschaftlichen Prozess Beteilig- 
ten die Möglichkeit gibt, aktiv zu werden, ihre Erfahrungen, ihre Fragen, ihre 
Einwände und Thesen einzubringen. Früher einmal hat man das die Demokra- 
tisierung der Hochschulen genannt. Wenn das nicht die gewünschten FErgeb- 
nisse gebracht hat, weil der Impuls in den Rangeleien von Hochschulgremien, 
politischem Proporz und im Standesdünkel der Hochschullehrer verödet ist, 
dann sollte man dennoch nicht auf neoliberale Technokratie zurückfallen, 
sondern es besser machen. 
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Oliver Schöller 


Vom Bildungsbürger zum Lernbürger 
Bildungstransformationen in neoliberalen Zeiten 


Wie war es möglich, so fragen sich Luc Boltanski und Eve Chiapello (2003) 
eingangs ihrer Zeitdiagnose kapitalistischer Vergesellschaftung, dass sich ausge- 
rechnet in den 1970er Jahren, zur Zeit des größten Einflusses linker Denktra- 
ditionen auf die gesellschaftliche Entwicklung, relativ ungehindert eine neoli- 
berale Gegenbewegung etablieren konnte. Offenbar, so ihre These, hatte es die 
Linke versäumt, den „neuen Geist des Kapitalismus“ zu erfassen und adäquate 
Alternativen gegenüber einer neoliberalen Strategie zu entwickeln. Statt dessen 
verharrte die linke Kritik in der Defensive, in dem sie auf die neoliberalen Vor- 
stöße bis heute vor allem mit einer Abwehrhaltung reagiert, die sich an den al- 
ten Vorstellungen des Wohlfahrtskapitalismus orientiert und sich in dem Hin- 
weis der Abweichung von dieser vermeintlichen Norm erschöpft.‘ Man muss 
nicht die von Boltanski/Chiapello aufgezeigte Genealogie kapitalistischer Ent- 
wicklung teilen, um dennoch die Ausgangsfrage ernst zu nehmen und die dar- 
aus resultierende Konsequenz zu ziehen. Um individuelle Handlungsfähigkeit 
wiederzuerlangen, muss zunächst die Einsicht in die Notwendigkeit der neuen 
kapitalistischen Entwicklungsdynamik gelingen. Und zwar nicht, um dann den 
Dingen umso besser ihren Lauf zu lassen. Vielmehr, so Marx und Engels, würde 
erst das Verständnis der gesellschaftlichen Anforderungen den Menschen die 
Möglichkeit selbstbestimmten Handelns eröffnen (vgl. MEW 20: 105). 

Die Bedeutung einer solchen Herangehensweise soll im folgenden anhand der 
kontrovers geführten Debatte über die sogenannte „Wissensgesellschaft“ de- 
monstriert werden. Hier zeigt sich exemplarisch das von Boltanski/Chiapello 
angesprochene Dilemma einer Linken, die sich immer wieder darauf beschränkt, 
die gewandelten gesellschaftlichen Anforderungen des Bildungssystems mit eı- 
ner an den alten bildungsbürgerlichen Maßstäben geschulten Kritik zu beden- 
ken. Die Kontroverse über die „Wissensgesellschaft“ hat sich auf diese Weise 
im Antagonismus zweier Lager festgefahren. Während auf der einen Seite die 
emphatischen Befürworter die zwangsläufigen Reformen im Bildungswesen 
proklamieren und mit den neuen Herausforderungen moderner Gesellschaften 


1 Das gilt insbesondere für die Bildungsarbeit der Gewerkschaften. Anregende Debatten über 
eine den veränderten gesellschaftlichen Verhältnissen angemessene Neuorientierung sind bis 
heute Randerscheinungen (vgl. Röder/Dörre 2002). 
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legitimieren, sammeln sich auf der anderen Seite die ebenso engagierten Geg- 
ner einer solchen Apologie des vermeintlich völlig Neuen. Beiden Positionen 
gemeinsam ist ein funktionaler Fehlschluss. Setzt sich die eine Seite für Bil- 
dungsreformen ein, die sie, oftmals losgelöst vom sozio-ökonomischen Kon- 
text, als gleichsam notwendig-funktionales Äquivalent einer Systemlogik be- 
greift, wenden sich die anderen mit ihrer Kritik gerade gegen eine Funktionali- 
sierung von Bildung im Sinne kapitalistischer Verwertungsinteressen. Damit 
bringen beide Standpunkte jeweils ihre spezifisch bornierte Perspektive zum 
Ausdiuck und reproduzieren somit zwei extreme, unversöhnliche Positionen. 
Auf der einen Seite wird mit der Forderung nach lebenslangem Lernen das fle- 
xible sich Anschmiegen an die Wechselfälle der kapitalistischen Verwertungs- 
logik gefordert, auf der anderen Seite wird mit demselben Hinweis das Prinzip 
des lebenslangen Lernens ebenso kategorisch abgelehnt. 

In diesem Beitrag wird zunächst versucht, einen notwendigen Funktionswan- 
del im Bildungssystem aufzuzeigen, der ein lebenslanges Lernen erfordert und 
mit dem Übergang vom Bildungsbürger zum Lernbürger beschrieben wird. 
Dabei wird diese neue Anforderung zunächst durchaus als Chance begriffen. 
Demgegenüber wird in einem zweiten Schritt auf die sich zur Zeit vollziehen- 
de Neudefinition gesellschaftlicher Gerechtigkeit eingegangen. Sollte sich das 
hier abzeichnende neue Gerechtigkeitsverständnis mit seinem Slogan „Gerech- 
tigkeit statt Gleichheit“ durchsetzen, ist es unwahrscheinlich, dass die eingangs 
skizzierten emanzipativen Ansätze einer neuen Bildungskultur aufgenommen 
werden. Dass diese Befürchtung nicht unbegründet ist, wird im dritten Ab- 
schnitt gezeigt. Die dort durchgeführte Analyse des aktuellen bildungspoliti- 
schen Diskurses offenbart eine neoliberale Hegemonie, die dazu beiträgt, auch 
die noch bestehenden sozialen Errungenschaften im Bildungssystem rückgän- 
gig zu machen. Im vierten Abschnitt wird ausführlicher auf die im Kontext 
der neoliberalen Hegemonie favorisierten Bildungsreformvorschläge eingegan- 
gen. Dabei wird der Frage nachgegangen, was von der Einführung eines, von 
allen Parteien gleichermaßen geforderten, über Bildungsgutscheine privat fi- 
nanzierten Bildungssystems zu erwarten ist. Aus der Gegenüberstellung des 
eingangs geschilderten, von einem aus der Einsicht in die Notwendigkeit le- 
benslangen Lernens gefolgerten Anspruches, mit der in den politischen Ver- 
hältnissen verborgenen Bildungsreform, ergeben sich alternative Perspektiven. 
Dementsprechend wird abschließend eine bildungspolitische Strategie skiz- 
ziert, die den Diskurs der Wissensgesellschaft ernst nimmt, indem sie die Ak- 
teure an Ihren eigenen Maßstäben misst. 


1. Zur Notwendigkeit lebenslangen Lernens 
Vor knapp fünfzehn Jahren stellte Martin Baethge fest: 


„Eine mittlerweile gut zehnjährige Diskussion über das ‘Ende der Arbeitsgesellschaft’ und den 
Wandel zur Dienstleistungs-, Freizeit- oder Informationsgesellschaft legt uns nahe, auch für die 
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Fragen der Gestaltung von Bildungsprozessen nicht allzu selbstverständlich davon auszugehen, 
dass die Erweibsarbeit uocl das alleinige oder dynamische Zentrum der spätburgerlichen Gesell- 
schaft sei. Auf der anderen Seite“, so Baethge einschränkend, „haben wir einigen Grund dazu, 
nicht voreilig die Arbeitsgesellschaft für überwunden und die sie beherrschenden Prinzipien für 
außer Kraft gesetzt und für gesellschaftlich unwirksam zu erklären“ (Baethge 1990: 53). 

Die Linke beobachtet mithin seit mehr als einem viertel Jahrhundert einen 
Strukturwandel der Arbeitsgesellschaft, ohne ihn bis heute auf den Begriff brin- 
gen zu können (vgl. Bischoff 2003; Dörre/Röttger 2002). Dabei wird kaum 
noch in Frage gestellt, dass wir einem solchen Strukturwandel beiwohnen, um- 
stritten ist jedoch, in welcher Entwicklungsphase wir uns gerade befinden. 
Stehen wir noch am Anfang eines neuen Abschnitts arbeitsteiliger Vergesell- 
schaftung, bewegen wir uns mitten in einem Transformationsprozess, oder ist 
dieser gar schon abgeschlossen und wir können ein neues Muster arbeitsteili- 
ger Vergesellschaftung erkennen? Anders als Baethge gehe ich im Folgenden 
davon aus, dass Arbeit weiterhin als Basiskategorie kapitalistischer Gesellschaf- 
ten fungiert. Es wird Michael Schumann (2003) darin gefolgt, dass es auch 
weiterhin um die Befreiung in der Arbeit geht, nicht von ihr. Dann freilich 
kann das Bildungssystem von diesen Entwicklungen nicht unberührt bleiben. 
Das bedeutet aber auch, dass die sich anschließenden Überlegungen über neue 
Bildungsanforderungen ebenso umstritten sein dürften, wie die Debatte über 
das neue Akkumulationsregime insgesamt (vgl. Candeias/ Deppe 2001). 

Es wäre aber schon viel gewonnen, wenn sich in den zukünftigen bildungspo- 
litischen Debatten nicht mehr auf ein Bildungsideal bezogen würde, das sich 
an den überkommenen Vorstellungen des Bildungsbürgertums orientiert.” Die 
Vorstellung von Bildung als Sammlung von Wissen, wie sie zu Beginn der 
Aufklärung zuerst die Enzyklopädisten vertraten, wurde vom Bildungsbürger- 
tum mit der Idee des Bildungskanons weiterverfolgt. Immer ging es vor allem 
darum, das Wissen seiner Zeit möglichst vollständig zu erschließen. Bildung 
bemaß sich demnach am Akkumulationsgrad zeitgenössischer Wissensbestän- 
de. Dabei konnte lange Zeit die Illusion aufrecht erhalten werden, dass zu die- 
sem Zweck eine begrenzte Lernphase, in der „für das Leben“ gelernt wurde, 
ausreichend seı. Für das deutsche Bildungsbürgertum war das Gymnasium die 
zentrale Instanz der Vermittlung eines Wissensbestandes, der dazu befähigen 
sollte, die Bürde einer, dem eigenen Selbstverständnis gemäß, herrschenden 
Klasse zu tragen (vgl. Bollenbeck 1996). 

Eng verbunden mit der Illusion, in einer bestimmten Lebensphase könne das 
Rüstzeug für das gesamte Leben angeeignet werden, war das zweite bildungs- 
bürgerliche Missverständnis, der Trennung von Bildung und Ausbildung. 
Während das bildungsbürgerliche Ideal einer von profanen Arbeitsanforderun- 
gen losgelösten Bildung zuletzt von Humboldt vertreten werden konnte und 


2 Ich beziehe mich im Weiteren nicht auf die abstrakten bildungsphilosophischen und erzie- 
herischen Diskurse (vgl. Bracht et al. 1990). Mir geht es alleın um das alltagspraktische 
Selbstbild des Bildungsbürgertums, wie es sich ım 19. Jh. herausgebildet hat. 
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von da an zunehmend in Frage gestellt wurde, hielt sich die Vorstellung der 
Möglichkeit einer zeitlich begrenzten Lernphase bis ın die jüngste Zeit. 
Gleichwohl wird immer deutlicher, dass sich beide bildungsbürgerlichen Illu- 
sionen mittlerweile im Säurebad kapitalistischer Verwertungslogik aufgelöst 
haben. Dementsprechend sollte auch der richtige Hinweis, dass „lebenslanges 
Lernen“ in Form der beruflichen Weiterbildung insbesondere in der Arbeiter- 
bildung in einer langen Tradition steht und also nichts Neues darstellt (vgl. 
Zinn 2004), nicht zum Argument gegen den richtigen Hinweis einer zuneh- 
menden gesellschaftlichen Verallgemeinerung dieser Anforderung gewendet 
werden. Denn die quantitative Zunahme scheint mittlerweile in eine neue 
Qualität umzuschlagen, die es kaum noch möglich macht, den Schein auf 
recht zu erhalten, Bildung könne in einer spezifischen Bildungsphase, losge- 
löst von den Anforderungen arbeitsteiliger Gesellschaften, gleichsam im gesell- 
schaftlichen Ausnahmezustand, angeeignet werden. Vielmehr wird die Bildung 
zunehmend als das erkannt, was sie immer schon war, Produkt und Agens ka- 
pitalistischer Verwertungsprozesse. Darin unterscheiden sich die heutigen ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse von der Situation während der letzten großen 
Bildungsreformdebatte in den 1960er/70er Jahren. Damals galt es noch, über 
„Bildung als Wachstumsfaktor“ (Altvater/Huisken 1971: XII) aufzuklären, heute 
ist das ein Allgemeinplatz. Wir müssen keinem Studierenden mehr erklären, 
dass er Träger von Humankapital ist und es von seiner Fähigkeit als Arbeits- 
kraftunternehmer dieses anzuhäufen abhängt, ob er als Produktionsfaktor im 
Rahmen des kapitalistischen Wirtschaftssystems genutzt wird. Das Problem ist 
nicht mehr die fehlende Einsicht in die Verwertungslogik des Kapitals, die 
immer ungeschminkter auftritt. Unklar ist heute vielen, was daran überhaupt 
problematisch sein könnte. 

Es scheint kaum noch ein historisches Bewusstsein darüber zu bestehen, dass 
es, wie in der Vergangenheit, von der spezifischen Regulationsweise, durch 
welche die Produktion von Kapital und Bildung aufeinander bezogen werden, 
abhängen wird, welchen sozialen Charakter der Bildungsprozess unter den 
neuen Produktionsbedingungen annimmt. „Daraus folgt: Die Kämpfe um und 
für eine solche Regulationsweise müssen auf dem Terrain des neuen Produkti- 
onsmodells ausgetragen werden, ansonsten bleiben sie wirkungslos“ (Dörre 
2001: 84). Folgt man Klaus Dörre, dann zeigen sich heute schon Konturen eı- 
ner „flexiblen Produktionsweise“ (ebd.: 96), die völlig neue Anforderungen an 
die Menschen richtet. Michael Schumann (2003) spricht in diesem Zusam- 
menhang von neuen Formen prozessorientierter Betriebs- und Arbeitsorganisa- 
tion, aus denen auch gewandelte Qualifikationsanforderungen resultieren. 
Auch er meint - wenigstens ansatzweise - zwei wesentliche Folgewirkungen für 
den Produktionsarbeiter benennen zu können: 


1) „erweiterte Zuständigkeit nicht nur für die Durchführung der jeweiligen Produktionsaufgaben, 
sondern auch für (zumindest Teilbereiche) der Wartung-Instandhaltung-Logistik-Planung. Techni- 
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sche, organisatorische und ökonomische Optimierung gehören tendenziell ebenso mit zu seinem 
Geschäft wie die Berücksichtigung von Kundenwünschen und Rundenklagen. 

2) gleichermaßen ausdifferenzierte wie vertiefte Kooperationsbezüge in der Arbeit, die nicht mehr beim 
eigenen Berufskollegen halt machen, sondern horizontal mit anderen Fachvertretern und vertikal mit 
mehreren, zum Teil hierarchisch höheren Ebenen Arbeitsbeziehungen herstellen“ (ebd.: 125). 


Diese aus der neuen prozessorientierten Unternehmens-Organisation resultie- 
renden Aufgaben befördern potentiell an persönliche Kompetenzen geknüpfte 
individuelle Strategien der Selbstorganisation und Selbststeuerung: 


„Kompetenz fokussiert ... auf eine subjektzentrierte Betrachtung von Arbeitskraft, ın der das Arbeits- 
handeln nicht als Ausdruck fremdorganisierter, anforderungsorientierter Anpassungsleistungen, son- 
dern als aktiver Selbst- und Dispositionsbezug der Arbeitenden auf ihre Fähigkeits- und Handlungs- 
potentiale gefasst wird. Was die Beschäftigten zur Handlung befähigt, umfasst ein komplexes und 
mannigfaches Set von Elementen wie Wissen, Kenntnisse, Fertigkeiten, Erfahrungen, Haltungen, 
Einstellungen und persönliche Eigenschaften“ (Kurz 2002, zit. n. Schumann 2003: 131). 


Wie Kurz und Schumann betont auch Dörre das zweifellos befreiende Poten- 
tial der neuen flexiblen Arbeitsweisen: 


„Wo sie bürokratische Bevormundung zurückdrängt, kommunikativen Austausch und ganzheitli- 
che Arbeitsaufgaben fördert, wo sie die Entscheidungsspielräume der Beschäftigten erweitert und 
Autonomiezonen öffnet, ist sie - durch leistungssteigernde Wirkung - Quelle eines positiven In- 
dividualismus, der auf Freiheitsgewinn im Arbeitsprozess beruht“ (Dörre 2001: 98). 


Aber inwieweit diese aus der neuen prozessorientierten Unternehmensorganı- 
satıon resultierenden Aufgaben qualitativ und quantitativ in emanzipative Bil- 
dungs- und Ausbildungsstrategien umgemünzt werden, auch das wird von al- 
len gleichermaßen betont, hängt von der zukünftigen Form der Arbeitspolitik 
ab. Diese muss freilich an die gewandelten Arbeitsbedingungen anknüpfen und 
darf sich nicht in einer Verteidigungshaltung erschöpfen, die sich an überkom- 
menen Formen der Arbeitsorganisation orientiert. Entscheidend sei vielmehr, 


„dass die Auseinandersetzungen um eine solche Regulationsweise auf dem Boden des neuen Pro- 
duktionsmodells stattfinden. Nicht die bloße Abwehr von Marktflexibilität, sondern positive 
Flexibilisierung muss das Programm einer solchen Strategie sein. Eine neue Arbeitsverfassung, die 
Perioden der Erwerbstätigkeit mit Lern-, Qualifizierungs- und Familienphasen verknüpft; ein so- 
ziales Sicherungssystem, das solchen Biographien einen stabilen Rahmen bietet; eine Demokrati- 
sierung der Geschlechterhierarchien, die Nachfrage nach hochwertigen Dienstleistungen und da- 
mit auch Arbeitsplätze schafft; eine zeitgenössische Definition ‘guter’ Arbeit, verkoppelt mit ei- 
ner neuen Generation industrieller Rechte, die individuelle Vertragssicherheit stiftet und die Par- 
tizipationschancen abhängig Arbeitender erhöht, gehören in das Zentrum einer solchen ‘Politik 
der Teilhaberechte’ „ (Dörre 2001: 104; vgl. auch Dörre 2002). 


Notwendiger Kern einer solchen neuen Arbeitsorganisation ist eine in Bil- 
dungsprozessen verankerte neue Organisation des Lernens, wie sie mit dem 
Konzept des lebenslangen Lernens angestrebt wird. Und, wie Andrä Wolter 
ausführt, auch die Auswirkungen dieser Neujustierung des Bildungssystems 
entsprechen denen der Arbeitswelt. 

„Die implizite Sprengkraft des Konzepts liege insbesondere in seiner ‘systemorientierten’ und 
seiner ‘subjektorientierten Perspektive’. Erstere verlange die ‘Umstrukturierung des Bildungssys- 


tems zu einem offenen, flexiblen und transparenten System’, in dem es cher um Kooperation, 
Vernetzung und Durchlässigkeit’ gehe, statt um ‘Segmentierung oder Differenzierung’. Letztere 
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führe ‘zu einer deutlichen Stärkung der Rolle des Individuums im Bildungssystem’ „ (Wolter 
2001: 54, zit. u. Keluu 2001: 247). 

Auch wenn die hier aus den Ansätzen eines neuen Akkumulationsregimes ge- 
folgerten strukturellen Veränderungen ım Bildungssystem nur teilweise zutref- 
fen sollten, ist das Ideal des Bildungsbürgers, der sich zeitlich begrenzt und 
vermeintlich unberührt von sozioökonomischen Einflüssen, gleichsam unter 
jungfräulichen Bedingungen, einen Wissensvorrat anhäuft, um anschließend 
damit die Welt zu beherrschen, unhaltbar geworden. Vielmehr ist heute offen- 
kundig, dass sich im Ideal des Bildungsbürgers das Privileg einer Klasse aus- 
drückte, die sich diese Illusion einmal leisten konnte. Demgegenüber eröffnet 
der Paradigmenwechsel zum lebenslangen Lernen im Kontext neuer Produkti- 
onsbedingungen zusätzliche Möglichkeiten demokratischer Bildungspartizipa- 
tion. Denn die kapitalistische Ökonomie „not only fosters the exercise of un- 
accountable power, it also thwarts those forms of political learning-through- 
choosing by means of which democratic societies may come to deepen their 
fundamental political commitments and capacities“ (Bowles/Gintis 1987: 90). 
Die kapitalistische Entwicklung hat dem alten Bildungsbürgertum seine mate- 
rielle Existenzgrundlagen geraubt. Gleichzeitig hat sie uns durch die Verallge- 
meinerung und Verstetigung von Bildungserfahrungen im Sinne eines lebenslan- 
gen Lernens dem bildungsbürgerlichen Ideal einer allgemeinen Menschenbil- 
dung potentiell näher gebracht. Als Ausgangspunkt für die sich anschließende 
Kritik der aktuellen bildungspolitischen Entwicklungen soll daher das Motto 
gelten: Der elitäre Bildungsbürger ist tot, es lebe der gemeine Lernbürger ! 


2. Gerechtigkeit ‘Reloaded’ 


Wenn es richtig ist, dass lebenslanges Lernen in Zukunft eine wesentliche Qualı- 
fikation von Menschen in modernen kapitalistischen Gesellschaften darstellt, 
dann gilt ebenso, dass diese neue Qualifikation ihre emanzipativen Potenttale 
nur ım Kontext eines humanistischen, das heißt auf Gerechtigkeit zielenden, 
Gesellschaftsvertrags entfaltet (vgl. Deppe 1997: 63ff.). Dem gegenüber voll- 
zieht sich aktuell eine eigentümliche Verschiebung der gesellschaftspolitischen 
Gerechtigkeitsauffassung, die einer fortschrittlichen Perspektive entgegen steht. 

Die Vorstellung sozialer Gerechtigkeit speist sich historisch aus dem Gedan- 
ken der Gleichheit alle Menschen. Aus dieser Überzeugung wurde ein gleicher 
Rechtsanspruch jedes einzelnen Menschen abgeleitet und in den Merischen- 
rechten festgehalten, die sich heute als Bürgerrechte artikulieren. Der britische 
Historiker und Soziologe Thomas Marshall (1992) hatte dem entsprechend 
die Realisierung der Menschenrechte nach dem Zweiten Weltkrieg aus dem 
Geiste sozialer Gerechtigkeit, als eine historische Abfolge der Konstituierung 
dreier unterschiedlicher Bürgerrechte beschrieben. Am Anfang standen, mit 
der Anerkennung der rechtlichen Gleichheit aller Gesellschaftsmitglieder einer 
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Nation, die zivilen Staatsbürgerrechte. Sie dienten zunächst nur dem Schutz 
der bürgerlichen Privatssphäre vor dem Eingriff des Staates. Mit der zuneh- 
menden Ausbreitung des allgemeinen Wahltechts, wurde ein weiterer Schritt 
der Anerkennung aller Menschen als Gleiche vollzogen und in den politi- 
schen Bürgerrechten festgeschrieben. Als jüngste Entwicklung beschrieb Mars- 
hall die sich erst nach dem Zweiten Weltkrieg durchsetzenden sozialen Bür- 
gerrechte. Neben der rechtlichen Gleichheit des Staatsbürgers und der politi- 
schen Gleichheit des Wahlbürgers etablierte sich nun eine Vorstellung sozialer 
Gleichheit des Bürgers im Wohlfahrtsstaat. Dabei war allerdings von Anfang 
an umstritten, wie diese realisiert werden sollte (Lohauß 2000: 528ff.). 

Bis heute lassen sich drei verschiedene Strategien zur Erlangung sozialer 
Gleichheit unterscheiden. Zum einen wird das Ziel einer ideellen Gleichheit 
am Markt verfolgt. Indem vorausgesetzt wird, dass jeder Mensch das ihm Zu- 
stehende über den marktvermittelten Tauschakt erhält, liegt dieser Vorstellung 
der Gedanke der Tauschgerechtigkeit zugrunde. Eine weitere Strategie zur Um- 
setzung sozialer Gleichheit zielt auf die formale Gleichheit vor dem Gesetz. 
Demnach hat jeder Mensch prinzipiell dieselben Möglichkeiten, seine indivi- 
duellen Fähigkeiten umzusetzen, womit Gleichheit im Sinne formaler Chan- 
cengleichheit angestrebt wird. Vor dem historischen Hintergrund der negati- 
ven Erfahrungen sowohl mit der über den Markt vermittelten Tauschgerech- 
tigkeit wie auch mit der über Chancengleichheit hergestellten Gerechtigkeits- 
vorstellung konnte sich schließlich mit dem Anspruch einer materiellen 
Gleichheit das Prinzip der Bedarfsgerechtigkeit durchsetzen. Während die ers- 
ten beiden von den materiellen Voraussetzungen der Menschen abstrahierten, 
und damit von den tatsächlichen Möglichkeiten ihrer Realisierung, orientiert 
sich letztere gerade an der Entwicklung der gesellschaftlichen Produktivkräfte. 
Demzufolge hat jeder Mensch das Recht auf ein gewisses Quantum des gesell- 
schaftlichen Reichtums, um eine menschenwürdige Teilnahme am sozialen 
Leben zu gewährleisten.’ 

Alle drei Strategien zur Erlangung sozialer Gleichheit traten zu unterschiedli- 
chen Zeiten in verschiedenen Gewichtungen auf. Während in der Phase des 
„Rheinischen Kapitalismus“ der Bedarfsgerechtigkeit besondere Bedeutung zu- 
kam und mit der Realisierung sozialer Rechte zum einen das Prinzip der 
marktvermittelten Tauschgerechtigkeit partiell außer Kraft gesetzt wurde, kam 
man auf diese Weise zugleich der Realisierung von Chancengleichheit näher. 


3 Was als menschenwürdig gilt und wie groß der Anteil jedes einzelnen am gesellschaftliche 
Reichtum ausfällt, ist zum einen vom historisch-spezifischen Entwicklungsstand der Gesell- 
schaft abhängig und muss überdies immer wieder von neuem erkämpft werden. Entschei- 
dend ist aber, dass das Prinzip eines materiellen Rechtsanspruches überhaupt existiert. Wenn 
heute Menschen gezwungen werden, eine ihrer Qualifikation nicht entsprechende Arbeit zu 
verrichten oder gar Leichtiohnjobs auszuführen, indem man ihnen mit der Kürzung ihrer 
Sozialhilfe droht, dann ist genau dieses Prinzip tangiert (vgl. Wölfle/Schöller 2004). 
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Demgegenüber hat sich in den 1990er Jahren eine programmatische Verschie- 
bung von der materiellen Gleichheit im Sinne der Bedarfsgerechtigkeit zur i- 
deellen Gleichheit der Tauschgerechtigkeit vollzogen (vgl. Heimann 2001). 
Die Debatte gipfelte 1999 in dem für das neue, dominierende Argumentations- 
muster exemplarischen Schröder/Blair-Papier (1999). Das Strategiepapier der 
deutschen und britischen Sozialdemokratie durchzieht eben jener Anti-Egalita- 
rısmus, der heute die Gerechtigkeitsdebatte dominiert: „In der Vergangenheit 
wurde die Förderung der sozialen Gerechtigkeit manchmal mit der Forderung 
nach Gleichheit im Ergebnis verwechselt. Tetztlich wurde damit die Bedeutung 
von eigener Anstrengung und Verantwortung ignoriert und nicht belohnt“ 
(ebd.: 888). Die durchgehende programmatische Strategie der beiden sozial- 
demokratischen Parteien lautet „Gerechtigkeit statt Gleichheit“. Denn unter- 
schiedliche Leistungsfähigkeit führe unweigerlich zu unterschiedlichen Ergeb- 
nissen und damit zu Ungleichheit. Sozial gerecht sei mithin gesellschaftliche 
Ungleichheit, sozial ungerecht oder asozial hingegen seı tendenziell der sozial- 
staatliche Ausgleich gesellschaftlicher Ungleichheit. Schließlich trage Ungleich- 
heit zur notwendigen Dynamisierung der Gesellschaft bei, während Gleichheit 
Lethargie und Stillstand fördere. Provoziert wird das Bild einer Gesellschaft als 
„Freizeitpark“, in der große Teile der Bevölkerung in „sozialen Hängematten“ 
liegen, alimentiert von einem bürokratisch überladenen Wohlfahrtsstaat. 

Dass es sich hierbei um ein Zerrbild der realen gesellschaftlichen Entwicklung 
handelt, die tatsächlich durch eine zunehmende soziale Polarısierung gekenn- 
zeichnet ist, infolge derer immer größere Teile der Bevölkerung an die Ränder 
der Gesellschaft gedrängt werden, ist in den letzten Jahren immer wieder do- 
kumentiert worden (vgl. Geißler 2002; Vester et al. 2001). Aber, wie Horst 
Heımann feststellt, „die zahlreichen Publikationen, die kritische Daten und 
Informationen zusammentragen und oft konkrete politische Maßnahmen ge- 
gen die wachsende Kluft zwischen Arm und Reich enthalten, können ıhr prak- 
tisches Veränderungspotential nicht voll entfalten, solange das neoliberale In- 
terpretationsmonopol fortbesteht“ (Heimann 2001: 717). Dies gilt umso 
mehr, wenn insbesondere jene Parteien, deren historische Tradition darauf 
gründet im Namen der Menschenrechte für die Gleichheit der Menschen ein- 
zutreten und sich in diesem Sinne für soziale Gerechtigkeit eingesetzt zu ha- 
ben, heute einen expliziten Anti-Egalitarısmus unterstützen, der einen festen 
Bestandteil der neoliberalen Hegemonie darstellt. 

Die neoliberale Ideologie richtet sich mit Ihrem Slogan „Gerechtigkeit statt 
Gleichheit“ nicht in erster Linie gegen den Gedanken der Gleichheit, die fak- 
tisch zu keiner Zeit realisiert wurde, sondern gegen eine Vorstellung von sozia- 
ler Gerechtigkeit, die bis heute in der Gesellschaft Anklang findet und Umfra- 
gen zufolge als politischer Anspruch formuliert wird (vgl. Die Zeit, 
29.12.1999, zit. n. Heimann 2001: 716). Indem gesellschaftliche Ungleichheit 
zur Richtschnur sozialer Gerechtigkeit definiert wird, sind die sozialen Bürger- 
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rechte berührt. Zur Disposition steht insbesondere das an der Bedarfsgerech- 
RR | ® B Pd 2 „17 I. 4 nn a N El ” iu Ge T 11 1 4]: 
tıgkeit orientierte, materiell verburgte Kecnt auf eınen leıl des gesellschaftli- 
chen Reichtums und damit die historisch jüngste soziale Errungenschaft. Die- 
se Neudefinition sozialer Gerechtigkeit hat sich auch in den bildungspoliti- 
schen Reformdebatten niedergeschlagen. 


3. Etablierung einer neoliberalen Hegemonie im Bildungssektor 
Das Argument 


Wenn es schon schwierig ist mit dem Hinweis auf die zunehmenden sozialen 
Spaltungslinien in unserer Gesellschaft gegen die Mythen der neoliberalen 
Hegemonie anzukommen, dann stellt sich die Situation im Bildungssektor 
noch problematischer dar. Denn hier wird die jahrzehntelang bestehende und 
sich in jüngster Zeit wieder zuspitzende soziale Ungleichheit aufgenommen 
und zum Argument für eine neoliberale Bildungsreform gewendet. Dieses ver- 
blüffende Argumentationsmuster wird insbesondere von jenen Intellektuellen 
vorgebracht, die sich noch in den 1960er und 70er Jahren für eine emanzipa- 
tive Bildungsreform eingesetzt hatten. Exemplarisch sei hier die einflussreiche 
Schrift von Christoph Ehmann (2001) mit dem bezeichnenden Titel „Bil- 
dungsfinanzierung und soziale Gerechtigkeit“ angeführt. Ehmann analysiert 
zunächst überzeugend die Defizite des aus dem 19.Jh. stammenden ständı- 
schen deutschen Schulsystems. Die hochgradig selektive Funktion des Bil- 
dungssystems wird von ihm systematisch herausgearbeitet. Schließlich gilt sein 
besonderes Augenmerk dem Versuch in den 1960er Jahren durch die Abschaf- 
fung der Studiengebühren das Bildungssystem sozial durchlässiger zu machen. 
Die Erhebungen des Hochschulinformationsdienstes (HIS) zitierend kommt 
Ehmann abschließend zu einem negativen Ergebnis: 


„Aus den Analyseergebnissen über das Herkunftsprofil der Studienanfänger |...] lässt sich das Fa- 
zit ziehen, dass die tradierten Vermittlungsmechanismen sozialer Reproduktion für das akademi- 
sche Studium fortbestehen. [...] Die Trends der 90er Jahre im sozialen Profil der Studienanfänger 
belegt den ungebrochenen Einfluss der familiären Herkunft und des darin eingeworbenen kultu- 
rellen Kapitals auf die Bildungslaufbahn der nachkommenden Generation. Ungeachtet aller e- 
norm erweiterten Bildungschancen durch die Bildungsexpansion bleiben tradierte soziale Aus- 
wahlmechanismen bestehen“ (HIS 2000: 1, zit. n. Ehmann 2001: 82). 

Für Ehmann ist damit der Beweis erbracht, dass die Vorstellung ein gebühren- 
freies Studium führe zu mehr sozialer Gerechtigkeit gescheitert sei. Im Gegen- 
teil, letztlich unterstütze das über allgemeine Steuern finanzierte gebührenfreie 
Studium die Statussicherung der gehobenen Mittelschichten. Ihnen sei es 
möglich sowohl die kostenlosen Bildungsangebote zu nutzen wie auch über 
steuerliche Vergünstigungen zusätzliche finanzielle Bildungsausgaben gering zu 
halten, während die bildungsfernen Haushalte mit ihren Steuern ein Bildungs- 
system mitfinanzierten, von dem sie mehrheitlich ausgeschlossen seien. Auf 
diese Weise würden aber die Bildungsprivilegien der BildungsteilnehmerInnen 
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wesentlich durch die Steuern der bildungsfernen Schichten mitfinanziert.! Aus- 
gehend von dieser vermeintlichen Gerechtigkeitslücke zieht Ehmann eine weit- 
reichende, seinen Ausführungen zufolge jedoch nicht zwingende, Konsequenz. 
„Für die Veränderung der Bildungsfinanzierung kommt es deshalb darauf an, die zusätzlich be- 
nötigten Mittel aus dem Privateinkommen - nach Steuern - der Bildungsteilnehmer oder ihrer 
Eltern zu nehmen. Anders kann es nicht gelingen, dieses Missverhältnis wenn nicht abzuschaffen, 
so doch zu verringern. Denn neue Steuern führen zu nichts, gehört doch schon heute deren 
Vermeidung oder Nicht-Zahlung zum Hobby jedes Beziehers mittlerer und höherer Einkom- 
men“ (Ehmann 2001: 21). 

Der hier naheliegende Gedanke, die Möglichkeiten der Vermeidung oder Nicht- 
Zahlung von Steuern bei den gehobenen Einkommensschichten einzuschrän- 
ken, wird von Ehmann nicht weiterverfolgt.° Statt dessen fordert er eine Aus- 
weitung der privaten Bildungsfinanzierung. Diese sei notwendig, da es der öf- 
fentlichen Hand an Mitteln für eine angemessene Bildungsfinanzierung fehle. 
Mit dem Finanzierungsvorbehalt der öffentlichen Hand formuliert Ehmann 
freilich das zentrale Argument des aktuellen hegemonialen Bildungsdiskurses 
(vgl. Bultmann/Schöller 2003). Ausgehend von der Einsicht in leere öffentli- 
che Kassen, wırd allenthalben die Wiedereinführung von Studiengebühren ge- 
fordert. Alle Beteiligten, die sich für eine Ausweitung der privaten Bildungsfi- 
nanzierung aussprechen, verweisen wie Ehmann auf die bestehende, zweifellos 
ungerechte Bildungslandschaft und argumentieren für eine individuelle Bil- 
dungsfinanzierung im Sinne sozialer Gerechtigkeit. Damit verschiebt sich auch 
im Bildungssystem das Gerechtigkeitsverständnis von der sozialen Errungen- 
schaft eines materiell garantierten sozialen Bürgerrechts auf Bildung, zu dem 
Prinzip marktvermittelter Tauschgerechtigkeit, dıe jeden einzelnen dazu auf- 
fordert, sich sein Bildungsquantum abzutrotzen. 


Die Rolle von Think Tanks 


Die neoliberale Hegemonie im Bildungssektor etablierte sich in der zweiten 
Hälfte der 90er Jahre. Eine nicht zu unterschätzende Bedeutung hatten dabei 
durch Stiftungen ins Leben gerufene Bildungskommissionen, die als Stich- 
wortgeber die öffentlichen Debatten beeinflussten (vgl. Schöller 2002). Seit 


4 Schon diese These ist umstritten (vgl. Sturm/Wohlfahrt 1999). 

5 „Scheinbar merken die Vorkämpfer für mehr Verteilungsgerechtigkeit durch die Einführung 
von Studiengebühren aber offenbar gar nicht, dass sie mit ihrer Argumentation ein Eigentor 
schießen: Sollte es nämlich so sein, dass ein besser verdienender Akademiker die öffentli- 
chen Kosten für sein Studium nicht über seine später abzuführende Steuer refinanziert, dann 
bedeutet das schlicht, dass er im Vergleich zum geringer verdienenden Nichtakademiker zu 
wenig Steuern zahlen muss. Es wäre dann jedenfalls erheblich gerechter und zudem einfa- 
cher, den Spitzensteuersatz beizubehalten, statt über ein zusätzliches teures Verwaltungsver- 
fahren eine Studiengebühr einzutreiben. Verteilungs- und Chancengerechtigkeit würden auch 
viel direkter erreicht, wenn man die Förderung der Kinder von Geringverdienern so attraktiv 
machte, dass sie mindestens bis zu ihrem Anteil an der Finanzierung der Hochschulausbil- 
dung auch an den Hochschulen vertreten wären“ (Lieb 2004: 574). 
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Mitte der 90er Jahre schossen solche bildungspolitischen Think Tanks wie Pil- 
ze aus dem Boden. Der schon erwähnte Christoph Ehmann z.B. war Mitglied 
in dem 1998 ins Leben gerufenen Sachverständigenrat Bildung bei der Hans- 
Böckler-Stiftung. Die Hans-Böckler-Stiftung ist die Stiftung des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes und arbeitet seit vielen Jahren eng mit der Bertelsmann- 
Stiftung zusammen. Bei der Bertelsmann-Stiftung handelt es sich um die größ- 
te deutsche Unternehmensstiftung, deren Initiativkreis Bildung im Jahr 1998 
unter der Schirmherrschaft des damaligen Bundespräsidenten Roman Herzog 
seine Bildungsreformvorschläge entsprechend mediengerecht im selben Jahr 
wie die Gewerkschaftsstiftung veröffentlichte. Die Bertelsmann-Stiftung hatte 
schon 1995 zusammen mit der Hochschulrektorenkonferenz das Centrum für 
Hochschulentwicklung (CHE) gegründet und seitdem auf vielfältige Weise ei- 
ne Umstrukturierung der Hochschulen betrieben, wobei die Wiedereinführung 
von Studiengebühren nur ein, wenn auch zentrales, Element darstellt (vgl. 
Bennhold 2002, Klausenitzer 2002). Das CHE wiederum gründete zusammen 
mit dem Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft‘ einen eigenen Arbeits- 
kreis Bildung und veröffentlichte seine Ergebnisse im Jahr 1999. Zur selben 
Zeit gründete auch die Heinrich-Böll-Stiftung der Partei Bündnis 90/Die Grü- 
nen eine eigene Bildungskommission, die ihre Bildungsreformvorschläge im 
Jahr 2001 der Öffentlichkeit vorstellte. Schließlich hat sich 2002 noch das 
Netzwerk Europäische Lernprozesse (NELP) konstituiert und sich mit seinem 
Manifest „Bildung für die Arbeits- und Wissensgesellschaft“ an die Öffentlich- 
keit gewandt. Hierbei handelt es sich um eine Gemeinschaftsaktion der 
Grundsatzabteilung des DGB-Bundesvorstandes, der Hans-Böckler-Stiftung 
und des Instituts für Soziologie der Universität Freiburg.’ Die seit Mitte der 
%0er Jahre über bildungspolitische Think Tanks vermittelten Reformprozesse 
im Bildungsbereich, können im Sinne Frank Nullmeiers als neue Formen der 
Subpolitik bezeichnet werden: 


„Begünstigt von Spar- und Konsolidierungszwängen kommt es zu Reformen auch unterhalb der 
Ebene gesetzgeberischer Veränderungen, gestützt durch veränderungsbereite Hochschulrektoren 
und -präsidenten, einzelne Landesregierungen und eine auf die Hochschulen als Organisationen 
aufmerksam gewordene Stiftungsszenerie“ (Nullmeier 2000: 220). 


6 Der Stifterverband wurde 1949 als Förderverein der deutschen Wirtschaft gegründet und um- 
fasst heute 21 Stiftungen. Aktiv als eine Art Lobbyorganisation verwaltet er gleichzeitig fast 
das gesamte Stiftungsvermögen der privaten Wirtschaft. 

7 Das NELP-Manifest ist - bis in identische Textbausteine hinein - eine Art provokante Radika- 
lisierung des Bildungsfinanzierungsgutachtens des Böckler-Sachverständigenrats Bildung aus 
dem Jahr 1998; allerdings mit der signifikanten Erweiterung, dass diesmal der Geschäftsfüh- 
rer der Hans-Böckler-Stiftung, Nikolaus Simon, offiziell mitverantwortlich zeichnet (bis da- 
hin wurde immer Wert darauf gelegt, dass die Meinung des Sachverständigenrates nicht mit 
der der Stiftung identisch sein muss); das Gleiche gilt für die offizielle Unterstützung durch 
Wolf Jürgen Röder für den 1G-Metall -Hauptvorstand (die IG Metall hatte sich vom ersten 
1998er-Böckler-Gutachten zur Bildungsfinanzierung noch offiziell durch Röders Amtsvor- 
gänger, Siegfried Bleicher, distanziert). 
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Auffallend ist, dass die Bildungskommissionen nahezu identische Reformvor- 
schläge unterbreiteten, womit es ihnen gelingt den Bildungsdiskurs zu domi- 
nieren.® Diese Einhelligkeit über Verbands- und Parteigrenzen hinweg, erklärt 
sich durch die engen institutionellen und personellen Kontakte zwischen den 
einzelnen Einrichtungen. Allen Bildungsreformvorschlägen ist gemeinsam, dass 
es sich um Bildungsfinanzierungsreformen handelt. Ihnen liegen keine päda- 
gogischen Bildungskonzepte zugrunde, vielmehr stehen am Anfang aller Über- 
legungen immer die leeren öffentlichen Kassen. Ausgehend von dieser vermeint- 
lichen Naturgegebenheit wird dann zwingend geschlussfolgert, dass eiue priva- 
te Bildungsfinanzierung notwendig sei. Da ein solcher Schritt aber auch mora- 
lisch im Sinne einer gesellschaftlichen Gerechtigkeitsvorstellung legitimiert 
werden muss, erfolgt zudem eine sozialpolitische Rechtfertigung, wie sie am 
Beispiel von Christoph Ehmanns Ausführungen idealtypisch dargestellt wurde. 
Das sozial ungerechte deutsche Bildungssystem wird als Beispiel für das Schei- 
tern staatlicher Leistungsverwaltung angeführt. Dem wird das über private Bil- 
dungsfinanzierungsbeiträge vermittelte persönliche Engagement entgegengesetzt. 
Alle Expertengremien erwarten von einer privaten Finanzierungsbeteiligung 
insbesondere einen erzieherischen Effekt auf die Bildungsnachfragenden. Diese 
sollen auf ein marktförmig organisiertes Bildungssystem eingestimmt werden, 
das sich von der nivellierenden Massenuniversität vor allem darin unterschei- 
det, dass sich Leistungsunterschiede wieder in deutlichen Statusunterschieden 
niederschlagen. Es ist daher kaum als Zufall zu werten, dass sich als ein fester 
Bestandteil der neoliberalen Hegemonie im Bildungssystem neben dem neu- 
justierten Gerechtigkeitsdiskurs ein neuer Elitendiskurs herausgebildet hat. 


Der neue Elitendiskurs 


Nachdem in den 1980er Jahren erste Versuche eine Elitendiskussion in der 
Öffentlichkeit zu etablieren an den damals noch vorherrschenden Maximen 
von „Chancengleichheit“, „sozialer Durchlässigkeit“ oder „Bildung für alle!“ 
gescheitert waren, vollzog sich in den 1990er Jahren ein gesellschaftlicher 
Stimmungswandel (vgl. Bultmann 1999; 2004). Die Massenuniversitäten gerie- 
ten zunehmend in die Kritik. Diese seien nicht in der Lage, die gesellschaftli- 
chen Bildungspotentiale anzusprechen, vielmehr würden sie die Entfaltung der 
“natürlichen Anlagen’ besonders begabter Menschen systematisch unterdrü- 
cken. Exemplarisch brachte dies schon Anfang der 1990er Jahre der ehemalige 


Berliner Wissenschaftssenator Manfred Erhardt zum Ausdruck: 


„Wer Qualität sagt, der muß Selektion - auch wenn das ein Tabu ist - hinzudenken. Begabungsför- 
derung, Begabungsauslese finden an der Schule nicht mehr statt. Durchlässigkeit und Chancen- 


8 Vgl. als jüngstes Beispiel die Studie von Dieter Dohmen (2004) „Finanzierung lebenslangen Ler- 
nens von der Kita bis zur Weiterbildung“ des Kölner Forschungsinstituts für Bildung- und Sozi- 
alökonomie (FiBS), die zugleich als Beitrag in dem von der Hans-Böckler-Stiftung herausge- 
gebenen Buch Wissensgesellschaft, Verteilungskonflikte und strategische Akteure erscheint. 
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gleichheit als Fanal haben dem Staat und seinen Bildungseinrichtungen den Mut zu Begabungsförde- 
rung und Begabungsauslese genommen“ (Konrad-Adenauer-Stiftung 1992: 87, zit. n. Bultmann 1999: 3). 
Das Tabu, über die gesellschaftliche Notwendigkeit von Bildungseliten zu rä- 
sonieren, wurde in der Folgezeit immer wieder gebrochen. Den endgültigen 
Durchbruch erzielte 1997 der schon erwähnte Bundespräsident Herzog, als er 
in seiner Funktion als Schirmherr der Initiative Bildung der Bertelsmann- 
Stiftung seine berühmte „Ruck-Rede“ hielt. Unter dem Titel Aufbruch in der 
Bildungspolitik kritisierte er ein Bildungssystem, das die Entwicklung beson- 
derer Talente behindere (Herzog 1997). Von da an existierte das Tabu der 
Förderung von Bildungseliten nicht mehr. Vielmehr wurde das Argument 
noch dahingehend zugespitzt, dass den vermeintlich benachteiligten Eliten die 
“parasitären Massen’ gegenüber gestellt wurden. Dem entsprechend stellte die 
neoliberale Wochenzeitung Wirtschaftswoche fest: 

„Während lernschwachen Kindern jede nur mögliche Unterstützung zukommt, übersieht das 
staatliche Angebot das obere Ende der Bildungsskala ganz. Das Ungleichgewicht ist ungerecht 
und hat negative Folgen für alle: Deutschlands größte Talente können sich nicht entfalten, das 
Humankapital bleibt unter seinem möglichen Leistungsniveau“ (Nr. 28/2.7.1998). 

Der Erfolg dieser, die realen gesellschaftlichen Verhältnisse in ıhr Gegenteil 
verkehrenden Argumentation, ist ein weiteres Beispiel für die Wirkungsmacht 
der neoliberalen Hegemonie im Bildungssektor. Zwar haben alle international 
vergleichenden Bildungsstudien der letzten Jahre einhellig gezeigt, dass in 
Deutschland im OECD-Vergleich, relativ mehr Begabtenförderung betrieben 
wird, während die bildungsfernen Schichten zugleich relativ weniger Unterstüt- 
zung erfahren (vgl. zusammenfassend Allmendinger/Dietrich 2003). Gleich- 
wohl hat sich die Überzeugung durchgesetzt, es bedürfe gerade in Deutsch- 
land der Förderung einer Bildungselite. Das heute vorherrschende Problembe- 
wusstsein hat jüngst Klaus Urban zusammengefasst: 


„Die moderne Gesellschaft muss - wie es die Intention der Schulreformen der sechziger und 
siebziger Jahre in der Bundesrepublik war - gleiche Möglichkeiten für alle schaffen. Zugleich 
braucht sie aber die Herausforderung der Ungleichheit in Gestalt besonderer Chancen für be- 
sondere Begabungen sowie der Offenheit für Ehrgeiz und Aufstieg; denn auch darin liegt ein 
Stück Selbstbestimmung“ (Urban 2004: 37). 

Aber damit fordert Urban lediglich, was seit Jahrzehnten durch eine überpro- 
portionale Begabtenförderung in diesem Land praktiziert wird. Auf der ande- 
ren Seite wird von dem Autor mit keinem Wort auf die in Deutschland un- 
terdurchschnittlich geförderten, sozial benachteiligten, bildungsfernen Schich- 
ten eingegangen. Würde Urban von den tatsächlichen Bedingungen im deut- 
schen Bildungssystem ausgehen, müssten seine Empfehlungen wohl anders 
ausfallen. Dann gälte es nıcht nur gleiche potentielle Möglichkeiten für alle zu 
schaffen, sondern darüber hinaus müssten die faktischen materiellen Benach- 
teiligungen breiter Schichten der Gesellschaft (im neoliberalen Jargon „die 
Massen“) auf eine Weise korrigiert werden, durch welche sie in die Lage ver- 
setzt würden, jene ihnen formal angebotenen Möglichkeit auch tatsächlich zu 


528 Oliver Schöller 


nutzen. Die Einführung eines Konzepts semt-privaten Bildungssparens soll 
R 


ies zukünftig gewährleisten. 


4. Bildung als Ware und soziale Gerechtigkeit 


Die Protagonisten einer Bildungsfinanzierungsreform sınd sich nicht nur darın 
einig, dass es eines privaten Finanzierungsbeitrags im Bildungssystem bedarf, 
um dem Ziel sozialer Gerechtigkeit näher zu kommen. Für die praktische 
Umsetzung dieses Ziels favorisieren sie auch einhellig das gleiche Instrument. 
Alle bildungspolitischen Think Tanks schlagen die Einführung eines Bildungs- 
sparkonzepts vor. Dieses Konzept sieht vor, dass Eltern zukünftig mit der Ge- 
burt ihrer Kinder Bildungssparkonten anlegen, auf die sie dann regelmäßige 
Einzahlungen für die spätere Finanzierung ihrer Bildungsbiographie tätigen. 
Dabei ist an eine staatliche Grundfinanzierung gedacht, die von den Eltern 
bzw. später den BildungskundInnen selbst je nach Bedarf aufgestockt wird, 
wobei versichert wird, dass sozial benachteiligte Schichten zusätzlich gefördert 
werden. Die finanziellen Einlagen sollen in Bildungsgutscheine umgewandelt 
werden, die von den BildungskundInnen dann bei den Bildungseinrichtungen 
ihrer Wahl eingelöst werden können. Dieses Konzept reicht weit über den ur- 
sprünglichen Gedanken von Studiengebühren hinaus, vielmehr soll das gesam- 
te Bildungssystem nach dem Prinzip des über den (Bildungs-) Markt vermittel- 
ten freien Warentauschs funktionieren. Die Kommodifizierung von Bildung 
und ihre Aneignung durch den mit individuellen Finanztiteln ausgestatteten 
Bildungskunden, so das zentrale Argument, würde zu einer Chancengleichheit 
aller BildungsteilnehmerInnen führen und auf diese Weise zu mehr sozialer 
Gerechtigkeit beitragen. Zur Stärkung des Arguments wird dabei auf das ın 
Deutschland so beliebte Bausparmodell verwiesen. Auch hier wird im Idealfall 
von den Eltern für die Kinder ein staatlich geförderter Bausparvertrag abge- 
schlossen. Das Ziel ıst hier nicht der Erwerb von Bildungstiteln sondern von 
Wohneigentum. Jahre bzw. jahrzehntelang wird ein bestimmter Betrag einge- 
zahlt, der je nach Vertragslänge durch mehr oder weniger hohe staatliche Prä- 
mien aufgestockt wird. Mit dem Hinweis der Befürworter des Bildungssparens 
auf das Bausparmodell haben wir eine Referenzfolie, an der wir den potentiel- 
len Gerechtigkeitseffekt eines Bildungssparmodells messen können. Das Ar- 
gument unterstellt, dass das staatlich subventionierte Bausparen insofern zu 
sozialer Gerechtigkeit beigetragen hat, als es den Erwerb von Wohneigentum 
unabhängig vom sozialen Status ermöglicht habe. Aufgrund des überaus posi- 
tiven Images, welches das Bausparen in Deutschland genießt, muss diese Be- 
hauptung bis heute in der Regel nicht belegt werden. Deshalb soll dieses Ar- 


9 Das verlangen nicht etwa nur die neoliberalen Think Tanks, sondern insbesondere die Hans- 
Böckler- und die Heinrich-Böll-Stiftung. Gerade deshalb ist es gerechtfertigt, von einem he- 
gemonialen Diskurs zu sprechen. 
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gument hier auf seinen Realitätsgehalt hin überprüft werden. Wohneigentum, 
insbesondere dem Eigenheim, wurde vor allem in der Nachkriegszeit eine ähn- 
liche Bedeutung für die persönliche Entwicklung des Menschen zugesprochen, 
wie heute dem Erwerb individueller Bildungstitel. Das Wohneigentum würde 
den Menschen an die Gesellschaft binden, sozial integrieren und im Ergebnis 
zivilisieren (vgl. Bourdieu 1998). Der bürgerlichen Eigenheimideologie zufolge 
sollten insbesondere die unzufriedenen, sozial benachteiligten Schichten durch 
Wohneigentum befriedet werden (Häußermann/Siebel 1998: 734). Dies wurde 
in den 1950/60er Jahren durch umfangreiche staatliche Unterstützungspro- 
gramme gefördert und auch Arbeiter, die sich in sozialen Netzwerken gegen- 
seitig unterstützten, konnten vielfach durch intensive Eigenleistungen den 
Traum vom Eigenheim realisieren. Gleichwohl stagniert die Wohneigentums- 
quote in Deutschland seit den 1970er Jahren bei etwa 40 Prozent. Darüber 
hinaus zeigt sich, dass der Erwerb von Wohneigentum seit den 1970er Jahren 
immer deutlicher von der Einkommenshöhe abhängt. Da die gesellschaftli- 
chen Rahmenbedingungen die Verfolgung des Erwerbs von Wohneigentum als 
ein langfristiges Projekt kaum noch möglich machen, sei es aufgrund wech- 
selnder Arbeitsverhältnisse oder dem Wegfall der sozialen Netzwerke, wodurch 
Eigenleistungen nur noch schwer zu realisieren sind, schlagen die Einkom- 
mens- und Besitzverhältnisse wieder stärker durch. Die neueren Studien zeigen 
„eine klare Strukturierung der Chancen auf Wohneigentum entlang der Ar- 
beitsmarktposition einerseits und der Vermögensposition der Herkunftsfamilie 
andererseits“ (Kurz 2000: 41). Die Schere zwischen Einkommensposition und 
Wohneigentumsquote hat sich in den letzten Jahren weiter geöffnet. „Wäh- 
rend im unteren Einkommensquintil die Wohneigentumsquoten zurückgin- 
gen, nahmen sie im oberen zu“ (vgl. Wagner/Mulder 2000: 46). Darüber hin- 
aus zeichnet sich seit den 1970er Jahren ein deutlicher Zusammenhang zwi- 
schen der Bildung von Wohneigentum und dem jeweiligen Bildungsniveau ab 
(ebd.: 56). Womit sich tatsächlich ein direkter Zusammenhang zwischen dem 
Bausparen und dem Bildungssparen herstellt. Allerdings mit völlig anderen 
Folgen, als es die Befürworter von Bildungskonten nahe legen. Denn ein ho- 
hes Bildungsniveau erhöht die Wahrscheinlichkeit eines hohen Einkommens 
und damit die potentielle Möglichkeit des Erwerbs von Wohneigentum. 

Vor diesem Hintergrund ist der Verweis auf das Bausparen als Argument für 
die Einführung eines Bildungssparkonzept, um soziale Gerechtigkeit im Bil- 
dungssektor zu gewährleisten, kaum noch nachvollziehbar. Denn übertragen 
wir die Verhältnisse des Wohneigentumsmarkts auf den Bildungsmarkt, dann 
wären 40 Prozent der Bevölkerung in der Lage, das Bildungssparmodell in ıh- 
rem Sinne zum Erwerb individueller Bildungstitel zu nutzen. Bei 60 Prozent 
der Bevölkerung muss allerdings davon ausgegangen werden, dass sie das Sys- 
tem des Bildungssparens nicht erfolgreich nutzen können und folglich auf an- 
dere Finanzierungsquellen angewiesen sein werden oder aber weiterführende 
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Bildungsangebote nicht in Anspruch nehmen können. Andere Finanzierungs 
quellen könnten dann allenfalls staatliche Unterstützungsleistungen sein, die 
aber, da das zweite zentrale Argument für das Bildungssparen neben der sozia- 
len Gerechtigkeit die leeren öffentlichen Haushalte sind, wenig wahrscheinlich 
sind.'” Für knapp zwei Drittel der Gesellschaft würde dann nur eine Beschrän- 
kung der individuellen Bildungsbedürfnisse bleiben. 

Faktisch drückt sich in der über das Bausparwesen vermittelten Wohneigen- 
tumsquote nur eine im Gesellschaftssystem strukturell begründete ungleiche 
Reichtumsverteilung aus (Eißel 2004). Der erste Armutsbericht der Bundesre- 
gierung kam Ende der 1990er Jahre zu dem Ergebnis, dass die Bevölkerungs- 
gruppe der reichsten 40 Prozent über mehr als 90 Prozent der von .allen 
Haushalten getätigten Ersparnisse verfügt. 


Anteile der westdeutschen Haushalte an der Gesamtverteilung auf das erste, zwei- 
te, dritte, vierte und fünfte Fünftel nach dem verfügbaren Einkommen (1998) 


[Haushalte 2 _____1100% 
[Einkommen 110% 168 [117 1168 1236 [sro 
[Nettovrmögen 100m [31 192 Jısı 1258 [458 | 


I emsenseinkommen 0 12 — 18 132 26,1 er 
2,6 68,9 


[Erspamisse _ ___ 100m 12,8 | 


Quelle: BMAS 2001, Bd. 1, S. 53. 


21,7 


Die Ungleichverteilung von Ersparnissen erklärt sich vor allem daraus, dass 
mit steigendem Erwerbseinkommen die Sparfähigkeit überproportional zu- 
nimmt (vgl. Becker/Hauser 2003). Dementsprechend zeigen die oberen 40 
Prozent der Einkommenshaushalte ein ausgeprägtes Sparverhalten, während 
sich auf die restlichen 60 Prozent der Bevölkerung nur ein Zehntel der von al- 
len Haushalten getätigten Ersparnisse verteilen. Damit sind auch hier knapp 
zwei Drittel der Bevölkerung, wenn überhaupt, dann nur zu einem bescheide- 
nen Sparverhalten ın der Lage. Auch wenn die 40 Prozent der gehobenen und 
hohen Einkommensklassen mit einem entsprechend hohen Sparverhalten e- 
benso wenig vollständig mit den 40 Prozent der Wohneigentumsbesitzer zu- 
sammenfallen wie die 60 Prozent der unteren Einkommensschichten nicht mit 
den knapp zwei Dritteln der Bevölkerung ohne Wohneigentum identisch sind. 
Die sozialstrukturelle Verteilung von Wohneigentum hat sich in den letzten 
zwanzig Jahren diesem Verhältnis zusehends angenähert. Bei der Einführung 
des Bausparmodells im Bildungssystem müsste mit einer entsprechenden Ent- 
wicklung gerechnet werden. 

Dabei fungieren die angestrebten Bildungskonten als eine spezifische Form der 
Budgetierung. Der Staat garantiert demnach zukünftig einen bestimmten Glo- 


10 Das zeigt sich jetzt schon überall dort, wo, wie z.B. in der beruflichen Weiterbildung oder bei 
Kindertagesstätten, Gutscheinsysteme eingeführt wurden (vgl. Kühnlein/Klein 2003; Falck 2004). 
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balhaushalt zur Grundfinanzierung individueller Bildungskonten. Über dieses 
festgelegte Budget hinaus muss dann jeder Einzelne seine spezifischen Bildungs- 
bedürfnisse zusammensparen. Diese Form der in allen gesellschaftlichen Berei- 
chen um sich greifenden organisatorischen Budgetierung hat Gerd Nollmann 
(2003) jüngst überzeugend als „Transmissionsriemen für die Verschärfung von 
Einkommensungleichheit“ beschrieben. Ihm zufolge werden mit dem Hinweis 
auf Sparzwänge feste Budgets eingeführt, an denen sich die MitarbeiterInnen 
in Unternehmen und Verwaltungen zu orientieren haben, während diese es 
den Vorgesetzten ermöglichen, weitere Sparmaßnahmen zu lesitimieren. 

„Diese Kombination überrascht noch mehr durch die Stille, mit der sie Ressourcen umverteilt. 
Budgetierung entzieht Verteilungsfragen ihren Empörungsgehalt. Budgets objektivieren Notwen- 
digkeiten, beziehen Entscheidungen auf ihr abstraktes, in automatisch operierende Formeln ein- 
gelassenes Zahlengerüst und entpersonalisieren das Geschehen. Sie machen für jeden verständ- 
lich, warum nicht mehr Geld für weitergehende Wünsche vorhanden ist. Da für das Budget im 
Aushandlungsprozess Konsens beschafft wurde, ist jeder Mitarbeiter - so ungerecht es sich in ei- 
ner zu seinen Ungunsten entschiedenen Tariffrage auch behandelt fühlt - gezwungen, den Bud- 
getnotwendigkeiten zu folgen. Wie diese genau zu interpretieren sind, wird natürlich von Fall zu 
Fall und von oben nach unten entschieden, und genau darin liegt seine immense Fähigkeit, Kon- 
fliktpotenziale aufzulösen“ (ebd.: 508). 

Übertragen auf das Bildungssystem würde sich zeigen, dass in dem Moment, 
wo ein Budget zur Grundfinanzierung der Bildungskonten erst einmal einge- 
führt ist, der einzelne Bildungskunde diesen vermeintlichen Sachzwang akzep- 
tiert und es an ıhm persönlich liegen wird, sich darüber hinaus reichende Bil- 
dungszugänge finanziell zu erschließen. Auf diese Weise würden sich über die 
Höhe der zur Finanzierung der Bildungskonten bereitgestellten staatlichen 
Budgets die in den Einkommensungleichheiten eingeschriebenen Herrschafts- 
verhältnisse im Bildungssystem reproduzieren. 

Zusammenfassend kann daher festgestellt werden: Von einer Übertragung des 
Bausparmodells im Wohnungssektor auf das Bildungssystem sind so lange 
keine positiven Effekte im Sinne einer Korrektur der sozialen Schieflage im 
Bildungssystem zugunsten der unteren Einkommensschichten zu erwarten, wie 
sich an der strukturellen Diskrepanz der gesellschaftlichen Reichtumsvertei- 
lung nichts ändert. Umgekehrt darf damit gerechnet werden, dass die Aufhe- 
bung der ungleichen gesellschaftlichen Reichtumsverteilung zugleich die Dis- 
kussion über ein wie auch immer konzipiertes Bildungsfinanzierungssystem 
überflüssig machen würde. 


Fazit 


Bildung wurde, wie schon in den 1960er Jahren, als Standortfaktor wiederent- 
deckt. Defizite werden besonders in den hohen Segmenten des deutschen Bil- 
dungssystem nachgewiesen, und als Antwort hat sich geradezu ein Chor von 
Finanzierungsmodellen formiert, der kanonisch die Konzepte von Wettbewerb, 
Entbürokratisierung und finanzieller Selbststeuerung anstimmt. Vor dem Hinter- 
grund der geschilderten gesellschaftlichen Entwicklungen müssen die Reformen, 
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die auf eine einseitige Forcierung der instrumentellen und allokativen Funkti 
on von Bildung hinauslaufen, mit Skepsis betrachtet werden. Die aktuelle Bil- 
dungspolitik tendiert zu einer verstärkten Segmentierung des Bildungssystems 
entlang der Linie einer geschlossenen berufsorientierten versus einer offenen ge- 
hobenen Ausbildung. Was an der gesellschaftlichen Oberfläche aufgrund einer 
zunehmenden Vielfalt möglicher Bildungsabschlüsse als funktionale Differenzie- 
rung des Bildungssystems erscheinen mag, befördert unter der Hand den nun- 
mehr zwei Jahrzehnte andauernden Trend einer sozialen Polarisierung in eine 
niedere und eine höhere Bildungsschicht. Mit Blick auf die historische Entwick- 
lung des Bildungssystems erinnern die aktuellen Tendenzen insofern an das zwei- 
geteilte Bildungssystem im 19. Jahrhundert und man ist geneigt, die sich vollzie- 
henden Umbrüche im Bildungswesen als eine Refeudalisierung zu beschreiben. 

Vor diesem Hintergrund ist es freilich unwahrscheinlich, dass sich die eingangs 
skizzierte, in einer neuen Produktionsweise angelegte, Bildungsstrategie eines le- 
benslangen Lernens, in dem zukünftigen Akkumulationsregime auf emanzipie- 
rende Weise artikulieren wird. Die Konsolidierung der aktuell sich vollziehen- 
den neoliberalen Gesellschaftstransformation entscheidet sich ganz wesentlich 
auf dem umkämpften Feld der Bildung. Mit dem Umbau des Bildungssystems 
verbinden sich mittel- und langfristig weitreichende Rückwirkungen auf die Prin- 
zipien und die partizipative Gestaltung des demokratischen Gemeinwesens. Eine 
Korrektur des bildungspolitischen Reformkurses scheint heute wie damals nur 
denkbar durch eine soziale Opposition, die ihre Interessen missachtet steht. Eine 
solche Gegenbewegung hätte sich zunächst von den Idealen des Bildungsbür- 
gertums zu distanzieren, um sich statt dessen für gesellschaftliche Bedingungen 
einzusetzen, die den gemeinen LernbürgerInnen zur Durchsetzung verhelfen. Die 
LernbürgerInnen verbinden den demokratischen Anspruch lebenslangen Lernens 
und das bildungsbürgerliche Versprechen der Selbstverwirklichung miteinander. 
Aber anders als das Bildungsbürgertum, das Arbeit und Bildung voneinander 
schied und die individuelle Selbstverwirklichung alleın über die Aneignung 
von Bildungsgütern anstrebte, begreifen die gemeinen LernbürgerInnen Bil- 
dung als Arbeit. Es sind die LernbürgerInnen, die sich in dem von Marx ange- 
strebten Ideal einer „travail attractiv“ (MEW 42: 512) verwirklichen werden. 
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Elitehochschulen - die soziale Selektion 
ist entscheidend 


Seit die SPD im Rahmen ihrer Innovationsoffensive Anfang des Jahres den 
Begriff der Elitehochschulen in die bildungspolitische Diskussion eingeführt 
hat, ist er aus der öffentlichen Debatte nicht mehr wegzudenken. In den Me- 
dien ist in den vergangenen Monaten eine Vielzahl von Pro- und (deutlich 
weniger) Contra-Stimmen zu vernehmen gewesen. Trotz unterschiedlicher 
Meinungen zum Sinn oder Unsinn von Elitehochschulen im Allgemeinen oder 
(weıt häufiger) nur zu den konkreten Plänen der Bundesregierung im Besonde- 
ren ist eines auffällig. So gut wie alle Diskussionsteilnehmer sind sich in einem 
Punkt einig. Es geht bei den Elitehochschulen um die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Wissenschaft und damit zusammenhängend auch 
der Wirtschaft. Mit dem Verweis auf die sog. „Leuchttürme* der Wissenschaft 
in den USA wie Harvard, Yale oder Princeton wird die Schaffung von Elite- 
hochschulen auch hierzulande als die einzige Möglichkeit angepriesen, in der 
internationalen Wissenschaftskonkurrenz wieder zur Spitze aufzuschließen. 
Wenn Deutschland dort mitmischen wolle, bleibe keine Alternative zur Kon- 
zentration auf wenige Eliteuniversitäten. 

Was demgegenüber so gut wie nie thematisiert wird, das sind die sozialen Fol- 
gen dieses Schrittes. Der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bil- 
dungskarrieren, der aufgrund der eindeutigen Ergebnisse von PISA, IGLU und 
des OECD-Bildungsberichts inzwischen öffentlich heftig diskutiert wird, spielt 
in der Debatte um die Elitehochschulen kaum eine Rolle. Schon ein etwas in- 
tensiverer Blick in die USA oder die anderen führenden Industriestaaten wie 
Frankreich, Großbritannien oder Japan, die allesamt seit Jahrzehnten oder gar 
Jahrhunderten Elitebildungsinstitutionen kennen, hätte hier aber skeptisch stim- 
men müssen. Was diese Einrichtungen trotz aller Unterschiede vereint, ist 
nämlich nicht die Spitzenforschung - sie findet nur an den Eliteuniversitäten 
der USA und Großbritanniens statt -, sondern die sozial höchst selektive Aus- 
wahl und Ausbildung der zukünftigen Eliten des jeweiligen Landes. Das ist ıhr 
gemeinsamer Nenner. Wer über die Pläne für Elitehochschulen ernsthaft dis- 
kutieren will, sollte sich dementsprechend in erster Linie damit beschäftigen, 
welche Konsequenzen sie in sozialer Hinsicht für die deutsche Gesellschaft ha- 
ben werden. Dieser Frage wird der folgende Artikel nachgehen. Zunächst wird 
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er sich näher mit der Realität von Elitebildungsinstitutionen in den anderen 
führenden Industrieländern befassen, um daran anschließend genauer zu ana- 
Iysieren, welche Bedeutung die Debatte um die Eliteuniversitäten für die Um- 
gestaltung der deutschen Hochschullandschaft wirklich besitzt. 


Die Elitebildungsinstitutionen in den führenden Industriestaaten 


Welche Wirkung Elitehochschulen in sozialer Hinsicht haben, das lässt sich in 
Frankreich mit seinen berühmten Grandes Ecoles am deutlichsten erkennen. 
Sie haben im Kern, wie Bourdieu (2004) immer wieder betont, nur eine einzi- 
ge Funktion. Sie garantieren die Reproduktion der herrschenden Klasse! qua 
exklusiver Bildungstitel. Auf der einen Seite bildet der Abschluss einer der füh- 
renden Grandes Ecoles, vor allem der Verwaltungskaderschmiede ENA, der in- 
genieurwissenschaftlich ausgerichteten Ecole Polytechnique und der wirtschafts- 
wissenschaftlichen HEC, eine fast unverzichtbare Voraussetzung für die Beset- 
zung der Toppositionen in Frankreich. Auf der anderen Seite sorgen diese drei 
Hochschulen durch ihre sehr selektiven Aufnahmebedingungen gleichzeitig nicht 
nur für eine gleichbleibend geringe Zahl von Studierenden (wenige hundert? 
von insgesamt 2,2 Millionen Studierenden), sondern auch für eine sozial hoch 
exklusive Rekrutierung. Gerade einmal 8,6% ihrer Studierenden haben eine sog. 
„Origine populaire“ (Bauern, Arbeiter, untere und mittlere Angestellte und Be 
amte, selbständige Handwerker und Gewerbetreibende) (Eunat/Thelot 1995: 434#f.). 
Obwohl Studiengebühren nur an der HEC erhoben werden und die Auslese 
durch standardisierte Prüfungen auf den ersten Blick allen die gleichen Er- 
folgsaussichten verspricht, sorgt der Vorsprung, den die bürgerlichen Familien 
in kultureller wie in ökonomischer Beziehung aufweisen, für eine äußerst ef- 
fektive soziale Auslese. Außerdem begünstigt die hohe Selbstrekrutierungsquo- 
te in den Lehrkörpern der Grandes Ecoles von bis zu 90% all jene deutlich, 
die aus denselben gehobenen Gesellschaftsschichten wie die Angehörigen die- 
ser Lehrkörper kommen und daher deren Sprache, Geschmack und Umgangs- 
formen teilen oder zumindest gut kennen. Außerdem sorgen die Bildungsein- 
richtungen selbst für eine Auswahl bereits „prädisponierter“ Akteure. So sind 
die Rekrutierungsprozeduren von Institutionen wie der ENA so angelegt, dass 
sie ihr Studierende garantieren, die „aufgrund ihrer familiären Erziehung be- 
reits über die verlangten Dispositionen verfügten, so dass man sich wie die al- 
ten Römer fragen muss, ob sie sich nicht damit begnügten, ‘den Fischen das 
Schwimmen beizubringen’“ (Bourdieu 2004: 93). 


1 Bourdieu hat den Begriff der herrschenden Klasse seit Ende der 80er Jahre allerdings zuguns- 
ten des Begriffs vom Feld der Macht aufgegeben. Zu den Gründen für diesen Schritt siehe 
Bourdieu (2004), zur Kritik an diesem Verzicht und zur Definition der herrschenden Klasse 
unter heutigen Bedingungen siehe Hartmann (2004). 

2 So haben 2003 nur 116 an der ENA ein Studium begonnen, 380 an der HEC und 400 an 
der Polytechnique. 
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De Saint Martin zitiert in ihrer Analyse des französischen Adels aus Prüfungs- 
berichten der ENA, die die Bedeutung der sozialen Herkunft und des daraus 
resultierenden Habitus für die Zulassung zum Studium an einer der berühm- 
ten Grandes Ecoles mehr als deutlich machen. Dort heißt es: „Das Prüfungs- 
gespräch dient nicht zur Überprüfung des Wissensstandes ....|Es ist vielmehr] 
ein methodischer Versuch, menschliche Qualitäten in einem Alter einzuschät- 
zen, in dem man sich noch nicht allzu sehr verstellen kann. ... Ein Mitglied 
einer Prüfungskommission sagte einmal: ‘Ich versuche, mir vorzustellen, ob 
ich gerne mit dem Kandidaten zusammenarbeiten würde, dem ich gerade zu- 
höre, und ob ich ihm vollständig vertrauen würde.’ Das Bestreben geht also 
dahin, den Menschen herauszustellen, und nicht irgendein mit Diplomen und 
Bücherwissen bestücktes Wesen. Das Eingestehen einer Wissenslücke, eine lo- 
ckere, aber nicht anmaßende Haltung, die Gabe geistesgegenwärtiger Erwide- 
rungen und geistige Neugier sind ausgezeichnete Eigenschaften“ (de Saint 
Martin 1993: 203). Diese Kriterien ähneln sehr stark denen für Topma- 
nagementpositionen in deutschen Großunternehmen und sorgen hier wie dort 
für eine weitgehende soziale Schließung zu Gunsten der Kandidaten aus bür- 
gerlichen Kreisen (Hartmann 1996, 2001a, 2002). 

Auch in Großbritannien stellen exklusive Bildungsinstitutionen das entschei- 
dende Nadelöhr für den Zugang zu den wichtigen Eliten des Landes dar. Die 
entscheidende Rolle spielen im Unterschied zu Frankreich allerdings weniger 
die Universitäten, obwohl es mit Oxford und Cambridge auch hier zwei aus- 
gesprochene Eliteeinrichtungen gibt, sondern eine Reihe sehr renommierter 
Privatschulen. An der Spitze stehen die so genannten Clarendon Nine, die 
neun berühmtesten Public Schools’, zu denen auch Eton zählt. Sie bilden zu- 
sammen mit weiteren 20 Topschulen die „Eton and Rugby Groups“, die ins- 
gesamt nur 5 Promille eines Jahrgangs besuchen. Durch die enormen Schul- 
kosten von bis zu 19.100 £, der Höhe eines durchschnittlichen Jahreseinkom- 
men, bleiben diese Schulen der breiten Bevölkerung verschlossen. Wie selektiv 
die Public Schools sind, zeigt schon ein Blick auf die Gesamtheit der HMC- 
Schools’, die im Durchschnitt nur gut halb so teuer wie Eton, Winchester o- 
der Westminster sind. Ihre Schüler kommen seit Jahrzehnten zu ca. 90% aus 
dem oberen Fünftel der britischen Gesellschaft und zu zwei Dritteln sogar aus 
den oberen 5%. An den berühmten Public Schools wie Eton oder Harrow 
fällt die soziale Rekrutierung aufgrund der erheblich höheren Kosten und der 
schärferen Auswahlverfahren noch sehr viel exklusiver aus. Es dominieren dort 
die Kinder der Upper Class. 

An den beiden Fliteuniversitäten Oxford und Cambridge setzt sich, wenn 


3 Die ca. 500 Public Schools stellen den angeseheneren Teil der Privatschulen. Sie werden von 
ungefähr 5% der britischen Sekundarschüler besucht. 

4  HMC ist die Abkürzung für Headmaster’s conference, die 1869 gegründete Organisation der 
Public Schools für Jungen, der vier von fünf Schulen dieses Typs angehören. 
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auch weniger krass als an den besten Public Schools, die soziale Selektion 
dann fort. Das hat vor allem einen Grund. Die Absolventen der Public 
Schools besuchen diese beiden Hochschulen zu einem weit überdurchschnitt- 
lichen Prozentsatz. Ehemalige Public-School-Schüler stellen heute wie schon 
in den letzten Jahrzehnten jeden zweiten Studierenden an den beiden Topuni- 
versitäten (Adonis / Pollard 1997: 24£.). 

Das Elitebildungssystem in den USA ähnelt dem britischen. Die ebenfalls sehr 
exklusiven und kostspieligen Privatschulen spielen allerdings nur eine eher un- 
tergeordnete Rolle im Ausleseprozess. Sie ermöglichen in der Regel keinen di- 
rekten Zugang zu den gesellschaftlichen Führungspositionen, sondern bilden 
nur eine Vorstufe zu den für die Karriere entscheidenden privaten Eliteuniver- 
sıtäten wie Harvard, Yale oder Stanford. Dabei sind sie allerdings immer noch 
sehr erfolgreich. Zwar gehen z.B. nicht mehr wie früher drei Viertel der gut 
300 Absolventen von Phillips Exeter nach Harvard, sondern „nur“ noch ein 
knappes Sechstel. Rechnet man aber nur die Zulassungszahlen für die zwei 
bekanntesten Privatschulen, Phillips Exeter und Andover Exeter, zusammen, 
so kommt man bereits auf 90 Zulassungen von insgesamt gut 1.600 (Levy 
1990: 56f.). Allein diese zwei Schulen, von denen gerade einmal 600 bis 700 
von insgesamt über zwei Millionen High-School-Absolventen kommen, stellen 
damit über 5% der Erstsemester in Harvard. Insgesamt schneiden die Absol- 
venten der bekannten Privatschulen mit einer Zulassungsquote von knapp 
40% an den Topuniversitäten fast ebenso gut ab wie die Kinder von Ehemali- 
gen mit gut 40%. Da die Privatuniversitäten zu einem großen Teil von den 
Spenden wohlhabender Alumni oder der Unternehmen, in denen jene tätig 
sind, abhängen, werden letztere mit Hilfe von Quoten bewusst bevorzugt, um 
den Zugang zu diesen Geldquellen zu sichern. 

Wie angesichts dieser Quoten schon zu vermuten ist, zeigen die renommierten 
Eliteuniversitäten eine äußerst selektive soziale Zusammensetzung ihrer Studie- 
renden. Gut vier Fünftel stammen aus den oberen 20% der US-Gesellschaft, 
während die untere Hälfte der Bevölkerung kaum vertreten ist.” Verantwortlich 
dafür sind vor allem drei Gründe. Zunächst erzielen die Kinder aus den geho- 
benen Klassen und Schichten der Gesellschaft in den Leistungstests bessere 
Ergebnisse. Sie haben eben von Kindesbeinen an nicht nur durch ihr familiä- 
res Umfeld günstigere Bedingungen, sich intellektuell zu entwickeln, sie genie- 
ßen auch die bessere schulische Bildung, sei es einfach wegen ihres Wohnorts, 
sei es aufgrund des Besuchs teurer Privatschulen. 

Zweı andere Punkte sind für die soziale Selektion aber noch wichtiger. Zum 
einen sind die Kosten eines Studiums an einer der Eliteuniversitäten enorm 


5 Vermutlich ist die Zusammensetzung noch selektiver. Da die Angaben der Universitäten, 
soweit sie überhaupt zu finden sind, bei Einkommen oberhalb von 85.000 $ in der Regel 
keine Differenzierung mehr vornehmen, ist nicht sicher zu sagen, wie hoch der Anteil der 
oberen 10% oder 5% ist. 
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hoch. Sie belaufen sich mittlerweile auf 35.000 bis 40.000 $ pro Jahr für das 
Undergraduate-Studium und 40.000 bis über 50.000 $ für alle weiter gehenden 
Studiengänge bei einem durchschnittlichen Familieneinkommen von gerade 
einmal gut 35.000 $. Die umfangreichen finanziellen Unterstützungsprogram- 
me an den Hochschulen können die davon ausgehende soziale Selektionswir- 
kung nur abschwächen, weil sie bei fast drei Vierteln der Begünstigten zu ei- 
nem mehr oder minder großen Teil aus verzinslichen Darlehen bestehen. Man 
kann so schnell auf eine Gesamtverschuldung von ungefähr 60.000 $ für ein 
reines Undergraduate-Studium und 200.000 $ für ein Masterstudium kommen 
(Hartmann 2001b). Die Verschuldung eines durchschnittlichen Studierenden, 
das heißt unter Einbeziehung auch all derjenigen, die an staatlichen Universi- 
täten oder Colleges mit wesentlich niedrigeren Gebühren von zum Teil nur 
2.000 bis 3.000 $ studieren, liegt inzwischen bei 30.000 $. Das ist mehr als ei- 
ne Verdoppelung binnen sieben Jahren. Potentielle Bewerber aus der Arbeiter- 
klasse oder den breiten Mittelschichten werden dadurch weit stärker abge- 
schreckt als die Kinder aus wohlhabenden Familien. 

Die für die endgültige Zulassung verantwortlichen Admissions Committees 
bilden den zweiten für die soziale Selektion entscheidenden Engpass. Man 
sucht an den Eliteuniversitäten explizit nicht nur nach denjenigen, die die 
besten Testergebnisse aufzuweisen haben, sondern vor allem nach Persönlich- 
keiten, die einen „Gewinn“ für die Universität darstellen. Die Persönlichkeit 
des Kandidaten ist also letztlich ausschlaggebend. So bildet „Leadership“ z.B. 
für die in Harvard zuständige Direktorin das zentrale Kriterium. Wie Feldman 
(1988) in ihrer Untersuchung über die Zulassungsprozeduren von Harvard 
deutlich zeigt, begünstigen solche Maßstäbe eindeutig den Nachwuchs aus 
den „besseren Kreisen“. Bei der Bewertung der Persönlichkeit schneiden zum 
Beispiel die Absolventen der Privatschulen deutlich besser ab als die anderen 
Bewerber, in der Bewertung der geistigen Fähigkeiten durch die Zulassungs- 
kommission gibt es dagegen keinerlei Unterschiede. Feldman kommt in ihrer 
Untersuchung zu dem Schluss, dass das derzeitige Auslesesystem im Großen 
und Ganzen den gleichen sozialen Effekt hat wie eine direkte Versteigerung 
der Studienplätze gegen Geld. Würde man bei der Auswahl dagegen das Zu- 
fallsprinzip oder ein reines Leistungsprinzip walten lassen, würde der Anteil 
der Ehemaligenkinder wie der Schüler der bekannten Privatschulen nahezu 
halbiert (Feldman 1988: 176f.). 

In Japan spielt die Todai, die staatliche Kaiserliche Universität von Tokio, für 
den Weg in die entscheidenden Führungspositionen eine ebenso so große Rol- 
le wıe die ENA in Frankreich. Ihr folgen die staatliche Kyodai, die öffentliche 
Hitotsubashi und die privaten Hochschulen Keio und Waseda. Aufgrund 
zahlreicher Selektionsmechanismen - so kostet der Besuch der führenden Ober- 
schulen inklusive der obligatorischen Nachhilfe an die 10.000 Euro pro Jahr 
und die Aufnahmeprüfungen ähneln strukturell denen an ENA oder Poly- 


540 Michael Hartmann 


technique - stammen die Studierenden an der Todai durchweg aus den oberen 
10% der japanischen Gesellschaft (Cutts 1997: 231). 


Elitehochschulen und die soziale Rekrutierung der Eliten 


Wer das Examen an einer dieser Eliteinstitutionen bestanden hat, dem steht 
eine Karriere in allen wichtigen gesellschaftlichen Bereichen offen. In Frank- 
reich sind die Absolventen der ENA, die Enarques, am erfolgreichsten. Allein 
zwei der drei Staatspräsidenten und sechs der elf Premierminister seit Pompidou 
waren dort. Außerdem kommen von den Ministerialdirektoren an der Spitze 
der „Cabinets ministeriell“ 70% von der ENA ebenso wie jeder zweite Direk- 
tor in den anderen Ministerien, zwei von drei Präfekten, einer von zweı Bot- 
schaftern und vier der fünf Richter am obersten französischen Verwaltungsge- 
richt. Hier macht sich bemerkbar, dass die Enarques die Positionen in den Grand 
Corps, den Eliteeinrichtungen der öffentlichen Verwaltung, größtenteils unter 
sich ausmachen (Bock 1999: 390ff.,; Kesler 1997: 25ff.; Suleiman 1997: 39). 

In den Topetagen der Wirtschaft sieht es nicht anders aus. Die 100 größten 
französischen Konzerne werden zu über zwei Dritteln von den Absolventen 
der ENA, der Ecole Polytechnique oder der HEC geführt. Wie ungeheuer stark 
der Einfluss einiger weniger Eliteeinrichtungen auf die Besetzung des Topma- 
nagements ist, wird noch deutlicher, richtet man sein Augenmerk auf den An- 
teil derjenigen Absolventen der berühmten Grandes Ecoles, die anschließend 
auch noch in einem der renommierten Grands Corps waren. Immerhin 40 der 
100 größten Firmen werden von solchen Personen geführt (Hartmann 2001a: 
211ff). Mit gerade einmal 500 Absolventen pro Jahr, das heißt 0,6 Promille 
eines Jahrgangs, machen die ENA und die Ecole Polytechnique die Mehrzahl 
der entscheidenden Spitzenpositionen in der französischen Gesellschaft unter 
sich aus. Ein Großteil wird sogar von einem noch kleineren Kreis besetzt, den 
ungefähr 80 Studenten, die nach ihrem Examen dort noch in die Grands 
Corps gehen. Es sind dies ganze 0,1 Promille eines Jahrgangs. 

Japan kommt Frankreich diesbezüglich am nächsten. Die Todai mit ihren gut 
15.000 Studierenden - das sind gerade einmal 5 Promille aller japanischen 
Studierenden - stellt z.B. 10 der 25 Premierminister seit 1945 und jeden drit- 
ten Minister ım derzeitigen Kabinett Koizumi. Die ca. 300 Personen, denen 
der Zugang zu den Spitzenstellungen in den wichtigsten Ministerien jährlich 
offen steht, haben zu zwei Dritteln die Todai besucht, die ca. 70 in den bei- 
den wichtigsten Ministerien sogar zu drei Vierteln, die große Mehrzahl davon 
die juristische Fakultät mit ihren nur 400 bis 500 Abschlüssen pro Jahr, auf 
der auch 8 der 14 Richter am obersten Gericht des Landes waren. In der Wirt- 


6 Bei den zwei renommiertesten privaten Eliteuniversitäten, Keio und Waseda dürfte das, zu- 
mal sie (je nach Studienfach) mit 7.000 bis 10.000 Euro pro Jahr deutlich höhere Gebühren 
verlangen, nicht anders sein. 
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schaft bietet sich ein ähnliches Bild. Von den Präsidenten der 100 größten ja- 
panischen Unternehmen kommen alleın 40 von Todaı und weitere 22 von 
den anderen vier (Cutts 1997: 179, Hartmann 2002: 154). Zwei Drittel der 
Wirtschaftselite waren auf einer der fünf berühmtesten Universitäten, über ein 
Drittel auf Todai und dort vor allem an einer einzigen Fakultät, der juristi- 
schen. Mit ganzen 400 bis 500 Absolventen, das heißt nicht mehr als 0,5 
Promille aller Hochschulabsolventen und nur gut 0,2 Promille eines Jahr- 
gangs, stellt diese eine Fakultät ungefähr jeden dritten Topmanager, zwei von 
drei hohen Ministerialbeamten und vier von 10 Ministerpräsidenten. 

Ein Examen von Oxford oder Cambridge und, insgesamt sogar noch stärker, 
ein Abschluss der berühmten Public Schools öffnet auch in Großbritannien 
die Türen zu den gesellschaftlichen Spitzenpositionen. Von den Chairmen der 
100 größten britischen Unternehmen haben über drei Viertel eine der 27 an- 
gesehensten Public Schools mit ihren gut 3.000 Absolventen jährlich besucht, 
elf allein Eton und weitere vierzehn eine der anderen acht Clarendon Schools. 
Zudem hat nahezu jeder zweite in Oxford oder Cambridge studiert. Die 25 
führenden Banken und Versicherungen werden sogar zu fast 90% von ehema- 
ligen Schülern einer Public School geführt, zu einem knappen Drittel allein 
von Etonians, und zu knapp zwei Dritteln von Oxbridge-Absolventen (Hart- 
mann 200la: 165f.). Auch bei den Regierungschefs haben neun der zwölf 
Nachkriegspremiers in Oxford oder Cambridge studiert, von den Staatssekre- 
tären zwei Drittel. Unter den Public Schools spielt Eton die Hauptrolle. Dort 
war beispielsweise nicht nur fast jeder vierte Staatsekretär, sondern auch ein 
Viertel der Generäle und der seit 1997 von der Blair-Regierung neu ernannten 
hohen Richter (Adonis / Pollard 1997: 47f., 59, 125; Barberis 1996: 105). 

In den USA fällt der Einfluss der Eliteeinrichtungen aufgrund der Größe des 
Landes und seiner föderalen Struktur nicht ganz so hoch aus. Anfang der 
achtziger Jahre hatte von den Topmanagern der 265 größten US-Konzerne 
zwar jeder zweite an einer von nur zwölf Topuniversitäten studiert, bei einer 
Reduzierung auf die 100 größten Unternehmen bleibt die übliche Steigerung 
dieses Prozentsatzes aber aus. „Nur“ noch vier von zehn CEO dieser Firmen 
waren an einer der 13 Topuniversitäten, jeder vierte allerdings auf einer von 
nur vier dieser Universitäten und zwölf allein in Harvard (Dye 1995: 171; 
Hartmann 2001a: 167). In der Politik bietet sich ein ähnliches Bild. Von den 
elf Präsidenten seit 1945 haben zwar vier in Yale studiert, aber „nur“ noch 
weitere zwei an einer anderen der Top 20 Universitäten. Seit 1989 machen die 
Yale-Absolventen das Präsidentenamt allerdings unter sich aus. Bush Vater und 
Sohn waren ebenso dort wie Bill Clinton. Dasselbe trifft im Übrigen auch auf 
John Kerry, den Herausforderer bei den jetzigen Wahlen, zu. Al Gore, der un- 
terlegene Kandidat der Demokraten bei der letzten Wahl, war in Harvard. 
Aufgrund der sozialen Selektivität der Elitebildungseinrichtungen rekrutieren 
sich die Eliten dieser vier Länder folgerichtig ganz überwiegend aus dem Bür- 
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gertum. Typisch ist Frankreich, Zwei der drei Staatspräsidenten und vier der 
elf Ministerpräsidenten stammen aus dem Großbürgertum, den oberen 5 
Promille der Gesellschaft, nur ganze drei dagegen aus der Arbeiterschaft und 
den breiten Mittelschichten, den unteren 96,5%. Die anderen kommen aus 
dem übrigen bürgerlichem Milieu’. Unter den Topmanagern sieht es genauso 
aus. Von den PDG der 100 größten Unternehmen ist fast jeder zweite ın einer 
großbürgerlichen Umgebung aufgewachsen und noch einmal gut 40% in einer 
bürgerlichen Familie. Der breiten Bevölkerung entstammt demgegenüber nur 
jeder neunte. Auch in der Verwaltung bietet sich ein eindeutiges Bild. Die 
Mitglieder der angesehensten Grands Corps kommen zu zwei Drittel, die üb- 
rigen hohen Beamten immerhin noch zu ungefähr der Hälfte aus dem Bürger- 
tum. Mit einem Anteil von fast drei Vierteln liegen dabei jene ganz vorn, die 
die ENA absolviert haben (Rouban 1999: 79ff.). Der Nachwuchs des Bürger- 
tums bleibt weitgehend unter sich, wenn es um die Besetzung der gesellschaft- 
lichen Spitzenpositionen geht. 

Ähnlich sieht es in den anderen drei Ländern aus. So stammt fast jeder zweite 
Chairman der 100 größten britischen Unternehmen aus der Upper Class, ım 
Finanzsektor sogar drei von vier, und ein weiteres Drittel aus dem restlichen 
Bürgertum (Hartmann 1997: 9, 2001: 167f., 2002: 159). Von den letzten 
sechs Premiers Japans hatten gleich drei wichtige frühere Politiker und zwei 
weitere große Unternehmer (einer davon zusätzlich noch Provinzgouverneur) 
zum Vater. Typisch ist der jetzige Ministerpräsident Junichiro Koizumi. Sein 
Vater war Verteidigungsminister und sein Großvater Postminister. Auch in den 
USA ist die Upper Class in der Politik seit Ende der 80er Jahre wieder schr 
stark vertreten. Sowohl die beiden Bushs als auch Al Gore und John Kerry 
entstammen ihr. Insgesamt aber dürfte die soziale Rekrutierung der Eliten in 
Japan und den USA nicht ganz so exklusiv ausfallen wie die ihrer französi- 
schen und britischen Pendants. Alles ın allem aber bleibt als Resümee, dass 
die Ausbildung an Eliteinstitutionen in allen vier Ländern mit einer hohen so- 
zialen Selektivität einhergeht und die Herkunft letztlich zum ausschlaggeben- 
den Faktor für die Besetzung von Spitzenpositionen wird. 


Die Veränderung der deutschen Hochschullandschaft 


Nimmt man die Pläne der Bundesregierung für die Etablierung von Elitehoch- 
schulen genauer unter die Lupe, so wird eines relativ schnell klar. Mit den fi- 
nanziellen Mitteln, die sie dafür vorgesehen hat, ist es absolut unmöglich, zu 
Spitzenuniversitäten wie Harvard oder Stanford aufzuschließen. Während letz- 


7 Zum Großbürgertum zählen Großunternehmer, Vorstandsmitglieder, Großgrundbesitzer, 
Spitzenbeamte und Angehörige der Generalität, zum gehobenen Bürgertum als dem rest- 
lichen Teil des Bürgertums größere Unternehmer, leitende Angestellte, höhere Beamte 
und Offiziere sowie akademische Freiberufler. 
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teren Jahresetats von 2 bis 2,5 Mrd. $ für Studierendenzahlen zwischen 11.000 
und 17.000 zur Verfügung stehen, müssen die großen deutschen Hochschulen 
mit 10-20% dieser Mittel ein Mehrfaches an Studierenden ausbilden. Die jetzt 
für die noch auszuwählenden Eliteuniversitäten zusätzlich in Aussicht gestell- 
ten 250 Mio. Euro pro Jahr werden an dieser Differenz nichts Nennenswertes 
ändern. Das ist auch den meisten Befürwortern der Elitehochschulen klar. 
Ihnen geht es im Kern aber auch um etwas ganz anderes. Der Leiter des ein- 
flussreichsten Think Tanks ın Deutschland, des vielfach auch als inoffizielles 
Bildungsministertum bezeichneten Centrums für Hochschulentwicklung (CHE) 
der Bertelsmann-Stiftung, Detlef Müller-Böling, hat das in einer ersten Stel- 
lungnahme Anfang Januar auch sehr schnell deutlich gemacht. In dieser Stel- 
lungnahme kritisierte er die Pläne der SPD ob ihrer Realitätsferne, so weit es 
den Vergleich mit Universitäten wie Harvard oder Princeton angeht, machte 
gleichzeitig aber auf den entscheidenden positiven Effekt der Debatte aufmerk- 
sam. Sie mache deutlich, dass die Fiktion einer Gleichheit aller Universitäten 
aufgegeben werden müsse, und zeige der Öffentlichkeit außerdem deutlich, 
welche Veränderungen für die deutschen Hochschulen wirklich nötig und 
zugleich auch realisierbar seien. Das seien die freie Auswahl der Studierenden 
durch die Hochschulen, weıl nur „im Wettbewerb um die besten Studierenden“ 
Spitzenleistungen entstünden, die Abschaffung der Kapazitätsverordnung, die 
den Universitäten eine bestimmte Anzahl von Studierenden pro Professur vor- 
schreibe, weil sie „dem Gedanken der Differenzierung und Elitenbildung* wi- 
derspreche, und die Einführung von Studiengebühren, weil die Kriterien der 
Weltliga, in der man mitspielen wolle, das einfach zwingend beinhalteten. 
Müller-Böling knüpft mit diesen Forderungen an jene Strukturveränderungen 
an, die seit geraumer Zeit durch zahlreiche einzelne Maßnahmen an den Hoch- 
schulen schon Stück für Stück umgesetzt worden sind und weiter werden. Sie 
zielen alles in allem in erster Linie auf eine wesentlich stärkere Binnendifferen- 
zierung im Sinne einer Hierarchisierung der Hochschullandschaft ab. Die 
Diskussion um die sog. Eliteuniversitäten hat diesen schon länger laufenden 
Prozess der Umstrukturierung seit Jahresbeginn allerdings vereinheitlicht und 
erheblich beschleunigt. Seine wichtigsten Elemente sind zum einen, da trifft 
Müller-Böling den Kern der Sache, die freie Auswahl der Studierenden durch 
die Hochschulen und die Einführung von Studiengebühren, zum anderen, 
und das ist genauso wichtig, das Ende der relativ gleichmäßigen Verteilung der 
staatlichen Mittel („Gießkannenprinzip“) zugunsten einer an sog Leistungskri- 
terien (wie vor allem der Drittmitteleinwerbung) orientierten Mittelvergabe. 
Die freie Auswahl der Studierenden durch die Hochschulen ist ein Ziel, das 
zahlreiche Hochschulen schon seit längerem auf ihre Fahnen geschrieben ha- 
ben. Institut für Institut, Fachbereich für Fachbereich führt spezielle Aufnah- 
meprüfungen ein. Begründet wırd das in der Regel mit den hohen Abbrecher- 
quoten, die man so reduzieren wolle. Es solle, so die Argumentation, eben nur 
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der cin Studium in diesem speziellen Fach beginnen können, der seine Fähig- 
keiten und seine Motivation zuvor unter Beweis gestellt habe. Das hört sich 
vernünftig an. Warum sollen 550 Abiturienten an der Uni München mit dem 
Anglistikstudium beginnen, wenn 200 es schon innerhalb der ersten zwei Se- 
mester wieder beenden. Diese Logik hat, selbst wenn man von der hohen so- 
zialen Selektivität solcher Auswahlverfahren erst einmal absieht, einen ent- 
scheidenden Fehler. Die Einführung geht zumeist mit einer deutlichen Redu- 
zierung der Studienplätze Hand in Hand. In der Anglistik an der Uni Mün- 
chen haben nur ca. 230 den Test bestanden. Es sind nicht nur die 200 ver- 
mutlichen Abbrecher „rausgesiebt“ worden, sondern noch weitere 120 Bewer- 
ber. Bei den Architekten in Berlin oder den Politikwissenschaftlern in Darm- 
stadt fällt der Rückgang mit 120 statt 345 bzw. 76 statt 306 Anfängern noch 
deutlicher aus. 60 bis 80% der früheren Studienplätze bleiben auf der Strecke. 
Die Gelegenheit wird genutzt, um mit der Überlastung vor Ort Schluss zu 
machen. So wird die Abbrecherquote zwar gesenkt, aber nur um den Preis ei- 
ner insgesamt geringeren Absolventenzahl. Selbst wenn bei den Anglisten in 
München statt wie bisher 40% in Zukunft niemand mehr vorzeitig aufhören 
sollte, gibt es dennoch 100 Absolventen weniger. Da die deutschen Hoch- 
schulen durchweg völlig überlastet sind, gibt es einen Dominoeffekt. Wenn an 
einer Uni die Zahl der Anfänger beschränkt wird, frei nach dem Motto „ver- 
schon mein Haus, zünd’s andere an“, wird aus Angst vor weiterer Überlastung 
über kurz oder lang die nächste Uni folgen. 

Eine spürbare Reduzierung der Studienplätze wird dabei vor allem jenen Uni- 
versitäten gelingen, die sich (wie etwa die Hochschulen in Aachen, Berlin, 
Heidelberg oder München) aufgrund ihres traditionell guten Rufes und/oder 
ihres städtischen Umfelds eines überdurchschnittlich hohen Zuspruchs erfreu- 
en können. Wenn die Abiturienten ihre Studienplätze durch Eignungsprüfun- 
gen auf Hochschulebene erwerben müssen, können diese besser ausgestatteten 
und angeseheneren Universitäten die Kriterien für die Aufnahme kontinuier- 
lich verschärfen. Sollte es zudem noch gelingen, die Kapazitätsverordnung ab- 
zuschaffen, wäre es ihnen sogar möglich, exklusive Elitestudiengänge mit einer 
ganz kleinen Zahl von Studierenden einzurichten, ohne die bisherigen Be- 
schränkungen durch die Vorgaben der Kapazitätsverordnung beachten zu 
müssen. Dieser Gedanke schwebt vielen Hochschulleitungen vor allem an je- 
nen Universitäten vor, die sich zu Recht als die Gewinner der Umstrukturie- 
rung fühlen können. Da gilt in besonderem Maße für die aussichtsreichen 
Kandidaten im Elitewettbewerb. Wenn der Rektor der Universität Heidelberg 
Anfang Mai in der New York Times International darüber klagt, dass seine 
Hochschule aktuell 26.000 Studierende beherbergen müsse, während es in den 
guten alten Zeiten, als Heidelberg noch ın der Weltspitze vertreten war, weni- 
ger als 10.000 gewesen seien und dabei die Abkehr vom Gleichheitsideal zu- 
gunsten des Eliteprinzips sowie indirekt eine drastische Reduzierung der Stu- 
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dierendenzahl fordert, dann wird deutlich, wohin der Weg gehen soll. Es soll 
wieder einzelne Eliteuniversitäten geben, die sich den Problemen der unterfi- 
nanzierten Massenhochschulen durch eine deutliche Verringerung und 
zugleich Selektion der zugelassenen Bewerber entziehen können. „Elite und 
Masse passen nicht zusammen“, so formulierte es in dankenswerter Klarheit 
der Prorektor von Heidelberg, als er in einem Interview die freie Auswahl der 
Studierenden durch die Hochschulen zu begründen suchte. 

Sollte, wie von den meisten Beobachtern erwartet, das Bundesverfassungsge- 
richt Ende des Jahres das Verbot von Studiengebühren für das Erststudium 
kippen, könnte dieser Prozess weiter beschleunigt werden. Während in den 
Wissenschaftsministerien in der Regel noch von 500-1.000 Euro jährlich die 
Rede ist, spricht die Hochschulrektorenkonferenz bereits von Summen von 
bis zu 3.000 Euro pro Jahr und einzelne Universitätsleitungen denken bereits 
laut oder halblaut über fünfstellige Gebühren für bestimmte Studienfächer wie 
etwa Medizin nach. Die Selektionswirkung solcher Kosten liegt auf der Hand. 
Sıe werden die soziale Auslese noch einmal deutlich verstärken, die von den 
Auswahlverfahren sowieso schon ausgeht. Jene begünstigen durch ihre Krite- 
rien, wie die Bewerbungsprozeduren an den bekannten Universitäten der ande- 
ren großen Industriestaaten klar zeigen, ganz eindeutig die Bewerber aus dem 
Bürgertum. Die Kandidaten, die aus diesem Milieu stammen und den für die 
Auswahl zuständigen Personen dementsprechend in ihrem Habitus ähneln - 
ungefähr jede zweite Professur wird vom Nachwuchs des Bürgertums besetzt -, 
werden folglich auch in Deutschland wesentlich bessere Aussichten haben, an 
den begehrten Hochschulen aufgenommen zu werden. Manchmal wird der 
soziale Selektionsgehalt solcher Auswahlgespräche sogar bei oberflächlicher 
Betrachtung unübersehbar. So stellt das Institut für Politikwissenschaften an 
der TU Darmstadt Abiturienten als ein wichtiges Bewertungskriterium die Fra- 
ge: „Welche ausländischen Tageszeitungen lesen Sie“. Was hier offenkundig 
ist, bleibt allerdings zumeist auf den ersten Blick verschlossen und wird erst 
bei genauerem Hinsehen erkennbar. Auswahlgespräche selektieren eben nicht 
nur nach Leistung, sondern auch nach Herkunft, und das nicht nur auf dem 
Wege der sozialen Bedingtheit schulischer Leistungen, sondern auch ganz unmit- 
telbar durch die von Bourdieu so detailliert geschilderte Affınität zwischen den 
Kandidaten und den von ihnen ausgewählten Bildungsinstitutionen. 

Die geplante Binnendifferenzierung der deutschen Hochschullandschaft setzt 
neben der freien Auswahl der Studierenden und der Einführung von Studien- 
gebühren allerdings noch eine weitere Veränderung voraus. Die Verteilung der 
staatlichen Mittel muss stärker als schon bisher auf jene Universitäten kon- 
zentriert werden, die nach den in der öffentlichen Diskussion üblichen Krite- 
rien (vor allem Drittmittelanteil) als besonders leistungsstark gelten. Sie wird 
also all jene Hochschulen begünstigen, die aufgrund ihrer traditionellen Ver- 
bindungen zu Wirtschaft und Politik oder ihrer Fächerstruktur (Medizin, In- 
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genieur- und Naturwissenschaften) im Vorteil sind und bisher schon über 
mehr Mittel verfügen konnten. Ihr finanzieller Vorsprung wird durch die neu- 
en Finanzierungsrichtlinien spürbar weiter ausgebaut. Die Kluft zwischen den 
Hochschulen wird damit erheblich größer. Wie dieser Prozess ablaufen wird, 
davon gibt die Gründung des bayerischen Elitenetzwerks einen Vorgeschmack. 
Bei sieben der zehn in diesem Zusammenhang durch Extramittel geförderten 
Projekte haben die beiden Münchener Universitäten die Federführung, wäh- 
rend umgekehrt die Hochschulen in Bamberg und Passau keinen einzigen Eu- 
ro Fördermittel aus diesem Topf erhalten. Der Teufel scheißt, wie der Volks- 
mund sagt, eben immer auf den größten Haufen. 

Die deutsche Hochschullandschaft wird, sollte dieser Weg, wonach derzeit vie- 
les aussieht, weiter beschritten werden, in 10 bis 15 Jahren stark hierarchisiert 
und sozial sehr viel selektiver sein als bisher. Zwar rekrutieren sich auch heute 
schon fast zwei Drittel der Studierenden an den deutschen Universitäten aus 
dem oberen knappen Drittel der Gesellschaft und 40% sogar aus dem oberen 
Siebtel?, die soziale Selektivität ist verglichen mit den Elitehochschulen der 
anderen Länder, wo die oberen 10-20% der Bevölkerung 80-90% der Studie- 
renden stellen, aber maximal halb so hoch. In Zukunft wird sich das ändern. 
Es wird dann Universitäten mehrerer Kategorien geben. Die der 1. und der 2. 
Kategorie werden einen weit überproportionalen Teil der privaten und staatli- 
chen Gelder erhalten und sich bei den Wissenschaftlern wie den Studierenden 
„die Rosinen rauspicken“ können. Sie werden in weit stärkerem Maße als heu- 
te für den Nachwuchs des Bürgertums reserviert sein, während die Masse der 
Studierenden aus der breiten Bevölkerung mit den anderen Hochschulen vor- 
lieb nehmen muss, die aufgrund fehlender finanzieller wie personeller Res- 
sourcen ımmer schlechtere Bedingungen bieten werden. 

Die von vielen Kritikern der Hochschulreformen befürchtete Privatisierung’ 
stellt meiner Meinung nach für die deutsche Hochschullandschaft auf abseh- 
bare Zeit dagegen keine gravierende Bedrohung dar. Das gilt in doppelter 
Hinsicht. Zum einen ist keine Umwandlung der staatlichen Hochschulen in 
private zu erwarten. Die jetzt beschlossene Autonomie von Hochschulen wie 
der TU Darmstadt oder die Etablierung von Stiftungsuniversitäten wie Göt- 
tingen erinnern auf den ersten Blick zwar an private US-Universitäten, ım 
Kern aber hängen diese Hochschulen auch weiterhin am Tropf der staatlichen 
Mittel. So besteht z.B. das Stiftungskapital von Göttingen aus den Grundstü- 


8 Angaben aus der 17. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks und eigene Berechnun- 
gen nach den Angaben über die Bildungsbeteiligung der vier dort gebildeten sozialen Her- 
kunftsgruppen und die soziale Zusammensetzung der Studierenden an den Universitäten (Is- 
serstedt et. al. 2004: 118, 138, 472). 

9 Mit Privatisierung ist hier eine strukturelle Veränderung der Hochschullandschaft gemeint 
und nicht die unbestreitbare Privatisierung eines Teils der Kosten durch die geplanten all- 
gemeinen Studiengebühren; denn letzteren käme erst bei Größenordnungen wie in den USA 
eine strukturelle Wirkung zu. 
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cken, auf denen größtenteils die Universitätsgebäude stehen. Ein Vergleich mit 
den US-Stiftungshochschulen ist also allenfalls sprachlich gegeben. 

Zum anderen dürften die privaten Hochschulen ın den nächsten 10-20 Jahren 
kaum ın der Lage sein, zu einer ernsthaften Konkurrenz für die führenden 
staatlichen Universitäten zu werden. Wie nicht zuletzt die jüngsten Pleiten 
privater Hochschulen in Stuttgart und Kassel, die chronischen Finanzproblem 
der einzigen privaten Volluniversitäten in Witten-Herdecke und Bremen sowie 
der für die deutsche Wirtschaft mehr als peinliche Gründungsprozess der 
ESMT in Berlin zeigen, ist das Engagement der Kreise, dıe öffentlich immer 
wieder nach solchen Privatuniversitäten rufen, letztlich bei weitem nicht aus- 
reichend, wenn es um die tatsächliche Umsetzung solcher Pläne geht.” Ein 
massives Engagement privater Sponsoren ist aber die Mindestvoraussetzung 
dafür, dass die privaten Hochschulen überhaupt eine Chance in dieser Kon- 
kurrenz haben. Die staatlichen Universitäten der „ersten Liga“ werden in we- 
nigen Jahren vor allem aufgrund der geänderten Mittelverteilung und der re- 
striktiven Auswahlverfahren nämlich deutlich günstigere Bedingungen bieten 
können als bisher. Dazu kommt dann bei Universitäten wie etwa Freiburg, 
Heidelberg oder München noch der entscheidende Vorteil, dass ıhr traditio- 
nell guter Ruf (auch international) im Rahmen einer stark hierarchisierten 
Hochschullandschaft gerade auf dem Arbeitsmarkt wie ein Markenzeichen 
wirkt. Dem können die privaten Hochschulen in absehbarer Zeit nichts 
Ernsthaftes entgegenstellen.'" Auch die Einführung von Studiengebühren an 
den staatlichen Hochschulen wird die Chancen der Privathochschulen nicht 
nennenswert verbessern, weil nur die Spitzenuniversitäten Summen verlangen 
werden, die denen der privaten Konkurrenz wenigstens halbwegs entsprechen, 
dafür dann aber auch die genannten Vorzüge bieten können. 


Welche Kräfte stehen hinter der Forderung nach Elitehochschulen? 


Die Forderung nach Elitehochschulen wird von unterschiedlichen Motiven 
gespeist. In bildungspolitischer Hinsicht verspricht sie die Lösung von zwei 
zentralen Problemen. Auf der einen Seite erhofft man sich vor allem auf Sei- 


10 Im beruflichen Bildungswesen bildet die Privatisierung demgegenüber eine reale Gefahr. 
Hier gibt es anders als im Hochschulsektor eine lange Tradition privater Bildungsinstitutio- 
nen (z. B. in der Ausbildung von Technikern oder in der Weiterbildung), die eine wesentli- 
che Grundlage für weitere Privatisierungsschritte bietet. Ein Beispiele ist die geplante Grün- 
dung der „Gesellschaft für Bildungsinfrastruktur mit beschränkter Haftung“ in Bremen, die 
zwar das gesamte Bildungswesen privatisieren soll, zunächst aber faktisch nur die Berufsschu- 
len im Visier hat. 

11 Wie schwer es für private Hochschulen ist, in einem System mit staatlichen Spitzenhoch- 
schulen deren auf ihrem traditionellen Image beruhenden Vorsprung aufzuholen, zeigt das 
Beispiel der 1881 gegründeten HEC. Obwohl diese von der Pariser Handelskammer getrage- 
ne Grande Ecole eine massive Unterstützung seitens der Pariser Geschäftswelt und zahlrei- 
cher Großunternehmen erfuhr, brauchte sie fast ein Jahrhundert, um zu den führenden 
staatlichen Grandes Ecoles aufzuschließen (Bourdieu 2004: 238ff.). 
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ten der Wirtschaft, auf diese Weisc dic Leistungsfähigkeit der deutschen Unr- 
versitäten in der Spitze zu verbessern, ohne dafür umfangreichere staatliche 
Mittel aufwenden zu müssen. Wollte man die Unterfinanzierung der deut- 
schen Hochschulen insgesamt ernsthaft angehen, müsste man sich fast 
zwangsläufig mit der Frage höherer Steuern befassen. Das ist jedoch derzeit so 
ziemlich das letzte, was die Unternehmen sich wünschen, fordern sie doch 
ganz im Gegenteil ständig noch weitere steuerliche Entlastungen. Eine stärkere 
Konzentration der Mittel auf einige wenige Universitäten scheint hier eine Lö- 
sung zu bieten. Außerdem kann man mit den Studiengebühren gleichzeitig 
auch verstärkt auf eine Eigenbeteiligung der Studierenden und ihrer Eltern set- 
zen und damit die Privatisierung der Bildungskosten vorantreiben. Damit wäre 
der Widerspruch zwischen Steuerentlastungen und Bildungsinvestitionen zu- 
mindest teilweise entschärft. 

Auf der anderen Seite stehen auch große Teile der akademisch ausgebildeten 
Berufsgruppen hinter den Plänen, weil sie in der Hierarchisierung der Hoch- 
schullandschaft die Möglichkeit sehen, die Chancen des eigenen Nachwuchses 
in der härter werdenden Konkurrenz spürbar zu verbessern. Das gilt gleich ın 
doppelter Hinsicht. Zum einen erhoffen sie sich dadurch trotz der weiterge- 
henden Sparmaßnahmen an den Hochschulen eine qualitativ hochwertige 
Ausbildung der eigenen Kinder - dass die es auf die in der Hierarchie höher 
angesiedelten und dementsprechend besser ausgestatteten Universitäten schaf- 
fen, wird stillschweigend vorausgesetzt -, zum anderen glauben sie, die eigenen 
Sprösslinge durch den Besuch der dann im Ranking höher eingestuften Hoch- 
schulen vor der zunehmenden Arbeitslosigkeit unter Hochschulabsolventen 
bewahren und ihnen die eigene soziale Position qua Bildungsabschluss verer- 
ben zu können. Ob all diese Hoffnungen sich erfüllen, bleibt abzuwarten. 
Ganz unrealistisch sınd die Annahmen jedenfalls nicht. Denn auch wenn kei- 
ne deutsche Hochschule auf absehbare Zeit die Funktion der Grandes Ecoles, 
der Ivy League Universitäten, von Oxbridge oder Todai wahrnehmen wird”, 
so kann die Hierarchisierung der Universitäten eine Ebene darunter die Vertei- 
lung der beruflichen Karrierechancen doch erheblich beeinflussen. Wenn bei- 
spielsweise Heidelberg oder München, wie zu vermuten, zu den Hochschulen 
der 1. Kategorie zählen werden, dann werden ihre Absolventen bei der Berufs- 
suche und im weiteren Verlauf ihres Berufslebens davon spürbar profitieren. 
Ist es heute für die Karriere ziemlich gleichgültig, auf welcher Universität je- 
mand sein Examen gemacht hat, so wird das in 10 Jahren ganz anders sein. 
Ein Abschluss in Heidelberg oder an der RWTH Aachen eröffnet dann ganz 
andere Möglichkeiten als einer in Oldenburg oder Duisburg/Essen. Da die 
Zulassung an den „besseren“ Hochschulen, wie beschrieben, sozial selektiv 


12 Dafür sorgen in Deutschland zumindest in der Wirtschaft andere Mechanismen (Hartmann 
1996, 2002). 


Elitehochschulen - die soziale Selektion ist entscheidend 549 


ausfallen wird, hat die Hoffnung, die sozialen Status auf diese Art und Weise 
vererben zu können, durchaus eine reale Grundlage. 

Für die zügige Umsetzung der Umstrukturierungspläne im Hochschulbereich 
gibt es aber noch einen weiteren Grund, die fast uneingeschränkte Unterstüt- 
zung durch die maßgeblichen Eliten dieses Landes. Aus ihrer Sicht passt die 
Forderung nach Elitebildung und Differenzierung genau in eine Zeit, in der 
die wachsende Spaltung der Gesellschaft nach politischer Legitimierung ver- 
langt. Wenn es unter Hinweis auf die für den Standort Deutschland unver- 
zichtbaren „Leuchttürme“ der Wissenschaft gelingen sollte, die Notwendigkeit 
von Elitebildung gesellschaftlich zu etablieren, dann dürfte der breiten Öffent- 
lichkeit auch die Teilung der Gesellschaft in oben und unten, Elite und Masse 
leichter zu vermitteln sein, so die Überlegung. 
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Hochschulbildung: zweckfrei oder nützlich? 
Über eine falsch gestellte Frage 


Seit geraumer Zeit verschärft sich ein Konflikt zwischen Konservativen und 
Marktliberalen über Sinn und Funktion von Hochschulausbildung. Vertreten 
die einen ıdealistische Zweckfreiheitsvorstellungen, so möchten die anderen 
die Hochschulen für die Standortsicherung mobilisieren. Die einen halten die 
Frage nach dem Nutzen akademischer Bildung für den Tod der Universität. 
Die anderen dagegen sehen nur dann eine Zukunft der Hochschulen, wenn 
diese gesellschaftliche Nützlichkeitserwartungen kompromisslos bedienen. 
Kontrastierend dazu soll hier die These vertreten werden, dass es einer Integra- 
tion von Zweckfreiheit und Nützlichkeit hochschulischer (Aus-JBildung be- 
darf, wenn ein sozial- und naturverträglicher Modus von Hochschulbildung 
gefunden werden soll. 


1. Hochschule: Freiraum vs. Standortfaktor 


Werden aus der gängigen hochschulpolitischen Kampfrhetorik die bestim- 
menden Positionen herausgearbeitet, dann lassen sich zwei gegensätzliche 
Grundthesen formulieren: 

Hochschule, heißt es bei den Vertretern der ersten These, müsse einen Frei- 
raum bieten. Dort müsse jede und jeder die Möglichkeit haben, entlastet von 
individuellem Verwertungsdruck Wissen zu erwerben wie auch die Fähigkeit, 
dieses Wissen selbstständig zu bewerten. Ebenso müsse dort der Freiraum sein, 
entlastet von unmittelbaren Zwecken zu forschen. 

Dagegen heißt es bei den Protagonisten der zweiten These, Hochschulen hät- 
ten sich als innovative Standortfaktoren zu begreifen. Sie müssten daher For- 
schung und Ausbildung strikt verwertungsorientiert gestalten. Die traditionelle 
Universitätsidee sei allenfalls etwas für einige, im Zuge wettbewerblicher Profi- 
lierung sich herausbildende Elitehochschulen. 

Die linke Debatte - also die Debatte derjenigen, die der Idee individueller 
Emanzipation verpflichtet sind - verteidigt traditionell und so auch heute die 
Hochschule als Freiraum. Dennoch gab es in der linken hochschulpolitischen 
Diskussion der letzten Jahrzehnte eine wichtige Kurskorrektur: In den 60er 
Jahren war der elitäre Charakter der Hochschulen kritisiert worden. Diese sei- 
en weltentrückt und verharrten jenseits gesellschaftlicher Problemlagen. Statt 
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dessen werde eine „Hochschule in der Demokratie“ benötigt, die Bezug zu ge- 
sellschaftlichen Problemlagen aufweise. Ausbildungsreformerisch umformuliert 
hieß das dann „Praxisrelevanz des Studiums“. Damit war zugleich die Schnitt- 
stelle hergestellt, an der ein Bündnis von Demokraten und Technokraten zu- 


sammenfinden und die Hochschulexpansion ins Werk setzen konnte: 


„Das Bündnis der Aufklärer mit den Modernisierern bahnte der Reform den Weg, der zugleich 
mehr Leistung und mehr Demokratie versprach. ‘Modernität und Chancengleichheit’ hieß die 
Parole. Die mit dem Bildungssystem verknüpften sozialen Interessengegensätze traten zeitweise 
zurück.“ (von Friedeburg 1994: 24). 

Seit den 90er Jahren wird auf der Linken nun zunehmend der ökonomisierte 
Charakter der Hochschulen kritisiert. Was statt dessen nötig sei, so heifst es, 
ist die Verteidigung der Hochschule als ein Raum jenseits gesellschaftlicher 
Verzweckung qua ökonomisierender Zurichtung. 

Es scheint so, als seien die Positionen der 60er und die der 80er Jahre extrem 
widersprüchlich. Doch ist der Hintergrund dafür lediglich, dass es zwei unter- 
schiedliche Hauptkontrahenten gab bzw. gibt: In den 60er Jahren waren die 
Konservativen der Hauptgegner, seit den späten 80er Jahren sind es die Neoli- 
beralen. Gleichwohl sind die Konservativen seit den 80er Jahren keineswegs als 
Kontrahenten ausgefallen - auch wenn es mitunter so scheint, als würden lin- 
ke und konservative Positionen gar nicht so weit auseinander liegen, sobald es 
gegen den marktliberalen Mainstream geht. Beide argumentieren gegen die 
Verkürzung der Hochschule auf eine Ausbildungsanstalt, gegen ihre markt- 
förmige Organisation und gegen ihre Ausrichtung auf Verwertungsinteressen. 
Doch verhält es sich durchaus komplizierter. 

So ist ein wichtiger Unterschied zwischen emanzipationsgeneigten Linken und 
traditionsbewussten Konservativen, dass die Konservativen nicht die Hoch- 
schule verteidigen, sondern nur die Universität. Diese müsse einen bildungs- 
bürgerlichen Schutzraum bieten - und sei dafür im übrigen viel zu voll: „Die 
Universitäten sollen und wollen in ihrer Ausbildung nicht die schmalen Intel- 
ligenzen erzeugen, die sich in der berufsmäßigen Umsetzung erlernter Technıi- 
ken erschöpfen“, so der Vorsitzende des universitätsprofessoralen Hochschul- 
verbandes (Schiedermair 1999: 235). 

Nichtkonservative Kritiker einer marktliberalen Hochschule dagegen beziehen 
alle Hochschulen, also auch Fachhochschulen, in ihre Überlegungen ein und 
sehen in Hochschulen weniger einer Schutzraum gegenüber der sonstigen 
hässlichen Marktwelt, sondern eher einen Entfaltungsraum für Möglichkeiten, 
die durchaus auch außerhalb der Hochschulen Wirklichkeiten werden könn- 


ten und sollten. Kurz: Die Emanzipationsneigung der linken Hochschuldebat- 
te drückt sich darin aus, dass die Hochschule als Freiraum für zweckentlastete 
Bildungserlebnisse verteidigt wird. Heißt das nun aber, dass Hochschule tat- 
sächlich frei von Zwecken, Zweckbestimmungen und Nutzenserwartungen e- 
xistieren kann? Und wäre dies, wenn sie es könnte, wünschbar? 
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2. Nützlichkeit von Hochschule - ein Sakrileg? 


Hochschulleistungen können und sollen paradoxerweise zwar frei von Nutzen 
und Zwecken gedacht werden, doch ist diese Freiheit immer funktional: Jede 
Zweckfreiheit dient einem bestimmten Zweck und legitimiert sich über diesen. 
Oder noch deutlicher: Jede Zweckfreiheit ist zweckdienlich. Es kommt ledig- 
lich auf den inhaltlichen und zeitlichen Horizont an, um die Zweckbindung 
und Nützlichkeit auch von Hochschulleistungen zu erkennen. Hochschulleis- 
tungen benötigen, um entstehen zu können, eine Situation der Freiheit von 
unmittelbaren Zwecken und Nützlichkeitsbindungen. Doch zugleich entste- 
hen sıe nur deshalb, weil sich mit ihnen bestimmte Zwecke und Nutzenser- 
wartungen verbinden. 

Dabei sind Hochschulen nicht reduzierbar auf eindimensionalen Nutzen, 
sondern zahlreiche Nützlichkeiten. Sie sollen beitragen zu: Erkenntnisgewinn; 
Wissensvermittlung und Qualifikation; Bildung als individueller Selbstentfal- 
tung; sozialem Chancenausgleich, indem Bildungserwerb Chancen neu verteilt 
und zudem neue Chancen produziert; Orientierung, indem Hochschule ein 
Ort ist, „an dem die Gesellschaft sich denkt“ (Michael Daxner); ökonomischer 
Verwertung qua Wissenstransfer und Regionalentwicklung; Milieubildungsef- 
fekten, da kreative Milieus zu positiver kultureller Umfeldprägung beitragen 
und innovative Milieus positive ökonomische Umfeldprägungen bewirken 
können. Die wichtigste Funktion von Hochschulbildung aber resultiert aus 
zwei Umständen, deren Bedeutung sich künftig noch rasant vergrößern wird: 
Zum einen wird die Aussicht auf Teilhabe an der Wohlfahrt einer Gesellschaft 
mit wissensbasierter Ökonomie künftig vorrangig durch Bildung entstehen - 
einschließlich der zu erwerbenden Fähigkeit, kurvenreiche Berufsbiographien 
zu meistern. Hochschulen haben dies für diejenigen Segmente des Beschäfti- 
gungssystems zu gewährleisten, in denen wissenschaftliche Urteilsfähigkeit be- 
nötigt wird, um komplexe Handlungslagen zu bewältigen. Hochschulen haben 
also die Voraussetzungen bereitzustellen, dass ihre Studierenden Berufsfeldfä- 
higkeit herstellen können und auf diese Weise ihre AbsoiventInnen gesell- 
schaftliche Teilhabechancen bekommen. 

Zum anderen ist das, was schlagwortartig verkürzt “Wissensgesellschaft” genannt 
wird, also die Durchformung sämtlicher gesellschaftlicher Verhältnisse durch 
wissensbasierte Prozesse, ın grandioser Weise chancen- und in extremer Weise 
risikobehaftet: Erzeugtes Wissen legt nicht allein Möglichkeiten frei, die in der 
Welt ohnehin schon angelegt sind, sondern es ändert selbst die Welt (Baecker 
1999: 67). Aus der Riskiertheit des erzeugten und dann an Hochschulen ver- 
mittelten Wissens folgt: Risikoerkundung und das Training im verantwortungs- 
vollen Umgang mit Risiken kann nicht länger in nachgeschaltete ‘Ethiken’ oder 
Technikfolgenabschätzungs-Bereiche delegiert werden, sondern ist in die Kerne 
der traditionellen Disziplinen zu integrieren (vgl. von Wissel 1998: 48-50). 
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3. Gewünschte Anforderungsprofile der Hochschulbildung 


Was ergibt sich daraus im Hinblick auf Anforderungen an Hochschulbildung? 
Es gibt zwei Diskussionsstränge in der hochschulpolitischen Debatte, die das 
thematisieren. Zum einen ist die Argumentation der linken bzw. linksliberalen 
Bildungsreformbewegung zu nennen - ein exemplarisches Zitat: „Statt einer 
eindimensionalen Orientierung des Studiums an eng umrissenen und kurzfris- 
tig verwertbaren Berufsprofilen muß ein problemorientierter Praxisbezug die 
Studienangebote bestimmen“ (Gützkow et al. 1998: 3). Zum anderen findet 
sich die Argumentation, welche die Verbandsfunktionäre der Beschäftiger den 
Hochschulen gern als handlungsleitend nahegelegen: Problemlöser sollten aus- 
gebildet werden, Analytiker, die souverän Wissensmodule und entscheidungs- 
praktische Fertigkeiten kombinieren können, kurz: keine Schmalspurexperten. 
Eine weithin konsensfähige, sehr allgemeine Aussage, die daran anschließt, 
lautet: Es gehe heute mehr denn je um den Erwerb von Schlüsselqualifikatio- 
nen - oder auch ‘soft skills” ‘soziale Kompetenzen’ oder ‘Chaosqualifikatio- 
nen’. Gerade in der laufenden Bachelor-Reform, also der Einführung von drei- 
jährigen Kurzstudiengängen, ist hier eine ungewöhnliche Koalition der Begeis- 
terung zu beobachten. Wenn von den Schlüsselqualifikationen, die neben vie- 
lerlei Spezialwissen zu vermitteln sind, die Rede ist, dann leuchten die Augen 
aller Beteiligten. Ob Lehrende oder Studierende, Unternehmer, deren Ver- 
bandsfunktionäre oder Gewerkschafter, ob konservative, neoliberale oder linke 
PolitikerInnen oder auch welche von der SPD: Alle sind sich einig, dass die 
Schlüsselqualifikationen die Einzelnen oder das Unternehmen oder den 
Standort voranbringen. Was ist es, worüber man sich so schön einig ist? 

Auf Nachfrage ergibt sich ein kunterbunter Strauß. Dessen Blüten lassen sich 
in vier Gruppen sortieren: 

grundlegende Kulturtechniken: neben Rechnen, Lesen und möglichst fehler- 
armes Schreiben treten Fremdsprachigkeit und interkulturelle Kompetenzen, 
der Umgang mit modernen Informationstechnologien sowie individuelle 
Zeitmanagement-Fertigkeiten; 

Befähigungen zur individuellen Flexibilität: Mobilität, lebenslanges Lernen, 
Fähigkeit zum Berufswechsel, der zum biographischen Normalfall werde, Risi- 
kobereitschaft und Innovationsneigung; 

kognitive Fertigkeiten: kritisches Denken, innovative Neugier, vernetztes und 
Mehrebenendenken, Methodenkompetenz und methodische Reflexion, Poly- 
zentrismus, Befähigung zur gesellschaftlichen Kontextualisierung und Hand- 
ungsfolgenabschätzung, die Fähigkeit, Wissen und Informationen zu verdich- 
ten und zu strukturieren sowie eigenverantwortlich weiter zu lernen; 

soziale Kompetenzen: Kommunikationsfähigkeit, Teamfähigkeit, Konfliktma- 
nagement, Multitasking, Zielorientiertheit, Entscheidungsstärke und Stresssta- 
bilität. 
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Neben all diesen überfachlichen sollen dann selbstredend auch Achliche Kom- 
petenzen erworben werden, wobei es zwei konkurrierende Aussagen gibt. Sagen 
die einen, heute und künftig bräuchte es nach wie vor den Spezialisten, so be- 
tonen die anderen, nötig sei der Generalist. Die naheliegende Entlastungsfor- 
mel lautet, dass der spezialisierte Generalist bzw. der generalistische Spezialist 
benötigt werde, ohne dass bereits hinreichend deutlich wäre, wie man diesen 
Typus flächendeckend erzeugt. Ulrich Teichler schlussfolgert, man wünsche 
als neue Spezies augenscheinlich den „Maximalisten“ (Haerdle 2000: 18). 

Eine allgemeine Profilverwirrung scheint hier offenkundig. Die Beschreibun- 
gen wirken eher metaphorisch, um etwas auszudrücken, für das bislang die 
Worte fehlen. Gewiss: Kaum eine der gewünschten Eigenschaften künftiger 
HochschulabsolventInnen lässt sich, je für sich genommen, ablehnen. Ebenso 
ist aber kaum anzunehmen, dass die AkademikerInnen in größerer Zahl auf 
treten, die ausnahmslos alle formulierten Bedingungen erfüllen. Zwar wird in 
Deutschland bereits weithin versäumt, grundlegende Fähigkeiten in der Ele- 
mentarbildung zu vermitteln. Fehlende Kita-Plätze oder mangelnde Betreu- 
ungsqualität - zu große Gruppen, keine Hochschulausbildung für Kita- 
ErzieherInnen - sind die Gründe. Aber 20 Jahre später dann sollen die derart 
schlecht Gestarteten Kraftmaschinen sein, die ihre Energie aus den akkumu- 
lierten Schlüsselqualifikationen beziehen. Um den gesellschaftlichen und be- 
rufsweltlichen Problemkomplexitäten gerecht zu werden, werden solche abzu- 
hakenden Kriterienlisten nicht genügen. Man wird es etwas ambitionierter 
denken und formulieren müssen. Zum Beispiel so: 


4. Ein neues Anforderungsprofil der Hochschulbildung 


Hochschulbildung, so meine These, wächst die Aufgabe zu, sozialverträgliche 
Handlungsfähigkeit innerhalb exponentiell wachsender Komplexitäten zu 
vermitteln. Das heißt: Zu vermitteln ist die individuelle Befähigung zum Ent- 
scheiden und Handeln auf der Grundlage möglichst gefahrenneutraler situati- 
onsunmittelbarer Komplexitätsreduktion. - Zur Erläuterung dieser These: 

Im Mittelpunkt stehen Entscheiden und Handeln, was drei Gründe hat: (a) 
Hochschulbildung soll eigenständige Akteure hervorbringen; (b) solche Akteu- 
re sind durch die Fähigkeit gekennzeichnet, selbstständig Entscheidungen tref- 
fen sowie deren Vollzug organisieren zu können; (c) Akteure, denen auf 
Grund erworbener Bildung und Abschlüsse die Erwartung begegnet, in höhe- 
rem Maße als andere rational handeln zu können, müssen oft auch für andere 
entscheiden, also folgelastiger handeln als Personen, die allein für sich zu ent- 
scheiden haben (soll heißen: die Direktorin eines Elektrizitätswerkes z.B. han- 
delt folgelastiger als etwa ein Filmvorführer im Kino). In der Trias von Akteu- 
ren - Strukturen - Inhalten kommen dem Entscheiden und dem Handeln 
herausragende Bedeutung zu, da diese Inhalte auswählen und verwerfen sowie 
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Strukturen prägen und gestalten. So sehr bestimmte inhaltliche Optionen und 
gegebene Strukturen auch die Handlungsbedingungen determinieren und Ent- 
scheidungskorridore weiten oder einengen, wichtiger noch als dies ist: Struktu- 
ren brechen zusammen und inhaltliche Varianten werden verschüttet, wenn 
Akteure sie nicht tragen. 

Das kompetente Entscheiden und Handeln beruht auf sachangemessener Kom- 
plexitätsreduktion, die von den Akteuren vorzunehmen ist. Die Befähigung 
der Akteure dazu ist Voraussetzung, um die zunehmend wachsende Anzahl 
von Einflussgrößen und deren Interdependenzen, die Verdichtung von Vernet- 
zungen und die daraus entstehenden vordergründigen Unübersichtlichkeiten 
in bearbeitbare Übersichtlichkeiten zu transformieren. Die Gratwanderung 
zwischen 'schrecklicher’ Vereinfachung und sinnvoller Prioritätensetzung ist 
dabei unweigerlich prekär. 

Jede Komplexitätsreduktion steht nicht nur in der Gefahr, suboptimale Lö- 
sungen des je konkreten Problems zu produzieren - dies bringt zwar uU. 
Wettbewerbsnachteile für den jeweiligen Kollektivakteur, muss jedoch darüber 
hinaus nicht zwingend problematisch sein. Gesellschaftlich relevanter hinge- 
gen ist, dass Komplexitätsreduktionen auch in der Gefahr stehen, Lösungen zu 
determinieren, die nicht hinreichend sozialverträglich gestaltet sind, d.h. die 
gesellschaftliche Gefährdungen produzieren. Daher müssen sich die Komplexi- 
tätsreduktionen, die von verantwortlich Handelnden vorgenommen und also 
unter anderem durch Hochschulbildung konditioniert werden, durch zwei 
Merkmale auszeichnen: 

Sie müssen zum einen so weit als möglich gefahrenneutral sein. Gefahren sind 
entweder unabänderliche Wagnisse oder unreflektierte Risiken. Solche entste- 
hen, weil sie nicht erkannt oder, obwohl erkannt, ignoriert werden bzw. igno- 
riert werden müssen.' Auf das Eingehen von Risiken kann nicht verzichtet 
werden, soweit irgendwelche Entwicklung stattfinden soll. Aber nur dort, wo 
Gefahren möglichst ausgeschlossen werden, können verantwortlich Rısiken 
eingegangen werden. Denn Kapazitäten zur Risikobewältigung stehen alleın 
dort zur Verfügung, wo die vorhandenen Ressourcen zur Kontingenzbewälti- 
gung nıcht in permanente Gefahrenabwehr investiert werden müssen. 

Zum anderen müssen sich Komplexitätsreduktionen dadurch auszeichnen, 
dass sie sıtuationsunmittelbar vorgenommen werden. Damit ist gemeint, dass 
Entscheidungen in hochkomplexen Handlungssituationen in der Regel schr 
zeitnah zum Auftreten des entscheidungsbedürftigen Problems getroffen wer- 


1 Vgl. Luhmann (1993: 327£.) zur Unterscheidung von Gefahr und Risiko: „Wenn es Regen- 
schirme gibt, kann man nicht mehr risikofrei leben: Die Gefahr, daß man durch Regen naß 
wird, wird zum Risiko, das man eingeht, wenn man den Regenschirm nicht mitnimmt. Aber 
wenn man ihn mitnimmt, läuft man das Risiko, ihn irgendwo liegen zu lassen.“ Das heift: 
„Das Risiko ist ..., anders als die Gefahr, ein Aspekt von Entscheidungen, eine einzukalkulie- 
rende Folge der eigenen Entscheidung.“ 


Hochschulbildung: zweckfrei oder nützlich? 357 


den müssen. Das Vertagen von Entscheidungen - etwa um zusätzliche Infor- 
mationen oder Meinungen anderer einzuholen - bewirkt bei laufenden Vor- 
gängen, dass sie nach ihrem bisherigen Schema weiterlaufen. Dies kann unver- 
antwortbare Gefährdungen bewirken. Folglich ist die Anzahl solcher Situatio- 
nen möglichst gering zu halten. Dies setzt voraus, dass möglichst viele Situa- 
tionen unmittelbar - also nicht verzögert - durch sachangemessene Entschei- 
dungen bewältigt werden. Benötigt werden dafür anwendungsbereites Wissen, 
situationsanalytische Fähigkeiten und die Befähigung zur schnellen Aufnahme 
und Verarbeitung neuer Informationen. Für diese Handlungssouveränität müs- 
sen die Akteure nicht zuletzt durch ihre Hochschulstudien ausgestattet - oder 
auch: gebildet - worden sein.? 

Diese Formulierung dessen, was Hochschulbildung leisten muss, geht von ei- 
nem bestimmten Absolventenleitbild aus: dem eines Akteurs, der in komple- 
xen und riskanten Handlungssystemen, die von gleichfalls komplexen und ris- 
kanten Umwelten umgeben sind, folgelastige Entscheidungen treffen muss, der 
deshalb Komplexitätsreduktionen solcher Art vornehmen können muss, wie 
sie auf Grund allein fachlicher Kenntnisse nicht vornehmbar sind. Wer heute 
studiert, wird mit hoher Wahrscheinlichkeit morgen unter Druck komplizierte 
Sachverhalte entscheiden und in solchen Situationen sicher handeln müssen. 
Dafür muss sie oder er in der Lage sein, Wesentliches von Unwesentlichem 
trennen, Ursache-Wirkungs-Bündel selektieren, Handlungsoptionen auswählen, 
Problemlösungsanordnungen organisieren und Prozesse steuern zu können. 
Man möchte jedenfalls in keiner Stadt leben, in der ım Rlektrizitätswerk der 
Schichtleiter diese Dinge nicht beherrscht. 

Zugleich ist damit auch ein Überlappungsbereich zwischen den beiden oben 
erwähnten Diskussionssträngen formuliert. Sowohl linke bzw. linksliberale 
Bildungsreformer wie auch Beschäftigervertreter müssten zustimmen können, 
wenn gesagt wird: Zu erlangen sind durch ein Studium wissenschaftliche Ur- 
teilsfähigkeit und eine explizit darauf gründende Handlungsfähigkeit - oder, 
mit anderen Worten: die auf wissenschaftlichen Kenntnissen gründende, d.h. 
methodisch geleitete, kritisch reflektierende Fähigkeit, selbstständig Sachver- 
halte zu erkennen, einzuordnen und zu bewerten, um sie sodann handelnd 


2 Um es an einem praktischen Beispiel vergleichsweise eingeschränkter Reichweite zu illustrie- 
ren: Die seit Jahrzehnten als unzulänglich bewertete Ausbildung deutscher Ärzte und Ärz- 
tinnen in Pharmakologie beruht darauf, dass angehende Mediziner zwar ausgiebig über die 
Prinzipien der Arzneimittelheilkunde unterrichtet werden, aber die Praxis der Arzneimittel- 
therapie - wie wendet man die Vielzahl der zur Verfügung stehenden Präparate vernünftig an 
und erkennt Alarmzeichen rechtzeitig - viel zu kurz kommt. In Folge dessen entwickelte 
sich ein eigenständiges Fachgebiet in Gestalt der Klinischen Pharmakologie, die sich mit 
Nebenwirkungen einzelner und mit Wechselwirkungen verschiedener Präparate befasst, also 
auf situationsunmittelbare Komplexitätsbewältigung am Krankenbett zielt. Die Relevanz ei- 
ner entsprechenden Ausbildung erschließt sich, wenn man weiß, dass in Deutschland bis zu 
25.000 Todesfälle durch unerwünschte Arzneimittelreaktionen verursacht werden (vgl. Flöhl 
1999). 
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beeinflussen zu können. Wissenschaftliche Urteils- und darauf gründende 
Handlungsfähigkeit benötigen sowohl SozialarbeiterInnen, Journalisten, poli- 
zeiliche Führungskräfte oder Vorstandsvorsitzende, wenn sie sozialverträglich, 
d.h. gefahrenneutral und situationsunmittelbar agieren möchten: 

„Schaut man sich genauer an, welcher Art die Kernkompetenzen sind, die offenbar über die Be- 
schäftigungsfähigkeit entscheiden (kritisches und analytisches Denkvermögen, Argumentationsfä- 
higkeit, Fähigkeit zu selbstständigem Arbeiten und Lernen, Problemlösungs- und Entscheidungs- 
fähigkeit, Planungs-, Koordinations- und Managementfähigkeit, kooperatives Arbeitsverhalten 
usw.), so wird deutlich, dass die althergebrachten Humboldtschen Tugenden der gegenseitigen 
Befruchtung von Forschung und Lehre auch aus heutiger Sicht erstaunlich aktuell sind. Es über- 
rascht, dass sich die Liste der für die Beschäftigungsfähigkeit relevanten Kompetenzen auf weiten 
Strecken mit den Kompetenzen deckt, die die moderne Forschung verlangt. |..| Mit anderen 
Worten: Ausbildung durch Forschung kann für die Ausbildung in Fachgebieten auch außerhalb 
der Forschung wertvolle und nützliche Dienste leisten.“ (Bourgeois 2002: 41) 

Gleichwohl: Zunächst handelt es sıch bei all dem, was unter dem Label Schlüs- 
selqualifikationen gehandelt wird, um nichts weiter als instrumentelle Fähigkei- 
ten, die ggf. verbunden werden mit instrumentellem Wissen. 

Fragen wir auf dieser Grundlage danach, worin eine anzustrebende zweckdien- 
liche Zweckfreiheit des Studiums bestehen sollte, dann ließe sich als ein mög- 
liches Kriterium die Unterscheidung von emanzipatorisch und antiemanzipa- 
torisch verwenden. Dabei aber ist - wie überall - kein Zwang zur Emanzipation 
möglich. In welche Richtung die einzelnen HochschulabsolventInnen ihre derar- 
tigen Kompetenzen dann entfalteten, ob sie damit eher den linksliberalen Bil- 
dungsreformern oder den neoliberalen Marktverfechtern gefielen, dies wären je 
individuelle Entscheidungen. Damit diese indes überhaupt kompetent getrof- 
fen werden können, braucht es bereits die wissenschaftliche Urteilsfähigkeit. 
Eines jedenfalls genügt nicht in einem Studium, das den Einzelnen und die 
Einzelne zu verantwortlichem Handeln in folgelastigen Entscheidungssituatio- 
nen befähigen soll: ıhn oder sie lediglich für den individualisierten Konkur- 
renzkampf zu stählen, aufs Funktionieren im Bekannten und Gegebenen zuzu- 
richten und ergänzend mit Techniken sozialer Minimalverträglichkeit - Kon- 
fliktmanagement, Kommunikationsfähigkeit - auszustatten. Denn auf diese 
Weise lassen sich bei den künftigen HochschulabsolventInnen keine zurer- 
chenden Fähigkeiten zur Folgenabschätzung ihres Handelns und zur sozialen 
Kontextualisierung eigener Entscheidungen entwickeln. Dafür wird vielmehr 
die Befähigung zur kritischen Reflexion und Infragestellung benötigt. Zugleich 
müssen Kenntnisse erworben werden, die es den Einzelnen auch im Hinblick 
auf die Inhalte gestatten, kritisch zu reflektieren und in Frage zu stellen. 

Im Hinblick auf Schlüsselqualifikationen ist mithin zu fragen: Fördern sie die 
individuellen Fähigkeiten, Folgen eigenen Handelns gesellschaftlich einzuord- 
nen, in seinen Folgen abzuschätzen, vermeintliche Selbstverständlichkeiten ın 
Frage zu stellen, also kompetent zu urteilen? Kommunizieren können, inter- 
kulturell agieren, Wissen verdichten, Informationen verknüpfen - all das sind 
erst einmal technische Fähigkeiten, so erlernbar wie unter Umständen folgen- 
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los. Tatsächliche Schlüsselqualifikationen werden daraus erst, wenn sie das et- 
gene Urteil ermöglichen, etwa den Sozialarbeiter zur Kritik der Wohngeldrege- 
lungen oder des Aufenthaltsrechtes befähigen. Das lässt sich leicht erkennen: 
an der Fähigkeit, wo nötig nein sagen zu können. Worum es also geht, ist ei- 
gentlich etwas recht Altmodisches: eine möglichst weiträumig verankerte, 
durch Skepsis getragene Aufklärung. 

Soweit das Grundsätzliche. Dieses muss nun im Hochschulalltag selbstredend 
auf die Ebene der Studiengänge und Curricula heruntergebrochen werden. 
Wie könnte das aussehen? 


5. Die Gestaltung von Studiengängen und Curricula 


Die Antwort lässt sich in dem finden, was Luhmann „konsolidierte Gewinne“ 
nennt. Luhmann (1998: 506f.) illustriert es am Beispiel des Straßennetzes: Die- 
ses reduziere „die Bewegungsmöglichkeiten, um leichtere und schnellere Be- 
wegung zu ermöglichen und damit die Bewegungschancen zu vergrößern, aus 
denen man konkret auswählen kann“. Das Prinzip ist, „auf der Basis der Re- 
striktion höhere Komplexität organisieren zu können“. Ein Straßennetz ver- 
netzt zwar eingeschränkte, dafür jedoch optimierte Optionen der Fortbewe- 
gung. Analog müsste ein Studiengangssystem Studienoptionen optimieren, 
statt lediglich - um im Bild zu bleiben - eine Straße neben die andere zu bau- 
en, jede von anderer Breite, Länge, Durchlassfähigkeit, Beschilderung und Art 
des Straßenbelags, aber eben eher nebeneinander in die Landschaft gesetzt, 
mitunter wohl auch gekreuzt, doch jedenfalls nicht systemisch miteinander 
vernetzt. Benötigt wird auch für die Architektur der Studiengänge ein auf ın- 
telligente Weise Komplexität reduzierendes Prinzip, das derart höhere Kom- 
plexität - optimierte Optionen - ermöglicht. 

Ließe sich eine dem Straßennetz vergleichbare Lösung für Studiengangsgestal- 
tungen formulieren, die sowohl einen gemeinsamen hochschulischen Kern 
bewahren, wie sie einen möglichst großen Optionenreichtum sichern? Mein 
Vorschlag wäre, an die Zentralunterscheidung von spezialistisch/generalistisch 
anzuknüpfen. Dann sähe die Lösung folgendermaßen aus: 

(a) generalistische Kompetenzen sind systematisch in jedem Studienfach zu 
vermitteln; sie verschaffen das, was Negt (1999: 62) „Beziehungen zwischen 
den Dingen und Verhältnissen herzustellen, orientierende Zusammenhänge zu 
schaffen“ nennt; 

(b) 'spezialistische” Ausbildungsinhalte sind als ein Anwendungsfall bzw. An- 
wendungsfälle generalistischer Kompetenzen zu vermitteln; dazu muss an „die 
Stelle von bloß addierenden Lernschritten ... ein exemplarisches Erfahrungs- 
lernen treten“ (ebd.: 61); 

durch (a) kann sichergestellt werden, dass die AbsolventInnen nach dem Ver- 
fall spezialistischer Wissensbestände (in Folge wissenschaftlicher Entwicklun- 
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gen oder individueller Berufsfeldwechsel) nicht plötzlich inkompetent sind; 
durch (b) kann sichergestellt werden, dass methodische Kompetenz nicht bo- 
denhaftungsfrei bleibt, sondern auf einem (oder mehreren) konkreten Ge- 
biet(en) trainiert ist; 

die Verbindung von (a) und (b) - als Verbindung von generalistischer Groß- 
flächenanalyse mit exemplarischer spezialistischer Tiefenbohrung - verschafft 
die Kompetenz, in Abhängigkeit von künftigen Berufsfelderfordernissen effek- 
tive spezialistische Tiefenbohrungen auch an anderen Stellen zu unternehmen, 
sprich: sich in neue Gebiete einzuarbeiten. Wer dic Großflächenanalyse nicht 
beherrscht, findet nicht den Punkt für die Tiefenbohrung; und wer noch nie 
in der Tiefe war, kann auch nicht wissen, wie man dorthin gelangt und sich 
dort zurechtfindet. 

Aufbauend auf diesem komplexitätsreduzierenden Grundmuster ließen sich 
jedwede Komplexitätssteigerungen innerhalb von Studiengangs- und Studien- 
abschlusssystemen erzeugen, so dafür nur die Kapazitäten und Ressourcen zur 
Verfügung stehen. 

Beispielsweise ließe sich, ausgehend von dieser Integration fachspezifischer 
und generalistischer Ausbildungsinhalte, für die gerade jetzt zu gestaltenden 
Bachelor-Studiengänge eine Alternative sowohl jenseits schlichter Propädeutik 
wie jenseits anwendungsorientiert-wissenschaftsbasierter Kurzausbildung entwi- 
ckeln. Ebenso könnte mit dieser Alternative zugleich eine sinnvolle und curri- 
culumtheoretisch absicherbare Unterscheidung zwischen Bachelor- und Mas- 
ter-Studiengängen getroffen werden - ein Problem, an dem bei der derzeit be- 
obachtbaren Gestaltung der neuen Studiengänge noch weithin unsystematisch 
herumlaboriert wird. 

Die Unterscheidung, die an das spezialistisch/generalistisch-Muster anknüpfte, 
sähe folgenderweise aus: 

Spezialistische Ausbildungsinhalte sind in beiden Studienformen als Anwen- 
dungsfall bzw. Anwendungsfälle generalistischer Kompetenzen zu vermitteln. 
Doch geschieht dies in Bachelor-Studiengängen - aus pragmatischen, insbe- 
sondere Zeit-Gründen - allein im Rahmen jeweils eines Anwendungsfalles, also 
eines Faches oder eines Problemfeldes. Indem nur eine Fachrichtung zu stu- 
dieren ist, werden zugleich zeitliche Ressourcen freigelegt, um das generalisti- 
sche Basiscurriculum unterbringen zu können. 

In Master-Studiengängen hingegen werden die generalistischen Kompetenzen 
an wenigstens jeweils zwei paradigmatisch verschiedenen Anwendungsfällen 
trainiert, d.h.: die Studierenden erlernen parallel, in verschiedenen Paradigmen 
zu denken und entsprechende Übersetzungskompetenzen zu entwickeln. 

Was daraus entsteht, ist der spezialisierte Generalist.’ 


3 Es gibt elaborierte Vorschläge ähnlicher Art, die sich gleichwohl graduell unterscheiden hin- 
sichtlich der Gewichtung fachspeziellen und generalistischen Kompetenzerwerbs; vgl. etwa 
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Überdies ließe sich auf dieser Grundlage auch eine hinreichend klare Vorstei- 
lung von den Qualifikationsprofilen der gestuften Absolventinnen erzeugen: 
Ein Bachelor benötigte, sobald er beruflich in einem für ihn neuen Bereich 
eingesetzt wird, mit großer Wahrscheinlichkeit Einarbeitung und ggf. Anpas- 
sungsqualifizierung, müsste also Transferqualifikationen berufsbegleitend aus- 
bilden (insofern dem heutigen Bild des ‘typischen’ FH-Absolventen entspre- 
chend). Hingegen zeichnete sich die Master-Absolventin dadurch aus, dass sie 
Wissensmodule aus Bereich A selbständig in den Bereich B zu transferieren 
vermag und die dafür benötigten kognitiven Adapter gleichsam automatisiert 
ausbildet (insofern dem heutigen - wohl idealisierten - Bild entsprechend, 
dass weithin von UniversitätsabsolventInnen besteht). 

Indes: Die derzeit beobachtbare Entwicklung eines Systems gestufter Studien- 
gänge an deutschen Hochschulen verläuft weithin anders. Was durchaus die 
Neigung zur Hochschulbildungsbeteiligung steigern und vervielfältigte Optio- 
nen für eine „Kontaktphase mit Wissenschaft“ (Daxner 1998: 17) bereitstellen 
könnte, wird zum Instrument erhöhter Selektivität. Was sind die Ursachen da- 
für? 


6. Deutscher Bildungspessimismus 


Überall dort, wo es historisch tiefer verwurzelte demokratische Traditionen 
gibt als in Deutschland, findet sich eine gänzlich andere Grundeinstellung zu 
Bildung und Bildungszugang. In Frankreich, Großbritannien oder Skandina- 
vien, aber auch in den USA gilt Bildung als etwas, das prinzipiell keine Fehl- 
investition sein kann. Denn es versetzt in jedem Falle die Einzelnen ın die La- 
ge, ihr Leben unabhängiger und chancenreicher zu gestalten als mit geringerer 
Bildung. In dem ın Deutschland verbreiteten Verständnis hingegen ist Bil- 
dungszugang etwas, das ‘gewährt’ wird. Grundlage der Gewährung ist ein ver- 
meintlicher Qualifikationsbedarf der Arbeitsmärkte. Die politische Erfahrung 
wie die empirische Forschung lehrt anderes. Daher sollte mittlerweile allge- 
mein akzeptiert sein, dass hier ein gewisser Gleichmut so angebracht wie nötig 
ist: Qualifikationen und Qualifikationsnachfrage bewegen sich fortwährend in 
Schaukelbewegungen aufeinander zu. Politische Steuerung gibt es in diesem 
Bereich vornehmlich als Fehlsteuerung. 

Unlängst erst wurde ein aussagekräftiges Beispiel für die deutsche Neigung zur 
Bildungssteuerung produziert: Gerade hatte die Öffentlichkeit mehrheitlich 
die Botschaft aufgenommen, dass es in der Bundesrepublik eine zu geringe 
Akademisierung der nachwachsenden Generationen gebe und daran etwas ge- 
ändert werden müsse. Also sollten Anstrengungen unternommen werden, um 
die Anteile der Studierenden pro Altersjahrgang deutlich zu erhöhen. Nach 


den gut begründeten „selbstreflexiven und verständigungsfähigen Spezialisten“ bei Huber 
(1998, hier vor allem 100-102). 
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einer kurzen Phase der Akademisierungseuphorie aber wurde der Rückmarsch 
auf die traditionelle deutsche Position angetreten: Damit die Sache nicht zu 
teuer wird und weil vorgeblich weder alle Studierenden noch deren Mehrzahl 
dazu in der Lage seien, einen Master zu erwerben, soll der Übergang vom Ba- 
chelor- zum Masterstudium von zusätzlichen Bedingungen abhängig gemacht 
werden‘! - mit dem ausdrücklichen Ziel, dabei eine Auslese zu treffen. Der Ba- 
chelor soll zum Regelabschluss werden. 

Verkauft wird das als Bestandteil des Bologna-Prozesses. Korrekterweise? Tat- 
sächlich liegen den Erklärungen der europäischen Bildungsminister universa- 
listische Bildungsvorstellungen zu Grunde: gesellschaftliche und menschliche 
Entwicklung, die Festigung und Bereicherung der europäischen Bürgerschaft, 
das Bewusstsein gemeinsamer Werte, Fortschritte der Wissenschaft, die Ent- 
wicklung und Stärkung stabiler, friedlicher und demokratischer Gesellschaften, 
zivilisatorische Vitalität und Effizienz, Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Hochschulen, Mobilität und arbeitsmarktbezogene Qualifizierung der Bürger. 


„Diese Ziele entstammen demokratischen Wertvorstellungen. Die Gesellschaft gilt hier als eine 
Ordnung, die Eigenverantwortlichkeit ermöglicht und verlangt. Die Einzelnen gelten als freie 
und gleiche Bürger, die mit der Fähigkeit begabt sind, etwas aus sich zu machen. Die wissen- 
schaftliche Bildung soll immer mehr Bereiche der Lebensführung zum Gegenstand freier Er- 
kenntnis und Selbsterkenntnis machen. Dabei geht die Bologna-Erklärung davon aus, dass die 
Entwicklung der Einzelnen und der Gesellschaft Hand in Hand gehen. Sie folgt also dem libera- 
len Credo: Je gebildeter jeder Einzelne, umso zivilisierter das Ganze.“ (Lenhardt 2004, 17) 


Die deutsche Bildungspolitik hat sich hingegen darauf verlegt, der Bevölke- 
rung pessimistisch einzureden, sie sei nur beschränkt bildungsfähig, 


„Die Reformer gehen davon aus, die Bildung müsse an den sogenannten gesellschaftlichen Qua- 
lifikationsbedarf angepasst werden, andernfalls sei mit Bildungskatastrophen zu rechnen. Man 
begreift die Gesellschaft nicht als normative Ordnung, die individuelle Autonomie ermöglicht 
und verlangt, sondern als ein System von Sachzwängen, dem sich die Bildung zu beugen hätte. 
Die Einzelnen gelten nicht als Bürger, die mit der Freiheit begabt sind, etwas aus sich zu ma- 
chen, sondern als Inhaber bildungsresistenter Begabungen und vor allem Begabungsmängel“ 


(ebd.: 19). 

Nun sind auch Hochschulangebote in den Vereinigten Staaten und den an- 
deren genannten Ländern nicht allein am Prinzip der Persönlichkeitsbildung 
orientiert. Sie folgen eher dem Humanressourcenansatz, sind z.T. mit schr 
strikten Konkurrenzstrukturen gekoppelt und von der Idee sozialen Chancen- 
ausgleichs nur ausnahmsweise geprägt. Nehmen wir etwa die strikte Trennung 
zwischen Eliten- und Massenausbildung in Frankreich: Frühzeitig einsetzende 
Auslesemechanismen lassen vor allem denjenigen, die vom Elternhaus das ent- 
sprechende kulturelle und soziale Kapital mitbekommen haben, eine Chance, 


4  Kultusministerkonferenz (2003: 2): „Als erster berufsqualifizierenden Abschluss ist der Bache- 
lor der Regelabschluss eines Hochschulstudsums und führt damit für die Mehrzahl der Stu- 
dierenden zu einer ersten Berufseinmündung. Der Zugang zu den Masterstudiengängen des 
zweiten Zyklus ... soll ... von weiteren besonderen Zugangsvoraussetzungen abhängig ge 
macht werden.“ 
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in der Welt der Eliten zu bestehen. Wer habitueil fremd ist ın dieser Welt oder 
ein sogenannter Spätzünder, hat dagegen kaum Chancen, die Anfangshürden 
zu überwinden. Immerhin aber: Studieren kann er oder sie dennoch, nämlich 
an einer der schlechter ausgestatteten und überfüllten Hochschulen in der 
französischen Provinz. Die beruflichen Chancen mit einem dort erworbenen 
Abschluss sind nicht unabhängig von der mangelhaften Ausbildungsqualität. 
Aber selbst dieses Studiensystem verbindet sich mit einem kulturell verwurzel- 
ten grundsätzlichen Bildungsoptimismus. In Deutschland dagegen wird per- 
manent über zu geringe Begabungen geklagt - statt sich deren massenhafter 
Freilegung zu widmen. 
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Eva Hartmann 


Der globale Bildungsmarkt 
Hegemoniekämpfe um Qualitätsstandards 
und Anerkennung von Abschlüssen' 


Das Echo auf die 5. Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation (WTO), 
die im September 2003 ım mexikanischen Cancün statt fand, hätte nicht un- 
terschiedlicher ausfallen können. Während Vertreter der Wirtschaft und viele 
der OECD-Regierungen das Ergebnis beklagten, feierten es nicht nur die 
„Gruppe der 20“, der viele Länder des Südens angehören, sondern auch globa- 
lisierungskritische Nichtregierungsorganisationen als einen Erfolg ihrer Kritik 
an der WTO. Eine WTO fast ausschließlich von den Interessen der großen 
Wirtschaftsmächte, den USA und der EU, dominiert, schien an ihr Ende ge- 
kommen zu sein. Cancün machte deutlich, was sich bereits seit längerem ab- 
zeichnete: Die WTO war in eine ernsthafte Krise geraten, aus der es keinen 
einfachen Ausweg gibt. Es dauerte bis zum Sommer 2004 bis es den WTO- 
Mitgliedsstaaten in Genf gelang, ein neues Rahmenabkommen zur Wiederauf- 
nahme der Verhandlungen zu verabschieden. In Genf verpflichteten sich die 
WTO-Mitglieder bis Mai 2005, ihre nachgebesserten Angebote für die weite- 
ren Verhandlungen im Rahmen des General Agreements of Trade in Services 
(GATS) einzureichen. Einschätzungen zufolge werden Länder des Südens eher 
ungewillt sein, weitere Liberalisierung im Dienstleistungsbereich anzubieten, 
solange die Industrieländer bei dem größten Zankapfel, der Landwirtschaft, 
nicht bereit sind, Zugeständnisse zu machen. Eine stärkere Öffnung im Be- 
reich der Personenfreizügigkeit wäre ein weiteres Angebot der Länder des 
Nordens an die Länder des Südens, das letztere zu einer Öffnung ihres heimi- 
schen Dienstleistungsmarktes bewegen könnte. Bislang waren hier die Zuge- 
ständnisse der Länder des Nordens eher gering. 

Unklar bleibt, welche Auswirkungen die Neubelebung der WTO-Verhandlun- 
gen für die Bildung haben wird. Als Reaktion auf den breiten Widerstand hat- 
ten einige Regierungen erklärt, im Bereich Bildung keine weiteren Zugeständ- 
nisse mehr machen zu wollen. So will die Europäische Kommission, die das 
Verhandlungsmandat für alle EU-Länder inne hat, den bereits 1994 eingegan- 
genen Liberalisierungen keine weiteren mehr zufügen (UNISON 2004). 


1 Ich danke Christoph Scherrer für seine Anmerkungen zu einer früheren Fassung dieses Textes. 
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Auch wenn sich die Kräfte, die gegen eine stärkere Integration der Hochschul- 
und Berufsbildung in die GATS-Verhandlungen sind, durchsetzen, ist dies 
noch lange kein Grund zum Aufatmen. Im Gegenteil: Im Schatten der WTO 
werden zur Zeit Entwicklungen vorangetrieben, die längerfristig das Vertragswerk 
von GATS stärken und damit die Ausweitung des globalen Marktes nicht nur 
mit Bildungsdienstleistungen sichern. Es scheint, dass gerade die Krise der WTO- 
Verhandlungen einen guten Nährboden bildet, um solche Initiativen leichter 
durchzusetzen. Ein von EU und USA-Interessen dominiertes Handelsabkom- 
men bildete bislang durch seine multisektorale und multilaterale Ausrichtung 
einen hervorragenden Referenzpunkt für die sich international organisierende 


Widerstandsbewegung, die von Regierungen des Südens, TierschützerInnen, 
GewerkschaftlerInnen, Bäuerlnnen, indigenen Gruppen bis hin zu grundsätzli- 
chen KritikerInnen des Kapitalismus reichte. Eine solche gemeinsame Klam- 
mer fällt durch die Krise der WTO weg, so dass viel mehr Aufmerksamkeit 
den Entwicklungen in den einzelnen Sektoren gewidmet werden muss. 

Im Fokus dieses Beitrags steht der Hochschulsektor, vor allem die Initiativen, 
die sich um eine Internationalisierung von Qualitätsstandards und Harmoni- 
sierung der Anerkennung von Studienabschlüssen bemühen. Diese Initiativen 
sind in den letzten Jahren vielerorts ins Leben gerufen worden. 

Die Brisanz des Themas kann als eine Reaktion auf den wachsenden Markt 
mit Bildungsdienstleistungen verstanden werden kann, der sich unabhängig 
von GATS entwickelt, und auf den ich als erstes näher eingehen werde. Die 
Interessen, die mit diesem Markt verbunden sind, reichen jedoch nicht aus, 
um die bemerkenswert breite Allianz zu erklären, die die Initiativen zur Inter- 
nationalisierung der Standards unterstützt. Ein Blick auf das Dienstler- 
stungsabkommen der Welthandelsorganisation (WTO) gibt hier mehr Auf 
schluss. Anschließend gehe ich der Frage nach der Verbindung zwischen dem 
Dienstleistungsabkommen und der Internationalisierung von Qualitäts- und 
Akkreditierungsstandards nach, um zu zeigen wie eng diese Initiativen mit der 
gegenwärtigen Transformation der Weltwirtschaft und der globalen Machtar- 
chitektur verknüpft sind. Gestützt auf neo-gramscianische und an Nicos Pou- 
lantzas orientierte Ansätze soll gezeigt werden, wie diese Initiativen als Teil eı- 
ner sich am Horizont abzeichnenden, neuen globalen Hegemonie verstanden 
werden können. Eine Hegemonie, die möglicherweise gerade durch die Krise 


der WTO begünstigt wird. 


Der globale Markt mit Bildungsdienstleistungen 


Unabhängig von den Verpflichtungen, die Mitgliedsstaaten in Bezug auf Bil- 
dung ım Rahmen von GATS eingegangen sind, expandierte der weltweite 
Handel mit Bildungsdienstleistungen in den letzten zehn Jahren beträchtlich. 
Schätzungen zufolge stieg das Exporteinkommen von 27 Mrd. US$ im Jahre 
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1995 auf 30 Mrd. US$ im Jahre 1999, was etwa 3 Prozent des globalen Han- 
dels mit Dienstleistungen entspricht. Allerdings unterschätzen diese Zahlen 
den realen Umfang, da sie sich nur auf die Konsumtion von Hochschulbil- 
dung ausländischer Studierenden in den Ländern der OECD beziehen (Larsen 
et al. 2002: 10). Für die Zukunft werden klare Steigerungen erwartet. Einer 
Studie von Merrill Lynch schätzt den zukünftigen Bildungsmarkt auf 111 
Mrd. US$ mit rund 32 Millionen potentiellen Studierenden (Arnone 2002). 
Bei den exportierenden Ländern führen die USA die Rangliste mit rund 11,5 
Mrd. US$ Exporteinnahmen im Jahre 2001 an, was mehr als einer Verdoppe- 
lung der Einnahmen seit 1989 gleichkommt (OECD 2004: 32). Den USA auf 
den Fersen folgt Großbritannien, das seine Einnahmen von rund 4 Mrd. 1997 
auf über 11,1 Mrd. US$ ım Jahre 2001 steigern konnte. An dritter Stelle steht 
Australien, dessen Exporteinnahmen sich im Jahre 2001 mit 2 Mrd. gegenüber 
1989 fast vervierfacht haben. Erstellt man eine Rangliste nach den absoluten 
Studierenden-Zahlen, rücken interessanterweise Deutschland und Frankreich 
(mit 12,6% bzw. 9,3%) an die dritte und vierte Stelle hinter USA und Groß- 
britannıen (eigene Berechnungen aufgrund von OECD-Daten, OECD 2004). 
Da ın diesen beiden Ländern die Hochschulbildung nicht gleichermaßen 
kommodifiziert ist wie bei den anderen, findet das reale „Exportvolumen“ d.h. 
die Bildungsausgaben der ausländischen Studierenden allerdings keinen oder 
nur einen geringen Eingang in die Außenhandelsbilanz, so dass diese beiden 
Länder in der ersten Rangliste keine Rolle spielen. Diese „Dienstleistungslü- 
cke* mag ein Grund mehr sein, warum das Interesse an Studiengebühren in 
Deutschland in den letzten Jahren massıv gestiegen ist. 

Die „BildungskonsumentInnen“ stammen in erster Linie aus den OECD Län- 
dern. Studierende aus Ländern des Südens haben in den letzten Jahren jedoch 
an Bedeutung zugenommen, gerade die Länder aus Südostasien treten ver- 
mehrt als Konsumenten und damit als Importeure auf, allen voran China, wo 
die oben zitierte Studie von Merrill Lynch die Hälfte aller potentiellen Studie- 
renden vermutet. 

Auf dem globalen Bildungsmarkt dominiert das Studium im Ausland als die 
wichtigste Exportart. Die transnationale Bildung, bei welcher die konsumie- 
renden Studierenden in ihren Herkunftsländern bleiben, hat jedoch in den 
letzten Jahren an Bedeutung gewonnen. Die Form, wie Bildung hier angebo- 
ten wird, ist sehr vielfältig. Manche der Studiengänge und Kurse werden durch 
Kooperation mit einem Fremdbetrieb im Importland angeboten, andere 
kommen ganz ohne Kooperation aus. Bildung wird hier nur über einen Ei- 
genbetrieb im Importland angeboten in Form von sogenannten branch cam- 
pus oder „fliegenden Fakultäten“ (Schreiterer et al. 2001; OECD 2004: 21-25). 
Doch nicht nur die Vielfalt von Bildungsanbietern ist in der transnationalen 
Bildung bemerkenswert, sondern auch die der Bildungsangebote. Es handelt 
sich beim transnationalen Bildungsmarkt nicht nur um Hochschulabschlüsse, 
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sondern auch um Berufs- und Weiterbildungen. Manche Beobachter sprechen 
daher von post-sekundärer Bildung, andere wiederum von tertiärer Bildung, 
die sie nicht auf universitäre Bildung beschränkt verstanden wissen wollen 
(z.B. Wagner 1999: 57). 

Während in den englischsprachigen Exportländern die Regierungen die Expor- 
torentierung ihrer Hochschulinstitutionen schon lange fördern, hat Deutschland 
diese „Exportlücke“ erst in den letzten Jahren ins Zentrum staatlicher Förderung 
gestellt. Der Deutsche Akademische Austausch Dienst (DAAD) steht solchen 
Initiativen beratend zur Seite. Von den 47 Studiengängen, die bisher Teil seines 
Förderprogramms waren, sind 34 kostenpflichtig. Die Semestergebühren errei- 
chen im Durchschnitt eine Höhe von 2.100 Euro (DAAD 2003: 6). Die Stu- 
diengebühren für die im Oktober 2003 eröffnete Deutsche Universität in Kairo 
(GUC) gehen bis zu 8.700 Euro im Jahr (Frankfurter Rundschau 6.10.2003). 
Der Ruf nach einer einheitlichen Qualitätssicherung kann als Reaktion auf 
immer neue globale Anbieter, die mit immer komplexeren Organisationsstruk- 
turen in den post-sekundären Markt einsteigen, verstanden werden. Er ist aber 
auch eine Reaktion auf immer vielfältigere Ausbildungsverläufe von mobilen 
Hochqualifizierten, die in einem Land ihre Grundausbildung durchlaufen, Tei- 
le oder das gesamte Studium in einem oder mehreren anderen Ländern absol- 
vieren, um dann wieder ın ihrem Herkunftsland oder einem anderen Land ei- 
ner Berufstätigkeit nachzugehen, um möglicherweise dann noch eine Weiter- 
bildung zu besuchen. Mit der Skandalisierung von schlechten Angeboten, den 
sogenannten diploma mills, d.h. Bildungsangeboten, die sich im Nachhinein 
als wertlos erweisen, wird in den öffentlichen Debatten ein Regulierungsdefizit 
zum Thema gemacht, das eng mit dem Begriff des Konsumentenschutzes zu- 
sammen gebracht wird (z.B. Carr et al. 23.03.2001, UNESCO/OECD 2003). 
Ein solcher Diskurs verweist auf einen Terrainverlust von staatlicher Hoheit in 
vielen Ländern, wo bisher neben dem Gesetzgeber vor allem die Ministerien 
in letzter Instanz über die Einrichtung von Studiengängen entschieden. Der 
Ruf nach internationalen Standards reagiert auf diesen Terrainverlust, sichert 
ihn aber gleichzeitig auch ab, indem er auf eine internationale Regelung ab- 
zielt. Der Ruf nach internationalen Standards ist aber auch eine Strategie von 
Anbietern, um global expandieren zu können. Diese Akteure fordern ein Akk- 
reditierungssystem, das sie als ausländische und private Hochschulen gegen- 
über den staatlichen nicht diskriminiert, wie es zur Zeit in vielen Ländern der 
Fall ist (vgl. Van Damme 2002). 

Es gibt jedoch einen zweiten Grund, warum die Frage nach Qualitätssiche- 
rungs- und Akkreditierungsverfahren für eine breite Allianz von sehr unter- 
schiedlichen Kräften in den Vordergrund gerückt ist. Der Grund hängt direkt 
mit der Struktur des GATS-Abkommens zusammen. 
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Die „Exitoptionen” von GÄTS 


Zwei zentrale Prinzipien bestimmen die Handelsabkommen der WTO: die 
Meistbegünstigung und die Inländerbehandlung. Das Meistbegünstigungsprin- 
zip (Art. II) verlangt, dass Handelsvergünstigungen, die einem Land gewährt 
werden, automatisch auch allen anderen Mitgliedsstaaten der WTO zugestan- 
den werden müssen. Dieses Prinzip ist der Kern der multilateralen Natur der 
WTO. Jede besondere Handelsbeziehung unter dem Dach der WTO wird so auf 
eine Universalisierung verpflichtet.” Das zweite zentrale Element, der Grundsatz 
der Inländerbehandlung (Art. XVII), besagt, dass zwischen ausländischen und in- 
ländischen Anbietern auf einem bestimmten Markt nicht diskriminiert werden 
darf. Die Gleichheit der Wettbewerbschancen soll gewährleistet sein. So müssen 
die Zulassungsverfahren zur Anerkennung als Bildungsträger für ausländische 
Anbieter denen der inländischen Anbieter gleichen, wenn sich das Land in die- 
sem Bereich zur Liberalisierung verpflichtet hat. Diese letzte Einschränkung ist 
charakteristisch für das GATS-Abkommen. Praktisch alle Abkommensregeln gel- 
ten nur für die Bereiche, die das jeweilige Land dem globalen Markt gegenüber 
öffnen will. Das Land kann auch bestimmen, wie es den Bereich öffnen will. Auf 
diesen flexiblen Ansatz, der dem Land eine Optimierung seiner Liberalisierungs- 
strategien erlauben soll, verweisen GATS-BefürworterInnen gerne.’ 

Neben diesem flexiblen Ansatz besteht eine weitere Ausstiegsoption, die weit 
weniger Beachtung findet, obwohl sie den multilateralen Charakter des Ab- 
kommens durchaus in Frage stellen könnte. Das Dienstleistungsabkommen er- 
laubt auch bei bereits eingegangenen Verpflichtungen einen Rückzieher zu 
machen, wenn ein Mitgliedsstaat eine berufliche Qualifikation eines konkreten 
Handelspartnerlandes als nicht gleichwertig zur eigenen oder zu der anderer 
Mitgliedstaaten bewertet (Art. VIT). Bei einem solchen Vergleich ist die Aner- 
kennung der Gleichwertigkeit von Inhalten zentral, aber auch die Anerken- 
nung der staatlichen Autorität im Exportland, Ausbildungen durch Reifezeug- 
nisse oder vergleichbare Qualifikationsnachweise zu zertifizieren. Der durch 
GATS autorisierte Rückzieher bezieht sich folglich nicht auf die eingegange- 
nen Verpflichtungen im allgemeinen, sondern auf konkrete Handelspartner. 
Ein konkreter Fall gibt Aufschluss über die möglichen Konsequenzen dieser 
Regelung, auch wenn er nicht im Rahmen von GATS statt fand. 


2 Allerdings gibt es in den Vertragswerken der WTO einige zentrale allgemeine Meistbegünsti- 
gungsausnahmen, wie z.B. für regionale Integrationsabkommen (Art. V). Diese Ausnahme ist 
für regionale Abkommen wie die Europäische Union von Bedeutung, da sie verhindert, dass 
Handelsvorteile des Binnenmarkts automatisch auch Drittstaaten gewährt werden müssen. 

3 Dabei unterschlagen sie zumeist, dass die Verhandlungsrealität von Anfragen und Angeboten 
bestimmt ist. Wenn ein Land Zugang zu anderen Märkten haben will, muss es eigene Ange- 
bote machen. Diese Angebote beziehen sich meist auf Bereiche, an denen ökonomisch star- 
ke Regierungen Interesse zeigen und wo der Widerstand im eigenen Land gegen eine Libera- 
lisierung schwach ist. Einmal eingeführte Liberalisterung sind nicht mehr einfach rückgängig 
zu machen. 
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1995 unterzog das US-amerikanische National Committee on Foreign Medical 
Education and Accreditation die Akkreditierungsverfahren und -standards eı- 
ner größeren Gruppe von Ländern einer genauen Prüfung, um zum Schluss zu 
kommen, dass sich die angewandten Standards in einigen Ländern nicht sub- 
stantiell von der US-amerikanischen Akkreditierung unterscheiden, in anderen 
allerdings schon (Van Damme 2002: 29). Diese Einschätzung hatte direkte 
Folgen für die formale Anerkennung der entsprechenden ausländischen Akk- 
reditierungssysteme. Medizinerlnnen aus der ersten Ländergruppe konnten 
nun mit einem erleichterten Zugang zum US-amerikanischen Arbeitsmarkt 
rechnen, während sich dieser für die MedizinerInnen aus der zweiten Gruppe 
verschlechterte. In dieser zweiten Gruppe befanden sich einige kontinental- 
europäische Länder. Gerade bei diesen Ländern ging es beim Urteil des Natı- 
onal Committee allerdings weniger um die Frage der Qualität eines Studien- 
gangs, sondern vielmehr um die Form der Qualitätskontrolle. Was hier verglı- 
chen wurde, war, anders formuliert, das Verhältnis zwischen Staat und Hoch- 
schulen. Um die Unterschiede des Verhältnisses zu verstehen, ist eine konzep- 
tionelle Differenz, die der Bildungsforscher Guy Neave vorschlägt, sehr hilf- 
reich. Neave kontrastiert die Beziehung zwischen Staat und Hochschule mit 
zwei Modellen: Das „kontinental-europäische Kontrollsystem“ und der evalu- 
ierende Staat, der sich nur noch auf Aufsichtsfunktionen konzentriert (Neave 
et al. 1991; Neave 1998). Seit den 1980er Jahren begann sich im angloamer- 
kanıschen Kontext, aber auch in Frankreich und den Niederlanden das Kon- 
zept des evaluierenden Staates durchzusetzen. Zentrales Merkmal dieser Kon- 
trolle der Hochschulen ist eine viel flexiblere Beziehung zwischen Staat und 
Hochschule, die sich durch eine „Vertraglichung“ auszeichnet. Den Hoch- 
schulen werden mehr Entscheidungsbefugnisse einräumt, z. B. bei der Ernen- 
nung der ProfessorInnen und der Bestimmung der Gehälter. Gleichzeitig er- 
folgt eine ergebnisorientierte Kontrolle durch Zielvereinbarungen und Leis- 
tungsindikatoren. Für die regelmäßige Qualitätskontrolle der Studiengänge, 
aber auch für die Anerkennung neuer Studiengänge schiebt sich beim evaluie- 
renden Staat eine in der Regel von beiden Institutionen unabhängige interme- 
diäre Organisation zwischen das Ministerrum und die Hochschule: Die soge- 
nannten Qualitätssicherungs- und Akkreditierungsagenturen. Eine derart modı- 
fizierte Beziehung zwischen Hochschule und Staat verändert, so Neaves Kritik, 
die Idee der Universität fundamental: 


„[C]ontractualisation puts an end to the idea of university as a service to the State and instead 
recasts it as a public service of which one of the funders and supporters happens to be the 
State.“ (Neave 1998: 276, Hervohebung im Original) 

Was mit anderen Worten zur Disposition steht, ist die Definition des öffentli- 
chen Sektors. Hochschulbildung muss im evaluierenden Staat nicht notwen- 
digerweise staatlich sein, sondern nur noch einer bestimmten staatlichen Kon- 
trolle unterliegen. In ihrer Ergebnisorientierung setzt diese Kontrolle Hoch- 
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schulen unter verstärkten Leistungs- und Selbstverwertungsdruck. Je mehr die 
Finanzierung direkt an Absolventenzahlen und nicht mehr allein an die Stu- 
dierendenanzahl gekoppelt ist, desto eher ist zu erwarten, dass die Hochschu- 
len ein zentrales Interesse entwickeln, ihre „Eigenleistungen“ durch „Fremd- 
leistungen“ zu verbessern, sprich durch die Auswahl leistungsstarker Studie- 
renden. Studierende, die betreuungsintensiv sind, die den Betriebsablauf stören 
oder hohe Abbruchquoten vorweisen, schlagen als Kostenfaktor zu Buche und 
sind folglich ein „Wettbewerbsnachteil“. Eine solche Selektion der Studieren- 
den, wie sie auch in Deutschland im Zug der Einführung von Bachelor und 
Master stillschweigend vorangetrieben wird, wird nicht ohne soziale Konse- 
quenzen bleiben (Schwarz-Hahn et al. 2004: 57f.). 

Dieser substantielle Unterschied in der Kontrolle, wie ihn Neave beschreibt, 
bildete die Grundlage für die damalige Einschätzung des US-amerikanischen 
National Committee on Foreign Medical Education and Accreditation, die 
Medizinausbildung in den entsprechenden kontinental-europäischen Ländern 
als nicht gleichwertig zu bewerten. Von Qualitätssicherung und Akkreditie- 
rungsverfahren zu sprechen, ist folglich immer ein Diskurs über die angemes- 
sene Form des Verhältnisses zwischen Staat und Hochschulen. 

Das GATS-Abkommen erlaubt nun, dass, wenn ein Land substantielle Unter- 
schiede in Inhalt oder Akkreditierungsverfahren und -standards auszumachen 
meint, die beiden zentralen Prinzipien, die Meistbegünstigung und die Inlän- 
derbehandlung, ausgesetzt werden dürfen trotz eingegangener Liberalisierungs- 
verpflichtungen (vgl. Nielson 2003). Der Grund für diese nicht unbedeutende 
Einschränkung liegt Einschätzungen von ExpertInnen zufolge in der Annah- 
me, dass angesichts der sehr unterschiedlichen Regelungen in den einzelnen 
WTO-Ländern ein Automatismus der Anerkennung nur zu einer geringeren 
Liberalisierungsbereitschaft führen würde. Im Umkehrschluss verweist aber 
diese Einschränkung ähnlich wie der flexible Ansatz darauf, wie weitreichend 
die Globalisierung des Dienstleistungshandels in die Verfasstheit einer Gesell- 
schaft eingreift, viel stärker als dies durch den Handel mit Gütern im Rahmen 
des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT) geschieht (Hartmann 
et al. 2003: 6). 

In seinen Auflagen macht das Dienstleistungsabkommen jedoch sehr explizit, 
dass diese Ausnahmeregelung auf keinen Fall wettbewerbsverzerrend oder pro- 
tektionistisch verwendet werden darf (Art. VI (5a), Art. VII (3)). Über den In- 
halt der Standards sagt das Abkommen selbst nichts aus. Es fordert im Rah- 
men der Meistbegünstigungsreglung „wherever appropriate, recognition should 
be based on multilaterally agreed criteria* (Art. VII (5)). Hierzu sollen die 
Mitgliedsstaaten gemeinsam internationale Standards und Anerkennungskrite- 
rien entwickeln „in cooperation with relevant intergovernmental and non- 
governmental organizations“. Die von diesen Organisationen entwickelten in- 
ternationalen Standards sollen dazu dienen, die Angemessenheit einer Verlet- 
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zung der Grundprinzipien beurteilen zu können. Jedes diskriminierte Land 
muss, so die Auflage, die Möglichkeit erhalten, darzulegen, dass seine Ausbil- 
dungsstandards, Lizenzierungs- und Zertifizierungsverfahren als gleichwertig 
anzuerkennen sind (Art VII (2)). Damit erhält jede Regierung, die am Markt- 
zugang in anderen Ländern Interesse hat, Anreize, sich an der Entwicklung in- 
ternationaler Standards von Qualitätssicherung, Akkreditierung und Anerken- 
nung zu beteiligen. Dasjenige Land, dem es aus einer Position der Stärke her- 
aus gelingt, die internationalen Standards möglichst in die Nähe seiner Form 
der Qualitätssicherung und Akkreditierung zu rücken, muss mit der geringsten 
Diskriminierungswahrscheinlichkeit rechnen. Jede Diskriminierung von Anbie- 
tern aus diesem Land erscheint als unangemessen, weil nicht im Einklang mit 
den internationalen Standards. Gerade viele Länder des Südens hoffen ande- 
rerseits durch eine Übernahme solcher Standards auf verbesserten Zugang zu 
den Arbeitsmärkten im Norden. Wie eingangs angemerkt, zeigten sich die 
Länder des Nordens nicht zuletzt aufgrund des Druckes von Gewerkschaften 
bislang eher zögerlich, im Bereich Personenfreizügigkeit weitergehende Ver- 
pflichtungen einzugehen. Dies könnte aber ein entscheidendes Zugeständnis 
sein, um die Länder des Südens wieder an den Verhandlungstisch zu bringen. 
Diese enge Verbindung zwischen internationalen Standards und GATS ver- 
weist folglich auf eine viel breitere Interessenskoalition, als es der Handel mit 
Bildungsdienstleistungen nahe legt, der nur 3 Prozent des globalen Handels 
mit Dienstleistungen ausmacht. Die verschiedenen Initiativen zur Internatio- 
nalisierung von Qualitätsstandards, Akkreditierung und Anerkennung sind 
daher im Kontext einer sich wandelnden Weltwirtschaft zu betrachten, die 
sich zunehmend zu einem globalen Dienstleistungsmarkt transformiert. Um 
diesen weiteren Horizont ins Auge zu fassen, ist ein Rekurs auf neo- 
gramscianische Forschungsansätze gewinnbringend. 


Eine erste theoretische Einschätzung 


In der Tradition des historischen Materialismus reflektiert der neo-gramscianı- 
sche Ansatz die Entstehungsbedingungen politischer Verhältnisse aus einer 
herrschaftstheoretischen Perspektive und bindet sie an die Gesamtheit der 
Produktionsverhältnisse einer historischen Epoche zurück. Dabei wird Nor- 
men, Werten und Wissensformen bei der Widerspruchsbearbeitung ın kapita- 
listischen Gesellschaften eine zentrale Rolle zugesprochen. Politische Herr- 
schaft ist dementsprechend nicht allein aus materiellen Verhältnissen abzulei- 
ten, sondern bedarf einer komplexen Vermittlung. Zu deren Beschreibung 
verwendet Gramsci den Begriff der Zivilgesellschaft. Er definiert diese durch 
ihre Funktion, die Ausrichtung des gesellschaftlichen Lebens zu bestimmen. 
In diese Lebensweise eingelassen ist die Beschreibung der bestehenden Herr- 
schaftsverhältnisse als die einzig mögliche und wünschenswerte Wirklichkeit. 
Den Konstitutionsprozess dieser Lebensweise selbst beschreibt Gramsci als Re- 
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sultat widersprüchlicher Veraligemeinerungsprozesse von partikularen Interes- 
sen. In diesem Verallgemeinerungsprozess weist er der aufstrebenden Klassen- 
fraktion, die aufgrund ihrer Position in den Produktionsverhältnissen und ih- 
rem Besitz an Produktionsmittel eine herausragende Stellung einnimmt, eine 
zentrale Rolle zu. Um ihre Herrschaftsposition zu sichern, müsse die aufstre- 
bende Klassenfraktion eine solche Lebensweise als ein politisch-ethisches Re- 
formvorhaben formulieren, das über ihre eigenen bornierten Interessen hin- 
ausreiche und die Interessen der mit ıhr alliierten Kräfte einbeziehe, ohne ihre 
eigene herausragende Stellung in Frage zustellen. Erst aus einer solchen Füh- 
rungsrolle heraus schaffe sie die societä politica und bestimme so die Form 
moderner Herrschaftsausübung. Gramscis Ansatz unterscheidet sich von ande- 
ren Herrschaftstheorien, indem er nicht nur eine Analyse der Allianzstruktur 
der societä politica nahe legt, sondern die Form der Herrschaftsausübung 
thematisiert, die nicht auf den Widerstand der unterlegenen Gruppen stößt. 
Diese akzeptieren vielmehr die Überlegenheit der dominanten Gruppen und 
damit ihre eigene Unterlegenheit. Solange das Reformprojekt auf Ausbeutung 
basiert, nennt Gramsci eine solche Transformation eine passive Revolution, 
bei der Gewalt immer dann eine zentrale Rolle zukommt, wenn die Unterle- 
genen die Führung der Herrschenden nicht akzeptieren. Hegemonie ist folg- 
lich immer „Konsens gepanzert mit Zwang“, um eine berühmte Redewendung 
von Gramsci zu verwenden. Damit wirft Gramsci einen anderen Blick auf die 
Bestimmung der Herrschaftsform, als dies, häufig im Anschluss an Max We- 
ber, die Frage nach deren Legitimation erlaubt. 

Die Übertragung dieser Konzeption von Herrschaftsgenese auf die internatio- 
nalen Beziehungen erlaubt eine Vorstellung internationaler Dominanzverhält- 
nisse zu entwickeln, die nicht allein auf der ökonomischen und militärischen 
Stärke der Führungsmacht basiert. Oder wie es Robert Cox, ein wichtiger Ver- 
treter dieses Ansatzes, formuliert: „Die dominanten, ökonomischen Globalisie- 
rungstendenzen werden durch einen Prozess der kulturellen Hegemonisierung 
begleitet und beschleunigt“ (Cox 1998: 112). 

Aus dieser Perspektive sind die Initiativen zu Qualitätssicherung, Akkreditie- 
rung und Anerkennung nicht alleine von ökonomischen Notwendigkeiten ab- 
zuleiten, auch wenn direkte wirtschaftliche Interessen damit verbunden sind. 
Die Initiativen verweisen in einem viel weiteren Sinn auf die Etablierung neuer 
Lebensweisen und Wissensformen, die mit einer bestimmten Vorstellung von 
Staatlichkeit einhergehen. Cox folgt Gramscis Vorstellung von Herrschaftsge- 
nese, wenn er in seinen Arbeiten die Bemühungen der dominanten Kräfte un- 
tersucht, eine hegemoniale Position zu erlangen, um die globalen Verhältnisse 
als die einzig möglichen darzustellen. Die dominante Kraft ist hierbei der ö- 
konomisch stärkste Nationalstaat, der selbst durch hegemoniale Klassenver- 
hältnisse strukturiert ist und folglich immer eine Klassenfraktion ist. Globale 
Hegemonie beinhaltet entsprechend immer eine zweifache Struktur: die He- 
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gemonie einer Klasse und eines Staates. Christoph Scherrer spricht daher von 
einer „doppelten Hegemonie“ (Scherrer 2001). 

Internationale Organisationen werden hierbei zu zentralen Orten der Kon- 
sensbildung zwischen der Weltmacht und den alliierten Ländern. Ihre Politik 
dient der weltweiten Universalisierung bestimmter Lebens- und Entwicklungs- 
weisen, die den Interessen der Weltmacht entgegen kommen. Jedoch nicht nur 
ihre Inhalte, sondern auch ihre institutionelle Verfasstheit ist aus neo-gramscia- 
nischer Perspektive Ausdruck dieser komplexen Konsensstruktur, eines histori- 
schen Blocks, der die Interessen der Alliierten teilweise berücksichtigt und die 
Eliten der Länder des Südens durch Kooptation einbindet (Sasson 2001). 

Die neo-gramscianische Forschung beschreibt nun zentrale Veränderungen der 
Hegemonie in den 1980er und 1990er Jahren. Angeheizt durch die Weltwirt- 
schaftskrise der 1970er und 1980er Jahre verweist sie auf eine fundamentale 
Veränderung der internationalen Ordnung, wie sie sich nach dem zweiten 
Weltkrieg herausgebildet hat. Cox charakterisiert diese Veränderung als eine 
Verschiebung von einer internationalen Wirtschaft mit ökonomisch relativ eı- 
genständigen Staaten hin zu einer Weltökonomie (Cox 1987: 244f& Gill 1990: 
88). Zentraler Ausgangspunkt der Internationalisierung der Finanzmärkte, aber 
auch der Produktion war hierbei die Reform der Bretton-Woods Organisatio- 
nen, die nun eine stärkere Mobilität des Finanzkapitals erlaubt. Dieser Wan- 
del, der mit Einführung eines flexiblen Wechselkurses begann, führte in der 
Folge zu einer stärkeren Präsenz von Privatbanken und Privatunternehmen auf 
internationaler Ebene mit den entsprechenden Konsequenzen für die globalen 
Herrschaftsverhältnisse. Stephen Gill, ein weiterer wichtiger Vertreter des neo- 
gramscianischen Ansatzes, sieht eine neue globale Hegemoniebildung entste- 
hen, deren Kern eine „transnational fraction of the capitalist classes of the 
world“ (Gill 2003: 168) bildet. In seinen Arbeiten beschreibt Gill, wie diese 
transnationale Klassenfraktion als Bindeglied zwischen zwei führenden Kapi- 
talformen wirkt, die er zum einen durch eine neo-lıberale Orientierung, zum 
anderen eher durch eine staatskapitalistische, merkantilistische Orientierung 
charakterisiert sieht. Während die erste Form im anglo-amerkanischen Kontext 
vorhertsche, sei die zweite Form, wenn auch in unterschiedlicher Ausprägung, 
stärker in kontinental-europäischen Ländern und Japan vertreten. Die transna- 
tionale Klassenfraktion, auch „globalizing elites“ genannt, treibe die Bildung 
eines „transnational historic block“ (Gill 2003: 90) voran, der vermittelnd auf 
die Widersprüche zwischen und innerhalb dieser beiden Formen einwirke und 
eine politische Synthese vorschlage. Die dominante Form der politischen Ö- 
konomie, die aus dieser Synthese resultiert, nennt Gill „disziplinierenden Neo- 
liberalismus“(Gill 2000) und sieht diesen klar zugunsten der Interessen des 
mobilen Kapitals ausfallen (Gill 2003: 179). Fluchtlinien dieses Neoliberalis- 
mus sind fiskalische Austerität, die Kommodifizierung weiterer sozialer Bezie- 
hungen und Marktöffnung (Gill 1997: 10ff.). Die damit einhergehende Form 
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der Staatlichkeit, der neo-liberale Staat, wie Gill ıhn nennt, deckt sich in vielen 
Aspekten mit Neaves Konzeption des evaluierenden Staats. Interessant ist, 
dass sich diese Staatlichkeit in denjenigen Ländern am stärksten durchgesetzt 
hat, die nach Gill von der neo-liberalen Kapitalform geprägt sind. Auch in be- 
zug auf die Zentralität des GATS-Abkommens untermauern die Internationali- 
sierungsbemühungen im Hochschulbereich Gills These vom privilegierten Ort 
der Institutionalisierung des neoliberalen Konsenses. Die Politikform, die sich 
aus diesem Konsens herauskristallisiert, nennt Gill new constitutionalism. Vor 
allem die 1994 gegründete WTO, aber auch der IWF, sowie die regionalen 
Prozesse wirtschaftlicher Integration (EU, NAFTA, ASEAN, Mercosur etc.) 
bilden, so Gill, die institutionelle Struktur, die die neoliberale Diskursformati- 
on trägt und durch ihre politischen Auflagen an die Nationalstaaten einen 
quasi-gesetzlichen Charakter erlangt. Da er das disziplinierende Moment stark 
betont, spricht Gill bei der sich abzeichnenden Ordnung lieber von Vorherr- 
schaft als von Hegemonie. Diese nicht-hegemoniale Herrschaft basiert hier- 
nach in erster Linie auf Disziplin und weniger auf einer breiten Kompromiss- 
bildung mit alliierten Kräften. Entscheidend für meine nachfolgenden Überle- 
gungen ist Gills Einschätzung, dass es aufgrund dieser schmalen sozialen Basis 
der Kompromissbildung der transnationalen Kapitalklasse nicht gelingt, eine 
von allen alliierten Kräften akzeptierte Führungsposition einzunehmen. Im 
Gegenteil: Gill beschreibt als einen der zentralen Widersprüche gegenwärtiger 
neo-liberaler Herrschaftsform, dass sie ihre eigene langfristige Reproduktion 
gefährdet, da sie die Basis ihrer Hegemonie und damit ihrer Legitimität zu zer- 
stören droht. Die Macht der gegenwärtigen Herrschaft basiert daher, Gill zu- 
folge, auf dem Unvermögen der anderen Kräfte, eine Gegenhegemonie aufzu- 
bauen. 

Diese klare Gegenüberstellung der internationalen Wirtschaftsorganisationen 
unter Vorherrschaft der WTO und einer potentiellen Gegenhegemonie bleibt 
mit Blick auf die internationalen Qualitätssicherungsinitiativen unbefriedi- 
gend. Wohl ist das GATS eine zentrale Triebkraft für diese Initiativen, gleich- 
zeitig sind sie aber nıcht Teil derjenigen Organisationen, die den new consitu- 
tionalism bilden. Allerdings können sie auch kaum als die Konturen einer sich 
abzeichnenden Gegenhegemonie verstanden werden. In diesem Sinn sind sie 
nicht ın Gills Beschreibung der neuen Weltordnung aufgehoben. Diese Aus- 
blendung ist, so meine These, auf eine mangelnde institutionstheoretische Un- 
terfütterung seines Ansatzes und eine Unterschätzung der Interessenskonflik- 
ten innerhalb einer Kapitalfraktion zurückzuführen. Ein Blick auf die gegen- 
wärtigen Entwicklungen verweist jedoch auf zentrale Konflikte. Auf das Beıi- 
spiel der internationalen Bildung übertragen, wäre ein solcher Interessenskon- 
flikt bereits zwischen den internationalen Bildungsanbietern und den Dienst- 
leistungsanbietern auszumachen, ganz zu schweigen von den anderen Kräften, 
die von einer Transformation der Hochschulbildung betroffen sind. Während 
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die Bildungsanbieter primär an einer Expansion des Bildungsmarktes interes- 
siert sind, wollen die internationalen Dienstleistungsanbieter in erster Linie eı- 
ne Ausbildung, die sie direkt vernutzen können. Diese beiden Interessen kön- 
nen in einen Widerspruch zueinander treten. Der neo-gramscianische Ansatz 
bietet wenig, um die Auswirkungen solcher Widersprüche innerhalb einer Ka- 
pitalfraktion zu systematisieren. Um diesen Rechnung zu tragen, bedarf es ei- 
ner Neukonzeption der Rolle internationaler Organisationen, jenseits der Vor- 
stellung ihrer Usurpation durch die transnationale Klassenfraktion, zu der Gill 
in seiner Arbeit tendiert. Hierbei sind Ansätze vielversprechend, die die staats- 
theoretischen Überlegungen von Nicos Poulantzas auf die internationalen Be- 
ziehungen übertragen. Sıe erlauben, die verschiedenen Aktivitäten von Organı- 
sationen und Initiativen, die außerhalb von Gills eng gefassten Politikfeld wir- 
ken, als das „missing link“ zur Hegemoniefähigkeit des transnationalen histo- 
rischen Blocks zu identifizieren. In diesem Sinn sind sie eine kritische Weiter- 
entwicklung des neo-gramscianischen Ansatzes. 

Poulantzas beschreibt den Staat als eine Vielzahl von Apparaten, in denen 
sich jeweils ein spezifisches soziales Kräfteverhältnis kondensiert. Ihm zufolge 
kommt den Apparaten in dieser Verdichtung eine gewisse eigene Materialität 
zu, die eine Struktur bilden, die Informationen selektieren, Entscheidungspro- 
zesse ermöglichen, Prioritäten setzen und Maßnahmen auswählen, die punk- 
tuell konflikthaft oder kompensatorisch wirken können (Poulantzas 2002 
[1978]: 166). Trotz dieser eigenen Materialität bindet Poulantzas die Apparate 
in seiner Analyse immer an gesellschaftliche Klassenverhältnisse zurück. Dieses 
Verhältnis beschreibt Poulantzas als hoch fraktioniert. Es sind gerade die Wi- 
dersprüche zwischen und innerhalb der verschiedenen sozialen Gruppen, die 
nach Poulantzas die Funktion des Staates ın der kapitalistischen Gesellschaft 
erklärt. Der Staat als Gesamtheit der verschiedenen Apparate bedürfe hierbei 
einer relativen Autonomie, um eine organisierende Rolle einnehmen zu kön- 
nen und dadurch die erweiterte Reproduktion der kapitalistischen Produkti- 
onsverhältnisse sicherzustellen. In ihrer Beziehung zueinander können die Ap- 
parate, so Poulantzas, durchaus miteinander in Konflikt geraten. Staatliche Po- 
hitik bleibe so in ihrer Gesamtheit immer zwangsläufig widersprüchlich und 
inkohärent. Der Staat ist selbst ein strategisches Feld, dass von formellen und 
informellen Machtknotenpunkte durchzogen ist und über kein Zentrum ver- 
fügt. Poulantzas kritisiert mit dieser Staatskonzeption die Idee, dass der Staat 
von einer einzigen Macht, einer einzelnen Kapitalfraktion usurpiert wird. 
Gleichzeitig betont er jedoch auch, dass die Verdichtungsprozesse in den ein- 
zelnen Apparaten von Herrschaftsstrukturen bestimmt sind, wie auch die Be- 
ziehung zwischen den Apparaten. Der Staat tritt so nıe als neutraler Vermittler 
auf, sondern privilegiert durch seine Strukturen bestimmte soziale Kräfte. 
Poulantzas Arbeit war von dem Versuch gekennzeichnet, Veränderungsprozes- 
se dieses komplexen institutionellen Gefüges zu beschreiben, die durch die In- 
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ternationalisierung der Wirtschaft vorangetrieben werden. Er bezeichnete die- 
sen Prozess als Internationalisierung des Staates. Damit ist nicht die Verlage- 
rung der staatlichen Macht zugunsten einer supranationalen Organisation o- 
der Apparates gemeint. Im Gegenteil: Poulantzas lehnte dezidiert eine eigen- 
ständige Vermittlerrolle für internationale Organisationen ab. Mit dem Begriff 
der Internationalisierung zielte er vielmehr auf die „interiorisierte Transforma- 
tion des Nationalstaates“ (Poulantzas 2001 [1973]: 63), die im Endeffekt die 
international orientierten Klassenfraktionen privilegiert. Während Poulantzas 
in seinen Analysen der 1960er und 1970er Jahren internationalen Organisatio- 
nen keine relative Autonomie zugestand und ihnen damit eine Vermittlerrolle 
zwischen den verschiedenen Interessensfraktionen absprach, sind in neuerer 
Zeit einige Autoren dazu übergangen, Poulantzas konzeptionelle Überlegun- 
gen zur Rolle von Apparaten bei der Vermittlung zwischen widersprüchlichen 
Kapitalinteressen auf die internationale Ebene zu übertragen (vgl. Demirovic 
2001). Ulrich Brand und Christoph Görg schlagen vor, die verschiedenen in- 
ternationalen Organisationen als „staatsapparative Gebilde“ (Brand/Görg 
2003: 41) zu betrachten, die mit einander agieren und durchaus auch konfli- 
gieren. Eine solche neo-poulantzianische Perspektive weist die Idee einer U- 
surpation der internationalen Organisationen durch eine Kapitalfraktion zu- 
rück und rückt die widerspruchsbearbeitende Rolle internationaler Organisatt- 
onen in den Vordergrund. Brand und Görg bezeichnen die internationale E- 
bene als eine Verdichtung zweiter Ordnung. Die Konflikte auf nationaler Ebe- 
ne gehen hierbei der Verdichtung zweiter Ordnung voraus und führen zu einer 
nationalen Strategie als Verdichtung erster Ordnung, die dann auf internatio- 
nalen Ebene zu einer zweiten Ordnung wird. In diesem Sinn ist dıe Verdich- 
tung erster Ordnung der Verdichtung zweiter Ordnung vorgängig. Brand und 
Görg verweisen auf die viel offensichtlicheren Widersprüchen zwischen den 
verschiedenen Abkommen auf internationaler Fbene und folgern daraus, dass 
die institutionellen Mechanismen zur Vereinheitlichung widersprüchlicher In- 
teressen auf nationaler Ebene ausgeprägter sind als auf internationaler Ebene, 
der Verdichtung zweiter Ordnung. Aus einer solchen neo-poulantzianischen 
Perspektive gewinnt die Unterschiedlichkeit der Initiativen zur Internationali- 
sierung von Qualitätssicherungs- und Akkreditierungsstandards, wie sie nach- 
folgend kurz skizziert werden, an Bedeutung. 


Initiativen zur Regelung der Anerkennung 


Angesichts des skizzierten breiten Interesses an einer Regelung der Qualitätssi- 
cherung, Akkreditierung und Anerkennung von Studienabschlüssen mag die 
Vielfalt der Initiativen nicht erstaunen. Manche von ihnen basieren auf Ab- 
sprachen zwischen ein paar wenigen Ländern, manche beziehen sich hierbei 
wiederum nur auf eine spezifische Ausbildung, wie beispielsweise dem Ingeni- 
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eurwesen. Andere Harmonisierungsversuche sind Teil eines regionalen Integra- 
tionsprozesses. Einige wenige wiederum versuchen eine globalere Reichweite 
zu erlangen. Mit anderen Worten: Verschiedene Formen für einen erweiterten 
Konstitutionalismus stehen in indirekter und zum Teil direkter Konkurrenz 
zueinander. Jede der Initiativen verweist auf unterschiedliche Verdichtungspro- 
zesse sozialer Kräfte, die jeweils eine spezifische Privilegierung des National- 
staates als Vereinheitlichungsinstanz divergierender Interessen implizieren. Im 
Nachfolgenden soll deren Vielfalt auf vier verschiedene Grundmodelle von 
Qualitätssicherungs- und Akkreditierungssystemen reduziert werden. Bei den 
vier Strategietypen handelt es sich um Idealtypen im Weberschen Sinn, die 
sich durch ihre unterschiedliche Privilegierung der nationalstaatlichen Regulie- 
rungshoheit auszeichnen. Als Strategie postulieren sie jeweils ein sehr unter- 
schiedliches Verhältnis nationalstaatlicher und supranationaler Autorität! Wäh- 
rend der Nationalstaat bei den ersten beiden Modellen im Zentrum steht, ge- 
winnt eine Supranationalisierung der Regulierung beim dritten und vierten Mo- 
dell an Bedeutung. 


Modell 1: Stärkung der jeweiligen nationalen Qualitätssicherungs- 

und Akkreditierungssysteme 

Eine erste Form zielt auf die Bildung eines internationalen Minimalkonsenses 
ab, der die Wichtigkeit von Qualitätssicherung und guten Akkreditierungssys- 
temen betont. Dieser Strategie liegt die Hoffnung zugrunde, dass eine Stär- 
kung der nationalen Qualitätssicherung und Akkreditierungssysteme ausrei- 
chend Vertrauen unter den Ländern schafft, um in ihrer Handelsbeziehung zu 
einer gegenseitigen Anerkennung der Abschlüsse zu gelangen. In diesem Sinn 
verweist diese Strategie immer schon auf das zweite Modell, das auf eine sol- 
che gegenseitige Anerkennung abzielt. Als vertrauenschaffende Maßnahme 
stellt diese erste Strategie im Unterschied zur zweiten allerdings keine verbind- 
liche Anerkennungsregel her. Der Konsens zur Stärkung behält immer nur 
empfehlenden Charakter und lässt die Regulierung ganz in staatlicher Hoheit. 
Allerdings ist die normbildende Wirkung dieser Strategie nicht zu unterschät- 
zen. Die Entwicklung von best practice dient hierbei als eine schwache Form 
der Harmonisierung von Verfahren. Diese Harmonisierungsstrategie wird ge- 
fördert, indem nicht nur Ministerien und Hochschulen, sondern auch natio- 
nale Qualitätssicherung- und Akkreditierungsagenturen zum Erfahrungsaus- 
tausch eingeladen werden, die in vielen Ländern erst in den letzten Jahren ent- 
standen sind. Eine wichtige globale Initiative ist hierbei das im Jahre 2001 ins 
Leben gerufene UNESCO Global Forum on Quality Assurance, Accreditation 
and the Recognition of Qualifications. Dieses Forum war ein wichtiger Weg- 


4 Dabei orientiere ich mich stark an dem Überblick zu gegenwärtigen Initiativen von van 
Damme (2002). 
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bereiter für die im Herbst 2003 von der Generalversammlung der LINESCO 
verabschiedete Resolution, die ihre Mitgliedsstaaten aufruft, die Qualitätssi- 
cherung in ihrer Bildungspolitik zu stärken (UNESCO General Conference 
2003). In diesem Sinn stößt dieses Forum durchaus zentrale Institutionalisie- 
rungsprozesse an. Aber auch kleinere Initiativen sind hier zu nennen, wie bei- 
spielsweise das International Network of Quality Assurance Agency for Higher 
Education (INQAAHE), dem eine Reihe von nationalen Qualitätssicherungs- 
agenturen angehören. Indem diese Initiativen explizit Qualitätssicherungs- und 
Akkreditierungsagenturen einbeziehen, stärken sie implizit das Modell des eva- 
luierenden Staates. 


Modell 2: Gegenseitige Anerkennung der Abschlüsse 

Diese zweite Strategie zielt insofern auf einen internationalen Standard ab, in- 
dem sie sich um einen Konsens bemüht, der die Qualitätssicherung und Akk- 
reditierungssysteme der anderen Ländern als gleichwertig anerkennt. Dieses 
Modell baut direkt auf dem ersten Modell auf, indem es von starken und da- 
mit vertrauenswürdigen Systemen in den Ländern ausgeht und zumindest vor- 
dergründig auf eine Harmonisierung verzichtet. Wie bereits im ersten Modell 
wird hier die alleinige Zuständigkeit der nationalen Regierung bei der Siche- 
rung der Qualität betont. Zentrale Voraussetzung für die gegenseitige Aner- 
kennung ist eine klare Transparenz, die durch eine Informationspflicht herge- 
stellt wird. Auf regionaler Ebene sind hierzu bereits einige Institutionalisie- 
rungsprozesse vorangetrieben worden. Fine Vorreiterrolle für diese Selbstver- 
pflichtung zur Transparenz spielte das 1984 von der Europäischen Kommissı- 
on geschaffene Netzwerk nationaler Zentren, den sogenannten National Aca- 
demic Recognition Information Centres (NARIC). Als Informationszentrum 
zu den Hochschulsystemen der Länder der Europäischen Union, des Europät- 
schen Wirtschaftsraumes und den assoziierten Staaten soll es den Prozess der 
gegenseitigen Anerkennung von Abschlüssen erleichtern. Eine Erweiterung er- 
fuhr dieses Netzwerk durch das in den 1990er Jahren geschaffene European 
Network of Information Centers (ENIC), das nun mehr mit der UNESCO De- 
finition von Furopa viel mehr Mitgliedstaaten umfasst als NARIC.? Auf interna- 
tionaler Ebene hat die UNFSCO begonnen eine internationale Datenbank zu 
anerkannten Institutionen der Hochschuldbildung zu entwickeln. Eine treiben- 
de Kraft bei diesem UNESCO-Projekt ıst die OECD, deren dominanteste Mit- 
glieder sowohl eine Führungsposition im globalen Handel mit Bildungsdienst- 
leistungen als auch im allgemeinen Handel mit Dienstleistungen einnehmen. 


5 Das sind genauer die Länder, die die europäische Kulturkonvention, die Lisabonner Kon- 
vention oder die UNESCO Convention on the Recognition of Studies in the European Re- 
gion unterzeichnet haben und oder Mitglied des Europarates und des europäischen Wirt- 
schaftsraumes sind oder einen assoziierten Status innehaben. 

6 Siehe http://www.oecd.org/dataoecd/7/34/33739774.pd£f [15.10.04] 
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Weit über eine Informationspflicht hinaus geht die 1997 in Lissabon verab- 
schiedete Konvention zur Regelung der Anerkennung von Reifezeugnissen. 
Diese Konvention, die nur für den europäischen Raum gilt, basiert auf einer 
Revision älterer UNESCO-Konventionen zur Anerkennung von Reifezeugnis- 
sen, betont jedoch stärker die Dimension der gegenseitigen Anerkennung. 
Statt die Abschlüsse einem aufwändigen Äquivalenztest zu unterziehen, ver- 
pflichten sich die unterzeichnenden Staaten die Abschlüsse der anderen anzu- 
erkennen, solange kein substantieller Unterschied besteht (Van Damme 2002: 
27). Um die hierfür notwendige Transparenz zu schaffen, führte die Lissabon 
Konvention neben den bereits erwähnten ENIC-Zentren das sogenannte 
Diploma supplement ein, das detaillierte Auskunft über das Studium gibt. 
Auf internationaler Ebene ist dieses Modell noch nicht weit gediehen. Die er- 
wähnte UNESCO-Resolution von 2003 mahnt allerdings ihre Mitgliedsstaaten 
an, die bereits seit langem existierenden von allen Regionen verabschiedeten 
Konventionen zur Anerkennung von Hochschulabschlüssen den neuen Verhält- 
nissen anzupassen und zu ratifizieren (UNESCO General Conference 2003). 

In seinem Kern macht die Forderung der gegenseitigen Anerkennung der 
Gleichwertigkeit dem Personenverkehr am wenigsten Auflagen und kommt 
somit den Interessen des transnationalen Kapitals am meisten entgegen. Da 
dieses Modell auf gegenseitigem Vertrauen der Gleichwertigkeit basiert, ist es 
jedoch auch sehr voraussetzungsvoll. Nicht nur der zähe Prozess der Ratifizie- 
rung der Lissabonner Konvention durch die einzelnen Staaten verweist auf die 
Fragilität dieser Strategie, sondern das Beispiel der transnationalen Bildung zeigt 
wie schnell dieses Modell an seine Akzeptanzgrenzen stößt. Die Qualitätssi- 
cherung erfolgt bei dieser in der Regel durch das Exportland und nicht durch 
das Importland. Kritische Stimmen sprechen von einer neuen und verschärften 
Form des Imperialismus (Singh 2002: 180). Doch gerade auch zwischen den 
größten Handelsnationen ist die Zurückhaltung groß. Die OECD hat einige 
Aktivitäten an den Tag gelegt, um solche handelshemmende Konflikte zu ent- 
schärfen. In einem breit angelegten Prozess zur Entwicklung von Richtlinien zu 
„Enhancing Consumer Protection in Cross-border Higher Education“ versucht 
die OECD wichtige Importländer mit einzubeziehen (UNESCO/OECD 
2003). Ziel ist es, einen Konsens zwischen den beteiligten Ländern zur Ausges- 
taltung von Qualitätssicherung, Akkreditierungsmechanismen und Anerken- 
nung von Qualifikationen zu schaffen. Als Empfehlung überlassen die Richt- 
linien die Regelung explizit den Regierungen, versuchen aber richtungsweisend 
darauf Einfluss zu nehmen. In diesem Sinn fördern die Richtlinien einen Kon- 
vergenzprozess und verweisen auf die dritte Strategie, die auf die Schaffung 
von Meta-Akkreditierungskriterien für Qualitätssicherungsagenturen abzielt. 
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Modell 3: Schaffung einer Meta-Akkreditierung der Qualitätssicherungs- und 
Akkreditierungsagenturen auf internationaler Ebene 

Dieses dritte Modell, das einen höheren Institutionalisierungsgrad internatio- 
naler Regulierung anstrebt, hat in den letzten Jahren viele Befürworter gefun- 
den. Ziel ist die Entwicklung von Meta-Standards, an denen sich alle Quali- 
tätssicherungs- und Akkreditierungsagenturen messen lassen müssen. Diese 
Strategie ist bisher am weitesten auf regionaler Ebene gediehen im Kontext des 
sogenannten Bologna-Prozesses. Auf der Basis der bereits erwähnten Lissabon- 
Konvention kam es 1998 zur Sorbonne-Deklaration, in welcher der britische, 
deutsche, französische und italienische Bildungsminister die Schaffung eines 
europäischen Hochschulraumes zum Ziel erklärten. Nur ein Jahr später sollte 
die Bologna-Deklaration folgen, dieses Mal mit der Unterschrift von bereits 29 
BildungsministerInnen. Beim follow-up Treffen in Berlin 2003 waren es bereits 
40 MinisterInnen, die sich am Prozess beteiligten. Im Gegensatz zur Lissabon- 
Konvention verfolgt der Bologna-Prozess eine viel ausgeprägtere Konvergenz- 
strategie mit vergleichbaren Abschlüssen und einer engen Kooperation in der 
Qualitätssicherung, um Europa „zum wettbewerbsfähigsten und dynamischs- 
ten Wirtschaftsraum“ (Berlin-Deklaration: 2) zu machen. Im Kontext des Bo- 
logna Prozesses kam es zur Gründung des European Network of Quality As- 
surance Agencies (ENQA), das mit dem Berliner Kommunique& 2003 in sei- 
nem Auftrag, einen für alle am Bologna Prozess beteiligten Länder geltenden 
Meta-Standard zu entwickeln, nochmals bekräftigt wurde. Dass eine solche 
Stärkung der Verdichtung zweiten Ordnung sehr schwierig ist, zeigen die ge- 
genwärtigen Schwierigkeiten von ENQA, einem solchen Auftrag nachzukom- 
men. Zu stark sind die Vorbehalte vieler EU-Länder gegenüber einer solchen 
Supranationalisierung. In diesem Sinn scheint einer Verdichtung zweiter Ord- 
nung, die nicht auf einer Verdichtung erster Ordnung basiert, deutliche Gren- 
zen gesetzt zu sein. Aus diesen Gründen hat sich das International Network 
for Quality Assurance Agencies in Higher Education (INQAAHE) bisher nur 
mit einem Erfahrungsaustausch begnügt, auch wenn einige der an diesem 
Netzwerk Beteiligten durchaus die Ambitionen haben, dieses Netzwerk zu eı- 
nem Art internationalen Akkreditierungsrat zu machen, der global agierende 
Qualitätssicherungsagenturen akkreditieren kann. 

Trotz dieser deutlichen Akzeptanzschwierigkeiten konzentrieren sich viele 
Kräfte auf die Herausbildung eines solchen Metastandards. Als gemeinsamer 
Nenner dient der Konsens zur Notwendigkeit einer Alternative zu einem globa- 
len „Gütesiegel“ im Rahmen der ISO 9000 Standards (Van Damme 2002: 35). 


Modell 4: Einrichtung einer internationalen Qualitätssicherung 

und eines Akkreditierungsrahmens 

Das vierte Modell ist sicherlich das umstrittenste Vorhaben, da es einem ver- 
bindlichen internationalen Standard und strengen Selektionsmechanismen die 
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höchste Priorität einräumt. Die Befürworter einer solchen Strategie argumen- 
tieren, dass mit Zunahme transnationaler Bildung und angesichts der Handels- 
liberalisierung von Bildungsdienstleistungen die vorher genannten Modelle 
möglicherweise nicht wirkungsvoll genug seien. Allerdings gestaltet sich die 
Form dieser vierten Strategie sehr unterschiedlich. Merkmal aller dieser Initia- 
tiven ist die relatıv geringe Anzahl der involvierten Akteure im Vergleich zu 
den anderen Modellen und der klare Versuch eine Vorreiterrolle zu spielen. 
Eine besondere Rolle nehmen US-amerikanische Akkreditierungsagenturen ein. 
Einige von ihnen sind als „quasi internationale“ Organisationen dazu überge- 
gangen, nıcht nur US-amerikanische Anbieter im In- und Ausland zu akkredi- 
tieren, sondern auch nicht-amerikanische Anbieter im Ausland, die eine solche 
Akkreditierung nachfragen (Council for Higher Education Accreditation 
2002). Die auf bestimmte Fachrichtungen spezialisierten Akkreditierungsagen- 
turen sind hier besonders engagiert. Die Aktivitäten des bereits erwähnten Na- 
tional Committee on Foreign Medical Education and Accreditation könnte 
ebenfalls diesem Typ zugeordnet werden. Diese Form profitiert von der welt- 
weiten Reputation bestimmter US-amerikanischer Studiengänge und der Att- 
raktivität des US-amerikanischen Arbeitsmarktes. Aus einem solchen Speziali- 
sierungskontext entsprungen, in seiner Zusammensetzung jedoch stärker mul- 
tilateral ausgerichtet, ist der Washington Accord. Dieser Zusammenschluss 
verbindet Akkreditierungsorganisationen für Ingenieursstudiengänge aus Aust- 
ralien, Kanada, Irland, Hongkong, Neuseeland, Südafrika, Großbritannien und 
den USA. Alle von den Mitgliedsstaaten des Washington Accord akkreditier- 
ten undergraduate Studiengänge dieser Fachrichtung werden von den anderen 
Ländern als substantiell gleichwertig anerkannt, was die Mobilität der Absol- 
ventInnen erleichtert. Die Mitgliedschaft beim Washington Accord ist sehr 
strikt geregelt und exklusiv. Neue Mitglieder werden nur einstimmig ange- 
nommen. Der Probandenstatus für eine Mitgliedschaft gewährt keine Garantie 
auf automatische Anerkennung durch die anderen Mitgliedsländer.’ 

Stärker auf die Setzung neuer Standard fokussiert ist der Akkreditierungsrah- 
men von EQUIS (European Quality Improvement System). Diese übernatio- 
nale Qualitätssicherung für MBA Studiengänge versteht sich als anspruchsvol- 
le Ergänzung zur nationalen Akkreditierung und ist von der European Foun- 
dation for Management Development (efmd) 1997 ins Leben gerufen worden. 
Das deklarierte Ziel der European Foundation ist die Verbesserung der Mana- 
gementausbildung in Europa. Gütekriterium ist hierbei der Internationalisie- 
rungsgrad der Studiengänge, wie auch die Entwicklung einer europäischen 
Dimension. Damit zielt EQUIS explizit auf die Schaffung eines Standards ab, 
der von den international orientierten Kapitalfraktionen ın den einzelnen Na- 
tionalstaaten aufgenommen werden kann. Entsprechend ist EQUIS von einı- 


7 Siehe http://www.washingtonaccord.org/wash_accord_agreement.html [15.10.04] 
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gen Ländern bereits ais Alternative zur nationalen Qualitätssicherung und 


Akkreditierung eingesetzt worden. In Flandern beispielsweise kam es zu einem 
Fall, wo eine öffentliche Business School ihre staatliche Finanzierung erst er- 
hielt, nachdem sie eine EQUIS Akkreditierung vorweisen konnte (Van Dam- 
me 2002: 38). 

Sowohl der Washington Accord als auch EQUIS setzen auf die Bildung einer 
Avantgarde. Beide Berufsverbände könnten der neoliberalen Kapitalform, wie 
sie Gill beschreibt, zugeordnet werden. Allerdings kann der Versuch von 
EQUIS, den MBA-Studiengängen eine europäische Dimension zu geben, als 
ein Verweis auf Friktionen innerhalb dieser Kapitalform gelesen werden. Der 
Washington Accord geht allerdings noch einen Schritt weiter als EQUIS, in- 
dem er seinen Mitgliedern die gegenseitige Anerkennung der Gleichwertigkeit 
akkreditierter Studiengänge garantiert. In diesem Sinn ist er im kleinen, pluri- 
lateralen Rahmen der bislang wohl einzige Erfolg des zweiten Modells, das auf 
gegenseitige Anerkennung abzielt. Nicht zufälligerweise sind allerdings alle be- 
teiligten Akkreditierungsagenturen aus Ländern, in denen sich der evaluierende 
Staat durchsetzen konnte, so dass ähnliche Akkreditierungsverfahren gegeben 
sind. Die Schlussfolgerung, dass eine Konvergenz der Qualitätssicherungs- und 
Akkreditierungsverfahren die Durchsetzung der gegenseitigen Anerkennung 
gewährleistet, könnte allerdings trügen. Die Gegenprobe wäre die Schwierigkeit 
ENQAs eine solche Konvergenz zwischen kontinental-europäischen Ländern 
zu etablieren. Dies ist möglicherweise ein Hinweis darauf, dass das institutio- 
nelle Arrangement des evaluierenden Staates eine solche exklusive supranatio- 
nale Regulierung im Gegensatz zum kontinental-europäischen Kontrollmodell 
begünstigt, ohne massiven nationalen Widerstand auszulösen. In diesem Fall 
scheint die Verdichtung zweiter Ordnung nicht zwangsläufig auf eine breite 
Verdichtung erster Ordnung aufbauen zu müssen. 


Resumee 


Dieser Beitrag verwies auf zwei zentrale Triebfedern für eine Internationalisie- 
rung der Qualitätssicherung, Akkreditierung und Anerkennung von Abschlüs- 
sen: Der expandierende Handel mit Bildungsdienstleistungen und das GATS- 
Abkommen selbst. Die Initiativen sind folglich im Kontext einer Transforma- 
tion der internationalen Wirtschaft hin zu einer Weltökonomie zu betrachten, 
die Cox als Merkmal gegenwärtiger Veränderungsprozesse beschreibt. Sie sind 
Teil einer Neuordnung der globalen Abhängigkeitsbeziehungen und verhan- 
deln die neue angemessene Form von Staatlichkeit. Die Vielfalt der involvier- 
ten Organisationen legt jedoch nahe, Abstand von einem verkürzten Begriff 
des neoliberalen Konstitutionalismus zu nehmen, wie ihn Gill einführte. Viel- 
mehr verweisen die Initiativen auf die Herausbildung einer komplexen institu- 
tionellen Struktur, die als Konturen einer sich abzeichnenden Hegemonie des 
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transnationalen historischen Blocks verstanden werden können. Die Fülle der 
Initiativen und die vier verschiedenen Idealtypen der Beziehung zwischen in- 
ternationaler und nationaler Regulierung machen jedoch deutlich, dass sich 
die Form der global governance, sowie die dazu passende Staatlichkeit noch 
lange nicht hegemonial durchgesetzt haben, sondern immer noch Gegenstand 
heftiger Auseinandersetzung sind. Um so erstaunlicher mutet die Abwesenheit 
einer breit geführten Auseinandersetzung gesellschaftskritischer Kräfte mit den 
gegenwärtigen Entwicklungen an. Einzig beim Bologna-Prozess ist es mittler- 
weile gelungen, eine kritische Diskussion anzufachen. Es bedarf dringend einer 
herrschaftskritischen Analyse der Verdichtungen sozialer Kräfte bei jedem der 
Regelungstypen, wie auch einer allgemeinen Politisierung der Frage nach Qua- 
lität an den Hochschulen. 
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Roland Atzmüller 


Qualifikationsanforderungen und 
Berufsbildung im Postfordismus 


In den gesellschaftlichen Auseinandersetzungen um die (krisenhaften) Tenden- 
zen moderner kapitalistischer Ökonomien besteht ein erstaunlicher, die politi- 
schen und ideologischen Lager übergreifender Konsens. Dieser sieht in der 
Verbesserung des Ausbildungsniveaus der Bevölkerung die adäquate Antwort 
auf den gewachsenen Wettbewerbsdruck im globalisierten Kapitalismus (Tessa- 
ring 1999, Crouch u.a. 1999). Im krisenhaften Übergang zum Postfordismus 
werden überkommene Muster von Beruflichkeit und Qualifizierung, die im 
Fordismus die Artikulation der Arbeitskräfte mit dem dominanten Produkti- 
onsparadigma sicherstellen sollte, sukzessive aufgelöst oder einem erheblichen 
Veränderungsdruck ausgesetzt. Damit sind die qualitative Verfasstheit und das 
Potential der Arbeitskräfte zu einem Feld sozialer Kämpfe geworden, in dem 
durch eine weitreichende Anpassung der Ausbildungssysteme die Wettbewerbs- 
fähigkeit nationaler Wirtschaftsstandorte erhalten oder wiederhergestellt wer- 
den soll. 

In den Auseinandersetzungen um die Qualifikationsstruktur und Ausbildung 
der Beschäftigten wird die Ware Arbeitskraft einem „pädagogischen Verhältnis“ 
unterworfen, in welchem das Kapital wie auch staatliche Institutionen oder 
korporative Interessensorganisationen versuchen, eine „gemeinsame Weltan- 
schauung“ und einen bestimmten „Kollektivwillen“ im Produktionsprozess 
durchzusetzen (Gramsci 1991ff). Die soziale Re-Konstruktion der Arbeitskraft 
stellt daher m.E. eine zentrale Dimension postfordistischer Hegemonie dar, da 
sie die Eingliederung der Beschäftigten in die Produktionsverhältnisse herstel- 
len und die Verwertbarkeit der Arbeit sichern soll. 

Diese Entwicklungen verweisen auf eine grundlegende Neuzusammensetzung 
und Re-Konstruktion der menschlichen „Naturkräfte“ der Arbeit (Marx) hın, 
die m.E. über das „Kontrollproblem“ hinausgeht, das in den 1970er Jahren die 
Debatten zum kapitalistischen Arbeitsprozess (Knights/Willmott 1990) be- 
schäftigte. Diese waren auf die Frage fokussiert, wie das Kapital die Lohnab- 
hängigen dazu bringt, das Potential ihrer Arbeitskraft im Produktionsprozess 
durch Arbeit zu realisieren (Brandt 1990, Burawoy 1985). Bezogen auf die 
langfristige Qualifikationsentwicklung wurde eine Absenkung der Durch- 
schnittsqualifikation - also Dequalifizierung - der Lohnabhängigen bzw. Pola- 
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risierung der Qualifikationsstruktur erwartet. Dieser These lag die auf das tay- 
loristisch-fordistische Entwicklungsmodell bezogene Beobachtung zugrunde, 
dass die Verfügungsgewalt des Kapitals ın den Produktionsprozessen durch ei- 
ne weitgehende Zerstückelung und inhaltliche Reduktion der einzelne Arbeits- 
verrichtungen bzw. durch eine fortschreitende Unterordnung der Arbeit unter 
die technischen Determinanten des Produktionsprozesses gesichert wurden. 
Dies war mit einer strikten Teilung der Arbeitsprozesse in Planung und Aus- 
führung verbunden, die im rational-bürokratischen Aufbau vertikal organisier- 
ter Unternehmen institutionelle Materialität erhielt. Dadurch sollte das (pro- 
duktionsrelevante) Wissen technisch strukturiert und rationalen Regeln unter- 
worfen und die Berechenbarkeit und Planbarkeit der Produktionsabläufe ga- 
rantiert werden. Die sogenannten „tacit skills“ der Arbeitskräfte, die sich einer 
Kodifizierung verweigerten, galten als potenzielle Bedrohung des Produktions- 
prozesses und wurden weitgehend eingeschränkt, auch wenn Untersuchungen 
zeigten, dass sie für die Aufrechterhaltung des Produktionsprozess unabding- 
bar sind. 

Die Ausbildung der Beschäftigten wurde als schulische und betriebliche Zu- 
richtung des Arbeitsvermögens aufgefasst, in denen die Reproduktion der Ar- 
beitskräfte sichergestellt und ihre die Produktionsprozesse möglicherweise be- 
drohenden Subjektqualitäten weitgehend eingehegt und kontrolliert werden 
sollten (Baethge/Baethge-Kinsky 1995). 

In der Dequalifizierungsthese wurde die tayloristischfordistische Form der 
Organisation der kapitalistischen Arbeitsprozesse jedoch räumlich und zeitlich 
verallgemeinert und nicht als historisch konkrete Ausprägung das kapitalisti- 
schen Arbeitsprozesses erkannt. Vor dem Hintergrund der dequalifizierungs- 
theoretischen Annahmen war es jedoch ın zunehmendem Maße schwierig, auf 
die sich spätestens seit den 1970er Jahren abzeichnenden Veränderungen der 
Arbeit und den sich abzeichnenden neuen Qualifikationsanforderungen, die 
vereinfacht unter den Schlagworten „Rücknahme der Arbeitsteilung“ und „Re- 
professionalisierung der Facharbeit“ zusammengefasst“ werden können, adä- 
quat zu reagieren (Brandt 1990). 

Werden die Konstruktion und Erhaltung der Qualifikationen und Kompeten- 
zen der Lohnabhängigen als Feld und Ergebnis sozialer Auseinandersetzungen 


1 Das Konzept der „Tacit Skills” geht davon aus, dass die im Arbeitsprozess individuell und 
kollektiv mobilisierten Kompetenzen der Arbeitskräfte immer über kodifizierte Qualifikati- 
onsbausteine hinausgehen müssen. Dabei handelt es sich um Fähigkeiten, die der Unter- 
nehmensführung bislang vorenthalten werden konnten, die sich grundsätzlich einer Kodifi- 
kation entziehen oder die in der notwendigerweise kreativen Auseinandersetzung der Ar- 
beitskräfte mit sich permanent verändernden Produktionsbedingungen neu entstehen. - Auf 
der einen Seite wären ohne diese Fähigkeiten die Produktionsprozesse nicht aufrechtzuerhal- 
ten, auf der anderen Seite stellen sie eine wichtige Machtbasis der Arbeitskräfte in den Aus- 
einandersetzungen mit dem Kapital dar, da sie zugleich auf grundlegende Beschränkungen 
des Kontroll- und Wissensanspruchs des Unternehmens verweisen. 
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aufgefasst, so kann die Qualifikationsstruktur und die berufliche (Aus-Jbildung 
der Lohnabhängigen nicht mehr einfach aus den technologischen und objek- 
tiven Entwicklungen der Produktivkräfte oder den ökonomischen Bewegungen 
des Kapitals abgeleitet werden. Sie sind vielmehr als kontingentes Resultat so- 
zialer Kämpfe um die Zusammensetzung unterschiedlicher Muster von Quali- 
fikationen und Fähigkeiten (Berufe) zu verstehen. Diese Prozesse bleiben nicht 
nur auf die Unternehmensebene beschränkt, sondern verweisen auf gesellschaftli- 
che wie politische Dimensionen der Reproduktion der Ware Arbeitskraft. Die 
soziale Konstruktion der Arbeitskraft ist Resultat politisch-administrativer Ent- 
scheidungen und der Durchsetzungskraft der organisierten Interessen von 
Lohnarbeit und Kapital (Berger u.a. 2001, Baethge/Baethge-Kinsky) und wirkt 
auf die gesellschaftlichen Klassenstrukturen zurück. 

Im ersten Teil dieses Beitrags werde ich einen kurzen Überblick über die Qua- 
lifikationsstruktur und Berufsbildung im Fordismus (1.) geben, um anschlie- 
ßend wesentliche Veränderungen der Anforderungen an die Qualifikationen, 
Fähigkeiten und Kompetenzen der Arbeitskräfte im Übergang zum Postfor- 
dismus sichtbar zu machen. Zu diesem Zweck werde ich zuerst auf den wirt- 
schaftlichen Strukturwandel (technologischer Wandel, Auflösung vertikal or- 
ganısierter Unternehmensformen, Wachstum des Dienstleistungssektor) und 
die damit verbundenen Veränderungen der Arbeit (Ende der Arbeitsteilung?) 
eingehen. Diese Veränderungen bedingen eine Krise der Beruflichkeit, die im 
Übergang zum Postfordismus immer weniger adäquate Erwerbschancen jener 
Arbeitskräfte, die im schulischen Bildungssystem nicht reüssieren können, ga- 
rantieren kann (2.). Diese Entwicklungen führen zur Durchsetzung neuer Qua- 
lifikationsanforderungen und wirtschaftspolitisch relevanter Qualifikations- 
konzepte, die durch eine Erweiterung der Qualifikationsanforderungen auf ei- 
ne Neuzusammensetzung und einen vertieften Zugriff auf die Arbeitskraft ab- 
zielen (3.). In jüngeren Debatten zur Entwicklung unterschiedlicher Kapitalis- 
musmodelle wird die Bedeutung des Ausbildungsstandes der Arbeitskräfte also 
des sogenannten Humankapital als endogener Wirtschaftsfaktor hervorgeho- 
ben, der komparative Wettbewerbsvorteile verschiedener kapitalistischer Ent- 
wicklungsmodelle begründen soll. Diesem wirtschaftspolitischen Qualıfikati- 
onsverständnis liegen eine Reihe von Veränderungen der Qualifikationsanfor- 
derungen an Arbeitskräfte zugrunde, die auf eine Erweiterung, Dynamisierung 
und Subjektivierung des Qualifikationsbegriffs hinweisen. Abschließend werde 
ich einige Überlegungen zu den Widersprüchen des veränderten Qualifikati- 
onsverständnisses präsentieren, die auf eine umfassende Unterwerfung der Ar- 
beitskräfte im Produktionsprozess durch Qualifizierung hindeuten. Ob die 
darzustellenden Entwicklungen in der sozialen Konstruktion der Ware Ar- 
beitskraft in vielfältigen Qualifizierungs- und Lernprozessen tatsächlich die 
Durchsetzung eines postfordistischen Arbeitssubjekts konstituieren, das zu ei- 
nem stabilen Entwicklungspfad einer veränderten Form des Kapitalismus bei- 
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tragen kann oder ob es sich dabei um Phänomene einer anhaltenden Periode 
des Übergangs handelt, muss offen bleiben. Ja es stellt sich die Frage, ob kriti- 
sche Analysen der Entwicklung des Kapitalismus nicht von Konzepten stabiler 
Reproduktion und wirtschaftlicher Entwicklung, die sich an einer bestimmten 
historischen Phase des Kapitalismus orientiert, abrücken und vielmehr das 
Problem der Veränderung und konstitutiven Instabilität der Entwicklungen 
kapitalistischer Ökonomien in den Vordergrund rücken müssen. 


1. Qualifikationsstruktur und Berufsbildung im Fordismus 


Die Qualifikationsstruktur und der Status der beruflichen Bildung im Fordis- 
mus ergab sich aus der umfassenden Unterordnung der Arbeitskräfte in hie- 
rarchisch organisierten Unternehmen (Baethge/Baethge-Kinsky 1998). Diese 
zielte vor allem auf die Einschränkung der subjektiven Komponente der Be- 
schäftigten und auf die rasche Ein- und Ersetzbarkeit der an- und ungelernten 
Arbeitskräfte, die über eine weitgehende Zerstückelung und klare Definition 
der Aufgaben ermöglicht werden sollte. Die Polarisierung der Qualifikations- 
struktur in der taylorisierten (Massen-)Produktion, in der eine geringe Zahl 
von hochausgebildeten Fachkräften einer hohen Zahl von an- und ungelernten 
Arbeitskräften gegenüberstand, ermöglichte den Beschäftigten nur ein einge- 
schränktes Verständnis der betrieblichen Abläufe (Brandt 1990). Die Qualıfı- 
kationsprofile wurden relativ homogen gehalten und auf enge Kompetenzbe- 
reiche beschränkt, was einer relativ starren funktionalen Abgrenzung zwischen 
verschiedenen Beschäftigungsbereichen entsprach (Baethge/Baethge-Kinsky 1998). 
In den technisierten Produktionsprozessen stand die Handhabung von ver- 
trauten Situationen und Routineprozessen bzw. die Bewältigung immer wie- 
derkehrender Probleme ım Vordergrund. Die Durchführung von anfallenden 
Arbeitsaufgaben war an hierarchisch vorgegebene Anweisungen, die ın organı- 
satorisch getrennten Planungsstäben der Unternehmen entwickelt wurden, ge- 
bunden und stand unter permanenter Kontrolle taylorisierter Verfahren der 
Leistungserfassung. 

Das fordistische Arbeits- und Qualıfikationssystem, das auf Vollbeschäftigung 
und dem Aufbau sozialer Sicherungssystem beruhte’, konnte für gering quali- 
fizierte männliche Arbeitskräfte das Risiko eines Beschäftigungswechsels nied- 
rig halten und gleichzeitig auch für die Unternehmen die Kosten bei der Su- 
che nach neuen Arbeitskräften reduzieren (Estevez u.a. 1999). 

Diese Bedingungen verknüpften sich mit der Entstehung firmeninterner Ar- 
beitsmärkte, die die kostengünstige, betriebsinterne Erzeugung der benötigten 
Qualifikationen sichern sollten. Innerbetriebliche Beschäftigungssicherheit und 
Aufstiegsmöglichkeiten erhöhten die Bereitschaft der Beschäftigten zur Verbes- 


2 Dies ist jedoch ohne Bezug auf die Position der Frauen in den patriarchalen Kleinfamilien, 
wie auch der MigrantInnen als kontingente Arbeitskräfte nicht zu verstehen. 
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serung ihrer Arbeitskraft und zur Loyalität zum Unternehmen (Lutz 2003, 
Marsden 1986, 1999). Die Entwicklung firmeninterner Arbeitsmärkte korres- 
pondierte mit dem Ausbau des allgemeinen Bildungssystems, da „ein heraus- 
gehobener schulischer Abschluss (...) auf diese Weise als Eintrittskarte in in- 
terne Arbeitsmärkte, die attraktive Beschäftigungs- und Entwicklungsperspekti- 
ven anbieten können (fungiert)“ (Lutz 2003: 33). 

In vielen Ländern führte die Dualisierung der Arbeitsmarktstrukturen im For- 
dismus (den firmeninternen Arbeitsmärkte stehen allgemeine Arbeitsmärkte 
für Jedermannqualifikationen gegenüber) zu einer weitgehenden Frosion der 
traditionellen Berufsausbildung bei gleichzeitiger Expansion des allgemeinen 
Bildungssektors. Die Unternehmen hatten wenig Interesse an der Förderung 
nicht unternehmensspezifischer Qualifikationen und waren daher auch nicht 
an einer Finanzierung beruflicher Ausbildung interessiert (Tessarıng 1999). 
Auch die meisten Staaten enthielten sich weitgehend der Beteiligung an beruf- 
licher Erstausbildung. In einigen Ländern - insbesondere im deutschsprachi- 
gen Raum - erhielt sich jedoch das traditionelle System der Berufsausbildung, 
was eng mit der korporatistischen Regulation der Klassenwidersprüche ver- 
knüpft ist. In diesem System ist eine abgeschlossene Lehre unverzichtbare 
Voraussetzung für den Eintritt in interne Arbeitsmärkte (Crouch u.a. 1999). 

Es ist jedoch hervorzuheben, dass die grob skizzierten Dimensionen der for- 
distischen Berufsbildungssysteme selbst zu einem wesentlichen Feld gesell- 
schaftlicher Auseinandersetzungen um die Entwicklungsdynamiken der kapita- 
listischen Ökonomien nach dem Zweiten Weltkrieg wurden. Die Frage des 
Ausbildungsstandes der Arbeitskräfte rückte insbesondere seit den 1960er Jah- 
ren ins Zentrum politischer und wissenschaftlicher Auseinandersetzungen’ um 
den ın der „white heat“ der technologischen Entwicklung als notwendig er- 
achteten Ausbau der Bildungssysteme zu forcieren und gegen die vielfach 
konstatierte „Bildungskatastrophe“ vorzugehen (exemplarisch: Hegelheimer 
1974, Evans 1992). In diesem Kontext rückten bildungsökonomische Überle- 
gungen ins Zentrum der fordistischen Regulationsweise. Durch eine systematıi- 
sche Bildungsplanung sollte der aus den technischen und ökonomischen 
Entwicklungen abgeleitete Bedarf an ausgebildeten Arbeitskräften gesichert 
werden‘. Die Bildungsexpansion im Fordismus verlief jedoch widersprüchlich 


3 In diesem Kontext ist bspw. auf den sogenannten Sputnik-Schock zu verweisen. Dadurch 
wurde in der Blockkonfrontation die ausreichende Ausbildung von Technikern und Wissen- 
schaftern zu einem zentralen Moment in der Systemauseinandersetzung zwischen der „freien 
Welt“ und dem Kommunismus. 

4 Dies führte bspw. in Großbritannien zu einer Reihe von berufspolitischen Reformen und 
Maßnahmen (Einführung einer Ausbildungsumlage, Schaffung sektoraler Ausbildungsinstitu- 
tionen etc). Diese Entwicklungen mündeten schließlich in die Installierung der korporatisch 
organisierten Man Power Services Commission (MSC) Anfang der 1970e Jahr, durch die die 
traditionell voluntaristisch strukturierte Berufsausbildung systematisiert und verbessert wer- 
den sollte. 
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und kann nicht auf ökonomische und technische Entwicklungen alleın zu- 
rückgeführt werden. Vielmehr steht der forcierte Ausbau der Bildungssysteme 
im Kontext weitreichender gesellschaftlicher und politischer Veränderungen in 
dieser Periode (Veränderung der Familienstrukturen, Auflösung traditioneller 
Milieus und Bindungen) wie auch der Entstehung sozialer Bewegungen. Die 
Öffnung und die Verbesserung des Zugangs zu den Bildungseinrichtungen war 
daher zentrales Element der gesellschaftlichen Reform- und Demokratisie- 
rungsbestrebungen in den 1960/70er Jahren. 

Im Zuge der Bildungsexpansion erfolgte auch ein massiver Ausbau der dualen 
Berufsausbildung in den 1970er Jahren, was zur Entstehung eines breiten mitt- 
leren Qualifikationssegments führte und die komparativen Wettbewerbsvorteile 
der diversifizierten Qualitätsproduktion in Deutschland begründete (Baethge/ 
Baethge-Kinsky 1998, Crouch u.a. 1999). Mit dieser Entwicklung war auch ei- 
ne, ım Vergleich zu anderen Staaten wie etwa Großbritannien raschere Reduk- 
tion der Zahl von Schulabgängern, die ohne formalen beruflichen Abschluss 
in das Arbeitsleben eintreten, verknüpft. 


2. Veränderungen von Ökonomie und Arbeit 
im Übergang zum Postfordismus 


2.1. Wirtschaftlicher Strukturwandel 


Die wirtschaftlichen und technologischen Veränderungen, die sich etwa seit 
den 1970er Jahren abzeichnen, werden als Übergang zu einem neuen techno- 
logischen Paradigma (Dritte industrielle Revolution) bezeichnet, das auf Mik- 
roelektronik und neuen Informations- und Kommunikationstechnologien be- 
ruht. Dies ermöglicht die umfassende Mechanisierung von Informationen und 
die daraus resultierenden Möglichkeiten ihrer Speicherung, Verarbeitung, An- 
wendung und allgemeinen Verfügbarkeit (Tomaney 1994). Die technologi- 
schen Veränderungen gestatten schnellere Anpassungen in der Produktpalette 
(z.B. Produktion von Kleinserien) und in den Verfahrensprozessen, sowie eine 
engere Integration produktiver Funktionen. 

Diese Entwicklungen führen zu einer vertikalen Desintegration der hierarchi- 
schen und ın Abteilungen gegliederten fordistischen Unternehmensformen, wo- 
durch eine Verbesserung der querfunktionalen Kooperation zwischen verschie- 
denen Aufgabenbereichen der Unternehmen erreicht werden soll. In den de- 
zentralisierten Unternehmenseinheiten mit flachen Hierarchien werden Pro- 
duktionsaktivitäten mit operativen Instandhaltungs- und Qualitätssicherungs- 
aufgaben sowie mit kaufmännischen Tätigkeiten zu Profit- oder Kompetenz- 
zentren zusammengeführt. Außerdem werden unternehmerische Funktionen 
und Aktivitäten, die nicht mehr dem Kernbereich der Unternehmen zuge- 
rechnet werden, an Subkontraktoren und Zulieferer oder in andere Länder 
ausgelagert. 
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Diese Veränderungen bewirken zum einen eine Vermarktlichung der Bezie- 
hungen zwischen den einzelnen Bereichen, wie auch zu ausgelagerten Unter- 
nehmensteilen und Subkontraktoren (Baethge 2001: 51). Zum anderen entste- 
hen horizontale Kooperationsformen, die sich jenseits marktvermittelter oder 
hierarchischer Koordinationsformen in netzwerkartigen Strukturen entfalten 
(kritisch dazu: Hermann 2003). 

Ein weiteres wichtiges Element des wirtschaftlichen Strukturwandels ist im 
massiven Wachstum des Dienstleistungs-Sektors zu verorten, in dem Ende der 
1990er Jahre bereits mehr als zwei Drittel der Beschäftigten in der EU (exem- 
plarisch Tessaring 1999, Zwick/Schröder 2000) arbeiteten. Ja mehr noch, 


„Dienstleistungen sind nicht nur auf die Kategorien der Wirtschaftszweig-Klassifikation be- 
schränkt. Eine erhebliche und ständig wachsende Zahl von Arbeitsplätzen - auch in der verarbei- 
tenden Industrie - haben inzwischen Dienstleistungscharakter. Sie finden sich unter anderem in 
den Bereichen Management, Organisation, Rechnungswesen, Datenverarbeitung, Forschung und 
Entwicklung, Transport und Verkehr, Kommunikation, Marketing und Verkaufsförderung“ (Tes- 
saring 1999: 62). 

Zu den am stärksten gewachsenen Dienstleistungssektoren gehören wissensin- 
tensıve Bereiche der Informations-, Kommunikations- und Mediendienstleis- 
tungen, die eine geringe Personen-, Raum- und Sachgebundenheit aufweisen. 
Aufgrund des Wachstums dieser Bereiche haben Tätigkeiten und Aktivitäten 
erheblich an Bedeutung gewonnen, die auf das Generieren, Verarbeiten, Analy- 
sieren und Erzeugen von Informationen und Daten ausgerichtet sind. 


2.2 Entwicklungstendenzen der Arbeit im 
Übergang zum Postfordismus 


In zahlreichen Untersuchungen wurde spätestens seit Anfang der 1980er Jahre 
(Brandt 1990) eine Ablösung des fordistisch-tayloristischen Paradigmas der Ar- 
beit festgestellt. Die tayloristische Zerstückelung der Arbeitsprozesse und die 
damit verbundene Tendenz zur Dequalifikation der Lohnabhängigen ist dem- 
nach in einigen Sektoren zugunsten einer Reprofessionalisierung der Fachar- 
beit und einer partiellen Rücknahme der Arbeitsteilung an ihr Ende gekom- 
men ist. Durch die Übergabe von Managementfunktionen an qualifizierte Ar- 
beitskräfte und die Einführung von Gruppenarbeit werden individuelle Hand- 
lungsspielräume erweitert. In den „Neuen Produktionskonzepten“ (Schumann 
u.a. 1994) sollen bislang nicht genutzte Produktivitätspotenziale der Beleg- 
schaften nutzbar gemacht werden. Aufgrund der relativen Offenheit und ge- 
rıngen Planbarkeit der Arbeitssituation in flexiblen Produktionssystemen ge- 
winnt subjektivierendes Arbeitshandeln und die Mobilisierung der „tacit skills“ 
bzw. Produktionsintelligenz an erheblicher Bedeutung. Standen die Fähigkei- 
ten der Beschäftigten früher ın beständigem Kampf mit rational-bürokrati- 
schen Strategien des fordistischen Managements um die Kontrolle über die 
Produktionsprozesse, so wird nun versucht, (zumindest) Teile der Belegschaf- 
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ten über die Förderung und direkte Anrufung dieser Fähigkeiten ın den Pro- 
duktionsprozess einzubinden. Diese Tendenzen wurden als mögliche Rehabili- 
tierung der menschlichen Arbeit (kritisch: Brandt 1990) gedeutet. 
KritikerInnen haben dagegen eingewandt, dass zentrale Entscheidungsfunktio- 
nen weiterhin beim Management verbleiben und die Kontrollpotentiale der 
neuen Technologien sehr wohl genutzt werden. Außerdem wurden diese Ver- 
änderungen vor allem für hochtechnologische Bereiche zukunftsträchtiger In- 
dustrie- und Dienstleistungsbranchen diagnostiziert und sind damit eher auf 
Kernschichten der Lehnabhängigen fokussiert. Es ist daher eher von einer Po- 
larisierung der Arbeitskräfte auf den flexibilisierten Arbeitsmärkten und auf- 
grund der Spaltung des innerbetrieblichen Arbeitskräfteeinsatzes in Kern- und 
Randbelegschaften in der flexiblen Firma auszugehen. 

In den letzten Jahren wurden außerdem Tendenzen einer Re-Taylorisierung der 
Produktionsarbeit auf Basis partizipativer und selbstorganisatorischer Abläufe 
(Dörre 2001, Bosch 2001) konstatiert. Hier wird die „aktive Beteiligung von 
Beschäftigten an betrieblichen Optimierungen mit einer marktgetriebenen De- 
zentralisierung der Unternehmens- und Betriebsorganisationen kombiniert“ 
(Dörre 2001: 87). 


2.3. Krise der Beruflichkeit 


Die angedeuteten Entwicklungen der Arbeit und der ökonomische Struktur- 
wandel bringen überkommene Qualifikationsstrukturen und traditionelle 
Muster von Beruflichkeit unter erheblichen Veränderungsdruck. Beruflichkeit 
beschrieb bislang ein längerfristig stabiles Set von Fähigkeiten (Lebensberuf), 
die den Arbeitskräften das Agieren in der Arbeitswelt ermöglichten und ihnen 
gewisse fachliche und außerfachliche Rollen zuwiesen (exemplarisch Daheim 
2001). Die seit den 1990er Jahren sichtbar werdende Krise der Beruflichkeit 
äußert sich in der Reduktion der Ausbildungsplätze und in der gesunkenen 
Ausbildungsbereitschaft der Unternehmen. Ohne staatliche Subventionen von 
Ausbildungsplätzen in Krisenregionen würde einem noch größeren Teil der 
SchulabgängerInnen eine Erstausbildung verunmöglicht. Alle paar Jahre rufen 
Regierungen und Medien die Unternehmen und Interessensverbände zu einer 
nationalen Kraftanstrengung auf, um die Zukunft „unserer Kinder“ zu sichern 
und ihnen die Chance auf eine adäquate Ausbildung zu geben. 

Günther Voß (2001) schreibt diese Erosionstendenzen der Beruflichkeit einer 
veränderten Bedeutung berufsfachlicher Strukturen für die Gehalte von Tätig- 
keiten und die dafür erforderlichen Fähigkeiten zu. Angesichts des rasanten 
technologischen und wirtschaftlichen Wandels veralten fachliche Kenntnisse 
und Qualifikationen sehr rasch und zwingen Arbeitkräfte zu einer permanen- 
ten Erneuerung ihrer Fähigkeiten und Kompetenzen (Lebenslanges Lernen). 
Auch das Aufbrechen von Fachgrenzen beraubt Berufe ihrer Dauerhaftigkeit 
und kehrt die Tendenz zu Spezialisterung um (Voß 2001: 291). Durch den 


Qualifikationsanforderungen und Berufsbildung im Postfordismus 595 


Bedeutungsverlust traditioneller Beruflichkeit werden soziale Identitäten und 
Milieus sukzessive aufgelöst, ihre Relevanz für die Position der Einzelnen in 
modernen Klassengesellschaften geht verloren (Berger u.a. 2001). Die skizzierte 
Krise der Beruflichkeit verknüpft sich mit neuen Polarisierungen der Arbeits- 
kräfte, die im Kontext der Bildungsexpansion entstanden sind und auf eine 
Restrukturierung der Klassenverhältnisse im Übergang zum Postfordismus 
hindeutet. 

Diese Tendenzen bedrohen die beruflichen Teilarbeitsmärkte in den Ländern 
des deutschsprachigen Raums und verstärken Dualisierungstendenzen der Ar- 
beitsmärkte. „Solche Polarisierungserscheinungen in typische “Hauptschulab- 
gängerberufe” und typische ‘Abiturientenberufe’” sind weniger das Resultat 
notwendiger Vorbildungserfordernisse als vielmehr das Ergebnis von Präferen- 
zen und Marktkonstellationen“ (Georg/Sattel 1995: 133). Dazu kommt, dass 
einerseits Unternehmen in zunehmenden Maß Beschäftigte mit hohem allge- 
meinen Ausbildungsniveau für den Eintritt in interne Arbeitsmärkte rekrutie- 
ren, wodurch Arbeitskräften mit beruflicher Ausbildung berufliche Aufstiegs- 
chancen verlieren (Tessarıng 1999). Dem steht auf der anderen Seite ein wach- 
sender sekundärer und hochflexibler Arbeitsmarkt für Beschäftigungsgruppen 
gegenüber, die nur mit sogenannten Jedermannqualifikationen ausgestattet 
sind. Letztere sind Ziel von oft eher disziplinierenden als ausbildenden Quali- 
fizierungsmaßnahmen einer workfare-orientierten Arbeitsmarktpolitik. Ja mehr 
noch, aufgrund der Notwendigkeit der staatlichen Subventionierung berufli- 
cher Erstausbildung wird diese in zunehmenden Maß selbst zu einem Instru- 
ment der Arbeitsmarktpolitik, sodass in einigen Sektoren Ausbildungsplätze 
oft nur noch unter „Einbeziehung sozialpädagogischer Maßnahmen, wenn da- 
für nur noch Jugendliche mit sehr geringer schulischer Vorbildung Interesse 
zeigen“ (Georg/Sattel 1995: 133) besetzt werden können. 


3. Veränderungen von Qusalifikationsstruktur 
und Berufsausbildung im Postfordismus 


3.1. Zwischen endogenen Wachstumsfaktoren und Humankapital 


Der skizzierte wirtschaftliche Strukturwandel und die angedeuteten Tendenzen 
ın der Entwicklung der Arbeitskraft führen zu einer erheblichen Veränderung 
und Erweiterung des gesellschaftlich hegemonialen Qualifikationskonzeptes und 
damit der Anforderungen an die Arbeitskräfte. Auf wirtschaftspolitischer Ebene 
rückt der Ausbildungsstand der Arbeitskräfte in der Frage der Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit einzelner Länder und Regionen wieder ins Zentrum poli- 
tischer Auseinandersetzungen und Programme. Der Entwicklungsstand der zum 
gesellschaftlichen Humankapital erklärten Qualitäten der Ware Arbeitskraft stellt 
demnach einen endogenen Wachstumsfaktor dar, der unterschiedliche Ent- 
wicklungspfade der „varieties of capitalism“ begründet (kritsch: Coates 2000). 
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Der Qualifikationsstruktur und dem (Aus-)bildungsniveau der Arbeitskräfte wird 
im Übergang zum Postfordismus und den damit verknüpften widersprüchli- 
chen Suchprozessen nach neuen Formen der Regulation der Arbeits- und Pro- 
duktionsverhältnisse eine zentrale Rolle für die Wettbewerbs- und Verände- 
rungsfähigkeit verschiedener Kapitalismusmodelle (Hall/Soskice 2001, kritisch 
Coates 2000) zugeschrieben. Die in den 1960er Jahren u.a. von Gary Becker 
fortentwickelte Humankapitaltheorie versteht den Ausbildungsstand der Ar- 
beitskräfte als das Ergebnis rationaler Investitionsentscheidungen und der kos- 
teneffizienten Ressourcenallokation in den Bildungsprozessen. Qualifikationen 
stellen demnach Güter dar, die produziert und am Markt angeboten, verkauft 
und verwertet werden können (Marsden 1986, 1999). 

Die Verwendung des Humankapitalkonzepts in endogenen Wachstumstheo- 
rien ist von marktradikalen und neoliberalen Konzeptionen zur (beruflichen 
Aus-)bildung im engeren Sinne zu unterscheiden (Crouch u.a. 1999), da der 
Charakter von Qualifikationen und Wissen als öffentliche Güter hervorgeho- 
ben wird (Marsden 1986, 1996). Qualifikationen und Wissen sind demnach 
zwar an einzelne Arbeitskräfte gebunden, die in der Regel nur für einen Ar- 
beitgeber tätig sind, die Nutzung der durch Qualifizierung geschaffenen Fä- 
higkeiten und Kompetenzen der Beschäftigten kann jedoch nur schwer auf 
einzelne Unternehmen beschränkt werden (Nicht-Ausschließbarkeit). Aus die- 
sem Grund ist Marktversagen zu erwarten, wenn die Investitionsentscheidun- 
gen der ökonomischen AkteurInnen in berufliche Bildung allein über markt- 
vermittelte Prozesse koordiniert würden, was zu einem sogenannten „low skills 
equilibrium“ führen kann. 


„Ihe difficulties arises because few skills are solely firm-specific, and in the real world it is impos- 
sible to separate general from specific skills training. This, combined with the uncertainties asso- 
ciated with payoffs to training, can cause rational managers to elect not to invest in their work- 
ers’ transferable skills (...) - they recognize the risk that if they do train, their newly skilled 
workes could be ‘poached’ by competitors.“ (Finegold 1996: 236) 

In den Debatten um komparative Wettbewerbsvorteile ist das Ausbildungsni- 
veau der Arbeitskräfte deswegen ins Zentrum gerückt, da Nationalstaaten ihre 
eigenständigen wirtschaftspolitischen Handlungsmöglichkeiten zunehmend 
verlieren (exemplarisch dazu Jessop 2002). Die Qualität der Arbeitskräfte sei 
daher zum wichtigsten „Standortfaktor“ geworden, der noch über national 
verfasste Politiken zu beeinflussen ist. Durch die Verbesserung des Qualıfika- 
tionsniveaus soll dem ruinösen Konkurrenzkampf mit Niedrig-Lohn-Ländern 


ausgewichen, Lohndumping vermieden und die notwendige Restrukturierung 
der Ökonomie forciert werden. Die relative Ortsgebundenheit der Beschäftig- 
ten, die in einem allein auf Kostenreduktion fokussierten Wettbewerb gegen- 
über der Beweglichkeit der Kapitalströme, einen Konkurrenznachteil darstellt, 
soll durch die Verbesserung der Qualität und Produktivität der Arbeitskräfte 
in einen Standortvorteil umgemünzt werden. 
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Diese Ausdehnung des Kapitalbegriffs auf das menschliche Arbeitsvermögen 
und die damit verknüpften bildungspolitischen Strategien sollen m.E. in den 
hegemonialen Kämpfen um die soziale Konstruktion der Ware Arbeitskraft die 
Artikulation der Arbeitskräfte und ihre Unterordnung als Produktionsfaktor ın 
den Produktionsverhältnissen garantieren. Der als Investition in das Human- 
kapital aufgefasste bildungspolitische Zugriff auf die Arbeitskräfte ist daher auf 
die Schaffung verwertbarer und produktiver Vermögen der Arbeit reduziert, ıh- 
re gesellschaftliche Bedeutung ergibt sich aus den zu erwartenden „returns“ 
der Investitionen in Ausbildung (Produktivitätssteigerungen, Wirtschaftswachs- 
tum), die in zahlreichen Studien zu quantifizieren versucht werden (exempla- 
risch Tessaring 1999). Die Bedeutung öffentlicher Ausbildungsmaßnahmen 
wird auf die Vermeidung von Marktversagen reduziert, da zwar anerkannt 
wird, dass es sich bei Bildung und Wissen um öffentliche Güter handelt, die 
jedoch v.a. zur Aufrechterhaltung des Verwertungsprozesses geschaffen werden 
sollen. Dies verweist auf die zentrale Rolle des Staates für die Konstitution ka- 
pitalistischer Produktionsverhältnisse und die dafür unerlässliche Reprodukti- 
on der Arbeitskräfte (Jessop 2002). 

Weitergehende Vorstellungen, die von der Verbesserung der allgemeinen und 
beruflichen Bildungschancen der Bevölkerung eine Stärkung des gesellschaftli- 
chen Emanzipations- und Aufklärungspotentials erwarten und darin die 
Grundlage für eine Demokratisierung der ökonomischen Sphäre sehen, spielen 
hier letztlich keine Rolle mehr. Derartige gesellschaftspolitische Fragestellun- 
gen werden bestenfalls auf das Problem der Vermeidung von sozialem Aus- 
schluss und der dafür notwendigen arbeitsmarkt- und verhaltensrelevanten Fä- 
higkeiten reduziert. 


3.2. Dimensionen des postfordistischen Qualifikationsverständnisses 


Das Verständnis des Ausbildungsstands der Arbeitskräfte als Humankapital 
und endogener Wachstumsfaktor bedingt einen veränderten Zugriff auf die 
Fähigkeiten und Kompetenzen der Ware Arbeitskraft und ihre soziale Kon- 
struktion in vielfältigen Bildungsprozessen, die ich als Erweiterung, Dynami- 
sierung und Subjektivierung des gesellschaftlich hegemonialen Qualifikations- 
konzeptes diskutieren will. 


a) Erweiterung der Qualifikationsanforderungen 

Die skizzierten Veränderungen der Arbeit führen zu einer Erweiterung der 
Qualifikationsanforderungen an die Beschäftigten, die in zunehmenden Maß 
über polyvalente Fähigkeiten und Kompetenzen verfügen müssen, um den 
veränderten Anforderungen im Produktionsprozess - etwa in Bezug auf pro- 
duktive Aktivitäten, Kundenorientierung etc. - gerecht zu werden. 

Die Entgrenzung des Qualifikationskonzeptes führt zur fachlichen Entdiffe- 
renzierung der Arbeits- und Ausbildungsanforderungen, die zur Bewältigung 
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funktional-integrierter Produktionsprozesse unabdingbar erscheinen. Dieses 
Qualifikationsverständnis beschränkt sich nicht mehr auf die Vermittlung und 
Mobilisierung kodifizierter Fähigkeiten sondern zielt auf eine umfassende 
Mobilisierung des produktionsrelevanten Wissens ab, das über den Umgang 
mit den technischen Determinanten des Arbeitsprozesses hinausgeht. D.h. es 
geht nicht mehr nur um „know what“, also um die Anwendung kodifizierten 
Faktenwissens durch die Arbeitskräfte, sondern auch um darüber hinausge- 
hende Qualifikationselemente, die im Fordismus als Faktoren der Unsicher- 
heit und möglicher unkontrollierbarer Eingriffsmöglichkeiten der Arbeitskräfte 
in den Produktionsprozess auszuschalten versucht wurden. Diese Zugriff auf 
die „tacit skills“ der Beschäftigten bezieht sich vor allem auf Fähigkeiten, die - 
eher verschwommen - als „know how“ bezeichnet werden (Luncvall/ Borras 
1997, Lassnigg 1999) 

Zur Mobilisierung der tacıt skills sollen alle Formen des impliziten und in- 
formellen, bzw. des Erfahrungswissens der Arbeitskräfte wie auch ihre Fähig- 
keit zur Kommunikation und Kooperation im Produktionsprozess verfügbar 
gemacht werden. Dies erklärt die Versuche, diese Qualifikationselemente zu 
zertifizieren und durch bewusste Vermittlung in der Aus- und Weiterbildung 
für die Individuen wie für die Unternehmen nachvollziehbar und für den 
Verwertungsprozesses nutzbar zu machen. Diese Tendenz ist natürlich ambiva- 
lent, da dies auch die Verhandlungsposition der Beschäftigten gegenüber den 
Unternehmen stärken kann. Qualifikationselemente, die über die fachliche Be- 
fähigung zum Umgang mit den Arbeitsanforderungen hinausgehen und keı- 
nen unmittelbaren Bezug zu bestimmten praktischen Tätigkeiten aufweisen 
(Papouschek u.a.. 1998), werden im Konzept der Schlüsselqualifikationen, die 
bereits Anfang der 1970er Jahre zum ersten Mal in die Diskussion eingebracht 
wurden, systematisiert (Tessaring 1999). Schlüsselqualifikation umfassen fol- 
gende Dimensionen. 


„” Kognitive Kompetenz als die Fähigkeit, in Zusammenhängen denken zu können, Einzelnes 
unter Allgemeines zu subsumieren; 

- Methodenkompetenz als die Fähigkeit, bei anfallenden Problemen selbständig Verfahren (Me- 
thoden) zu ihrer Lösung zu entwerfen. 

- Teamkompetenz als die Fähigkeit und Bereitschaft, in wechselnden Gruppenkonstellationen mit 
unterschiedlichen Aufgaben arbeiten zu können und an der Lösung auftretender Gruppenkon- 
flikte aktıv mitzuarbeiten; 

- Organisationskompetenz als die Fähigkeit, mit unterschiedlichen Entscheidungsebenen, mit hie- 
rarchischen Strukturen und festen Entscheidungsprozeduren umgehen zu können; 

- Reflexivität als das Vermögen, sich selbst als Mitarbeitern in Arbeitsprozessen zu betrachten, 
auf eigene Leistungen und Fehlleistungen aufmerksam zu werden und von daher selbständig bzw. 
gemeinsam mit MitarbeiterInnen an der Lösung dieser Probleme zu arbeiten.“ (Gaubitsch/Pauli 
1995: 158) 


Die skizzierten Erweiterungen des Qualifikationsbegrifts werden oft mit der 
Entstehung der Informationsgesellschaft (Schmiede 1996) verknüpft. Diese 
Gesellschaftsdiagnosen beziehen sich auf „die Durchdringung aller Sektoren 
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und Branchen mit informationsbezogenen Aktivitäten sowie Informations- 
und Kommunikationstechnologien (...). Damit entstehen nicht nur neue Auf 
gaben und Berufe in neuen Wirtschaftsbereichen, sondern auch der Anteil der 
“Informationsarbeit’ steigt auf Kosten manueller Tätigkeiten in einer großen 
Zahl von Aufgabenfeldern und Berufen“ (Papouschek u.a.. 1998: 30f). Infor- 
mationsarbeiten werden - so die damit verknüpfte Hoffnung - „weniger in Be- 
fehlshierarchien eingebunden, also autonomer, zudem weniger belastend, statt 
dessen kreativer, insgesamt humaner sein“ (Schmiede 1996: 111). Daraus resul- 
tieren Qualifikationsanforderungen, die zur Sammlung, Auswahl, Systematisie- 
rung, Verarbeitung und Erzeugung von Informationen befähigen sollen. Der 
erweiterte Qualifikationsbegriff fordert von den Arbeitskräften daher ein voll- 
ständiges Verständnis der Arbeits- und betrieblichen Prozesse zur adäquaten 
Bewältigung komplexer, horizontaler und vertikal angereicherter Arbeit. 


b) Die Fähigkeit zu Lernen und zur Veränderung 

Die veränderten Qualifikationsanforderungen werden nicht mehr als relativ 
statisches Set von Fähigkeiten aufgefasst, was eine Dynamisierung des Qualift- 
kationskonzeptes bedingt. Im krisenhaften Übergang zu einem möglichen 
postfordistischen Entwicklungsmodell des Kapitalismus wird immer wieder auf 
die Fähigkeit zur Innovation und zum Strukturwandel verwiesen. Die Fähig- 
keit der Arbeitskräfte, sich diesen Veränderungen aktiv anzupassen und sie viel- 
leicht sogar selbst herbeizuführen (Baethge/Baethge-Kinsky 1998), wird in die- 


sem Zusammenhang als deren zentrale Qualität bestimmt. 


„Erneuerung des Wissens und der Qualifikationen wird auf allen Ebenen unabdingbar, und die 
Fähigkeit neues Wissen zu absorbieren und alte Wissenselemente neu zu rekombinieren, wird zu 
einer fundamentalen Anforderung, die einerseits für die Gestaltung des Ausbildungssystems Kon- 
sequenzen hat, andererseits aber vor allem auch die Bedeutung der Lernprozesse am Arbeitsplatz 
unterstreicht. Die neuen Organisationsformen unterstützen die Prozesse, gleichzeitig entsteht die 
Gefahr der Polarisierung von Qualifizierten und Unqualifizierten, und auch auf das Problem der 
möglichen Unterinvestition in die erforderlichen Lernprozesse wird hingewiesen (...).“ (Lassnigg 
1999: 497) 

Die Bedeutung der Lernfähigkeit für den postfordistischen Kapitalismus ergibt 
sich aus einer expliziten Kritik an tayloristisch-fordistischen Kontroll- und In- 
formationsverarbeitungsstrategien und des Versuchs Wissens- und Lernaktivitä- 
ten in Planungsstäben und bei Innovationsspezialisten (Baethge/ Baethge- 
Kinsky 1998), die bei der Unternehmensführung angesiedelt sind (exempla- 
risch dazu: Jin/Stough 1998), zu konzentrieren bzw. von dort ausgehen zu las- 
sen. Dem passiven, auf zerstückelte Wissenselemente ausgerichteten Verständ- 
nis der Vermittlung und Aneignung von Wissen und Qualifikationen wird ein 
aktives, systematisches und integrales Lernkonzept zur Schaffung, Diffusion 
und Transformation von Wissen gegenüber gestellt, das die gesamte Organisa- 
tion erfassen soll. 


„Active learning involves systemic institutional arrangements which try to integrate conception 
with execution at all levels of a firm and synthesize existing knowledge and skills across depart- 
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mental boundaries and along the value chain of a product and therefore create new knowledge.“ 
(Jin/Stough 1998: 1261) 

Aktive, zielgerichtete Lernprozesse beruhen in diesem Verständnis auf intrinsi- 
scher Motivation sowie Selbstbewusstsein und Würde der Beschäftigten und 
ihrer Neugier und Freude am Lernen. Aus Perspektive der Arbeitskräfte geht es 
um die stets abrufbare Fähigkeit aus der Rolle der Arbeitenden, die sich mit 
den materiellen und immateriellen Arbeitsaufgaben auseinandersetzen müssen, 
in die der Lernenden zu schlüpfen. Die Fähigkeit zu lernen besteht darın, die 
Qualität der eigenen Arbeit aktiv zu erhalten und sie zum Gegenstand der 
Selbstbeobachtung und Reflexion zumachen. 


„Auch die so motivierten Lernaktivitäten bedürfen einer ständigen Qualitätskontrolle, denn auch 
Lernen muß gelernt werden. Aus diesem Grund muss das Subjekt regelmäßig die Rolle des Ler- 
ners mit der des Selbsterziehers tauschen, um seine Lernaktivitäten kritisch zu beobachten und 
ggf. Maßnahmen zu ihrer Verbesserung zu planen und durchzuführen. So wie jeder Erzieher (...) 
eines kritischen Begleiters bedarf, der ihn supervidiert, muss das Subjekt schließlich in der Lage 
sein, seine selbsterzieherischen Aktivitäten selbstkritisch zu thematisieren (...).* (Geißler 1998: 45) 
Dies kann, wie betont wird, das Subjekt aber nicht für sıch alleın leisten, son- 
dern nur in Kooperation mit anderen. Lernfähigkeit hat daher die Teilnahme 
an Kooperations-, Lern- und Selbsterziehungssystemen bzw. Lebensgemein- 
schaften (Geißler 1998: 45) zum Inhalt. Als Mitglieder in lernenden Organisa- 
tionen müssen Arbeitskräfte demnach die Fähigkeit haben, sich der gemein- 
sam praktizierten Regeln im Arbeitsprozess bewusst zu werden und sie gege- 
benenfalls mit Blick auf bestimmte Ansprüche (Wettbewerbsfähigkeit), über 
die ein Konsens her zu stellen ist, zu verändern. Dadurch soll das ökonomi- 
sche und auch moralische Problemlösungspotenzial der Kooperationsgemein- 
schaft verbessert werden (Geißler 1998: 46). Es ist offensichtlich, dass damit 
massiv von der Widersprüchlichkeit der kapitalistischen Arbeitsverhältnisse 
und der damit verbundenen Macht- und Herrschaftsformen abstrahiert wird. 


c) Subjektivierung 

Diese Entwicklungen führen zu neuen Subjektivitätsansprüchen an die Ar- 
beitskräfte, da die überkommenen Institutionen des fordistischen Produkti- 
onssystems die intrinsische Motivation und Loyalität der Arbeitskräfte nicht 
mehr garantieren können. Die Arbeitskräfte müssen nunmehr ein subjektiv 
formuliertes Interesse an einer permanenten Erneuerung und Erweiterung ihres 
Qualifikationsportfolios entwickeln und sich als Unternehmer ihrer Arbeits- 
kraft bzw. ihres Humankapitals verstehen. Die Ausweitung und Dynamısie- 
rung der Qualifikationsanforderungen, die an die Beschäftigten gestellt wer- 
den, stellen folgerichtig erweiterte Ansprüche an die Subjektivität der Arbeits- 
kräfte und an ihre Lebensführung. 


„Re-Subjektivierung soll nun verschüttete subjektive Potentiale freilegen, Engagement und 
‘Commitment’ mobilisieren, teure Kontrollsysteme durch kostenlose und effektivere Selbstkon- 
trolle substituieren, Herrschaft durch Selbstbeherrschung ersetzen, und Planung durch Improvi- 
sation Nexibilisieren. Mehr noch: Sie stellt die Wiedervereinigung der für den Taylorismus- 
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Fordismus konstitutiven Trennung von Arbeitskraft und Subjekt bzw. Stelle und Person in Aus- 
sicht, die jahrzehntelang im Zentrum sozialwissenschaftlicher Kritik an der vermeintlich genuinen 
(tayloristischen) Rationalisierungslogik des Kapitalismus stand.“ (Moldaschl 2002: 106f) 

Im Übergang zum Postfordismus geht es dabei nicht einfach um die Kontrol- 
le der Lebensweise und Bedürfnisse der Arbeitskräfte, sondern vielmehr um ıh- 
re Mobilisierung und Verwertung im Produktions- und Arbeitsprozess und 
damit um die Bereitschaft und Fähigkeit der Menschen, ihr Alltagsleben und 
ihre Bedürfnisse als Humankapital zu verstehen, dementsprechend zu gestalten 
und schließlich produktiv einzusetzen. Damit rücken Selbstdarstellungsfor- 
men, Techniken der Gesprächsführung, Kleidung, Aussehen und Umgangs- 
formen, ein adäquates Beziehungsmanagement, ja Lebensstile insgesamt ins 
Zentrum der Qualitäten der Arbeitskräfte im postfordistischen Kapitalismus. 


„Man erwartet von Angestellten, dass sie besonders gegenüber dem Kunden authentische Gefüh- 
le für die Verfolgung instrumenteller Zwecke inszenieren (...) und bei hoher Belastung nicht ag- 
gressiv werden. Ehemals individuelle Eigenschaften gerinnen so zu überindividuellen Arbeitsan- 
forderungen. Indem das Arbeitsverhältnis auf diese Weise Subjektivität konsumiert und anruft, 
betreffen Bestätigung und Ablehnung bei der Arbeit von nun an immer die gesamte Person.“ 
(Opitz 2004: 111) 

Das entstehende Arbeitssubjekt des Postfordismus ist demnach zielstrebig, 
leistungsorientiert, entscheidungsfähig und risikobereit, zugleich aber erlebnis- 
hungrig und genusssüchtig, ungebunden und zu jeder Instrumentalisierung 
anderer bereit (Moldaschl 2002: 109). 

Im Kontext dieser Überlegungen ist insbesondere auf das Konzept des Ar- 
beitskraftunternehmers zu verweisen (Voß 2001, 2002), das in den letzten Jah- 
ren in die Diskussion eingebracht wurde. Dieses geht davon aus, dass Arbeits- 
kräfte unter Bedingungen des postfordistischen Kapitalismus über Fähigkeiten 
und Kompetenzen der Selbstkontrolle, Selbstökonomisierung und Selbstratio- 
nalisierung verfügen müssen. Die Fähigkeit zur Selbstkontrolle verweist auf die 
Auslagerung von Managementfunktionen auf die Individuen, sodass die Über- 
wachung und Strukturierung der Arbeitstätigkeiten im Sinne der Unterneh- 
menserfordernisse selbständig übernommen werden kann. 

Die Fähigkeit zur Selbst-Ökonomisierung erfordert von den Arbeitskräften, ihr 
Portfolio an Fähigkeiten und Kompetenzen als verwertbare und wertsichernd 
zu behandelnde Ware zu betrachten, sich selbst also als Humankapital zu sehen. 


„Aus bisher meist nur gelegentlich und dabei oft eher passiv auf dem Arbeitsmarkt agierenden 
Arbeitskraftbesitzern müssen auf neuer Stufe strategisch handelnde Akteure werden, die ihr Ar- 
beitsvermögen kontinuierlich gezielt auf eine nun auch innerbetrieblich verstärkt marktvermittel- 
te wirtschaftliche Nutzung hin entwickeln und verwerten müssen.“ (Voß 2001: 297) 

Da die Entstehung des Arbeitskraftunternehmers Auswirkungen auf den ge- 
samten Lebenszusammenhang der Beschäftigten haben wird, sind Fähigkeiten 
der Selbst-Rationalisierung unerlässlich. Das postfordistische Arbeitssubjekt 
muss permanent versuchen, seine alltäglichen Lebensführung zu effektivieren, 
sein soziales Leben aktiv zu gestalten und eine vorausschauenden Lebenspla- 
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nung zu entwickein. In dieser Logik sollen Arbeitskräfte ihre Fähigkeiten und 
Kompetenzen als „Betrieb“ sehen, der auf eine möglichst gewinnbringende 
Verwertung und Vermarktung ausgerichtet ist. Dies wird dazu führen, dass die 
Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit, die bislang eher auf Privatleben und 
Erholung ausgerichtet war, brüchig werden. 


Schlußfolgerungen 


In den letzten Jahrzehnten ist es in den meisten entwickelten Industriestaaten 
zu einem massiven Ausbau des allgemeinen und beruflichen Bildungsniveaus 
gekommen. Der technische Fortschritt und wirtschaftlicher Wandel bewirkten 
ein sektoral unterschiedliches Wachstum hochqualifizierter Tätigkeiten, wäh- 
rend in niedrig qualifizierten Bereichen Arbeitsplätze verloren gingen, was 
auch mit der Verlagerung von Produktionsstandorten zusammenhängt. Ange- 
sichts der massiven Bildungsexpansion und der skizzierten Veränderungen der 
Qualifikationsstruktur, die als Erweiterung der Handlungsspielräume und Re- 
habilitierung der Arbeit gefasst werden, wäre es nun naheliegend - was in vie 
len bildungssoziologischen Untersuchungen auch gemacht wird - die demo- 
kratisierenden Momente dieser Entwicklung hervorzuheben. Die Bildungsex- 
pansıon steht zweifelsohne im Kontext gesellschaftlicher Ansprüche nach 
Selbstverwirklichung und Partizipation, wie sie etwa von den sozialen Kämp- 
fen seit den 1960er Jahren ausgelöst wurden. Dies ließe auf eine Stärkung ge 
samtgesellschaftlicher Emanzipations- und Aufklärungspotenziale schließen. 

Die Ausdehnung, Dynamisierung und Subjektivierung der qualifikatorischen 
Anforderungen an die Arbeitskräfte ın einem sich abzeichnenden flexiblen, auf 
permanente Innovationsfähigkeit ausgerichteten möglichen postfordistischen 
Entwicklungsmodell des Kapitalismus (Jessop 2002) konstituieren m.E. jedoch 
einen qualitativ neuen Zugriff des Staates und des Kapitals auf die Arbeitskräf- 
te und die sozialen Konstruktionsprozesse der Ware Arbeitskraft. Dieser ver- 
knüpft die behauptete Rehabilitierung der Arbeit mit einem Verständnis von 
(Berußs-)bildung als rationaler Investition ın Humankapital, die aus den Indi- 
viduen gewissermaßen Arbeitskraftstandorte macht. Es muss vorläufig offen 
bleiben, ob sich ein stabiles Arbeits- und Beschäftigungsregime unter postfor- 
distischen Bedingungen verfestigen kann. Ja möglicherweise ist angesichts der 
zentralen Bedeutung, die der Fähigkeit zur Innovation und Veränderung ın 
gegenwärtigen ökonomischen Prozessen zugeschrieben wird, überhaupt frag- 
lich, ob die Durchsetzung eines hegemonialen Arbeitsregimes im Übergang 
zum Postfordismus mit Vorstellungen von Stabilität beschrieben werden kann. 
Die oben skizzierten Veränderungen der Qualifikationsanforderungen schei- 
nen vielmehr eine Reihe von Widersprüchen zu konstituieren. Dies wird 
schon an der begrifflichen Fassung des Konzepts des Arbeitskraftunternehmers 
von Günther Voß (2001) deutlich. So konstatiert Voß zwar, dass die Heraus- 
bildung des Arbeitskraftunternehmers mit einer Vertiefung der Ausbeutung der 
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Lohnabhängigen in der „Hyperarbeitsgesellschaft“ verknüpft ist. In welchem 
Verhältnis dazu die behaupteten „erweiterten Handlungsspielräume“ der Ar- 
beitskräfte oder auch ihre Fähigkeit (in den gegebenen Bedingungen kapitalis- 
tischer Vergesellschaftung) zu „strategisch handelnden Akteuren“ zu werden, 
stehen, ist jedoch unklar. 

Ähnliche Widersprüche werden m.E. auch zwischen der skizzierten Ausdeh- 
nung des Qualifikationsbegriffs und der Mobilisierung nicht kodifizierter und 
z.T. nicht kodifizierbarer „tacit skills“ (Produktionsintelligenz, Erfahrungswis- 
sen, Schlüsselqualifikationen etc.) auf der einen und einem Verständnis der 
Qualifikationen und Kompetenzen der Lohnabhängigen als Humankapıital ra- 
tional kalkulierender, individualisierter, ökonomischer AkteurInnen, das auf 
monetäre Verwertung abzielt, deutlich. Es ist fraglich, wie weit das im Hu- 
mankapitalansatz angelegte individualisierte Qualifikationsverständnis, das die 
Arbeitskräfte sich zu eigen machen sollen, mit den gewachsenen Anforderun- 
gen an kommunikative, kooperative und soziale Fähigkeiten zusammengehen 
kann. Auch das Postulat der Lern- und Veränderungsfähigkeit, die für die Fä- 
higkeit zur Innovation als zentral gilt, konstituiert eine neue „Zumutung“ 
(Flecker 1998) an die Beschäftigten, die stets mit der Frage konfrontiert sind, 
ob ihre Fähigkeiten und Kompetenzen morgen noch ausreichen werden, mit 
den Anforderungen der postfordistischen Arbeitswelt umzugehen. Dies macht 
sie in gewisser Weise zu fundamental defizitären Menschen, die tatsächlich nie 
ausgelernt haben und nie das Gefühl haben können, mit etwas „fertig“ zu 
sein. Die Fähigkeit zu Lernen (und zur Kreativität) ist in den postfordistischen 
Arbeitsverhältnisse nicht mehr Moment der (Selbst-Jaufklärung und Emanzi- 
pation, sondern Voraussetzung der Integration in die bestehenden Verhältnisse 
und der Vermeidung sozialer Exklusion. Die Forderung nach permanenter 
Lern- und Veränderungsbereitschaft dient daher weniger der Erhöhung gesell- 
schaftlicher Vernunft, sondern bestimmt die moralische Verpflichtung der ei- 
genen Beteiligung an der Unterordnung. 

Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen wird deutlich, warum die angedeu- 
teten Veränderungen der Qualifikationsstruktur und der beruflichen Bildung 
der Arbeitskräfte ein zentrales Feld der hegemonialen Sicherung der kapitalis- 
tischen Herrschaftsverhältnisse im Übergang zum Postfordismus darstellen. 
Die Notwendigkeit zur Höherqualifikation und die daraus resultierende Ver- 
pflichtung der Arbeitskräfte, ihr Portfolio an Kompetenzen, ihr Humankapital, 
zu erhöhen, wird zu einer neuen Herrschaftsstrategie, in der über den Ausbil- 
dungsstand die Unterwerfung und Einordnung der Lohnabhängigen ın die he- 
gemonialen Verhältnisse im Übergang zum postfordistischen Kapitalismus si- 
chergestellt wird. Der Zwang zur permanenten beruflichen Aus- und Weiter- 
bildung ist im Sinne Adornos zum Mittel geworden, die Massen „bei der 
Stange zu halten“ (1975: 73). 
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Traumberuf Lehrer? Ein Erfahrungsbericht 


Als Michael Heinrich mir im Juli schrieb, zur Abrundung des Dezemberheftes 
der PROKLA „könnte ein kleiner Erfahrungsbericht aus dem Innern einer Bil- 
dungsinstitution ganz schön sein“, brachte er mich in eine Zwickmühle, denn 
er fuhr fort: „Was macht die Schule mit den Lehrern, wie wirkt sich das auf 
die Schüler aus? Schlechte Arbeitsbedingungen, burning out, frustrierte Lehrer, 
frustrierte Schüler - das waren so ungefähr die Vorstellungen der aus lauter 
Nicht-Lehrern bestehenden Redaktion. Hättest Du nicht Lust dazu einen klei 
nen Artikel zu verfassen?“ Nun, ich hatte Lust, allerdings las sich die Anfrage 
wie eine Aufforderung zum Jammern auf hohem Niveau. Das zu tun, halte ich 
aber nicht für besonders weise, da so der Satz von Vorurteilen bestätigt wird, 
mit dem meine Kolleginnen und Kollegen, und also auch ich, des öfteren 
konfrontiert werden: Lehrer haben so etwas ähnliches wie einen Halbtagsjob, 
3 Monate im Jahr Ferien und jammern trotzdem über ihre Arbeitsbedingun- 
gen. Obwohl ich das eigentlich nicht will, ärgern mich die entsprechenden 
Sprüche von Nachbarn, Sportkollegen, entfernten Bekannten manchmal doch 
- besonders wenn ich gerade vier 60-Stunden-Wochen hinter mir habe und 
dementsprechend physisch und psychisch erschöpft bin. 

Diese Vorurteile sind vielleicht auch deshalb so zählebig, weil die Privilegien 
des Lehrerberufs ın der Tat nicht zu übersehen sind: Außer für Berufsanfänger 
sichere Stellen (auch dann, wenn man wie ich zu der wachsenden Minderheit 
der angestellten Lehrer gehört), die Möglichkeit, lange Urlaub zu machen 
(auch wenn durchaus nicht alle Ferien arbeitsarme oder gar -freie Zeiten sind), 
eine gemessen am Durchschnitt der Arbeitseinkommen in Deutschland oder 
der Einkommen von Lehrern in anderen Ländern ordentliche Bezahlung (wo- 
bei allerdings der Nettoeinkommensunterschied zwischen dem BAT 3 einer 
angestellten Grundschul- oder SI-Lehrerin und dem A 15 eines verbeamteten 
Studiendirektors wiederum gewaltig ist)'. 

Ich selbst unterrichte die Fächer Mathematik und Sozialwissenschaften/Politik 
an einem Gymnasium ım nördlichen Ruhrgebiet - was bei der Beurteilung des 
Folgenden zu berücksichtigen ist: Eine Grund- oder Hauptschullehrerin hätte 
zweifellos eine andere Geschichte zu erzählen. 


1 Ein paar Daten lassen sıch Haläsz u.a. (2004), Anhang 4, entnehmen. 
PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 137, 34. Jg., 2004, Nr. 4, 607-620 
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Die Arbeit mit den Schülerinnen und Schülern 


Die Schüler sind blöd, faul und schlecht erzogen: In den 14 Jahren, die ich 
nun an meiner jetzigen Schule arbeite, hat es nur wenige Kolleginnen und 
Kollegen gegeben, die sich zu derartigen Pauschalverurteilungen haben hinrei- 
ßen lassen, obwohl diese Schlussfolgerung nahe liegt, wenn man ohne viel 
nachzudenken von dem ausgeht, was den Unterrichtsalltag anstrengend und 
oft auch zermürbend macht. 

Ich selbst habe im letzten Schuljahr (2003/04) einen Mathematikkurs im 11. 
Jahrgang unterrichtet, der reichlich Anlass zu einer derartigen Beurteilung bot. 
Ich schildere die besonders unerfreuliche Unterrichtssituation relativ ausführ- 
lich, weil es dieselben Schwierigkeiten ın fast allen anderen Klassen und Kur- 
sen in abgemilderter Form ebenfalls gibt. Auf dem Lehrplan für den 11. Jahr- 
gang steht insbesondere die Einführung in die Differenzialrechnung, ein The- 
mengebiet, das gemessen am Mathematikunterricht bis einschließlich Klasse 
10 theoretisch anspruchsvoll und außerdem für eine erfolgreiche Teilnahme 
am Unterricht der beiden folgenden Jahrgangsstufen (in denen wegen der Leis- 
tungskurswahlen zu Beginn des 12. Jahrgangs neue Kurse mit veränderter Zu- 
sammensetzung gebildet werden) von zentraler Bedeutung ist. 

„Blöd“: Mehr als drei Viertel des Kurses verfügte nicht über die zur Erarbei- 
tung des Gebiets unbedingt erforderlichen Rechentechniken: Bruchrechnen 
(Einführung Klasse 6), Auflösen und Setzen von Klammern / binomische 
Formeln (Einführung Klasse 8), Lösen quadratischer und biquadratischer Glei- 
chungen (Einführung Klasse 9). 

„Faul“: Hausaufgaben wurden regelmäßig nur von 10-20% des Kurses erledigt. 
Die Hausaufgaben waren dabei fast immer so gewählt, dass sie entweder einen 
Rückgriff auf die Mitschriften der letzten Stunde(n) notwendig machten, also 
zum gegebenenfalls erforderlichen Nacharbeiten anhalten sollten, oder beim 
Einüben von Standardrechenverfahren helfen sollten. Wer sich diesen beiden 
Situationen nicht aussetzt, hat natürlich auch keine Möglichkeit, gezielt nach- 
zufragen - was übrig bleibt, ist das diffuse Gefühl, dass „das alles“ furchtbar 
kompliziert ist. Außerdem wurde auch in diesem Kurs mein Angebot, nach 
dem Unterricht für Einzelerklärungen zur Verfügung zu stehen, Materialien 
aus der Bibliothek zu nennen oder bereitzustellen, mit denen sich rechentech- 
nische Probleme, die in früheren Jahren aufgelaufen sind, beheben lassen, und 
den Schülerinnen und Schülern bei der Erstellung eines geeigneten Arbeits- 
planes behilflich zu sein, nur von einer Schülerin etwas regelmäßiger in An- 
spruch genommen. Den Willen, die nicht zufriedenstellende Lage durch Ei- 
geninitiative zu ändern, konnte ich nur bei dreien der zahlreichen schwachen 
Schülerinnen und Schüler feststellen. 

„schlecht erzogen“: Erstmals hatte ich ın diesem Kurs auch im 11. Jahrgang 
mit einer Gruppe von Jungen zu tun, deren hauptsächliches Bemühen es war, 
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das Entstehen einer konzentrierten Arbeitsatmosphäre zu unterbinden - leider 
nicht immer ohne Frfolg. Anders als im 11. Jahrgang sind solche Verhaltens- 
weisen (Unruhe erzeugen, sobald die Lehrkraft nicht die ganze Gruppe ım 
Blick hat, der Versuch, ernsthaftes Bemühen anderer Kursmitglieder als Stre- 
bertum zu stigmatisieren usw.) im 7. bis 9. Jahrgang nichts Ungewöhnliches. 
Abgesehen davon, dass sich (bestimmt nicht nur) mir die Lage in den meisten 
anderen Klassen und Kursen weniger katastrophal (in seltenen Fällen sogar in- 
haltlich und sozial gut) darstellt, hält sich die überwiegende Mehrzahl meiner 
Kolleginnen und Kollegen mit der Diagnose „blöd, faul und schlecht erzo- 
gen“ vermutlich deshalb zurück, weil der Gedanke, solche für alle Beteiligten 
entnervenden Unterrichtserfahrungen als Resultat eines 10-jährigen schulischen 
Sozialisationsprozesses zu interpretieren, nicht allzu fern liegt. An Gymnasien 
kommt noch die Feststellung dazu, dass in den vorhergehenden Jahrgängen 
nicht eben wenig selektiert wurde, man also jeweils mit einer Auswahl der 
„schulkompatibelsten“ Jugendlichen zu tun hat. 

Unterrichtssituationen wie die dargestellte sind auch für dıe Lehrkräfte sehr 
belastend und wenn sie zur überwiegenden Erfahrung werden, haben sıe oft 
Zynismus und Demotivierung zur Folge. Nicht selten führen sıe auch, zu- 
sammen mit anderen Ursachen, auf die ich noch eingehen werde, zu psycho- 
somatischen und/oder psychischen Problemen’. 

Welche Schlussfolgerungen ziehen Lehrerinnen und Lehrer aus der dargestell- 
ten Misere? Erstens: Es wird nicht scharf genug selektiert. Wenn die Zahl der- 
jenigen Schülerinnen und Schüler, die die Erfahrung machen, dass sie das 
Gymnasium auch ohne langwierige und konzentrierte häusliche Arbeit „ir 
gendwie“ schaffen, zurückginge, so erhöhte dies zugleich die Motivation, sich 
anzustrengen. Diese Meinung habe ich bisher in Reinkultur nur selten ange- 
troffen, sie begegnete mir meist eher unterschwellig. Nach meiner Wahrneh- 
mung hat die Veröffentlichung der Ergebnisse der PISA-Studie dazu geführt, 
dass diese Position noch seltener schulöffentlich vertreten wird. Zweitens: 
Zentrales Problem ist, dass es uns Lehrerinnen und Lehrern mit den heute üb- 
lichen Mitteln des Unterrichts nicht gelingt, den Schülerinnen und Schülern 
die Fähigkeit zu eigenverantwortlichem und selbstständigem Arbeiten zu ver- 
mitteln. Eine Problembeschreibung, die bei Menschen, die ihren Beruf ja in 
der Regel unter anderem deshalb gewählt haben, weil sie selbst Erkenntnisge- 
winn als beglückend erlebt haben, nicht weiter überraschend ist. Aus ihr resul- 
tiert der relative hohe Aufmerksamkeitswert, den veränderte didaktische Kon- 


2 In der OECD-Lehrerstudie wird auf Grundlage des von der Kultusministerkonferenz erstell- 
ten Nationalen Hintergrundberichts konstatiert, dass „bis zu einem Drittel der Lehrkräfte 
unter verschiedenen physischen, psychosomatischen und psychologischen Beschwerden lei- 
den, die häufig als ‘Burn-out-Syndrom’ bezeichnet werden.“ (Haläsz u.a. 2004: 26) Man soll- 
te glauben, dass dieser dramatische Befund zu intensiver Ursachenforschung Anlass gibt - 
tut er aber nicht. 
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zeptionen genießen - der Klippert-Boom? ist nach meiner Wahrnehmung ım 
Abklingen. Ich selbst habe ın Köln zu seinem Beginn eine Massenveranstal- 
tung der GEW mit vermutlich mehr als 1000 teilnehmenden Lehrerinnen und 
Lehrern besucht. Warum dieses zumindest nicht unerhebliche, wenn nıcht so- 
gar große Interesse zumeist wenig Folgen für den Unterricht hat, darauf gehe 
ich weiter unten ein. Drittens: Zumindest unter Gymnasiallehrern nach wie 
vor eine Randposition, seit der Veröffentlichung der PISA-Studie aber immer- 
hin wieder diskutabel: Das eigentliche Problem ist das selektive Schulsystem, 
das vielen Schülerinnen und Schülern das Erlebnis zu versagen statt des be- 
glückenden Erlebnisses zu lernen vermittelt, das viele Schülerinnen und Schü- 
ler ausgerechnet im Alter von 10-15 Jahren „nach unten durchreicht“ statt 
sich mit ihren individuellen Lernmöglichkeiten und -blockaden zu befassen 
und diese zu berücksichtigen. Dass diese Position am Gymnasium nach wie 
vor randständig ist, hat auch mit den real existierenden Gesamtschulen zu 
tun, die ja bekanntlich in den 70er Jahren aufgrund ähnlicher Überlegungen 
gegründet wurden und von Gymnasiallehrern nach meiner Wahrnehmung mit 
unterschiedlichen Argumenten überwiegend negativ beurteilt werden. Ich 
selbst habe auf eigenen Wunsch mein Referendariat an einer Gesamtschule 
verbracht und halte das, was nicht zuletzt die konkurrierenden Kultusbürokra- 
tien aus dieser Idee gemacht haben, nicht für einen Fortschritt. Ich kann je- 
denfalls gut nachvollziehen, dass ın der Bundesrepublik Deutschland trotz der 
Resultate der PISA-Studie nur wenige mit der erforderlichen Begeisterung eine 
Schulreformdebatte führen. 

Auch wenn ich der Meinung bin, dass die Schulen in der BRD auch ohne die 
gesamte Gesellschaft umzukrempeln, deutlich verbessert werden könnten, so 
scheint es mir doch wichtig, sich die Grenzen aller didaktischen Variationen, 
und seien sie noch so grundlegend, klar zu machen. In den 70er Jahren gab es 
eine Debatte mit vielen Veröffentlichungen, die diese Grenzen reflektierte‘. 
Bezüglich der Grenzen der didaktischen Einflussnahme (und nicht nur in die- 


3 Der Didaktiker Heinz Klippert stellt in den Mittelpunkt seiner Überlegungen die Förderung 
arbeitstechnischer Fähigkeiten der Schülerinnen und Schüler (gliedern, markieren, exzerpie- 
ren von Texten, referieren, visualisieren, in Teams arbeiten usw.). Seine Zielsetzung ist ein 
Unterricht, in dem die Zeiten aktiver Tätigkeiten der Schülerinnen und Schüler zunehmen 
und bei dem die Lehrkräfte entsprechend seltener im Zentrum stehen. Seine Bücher beste- 
hen überwiegend aus Schülerarbeitsblättern und Vorschlägen für Unterrichtsformen, die auf 
dieses Ziel hinführen sollen. 

4 Heute beschäftigen sich nach meiner Wahrnehmung nur noch Freerk Huisken und einige 
AutorInnen im Umfeld der Zeitschrift Pädagogische Korrespondenz mit den konkreten 
Wirkungen der gesellschaftlichen Grundstrukturen auf die Situation von Heranwachsenden 
innerhalb (und außerhalb) der Schule sowie den Wechselwirkungen zwischen Schule und 
„Wirtschaft“. Ob sich aus Huiskens meiner Meinung nach überwiegend richtigen oder im 
Wortsinne diskussionswürdigen Struktur und Ideologieanalysen irgendwelche Anregungen 
für die Veränderung der pädagogischen Praxis gewinnen lassen, müssen sich die geneigten 
Leser allerdings selbst überlegen, da Huisken daran festhält, dass zunächst einmal der Kapita- 
lismus abgeschafft werden müsse. 
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ser Hinsicht) kann man aus der damaligen Debatte meines Erachtens bis heu- 
te viel lernen. Bezogen auf den vorliegenden Zusammenhang knapp zusam- 
mengefasst: Jede hocharbeitsteilige Gesellschaft kommt nicht umhin, die je- 
weils nachwachsende Generation auf die gesellschaftlichen Positionen zu ver- 
teilen - was unweigerlich mit Konkurrenz und enttäuschten Zukunftshoffnun- 
gen verbunden ist. Handelt es sich um eine kapitalistische, so kommt hinzu, 
dass die Frage, ob und zu welchem Preis die erworbenen Qualifikationen kapi- 
talverwertbar oder staatsdienstbrauchbar sind, massive Konsequenzen für die 
zukünftige materielle Lebenssituation, den Arbeitsalltag und den späteren so- 
zialen Status der jungen Erwachsenen hat. Auch wenn die schulische Selektion 
vom individuellen wie vom gesellschaftlichen Standpunkt aus gesehen dazu 
beiträgt, die Stellung der Personen in der gesellschaftlichen Arbeitsteilung und 
deren Konsequenzen zu legitimieren, so ist es andererseits wohl ausgeschlos- 
sen, dass Entscheidungen mit derart weitreichenden persönlichen Konsequen- 
zen ohne erhebliche Konflikte akzeptiert werden. Viele Schülerinnen und 
Schüler werden unweigerlich das Gefühl haben, ungerecht beurteilt zu wer- 
den’, sie werden mit Selbstzweifeln und Depressionen oder aggressiv auf das 
reagieren, was da mit ihnen angestellt wird. Zu berücksichtigen ist schließlich 
auch, dass der gesellschaftliche Fortschritt der allgemeinen Schulpflicht nun 
einmal die für die pädagogische Alltagspraxis nicht unerhebliche Konsequenz 
hat, dass die Schülerinnen und Schüler gezwungen sind, in die Schule zu 
kommen - auch vor diesem Hintergrund sind Versuche, sich der Situation zu 
entziehen nicht gerade überraschend. Offensichtlich gelten diese Überlegun- 
gen ebenso für Gesamtschulen wie für die übrigen Schulformen. Sie machen 
mich skeptisch gegenüber den oft geradezu euphorischen Darstellungen der 
Konsequenzen anderer Unterrichtsformen, egal ob sie von Vertretern der 
Montessori-Pädagogik, Freunden der Klippertschen Didaktik oder GEW- 
Lehrergruppen vorgebracht werden, die mehr oder weniger berauscht von eıi- 
ner dreiwöchigen Bildungsreise an skandinavische Schulen zurückkehren. Ich 
bin mir einigermaßen sicher, dass man die durch die Gesellschaftsstruktur ge- 
gebenen unvermeidlichen Härten für die Schülerinnen und Schüler erträgli- 
cher gestalten kann als dies in Deutschland derzeit geschicht, und dass dies 
auch positive Auswirkungen auf den Unterrichtsalltag für alle Beteiligten ha- 
ben kann - aus dem Weg gehen kann man ihnen aber nicht. 


Arbeitszeiten und Arbeitsbelastung 


Da Fehlurteile über die Lehrerarbeitszeiten wie erwähnt nıcht auf den Kanzler 
(„faule Säcke“) beschränkt bleiben, versuche ich am Beispiel meiner Arbeit im 
letzten Schuljahr einen (unvermeidlich unvollständigen) Überblick zu geben. 


5 Ohne dass sie dabei allerdings die Maßstäbe der Beurteilung oder gar die Vergleicherei als 
solche in Frage stellen. 
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Im Schuljahr 2003/04 hatte ich folgende Kurse und Klassen zu unterrichten: 
eine Klasse 8 in Mathematik (4 Unterrichtsstunden), eine Klasse 9, in der ich 
zugleich Klassenlehrer war, in Mathematik (3 U-Stunden), zwei Klassen 10 in 
Politik (jeweils 2 U-Stunden), den bereits erwähnten Kurs in Jahrgang 11 in 
Mathematik (3 U-Stunden), je einen Mathematikgrundkurs in Jahrgang 12 
und 13 (jeweils 3 U-Stunden) und einen Leistungskurs in Sozialwissenschaften 
in Jahrgang 13 (5 U-Stunden) - insgesamt also die 25 Unterrichtsstunden, die 
zu einer vollen Stelle (25,5 Stunden) am Gymnasium eben gehören. An einem 
Unterrichtsvormittag, an dem ich 6 Unterrichtsstunden (A 45 Minuten) unter- 
richte, bin ich, wenn nichts außergewöhnliches passiert, von 7.30 Uhr bis 
13.30 Uhr in der Schule und arbeite in dieser Zeit auch (abgesehen von den 
ein bis zwei Gängen zur Toilette). Auch an einem Standardvormittag ıst unter- 
richten nämlich nicht die einzige Arbeit: Kopieren, Gespräche mit Schülern, 
Kollegen und der Schulleitung, Eintragungen in Listen und Übersichten, um 
sich bestimmte Räume, technische Gerätschaften, Klassenarbeitstermine zu si- 
chern, Faxe an Verlage, Schulreiseveranstalter usw. verschicken, Auffinden und 
Lesen von Erlassen und Verfügungen, über die man gerade Bescheid wissen 
muss etc. sind einfach nötig. 

Man macht also sicher keinen großen Fehler, wenn man die 25 Unterrichts- 
stunden mit 25 Stunden (ä 60 Minuten) Arbeitszeit in der Schule übersetzt. 
Darin sind dann Lehrer, Schul- und Fachkonferenzen ebenso wenig einge- 
rechnet wie nachmittägliche Weiterbildungen, ausführlichere Gespräche mit 
Schülerinnen und Schülern sowie deren Eltern, eingehendere Beratungen mit 
der Schulleitung oder Lehrerratssitzungen. Jede einzelne dieser Veranstaltungen 
ist in regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit umgerechnet nicht sehr wesentlich, 
in der Summe sind sie aber durchaus spürbar. 

Dass Unterricht auch dann vorbereitet werden muss, wenn die Lehrkraft ın- 
haltlich bereits voll auf der Höhe ist, ist nach meinen Erfahrungen allgemein 
bekannt. Schließlich wachsen für die jeweilige Lerngruppe geeignete Unter- 
richtsmaterialien nicht ım Garten, sondern müssen oft aus verschiedenen 
Lehrwerken zusammengesucht und für die Unterrichtssituation angepasst wer- 
den. Häufig unterschätzt wird aber der Aufwand, den Lehrerinnen und Lehrer 
insbesondere beim Unterricht ın der gymnasialen Oberstufe betreiben müssen, 
um die notwendigen gesicherten Kenntnisse zu erwerben. Wenn man von 
meinen Fächern ausgeht, so ist das im Falle Sozialwissenschaften noch unmit- 
telbar einsichtig: Als ich 1987 mein Studium beendete, war von Globaliste- 
rung keine Rede, die WTO gab es nicht, die EU war eine völlig andere, die in- 
ternationalen Beziehungen waren vom Öst-West-Konflikt geprägt und außer- 
dem hat man mir (zumindest ım eingeführten Lehrbuch) die neoliberale Syn- 
these als Keynessche Theorie verkauft. Ich hatte und habe also viel zu lernen, 
um akzeptabel unterrichten zu können. Um die nötige Fachliteratur lesen zu 
können, versuche ıch mir den Freitagabend freizuhalten, und nutze außerdem 
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die Ferien entsprechend. Überraschender dürfte sein, dass ich auch in Mathe- 
matik immer mal wieder vor der Situation stehe, etwas Neues lernen zu müs- 
sen, auch wenn dies seltener vorkommt und es um weniger grundlegende 
Dinge geht. Als Berufsanfänger muss man zunächst lernen, das im Studium 
erworbene Wissen in unterrichtsfähige Teile zu zerlegen und mit geeigneten 
Leitfragen und Beispielen zu verbinden. Dazu gibt es reichlich Hilfen, insbe- 
sondere Lehrwerke, aber davon, dass etwas in Büchern steht, weiß man es be- 
kanntlich noch nicht. Abgesehen davon ist nicht jedes vorgeschlagene Vorge- 
hen sinnvoll und dies zu beurteilen braucht ebenfalls Zeit. Aber auch Lehr- 
kräfte, die schon länger beschäftigt sind, schen sich in regelmäßig unregelmä- 
ßigen Abständen vor die Situation gestellt, dass sich die Lehrpläne ändern und 
sie das ein oder andere Neue lernen müssen, um den entsprechenden Unter- 
richt angemessen gestalten zu können. Als im Jahr 2000 die Lehrpläne für den 
Mathematikunterricht in der Oberstufe in NRW hin zum Schwerpunkt An- 
wendungsorientierung geändert wurden, bedeutete das für mich, dass ich mich 
auf die oft wenig ertragreiche Suche nach Anwendungsbeispielen machen 
musste, ökonomische Anwendungen der Matrizenrechnungen erlernen und 
mich in die Nutzung von Taschenrechnern mit Computer-Algebra-Systemen 
einarbeiten musste. Dergleichen kann man nicht an zweı Nachmittagen erle- 
digen. Dass dies alles schr viel Zeit ın Anspruch genommen hat, liegt auch 
daran, dass es Unterstützung vom Land ın Form entsprechender Fortbildun- 
gen nicht gegeben hat. Die Situation von Sprachlehrerinnen und -lehrern, die 
nach einem sprach- und literaturorientierten Studium plötzlich Filmanalyse 
unterrichten sollen, ist sicher nicht besser. Meine und meiner Kolleginnen 
und Kollegen Fortbildung findet überwiegend am heimischen Schreibtisch 
statt und ist durchaus zeitintensiv‘. 

Dass ein Archiv mit fachwissenschaftlichen, journalistischen und Unterrichts- 
materialien gewartet werden muss, dürfte zumindest PROKLA-Leserinnen und 
-Jeser nicht überraschen. Man muss im Buchhandel Material sichten, Rezensi- 
onen lesen, einkaufen und archivieren, damıt man das Material bei Bedarf 
auch wiederfindet. Besonders zeitraubend sind immer die unvermeidlichen 
Wegwerfaktionen, da im Falle jedes einzelnen Buches, Heftes und Artikels eine 
nicht immer leichte Entscheidung zu treffen ist. Für die Wegwerfaktion reser- 
viere ich in der Regel die ersten drei bis fünf Tage der Sommerferien. Auch die 


6 In der taz (22.9.2004: 7) liest sich das dann so: „Laut einer neuen OECD-Studie (...) nehmen 
deutsche Lehrer im internationalen Vergleich am wenigsten an Fortbildungen teil. Die 
Gründe liegen auch im Beamtenstatus.“ Grundlage dieser nassforschen Behauptung ist, dass 
im Rahmen der PISA-Studie 2000 Schulleitungen gefragt wurden, wie viel Prozent der Lehr- 
kräfte während der letzten drei Monate an einer Fortbildungsveranstaltung teilgenommen 
hat (Haläsz 2004: 776). Wie gesagt, geeignete Fortbildungen im schulischen Rahmen sind e- 
her die Ausnahme. Abgesehen von der häuslichen Fortbildungsarbeit besuche ich gerne und 
regelmäßig Vorträge von Wissenschaftlern, Tagungen und Podiumsdiskussionen - von all 
dem weiß meine Schulleitung aber nichts. 
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viertägige Exkursion nach Berlin, die ich mit dem SoWi-Leistungskurs durch- 
geführt habe, hat mich über einen längeren Zeitraum regelmäßig beschäftigt. 

Bevor ich nun zum für mich und die meisten meiner Kolleginnen und Kolle- 
gen unangenehmsten Teil der Lehrerarbeitszeit komme, möchte ich darauf 
hinweisen, dass mit den oben aufgelisteten Tätigkeiten bereits bis hierher von 
der eingangs erwähnten Halbtagstätigkeit nicht mehr viel übrig ist. Leider sche 
ich mich aber außerstande, eine halbwegs realistische Schätzung des zeitlichen 
Aufwands zu liefern. Kommen wir nun also zu den Korrekturen. Ich war 
selbst erschrocken, als ich feststellen musste, dass ich dafür im letzten Schul- 
jahr ziemlich sicher zwischen 300 und 350 Stunden, also 7 bis 9 volle Ar- 
beitswochen verbraucht habe’. Dies ist ganz sicher überdurchschnittlich viel 
aber ebenso sicher kein Spitzenwert. Noch ungünstiger stellt sich die Situation 
für Kolleginnen und Kollegen dar, die Deutsch und eine Fremdsprache oder 
zwei Fremdsprachen mit Schwerpunkt in der Oberstufe unterrichten, denn 
diese Fächerkombinationen haben den Nachteil, dass alle Klassen und Kurse 
Klassenarbeiten oder Klausuren schreiben müssen und dass jeweils immer alle 
Kursteilnehmer an den Klausuren teilnehmen und dass diese Kurse normaler 


7 Um den zeitlichen Aufwand zu schätzen, muss man sich klar machen, dass zu einer Korrek- 
tur entschieden mehr gehört als das Lesen der Hefte. Zunächst müssen die Klassenarbeiten 
und Klausuren erstellt werden, sodann muss man vollständig aufschreiben (Mathematik) oder 
zumindest stichpunktartig notieren (Sozialwissenschaften), wıe die Schülerinnen und Schüler 
die Aufgaben im besten Falle bearbeiten sollen. Weiter benötigt man ein Bewertungsschema, 
das eine wenigstens einigermaßen gleichmäßige Bewertung sicherstellt und diese auch für die 
Schülerinnen und Schüler nachvollziehbar macht. Während der Lektüre der Schülerarbeiten 
ist es oft sinnvoll, sich Gedanken über mögliche Schwächen des zurückliegenden Unterrichts 
zu machen, sich Notizen für eine möglichst gewinnbringende Besprechung der Arbeit zu 
machen, und eventuell Schlussfolgerungen für die weitere unterrichtliche Arbeit zu ziehen. 
Schließlich müssen Nachschreibeklausuren für diejenigen angefertigt werden, die wegen einer 
Krankheit die Klausur versäumt haben - all das braucht Zeit. - Die Kurse im Einzelnen: 1. 
Sozialwissenschaften-Leistungskurs, 13. Jahrgang, nur 9 teilnehmende Schülerinnen und 
Schüler - Glück gehabt. Diese schreiben aber jeweils sehr viel, was auf inhaltliche Richtig- 
keit, widerspruchsfreie und folgerichtige Argumentation hin zu überprüfen ist, auch dann, 
wenn die Klausur mehrere sprachliche und logische Ungereimtheiten enthält. Das dauert 
einfach lange. Zudem kann schon mal ein ganzer Sonntagnachmittag dabei draufgehen, ei- 
nen mehr oder weniger geeigneten. Arbeitstext zu finden und den Aufgabenapparat zu for- 
mulieren. Hier komme ich auf schätzungsweise 13 bis 20 Arbeitsstunden pro Klausur, mal 4 
Klausuren ım Schuljahr sind das 52 bis 80 Arbeitsstunden. 2. Mathematik-Grundkurs, 13. 
Jahrgang, 20 TeilnehmerInnen, von denen im ersten Halbjahr alle, im zweiten Halbjahr in 
der Abiturphase nur noch 6 Klausuren schreiben mussten. Mathematikklausuren lassen sich 
wesentlich schneller erstellen als SoWi-Klausuren, aber auch hier kommt es vor, dass die Su- 
che nach neuen Aufgaben sich als unerfreulich zeitraubend herausstellt. Geschätzter Zeit- 
aufwand: 2 mal 10 bis 15 Stunden und 2 mal 6 Stunden, macht 32 bis 42 Arbeitsstunden im 
Schuljahr. 3. Mathematik-Grundkurs, 12. Jahrgang, 25 TeilnehmerInnen, von denen alle an 
allen 4 Klausuren teilnehmen mussten. Geschätzter Zeitaufwand: 4 mal 15 Stunden, also 60 
Stunden im Schuljahr. 4. Für den Mathematik-Grundkurs im 11. Jahrgang gilt dasselbe, also 
noch einmal 60 Stunden. 5. Mathematikunterricht in der 9. Klasse, 27 Schülerinnen und Schü- 
ler, 5 Klassenarbeiten im Jahr. Geschätzter Zeitaufwand: 5 mal 10 Stunden, also 50 Stunden ım 
Jahr. 6. Mathematikunterricht in der 8. Klasse, 27 Schülerinnen und Schüler, 6 Klassenarbeiten 
im Jahr. Geschätzter Zeitaufwand: 6 mal 8 Stunden, also 48 Stunden im Jahr. 
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Weise viele Mitglieder haben (das altes gilt auch für das Fach Mathematik, al- 
lerdings lassen sich Mathematikklausuren im Allgemeinen schneller korrigie- 
ren als fließende Texte). Ungerechter Weise wird diese für manche Lehrerinnen 
und Lehrer nicht vorhandene, für andere erhebliche Belastung durch Korrek- 
turen vom Arbeitgeber bei der Festlegung der Pflichtstundenzahlen nicht be- 
rücksichtigt. Die tatsächlichen Arbeitszeiten von Lehrerinnen und Lehrern 
sind also sehr unterschiedlich. Für die stark Belasteten ist nicht nur die reine 
Arbeitszeit eine Quelle von erheblichem Stress, sondern auch die Tatsache, 
dass sie unvermeidlich Konsequenzen für die Unterrichtsvorbereitung hat. 
Diese findet häufig unter extremem Zeitdruck und entsprechend unvollkom- 
men statt. Schlecht laufender Unterricht und bei vielen ein schlechtes Gewis- 
sen sind dıe Folge. Was mich persönlich angeht, so habe ich im letzten Schul- 
jahr die Arbeitsbelastung zwischen Ende Oktober und Anfang April als un- 
zumutbar empfunden. Ich habe in dieser Zeit eine Woche lang nicht gearbei- 
tet (19. bis 26.12.), in der zweiten Herbstferien- und Weihnachtferienwoche 
normal (35 bis 40 Stunden für Korrekturen, Abiturvorschläge, Beratung von 
Referendaren) und während der gesamten Unterrichtszeit immer weit über 40 
Stunden in der Woche. Es kam nicht selten vor, dass ich zwischen Freitag 
Nachmittag und Montag morgen allein auf 15 Stunden gekommen bin. In 
solchen Phasen ist es nicht immer leicht, angemessen auf Wünsche, Fragen 
und Extravaganzen von Schülerinnen und Schülern zu reagieren. Schon gar 
nicht ist daran zu denken, zusätzliche Vorbereitungszeit zu erübrigen, um Ma- 
terial für einen methodisch variationsreicheren Unterricht zu erstellen. Von 
pädagogischer und didaktischer Gestaltung kann keine Rede mehr sein, es 
geht ums „Überleben“. 


Arbeitsmaterial 


Was das Arbeitsmaterial an unserer Schule angeht, so gibt es drei Dinge die 
mit vertretbarem Aufwand und zuverlässig zur Verfügung stehen: Kreide, Ta- 
feln, Kopien. Über die Schulbücher könnte man leichtfertiger Weise dasselbe 
behaupten - sie sind nämlich überwiegend Eigentum der Schule und müssen 
am Ende des Schuljahres wieder zurückgegeben werden. Das ist bei einem 
Mathematikbuch kein großes Problem, eine vernünftige Textarbeit mit Un- 
terstreichungen und Anmerkungen, wie sie in den meisten Fächern nötig ist, 
ist mit diesen Büchern allerdings nicht möglich. Die Versorgung mit Over- 
headprojektoren ist so schlecht, dass sie nicht zuverlässig zur Verfügung ste- 
hen - ıch versuche deshalb ohne auszukommen, was manchmal nicht zu 
leugnende Nachteile hat. Wenn ich mal einen Film zeigen will, so erzwingt 
das normaler Weise, dass ich mich frühzeitig mit einer Kollegin oder einem 
Kollegen auf einen Raumtausch einige, weil die Zahl der Räume an der Schule 
einfach nicht reicht, um ein bis zwei Räume für Videovorführungen freizuhal- 
ten. Wenn ıch das getan habe, muss ich mich auch an den Termin halten, 
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und kann nicht mehr auf überraschende Wendungen im Unterricht reagieren. 
Ein besonderes Ärgernis ist die Ausstattung mit PCs. In den Lehrplänen der 
meisten Fächer wird ausdrücklich die Arbeit mit Textverarbeitungen, Tabel- 
lenkalkulationen, Computer-Algebra-Systemen und Internet gefordert. Abgese- 
hen davon, dass ich immer noch nicht überzeugt bin, dass das alles besonders 
sinnvoll ist, - meiner Meinung nach sind Clifford Stolls Begründungen, „wa- 
rum Computer nichts im Klassenzimmer zu suchen haben“ (Stoll 2001), 
durchaus nicht an den Haaren herbeigezogen - sind die technischen Voraus- 
setzungen für einen effektiven Unterricht in diese Richtung einfach nicht ge- 
geben und auch nur mit einem sehr hohen finanziellen Aufwand herzustellen 
und zu erhalten. Dass es kaum möglich ıst, den Umgang mit einem Compu- 
terprogramm zu erlernen und den PC anschließend als Werkzeug zu nutzen, 
wenn sıch zwei bis vier Schüler einen PC teilen müssen, dürfte klar sein. Mei- 
ne Versuche, mit Lerngruppen Internetrecherchen durchzuführen, scheitern 
immer wieder, weil die zur Verfügung stehenden Anlagen des öfteren extrem 
langsam werden, wenn an allen Plätzen gearbeitet wird’. Es nervt dann schon 
ein wenig, wenn ın bildungspolitischen Verlautbarungen behauptet wird, an 
den Schulen werde immer noch relativ wenig mit PCs gearbeitet, weil die Leh- 
rerinnen und Lehrer eine gewisse Scheu im Umgang mit der nicht mehr ganz 
neuen Technik hätten und im Übrigen zu faul seien, an entsprechenden Fort- 
bildungen teilzunehmen. Solche Lehrkräfte mag es geben, gäbe es sıe nicht, 
änderte dies allerdings wenig. 


Entscheidungen der Bildungspolitik 
und Berichterstattung in den Medien 


Man sollte ja glauben, dass Bildungspolitikerinnen und -politiker angesichts 
der nicht besonders ermutigenden Ergebnisse der Schülerinnen und Schüler 
an deutschen Schulen bei der TIMSS- und der PISA-Studie anfangen, grund- 
sätzlicher über das Bildungssystem nachzudenken. Bekanntlich ist das bisher 
kaum der Fall, statt dessen sind wir von unserer rot-grünen Landesregierung 
(soweit ich sehe gemäß dem Trend in allen anderen Bundesländern) mit über- 
wiegend sinnlosen bis schädlichen Maßnahmen belästigt worden. Hier eine 
sehr unvollständige Liste. 

Die Wahlmöglichkeiten der Schülerinnen und Schüler in der gymnasialen 
Oberstufe werden immer weiter eingeschränkt. Einerseits wird beklagt, dass es 


8 Ein nicht zu unterschätzendes Problem ist ın diesem Zusammenhang, dass die Systemadmi- 
nistration zumeist (so auch bei uns) von einem besonders einsatzwilligen Kollegen erledigt 
wird, der bei den zahlreichen auftretenden Schwierigkeiten aber einfach nicht nachkommt. 
Diese sind nicht nur dadurch bedingt, dass Programminstallationen in Netzwerken noch 
entschieden mehr Nervereien verursachen als sie jeder private PC-Nutzer von zu Hause 
kennt. Sabotageakte einzelner Schüler binden hier (wie an vielen anderen Stellen) viel Leh- 
rerarbeitszeit, die nun wahrlich keine Freude verursacht. 
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an gut ausgebildeten Berufsanfängern fehle, andererseits verhindert man durch 
sogenannte Reformen, dass z.B. junge Erwachsene, die bei der Bearbeitung li- 
terarischer Texte ernsthafte Schwierigkeiten haben, Informatik studieren kön- 
nen (Deutsch kann seit 2001 nicht mehr nach der 12 abgewählt werden). Ent- 
sprechendes gilt seit dem letzten Schuljahr für diejenigen, die Schwächen im 
naturwissenschaftlichen Bereich haben (die zweite Naturwissenschaft wurde 
obligatorisch). Außerdem wurden die Leistungskurse um eine Unterrichts- 
stunde gekürzt, ohne dass auch Inhalte gestrichen worden wären. 

Alle Schulen wurden verpflichtet, ein sogenanntes Schulprogramm zu schreiben, 
in dem pädagogische Leitlinien und deren konkrete Umsetzung im Unterricht 
und im sonstigen Schulleben festzuhalten sind. In Schulen, die sowohl auf die 
Stundentafel als auch auf die konkreten Unterrichtsinhalte nur wenig Einfluss 
haben’, ist dies eine nicht unerhebliche Verschwendung von Arbeitszeit (Verlän- 
gerung von Fach-, Lehrer- und Schulkonferenzen, ungezählte Arbeitsgruppen- 
sitzungen, Beschäftigung der Schulleitungen mit Kritik der Bezirksregierung). 

In den Klassen 7 und 10 wurden sogenannte Vergleichsarbeiten eingeführt: Al- 
le Schülerinnen und Schüler einer Jahrgangsstufe schreiben dieselbe Klassen- 
arbeit zur gleichen Zeit. Das bedeutet, dass sich die Kolleginnen und Kollegen 
mindestens zwei Monate vor dem Termin über den Themenbereich und die 
zugrundeliegenden Unterrichtsinhalte einigen müssen und sich spätestens ein 
bis zwei Wochen vor der Arbeit auf die zu stellenden Aufgaben zu verständi- 
gen haben. Da Unterricht aber bekanntlich nur dann nach Plan läuft, wenn 
die Lehrperson wenig Rücksicht auf die jeweils besonderen Schwierigkeiten in 
der Lerngruppe nimmt, entsteht damit eine Situation, wo in der einen Klasse 
ım Vorfeld der Vergleichsarbeit inhaltlich auf der Stelle getreten wird, was die 
Möglichkeit eröffnet, viel zu üben, während sich die Lehrkraft in der anderen 
Klasse gezwungen sieht, über die Köpfe einer erheblichen Anzahl von Lernen- 
den hinweg zu unterrichten, um zum festgelegten Termin zumindest formal al- 
le notwendigen Inhalte „durchgenommen“ zu haben. Welche Klasse bei dem 
anstehenden Vergleich dann besser abschneidet, steht natürlich schon vorher 
fest. Über die Qualität der Lehrkraft sagt der jeweilige Ausgang nichts - ich 
selbst habe mich mit meiner jeweiligen Klasse schon in beiden Situationen be- 
funden - und welchen Nutzen diese Veranstaltung für die Schülerinnen und 
Schüler haben soll, hat mir bisher auch niemand erklären können. Ich vermu- 
te hinter dieser Maßnahme, ebenso wie hinter dem demnächst auch in NRW 
durchgeführten Zentralabitur, die Verwechslung gleicher Prüfungsaufgaben mit 
gleichen Prüfungsanforderungen, die wiederum für ein Gebot der Gerechtig- 
keit gehalten werden und außerdem als Mittel der staatlichen „Qualitätskon- 


9 Im Fach Mathematik etwa gibt es keinerlei inhaltliche Gestaltungsspielräume, da die ver- 
pflichtenden Inhalte der Lehrpläne selbst dann kaum oder gar nicht zu schaffen sind, wenn 
kein Unterricht ausfällt. 
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trolie“ eingesetzt werden. Was dabei herauskommt, ist, dass Schülerinnen und 
Schüler für nicht genügend prüfungsorientierten oder einfach schlechten Un- 
terricht, ungünstige schulische Bedingungen, längere Krankheiten der Lehr- 
kraft usw. büßen müssen’. 

Im laufenden Schuljahr werden in NRW erstmals zentrale Lernstandserhebun- 
gen ım 9. Jahrgang in den Fächern Deutsch, Englisch und Mathematik durch- 
geführt (wofür die Vergleichsarbeit ım 10. Jahrgang kaum eingeführt wieder 
gestrichen wurde). Die dort von den Schülerinnen und Schülern gezeigten 
Leistungen gehen nicht in die Leistungsbewertung ein. Ich finde es prinzipiell 
sinnvoll, anders als üblicher Weise in Klassenarbeiten, jahrgangsstufenübergrei- 
fend zu erheben, was denn nun bei der unterrichtlichen Arbeit an dauerhaft 
abrufbaren Fähigkeiten herausgekommen ist. Ob dieses neue Instrument das 
leistet und was anschließend mit den Ergebnissen der Erhebung angefangen 
wird, bleibt jedoch abzuwarten. 

Die Versetzungsbedingungen wurden verschärft. Das hält verantwortliche Bil- 
dungspolitiker nicht davon ab, sich gegenüber der Presse zu beklagen, es blie- 
ben zu viele Schülerinnen und Schüler sitzen, was ökonomisch und pädago- 
gisch uneffektiv sei. 

Schülerinnen und Schüler dürfen im 9. und 10. Jahrgang vom Gymnasium 
nicht mehr an eine andere allgemeinbildende Schule wechseln. Eine Maß- 
nahme, die vermutlich vor allem Schulabgänge ohne Abschluss fördert. 


In all diesen Maßnahmen ein Konzept oder gar eine Reaktion auf bekannte 
Schwächen des Schulsystems zu entdecken, ist wohl kaum möglich. Worum es 
bei der Erhöhung der Schülerzahlen ın den Klassen, bei den regelmäßig statt- 
findenden Arbeitszeitverlängerungen für die Lehrerinnen und Lehrer und bei 
der Einführung des sogenannten bedarfsdeckenden Unterrichts durch die Leh- 
ramtsanwärterinnen und -anwärter'' geht, ıst dagegen klar: Die in Deutschland 
gemessen am Bruttoinlandsprodukt ohnehin schon niedrigen Bildungsausgaben 
sollen möglichst wenig wachsen. Dass der Unterricht durch diese Maßnahmen 
eher schlechter als besser wird, liegt aber auch auf der Hand. Da die Fortbildung 
ja neuerdings für besonders wichtig gehalten wird, lohnt es sich vielleicht dar- 
auf hinzuweisen, dass unserer Schule mit 49 fertig ausgebildeten Lehrkräften 
für das laufende Schuljahr 1.120,26 Euro für schulinterne Fortbildungen für das 
gesamte Kollegium sowie schulexterne Fortbildungen einzelner Kolleginnen 


10 Da ich in den letzten Weihnachtsferien eine volle Arbeitswoche für die Erstellung der beı- 
den Abiturvorschläge benötigt habe, die dann vom wachsamen Auge der Behörde dennoch 
kritisiert wurden, weil sie immer noch, wie auch ich wusste, unvollständig waren, kann ich 
der Einführung des Zentralabiturs durchaus etwas abgewinnen. Lieber würde ich allerdings 
die Abiturklausuren auch weiterhin selbst stellen, wenn nur der unsägliche bürokratische 
Aufwand weitgehend gestrichen würde. 

11 Seit einigen Jahren müssen Referendarinnen und Referendare 8 Stunden in den Wochen unter 
nchten, in denen sie nicht von einer Lehrkraft mit abgeschlossener Ausbildung betreut werden. 
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und Kollegen zugeteilt wurden. Der amtlich festgestellte Fortbildungsbedarf 
beläuft sich also auf 22,86 Euro pro Lehrkraft und Jahr. Praktisch bedeutet 
das, dass ıch fast alle Fortbildungsmafßßnahmen selbst auswähle und bezahle. 
Seit dem letzten Schuljahr gibt es in NRW einen Modellversuch mit dem irre- 
führenden Namen „selbstständige Schule“ - selbstständige Schulleitung wäre 
treffender. Die Schulleitungen an diesen Schulen suchen (wenn ich mich recht 
entsinne) neue Lehrkräfte selbst aus, können Umschichtungen zwischen Per- 
sonal- und Sachmitteletats vornehmen, Hilfskräfte für befristete Aufgaben be- 
schäftigen usw. Ich habe nichts gegen mehr Entscheidungsautonomie der 
Schulen (auch wenn ich einen skrupellosen Umgang mit nicht-pädagogischen 
Beschäftigten befürchte). Diese sollte allerdings eine ernsthafte Beteiligung der 
Lehrerschaft, Eltern und Schülerinnen und Schüler an allen grundlegenden 
Entscheidungen beinhalten und nicht dadurch geschehen, dass man die Schul- 
leiterinnen und -leiter zu „vollwertigen Chefs“ macht. 

Dieses bildungspolitische Kleinklein wirkt ebenso wenig motivierend wie vie- 
les, was man von Seiten der Presse geboten bekommt. Man muss nicht die 
Boulevardpresse lesen oder Nachrichten im Privatfernsehen sehen, um statt 
einer angemessenen Berichterstattung nur die bekannten Vorurteile zu finden. 
So schreibt - ein Beispiel statt vieler - der Spiegel (eine von Lehrern relativ 
häufig gelesene Zeitschrift) am 22.9.2004 unter der Schlagzeile „Satt, überal- 
tert, ausgebrannt“ über die OECD-Lehrerstudie: „Die Bildungsforscher be- 
scheinigen den deutschen Lehrern (..) geringe Leistungsbereitschaft, mangeln- 
des Interesse an Weiterbildung und unzureichende Ausbildung für den Schul- 
alltag.“ Im Original steht dagegen unter anderem: „Wir stellten bei unseren 
Schulbesuchen ein starkes berufliches Engagement der Lehrkräfte und eine gu- 
te Lehrer-Schüler-Beziehung fest“ (Haläsz u.a. 2004: 42). Ich halte nicht be- 
sonders viel von dieser letzten OECD-Studie", was aber der Großteil der Pres- 
se, der sich weigert, über die mangelnde finanzielle Ausstattung und Fragen 
der Schulfverwaltungs)struktur zu reden und folgerichtig die Lehrerschaft für 
alle Probleme verantwortlich machen muss, aus ihrem Inhalt gemacht hat, war 
oftmals indiskutabel. 


Traumberuf Lehrer?! 


Als ich mich kürzlich mit einer Schülergruppe über die Belastungen des Leh- 
rerberufs unterhielt und dabei auf Teile dessen, was ich hier aufgeschrieben 


12 Der hohe Aufmerksamkeitswert, den die OECD-Studien erzielen, resultiert vermutlich unter 
anderem aus der falschen Annahme, es würde jedes Mal wie bei TIMSS oder PISA ein hoher 
empirischer Aufwand am Ort des Bildungsgeschehens, den Schulen eben, betrieben, der zu 
einigermaßen abgesicherten Ergebnissen führt. Die wichtigste Grundlage der Lehrerstudie 
sind aber Länderberichte, die von Regierungsstellen, in Deutschland der Kultusministerkon- 
ferenz, erstellt wurden. Diesen Berichten lässt sich über die konkreten Belastungen der Leh- 
rertätigkeit aber nur wenig entnehmen. 
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habe, hinwies, machte ein Schüler den berechtigten Finwand: „Aber Ihnen 
macht Ihre Arbeit doch offensichtlich Spaß!“ Ja, die Arbeit macht mir trotz- 
dem Spaß, weıl ich es bisher immer noch schaffe, ohne Groll zum Unterricht 
zu erscheinen (was beim wiederholten wochenendlichen Korrekturmarathon 
durchaus nicht der Fall ist) und dafür mit trotz der widrigen Umstände über- 
wiegend positiven oder neutralen Beziehungen zu den Schülerinnen und Schü- 
lern, gelegentlich geglückten pädagogischen Einflussnahmen und in der Regel 
eben doch halbwegs gelingenden Lernprozessen belohnt werde. Ich habe an 
der Schule gelernt, mit Kolleginnen und Kollegen, von denen mich politisch 
und pädagogisch vieles trennt, produktiv und in angenehmer Atmosphäre zu- 
sammenzuarbeiten, was ich vorher nicht für möglich gehalten hätte. Außer- 
dem gibt es eigentlich jeden Vormittag sowohl in den Klassen als auch Kreis 
der Kolleginnen und Kollegen etwas zu lachen. Schließlich habe ich das 
Glück, an einer Schule mit einer überwiegend kooperativen Schulleitung zu 
arbeiten. Wie ich oben dargelegt habe, muss ich mich ständig weiterbilden; 
dieser Zwang hat bisher aber nicht dazu geführt, mir die Freude am (ganz ü- 
berwiegend selbstständigen) Lernen zu nehmen: Auch diese Seite meines Brot- 
erwerbs weiß ich sehr zu schätzen. Ich mache die Arbeit gern und hoffe, dass 
ich sie die verbleibenden mindestens 20 Jahre bis zur Rente auch durchhalte. 
Wenn sich die Rahmenbedingungen wider Erwarten doch noch einmal verbes- 
serten, würde dies ein wenig wahrscheinlicher. Der Traum, dass eine größere 
Zahl von Kolleginnen und Kollegen von der täglichen Tretmühle freigestellt 
wird, um mit Energie und Phantasie in etwas größeren Umfang als an der 
Bielefelder Laborschule neue Schulen - etwa orientiert an den skandinavischen 
- auszuprobieren und dass ich womöglich dabei mitmachen könnte, wird sich 
jedoch mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht erfüllen. 
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Gewerkschaften am Scheideweg 


Siemens, DaimlerChrysler, Karstadt, Opel, 
VW... neben dem Angriff der großen 
Koalition von SPD-Grünen-CGDU/CSU- 
FDP auf alle sozialstaatlichen Errungen- 
schaften nun also eine nicht enden wol- 
lende Kette betrieblicher Auseinanderset- 
zungen, die zu immensen Lohnsenkun- 
gen und Arbeitszeitverlängerungen füh- 
ren - und ganz nebenbei auch die Rele- 
vanz der Flächentarife in Frage stellen. 
Soll man die Gewerkschaften nun be- 
dauern, weil sie die „Prügelknaben der 
Nation“ sind, die Opfer der vehementen 
Angriffe von Unternehmern und Regie- 
rung, die als Sündenböcke auch noch 
dafür herhalten müssen, dass die Arbeits- 
losigkeit weiter steigt, während es doch 
die neoliberale Politik und die Lohnsen- 
kungen sınd, die die Stagnations- und 
Krisentendenzen der kapitalistischen Wirt- 
schaft weiter verschärfen? Oder soll man 
über die Gewerkschaften den Kopf 
schütteln, weil sie ihre - trotz aller Mit- 
gliederverluste und der jahrzehntelangen 
Passivierung ihrer Basis durch Stellvertre- 
terpolitik - immer noch bestehende or- 
ganisatorische Stärke nicht einmal ernst- 
haft einsetzen, um den Angriffen von 
Regierung und Unternehmern etwas ent- 
gegenzusetzen? Weil sie borniert an dem 
sprichwörtlichen „deutschen Konsens- 
modell“ festhalten, an einem fordisti- 
schen Klassenkompromiss, den die Kapi- 
talseite längst aufgekündigt hat? Die In- 
tegration der Gewerkschaften in das 
„Exportmodell Deutschland“ (vgl. Esser 
1982) scheint im Großen und Ganzen 
weiter zu funktionieren wie eh und je, als 
wenn nichts wäre. Und das, obwohl ge- 
genwärtig alle Dämme brechen, die ın 
über 100jährigen Kämpfen aufgerichtet 


wurden, um den Lohnabhängigen hierzu- 
lande unter kapitalistischen Bedingungen 
ein einigermaßen erträgliches Leben zu 
ermöglichen. Schon aus ihrem Figeninte- 
resse, um als Organisation zu überleben, 
müssten die Gewerkschaften darüber nach- 
denken, wie sie die fortgesetzten Mitglie- 
derverluste endlich stoppen können. Da- 
zu ist eine offene und solidarisch geführ- 
te strategische Richtungsdebatte dringend 
notwendig. Es wäre fatal zu glauben, die 
Gewerkschaften hätten lediglich ein Kom- 
munikations- und Vermittlungsproblem, 
das mit einer Kommunikationskampagne 
wie der des DGB unter dem nichtssa- 
genden Titel „Das machen wir!“ beho- 
ben werden könnte. Die Klemme, in der 
die Gewerkschaften stecken, kommt 
nicht aus heiterem Himmel. Es ist not- 
wendig, sich Entwicklungen der Vergan- 
genheit zu vergegenwärtigen, um die 
heutige Situation zu verstehen. 

Über Jahrzehnte hinweg bestand die 
Stärke der deutschen Gewerkschaften 
darin, dass sie zugleich Ordnungsfaktor 
und Gegenmacht waren. Nach ihrer 
Niederlage im Kampf um das Betriebs- 
verfassungsgesetz Anfang der 1950er Jah- 
re haben sie von antikapitalistisch motı- 
vierten politischen Ambitionen der De- 
mokratisierung der Wirtschaft weitge- 
hend Abstand genommen und sich 
pragmatisch mit der kapitalistischen Re- 
konstruktion Westdeutschlands arran- 
giert (vgl. Pirker 1979). Unter den Bedin- 
gungen des fordistischen „Wirtschafts- 
wunders“ ist es ihnen gelungen, bedeu- 
tende Verbesserungen der Arbeits- und 
Lebensbedingungen für die Lohnabhän- 
gigen durchzusetzen. Die Einbindung 
der Lohnabhängigen durch die Mitbe- 
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stimmung entwickelte sich zugleich zu 
einer tragenden Säule des auf dem Welt- 
markt außerordentlich erfolgreichen „Ex- 
portmodells Deutschland“. Der - aller- 
dings seit jeher selektive, weil primär auf 
die Interessen von deutschen, männlı- 
chen Facharbeitern bezogene - Korpora- 
tismus der deutschen Gewerkschaften 
schien sich zunächst auch unter den Be- 
dingungen der Krise des Fordismus zu 
bewähren. Die Gewerkschaften akzeptier- 
ten die Notwendigkeit der Anpassung 
des einheimischen Kapitals an die verän- 
derten Weltmarktbedingungen und ord- 
neten ihre eigene Politik dem unter. Im 
internationalen Vergleich wurde dadurch 
eine außergewöhnlich hohe Quote in- 
dustrieller Beschäftigung gesichert, wenn- 
gleich die Massenarbeitslosigkeit mit je- 
dem Konjunkturzyklus weiter zunahm. 
In den 1980er Jahren trug der Kampf um 
die 35-Stundenwoche, der international 
von Gewerkschaftern und Linken weithin 
als Vorbild angesehen wurde, nicht un- 
erheblich dazu bei, dass die von der Re- 
gierung Kohl propagierte „geistig-morali- 
sche Wende“ sich nicht wie Thatcheris- 
mus und Reaganomics zu einem Fron- 
talangriff auf die Lohnabhängigen entwi- 
ckeln konnte. 

Das Ergebnis des Kampfes um die 35- 
Stundenwoche war allerdings ambivalent. 
Zum einen gelang es nicht mehr, die 35- 
Stundenwoche branchenübergreifend zu 
verallgemeinern und als gesellschaftli- 
chen Standard zu etablieren. Zum ande- 
ten wurde die Arbeitszeitverkürzung von 
den Gewerkschaften nur um den Preis 
der Flexibilisierung der Arbeitszeiten 
durchgesetzt. Dadurch gelang den Ar- 
beitgebern nicht nur die Verlängerung 
der Maschinenlaufzeiten, d.h. eine öko- 
nomischere Nutzung ihres fixen Kapitals 
und damit eine Erhöhung der Profitabi- 
lität, sondern vor allem auch der Ein- 
stieg in die Dezentralisierung der Ar- 
beitsbeziehungen. Innerhalb der Gewerk- 
schaften führte dies zu heftigen Debat- 
ten, da die damit verbundenen Gefahren 
deutlich gesehen wurden. Letztendlich 
beschritten die Gewerkschaften jedoch 
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einen Weg, der zu der zunehmenden 
Aufwertung der betrieblichen Ebene ge- 
genüber der Branchenebene im Aushand- 
lungsprozess führte. 

Der Übergang zu einem immer stärker 
dezentralisierten „concession bargaining“ 
gewann in der ersten Hälfte der 1990er 
Jahre an Dynamik, als die Konjunktur- 
krise Deutschland - wegen des durch die 
„Wiedervereinigung“ ausgelösten Booms 
zwar verspätetet, aber dafür recht heftig - 
traf. Die „Standortdebatte“ flammte auf, 
und die gewerkschaftlichen und betrieb- 
lichen Interessenvertretungen der Lohn- 
abhängigen schienen nur noch die Wahl 
zwischen der Scylla eines umfangreichen 
Arbeitsplatzabbaus und der Charybdis 
weitreichender Zugeständnisse zur be- 
trieblichen Kostensenkung zu haben. Im 
Ergebnis fand beides statt: Die Massen- 
arbeitslosigkeit stieg - so weit wie mög- 
lich „sozialverträglich“ geregelt - weiter 
an, und die Lohnentwicklung wurde zu- 
nehmend von der Produktivitätsentwick- 
lung abgekoppelt, d.h. die Reallöhne 
stagnierten. 

Die Gewerkschaften proklamierten zwar 
das Ziel einer makroökonomisch verant- 
wortlichen, am Produktivitätswachstum 
und an der Inflationsrate orientierten Ta- 
rifpolitik, doch nutzten sie den vertei- 
lungsneutralen Spielraum für Lohnerhö- 
hungen oder Arbeitszeitverkürzungen 
kaum aus (vgl. Wendl 2004). Dies ist 
wohl verschiedenen Ursachen geschuldet. 
Möglicherweise war unter den gegebenen 
Bedingungen (Mobilisierungsfähigkeit der 
Gewerkschaftsbasis, politische und wirt- 
schaftliche Kräfteverhältnisse) einfach 
nicht mehr durchsetzbar. Allerdings fin- 
det sich auch innerhalb der Gewerk- 
schaften die Befürchtung, „zu hohe“ 
Lohnsteigerungen könnten der Wettbe- 
werbsfähigkeit der in Deutschland ansäs- 
sigen Unternehmen schaden. Im Einzel- 
fall - d.h. aus betriebswirtschaftlicher 
Perspektive - mag diese Befürchtung un- 
ter den Bedingungen der Globalisierung 
durchaus begründet sein, doch hier spielt 
auch der Einfluss neoliberalen Gedan- 
kengutes in den Gewerkschaften eine 
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Rolle. Ein weiterer Aspekt war wohl, dass 
die Gewerkschaften befürchten mussten, 
eine offensivere Lohnpolitik würde die 
Erosionstendenzen bei den Arbeitgeber- 
verbänden beschleunigen, zu Verbands- 
austritten führen und somit die Flächen- 
tarife untergraben (vgl. Schroeder/Rup- 
pert 1996). Des weiteren bestand sicher- 
lich zeitweise ein Zusammenhang zwı- 
schen der Lohnzurückhaltung der Ge- 
werkschaften und den Versuchen, mit 
Arbeitgebern und Regierung ein tripartis- 
tisches „Bündnis für Arbeit“ zu schlie- 
ßen, obwohl die Gewerkschaften nach 
außen hin verkündeten, Einkommenspo- 
litik könne nicht Gegenstand der Bünd- 
nisgespräche sein. Fatalerweise durch- 
kreuzte die mit dem „Bündnis für Ar- 
beit“ einhergehende Lohnzurückhaltung 
auch die - ohnehin nur halbherzig ver- 
folgten - Bemühungen um eine gewerk- 
schaftliche Koordinierung der Tarifpoli- 
tik in Europa. In kaum einem anderen 
Land wurde der Anstieg der Lohnstück- 
kosten so stark gebremst wie in Deutsch- 
land, d.h. wenn es in Europa ein Lohn- 
dumping gibt, so geht es nicht zuletzt 
von Deutschland aus. Dabei müssten die 
Gewerkschaften des wirtschaftlich stärks- 
ten Land im Grunde gerade eine Füh- 
rungsrolle bei den Lohnsteigerungen ü- 
bernehmen. 

Letztendlich hat die Lohnzurückhaltung 
vielleicht zwar die Verbandsflucht der 
Arbeitgeber, nicht aber die Erosion der 
Flächentarife aufhalten können. Denn 
letztere wurden zunehmend durch be- 
triebliche Sondervereinbarungen zur 
Standortsicherung überlagert und ausge- 
höhlt. Das „concession bargaining“ auf 
der Betriebsebene drehte sich in den 
1990er Jahren zunächst um die Ab- 
schmelzung übertariflicher Leistungen, 
doch gab es in einzelnen Fällen auch ju- 
ristische Auseinandersetzungen, als Be- 
triebsräte gemeinsam mit dem Manage- 
ment untertarifliche Arbeitsbedingungen 
vereinbaren wollten. Bisher stellte der 
Tarifvertrag in der Regel eine Mindest- 
norm dar, d.h. betriebliche oder einzel- 
vertragliche Regelungen des Arbeitsver- 
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hältnisses konnten vom Tarifvertrag nur 
„nach oben“ abweichen. Nur so können 
die Tarifverträge ihre Schutzfunktion für 
die Arbeitnehmer erfüllen - ansonsten 
wären sie nur unverbindliche Empfehlun- 
gen. Allerdings waren die Gewerkschaf- 
ten unter dem Druck von Arbeitsplatz- 
abbau und angedrohten Standortverlage- 
rungen schließlich bereit, tarifliche Öff 
nungsklauseln zu vereinbaren, die - zu- 
nächst nur bei Krisensituationen bzw. 
nachgewiesener Existenzgefährdung von 
Unternehmen - die betriebliche Verein- 
barung untertariflicher Standards mit 
Zustimmung der zuständigen Gewerk- 
schaft ermöglichten. 

Die Konzessionen von Betriebsräten und 
Gewerkschaften im Zuge von Standortsi- 
cherungsvereinbarungen bzw. „betriebli- 
chen Bündnissen für Arbeit“ sind aller- 
dings kein konjunkturelles Phänomen 
geblieben. Vielmehr haben sich derartige 
Vereinbarungen auch während des Kon- 
junkturaufschwungs in den späten 
1990er Jahren weiter verbreitet und ver- 
allgemeinert. Die Konzessionen wurden 
während des Booms nicht zurückge- 
nommen, sondern erneuert und erwei- 
tert. Sie sind auch kein Phänomen, das 
primär in kleinen und mittleren oder krı- 
senhaften Unternehmen anzutreffen wä- 
re, sondern sie existieren ebenso in profi- 
tablen Großunternehmen. Und sie 
tauchten zuerst in der Automobilindust- 
rie auf, in einer Branche, die wıe kaum 
eine andere für den Exporterfolg der 
deutschen Industrie steht. Dabei waren 
es interessanterweise Ford und die Gene- 
ral Motors-Tochter Opel, die zuerst ver- 
suchten, das „concession bargaining“ aus 
den USA nach Deutschland zu übertra- 
gen und die auch die ersten Standortver- 
einbarungen aushandelten (vgl. Rehder 
2003: 55ff). 

Mit der erneuten Konjunkturkrise zu 
Beginn des neuen Jahrtausends haben 
die Standortdebatte und die Konzessi- 
onspolitik von Betriebsräten und Ge- 
werkschaften erneut an Virulenz gewon- 
nen. Mit dem Pforzheimer Tarifabschluss 
2004 der IG Metall wurde die Möglich- 
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keit der Vereinbarung ergänzender Tarıf- 
regelungen und befristeter Abweichun- 
gen von tariflichen Mindeststandards auf 
betrieblicher Ebene erneut ausgeweitet. 
Abweichungen von tariflichen Mindest- 
standards setzen nun nicht mehr die exi- 
stenzielle Krise eines Unternehmens vor- 
aus, sondern können auch zur Erhöhung 
der Wettbewerbsfähigkeit vereinbart wer- 
den. Diese weitere Sanktionierung be- 
trieblicher Verhandlungen war geradezu 
eine Einladung an die Arbeitgeber, nun 
auf der Unternehmensebene in die Of 
fensive zu gehen. 

Vorausgegangen war dem Pforzheimer 
Tarifabschluss die Niederlage im Streik 
um die Einführung der 35-Stundenwoche 
in der ostdeutschen Metall- und Elektro- 
industrie 2003. Zum ersten Mal seit ei- 
nem halben Jahrhundert war die IG Me- 
tall gezwungen, einen Streik ohne Er- 
gebnis abzubrechen. Gewiss hätte die 
Auseinandersetzung um die Arbeitszeit- 
verkürzung durch eine Kampagne in der 
Öffentlichkeit besser vorbereitet werden 
müssen, und gewiss hat die IG Metall 
die Schwierigkeiten eines Streiks in Ost- 
deutschland - in Anbetracht von nur ei- 
ner Handvoll streikfähiger Betriebe und 
eines kompromisslosen Arbeitgeberver- 
bandes in Sachsen - unterschätzt (vgl. 
Schmidt 2003). Gleichwohl wurde das 
Desaster dieser Niederlage auch durch 
den organisationsinternen Zwist um die 
Nachfolge Klaus Zwickels und die man- 
gelnde Solidarität von Betriebsräten in 
der westdeutschen Automobilindustrie 
mitverursacht. Einzelne prominente Ge- 
werkschafter wie der Gesamtbetriebsrats- 
vorsitzende der Opel AG, Klaus Franz, 
sprachen sich während des Streiks öffent- 
lich gegen diesen aus - ein einmaliger 
Vorgang. Offenbar waren führende Ge- 
werkschafter bereit, in der internen Aus- 
einandersetzung um die Führung die ge- 
werkschaftliche Organisation und die In- 
teressen der ostdeutschen Beschäftigten 
aufs Spiel zu setzen. Von dieser Nieder- 
lage wird die IG Metall noch lange zeh- 
ren - in historischer Perspektive könnte 
sie sich als Wendepunkt in der Entwick- 


lung der Arbeitsbeziehungen in Deutsch- 
land erweisen. 

Die Niederlage erinnert an einen anderen 
gescheiterten Streik - den ersten und 
bisher letzten Streik in der bundesdeut- 
schen Chemischen Industrie ım Jahr 
1971. Damals war es der IG Chemie 
nicht gelungen, die Betriebsratsfürsten 
bei der Bayer AG und der Hoechst AG 
auf Linie zu bringen und die Hauptwer- 
ke der beiden Konzerne in den Arbeits- 
kampf miteinzubeziehen (vgl. Kädtler/ 
Hertle 1997: 60ff). In den folgenden Jah- 
ren kam es in der Organisation, die in- 
nerhalb des DGB in den 60er Jahren e- 
her links angesiedelt gewesen war, zu ei- 
ner Hexenjagd auf Linke und zu einer 
immer rigideren Verteidigung gegen jeg- 
liche Kritik, die den Status quo der 
Branche in Frage stellte, ob es nun um 
die Atomkraft oder um die Chlorchemie 
ging, um die Gentechnik oder den 
Wettbewerbskorporatismus des „Modell 
Deutschland“. Es könnte sein, dass der 
IG Metall ähnliche Auseinandersetzun- 
gen noch bevorstehen, wenn der Burg- 
frieden zwischen den Fraktionen um Jür- 
gen Peters und Berthold Huber in der 
IG Metall-Führung endet und der orga- 
nisationsinterne Machtkampf wieder 
aufbricht. Häufig genug treffen Ausgren- 
zungsprozesse und Ausschlussverfahren 
gerade linke „Abweichler“ - die deut- 
schen Gewerkschaftsführungen verstehen 
unter Einheitsgewerkschaft zumeist eine 
sozialdemokratische Einheit mit christ- 
demokratischem Feigenblatt. Es bleibt 
zu hoffen, dass die Kräfteverhältnisse ın 
der IG Metall verhindern, dass es zu ei- 
ner. Entwicklung wie in der IG Chemie 
kommt. 

Nach dem gescheiterten Streik der IG 
Metall in Ostdeutschland wäre es auch 
gut vorstellbar gewesen, dass die Arbeit- 
geber die Gewerkschaft in der Tarifrunde 
2004 voll auflaufen lassen. Insofern über- 
raschte der relativ schnelle Tarıfabschluss 
in der baden-württembergischen Metall- 
industrie im Februar. Es schien zunächst, 
als habe die IG Metall eine mäßige 
Lohnsteigerung durchgesetzt und die For- 
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derung der Arbeitgeber nach Arbeitszeit- 
verlängerung ohne Lohnausgleich halb- 
wegs abgewehrt (auch wenn die Quote 
der Beschäftigten, die nun 40 Wochen- 
stunden arbeiten können, erhöht wurde). 
Im Rückblick wird jedoch das strategi- 
sche Kalkül der Unternehmer deutlich, 
die nun dezentral Arbeitszeitverlänge- 
rungen, Lohnsenkungen und die weitere 
Verbetrieblichung der Arbeitsbeziehun- 
gen durchsetzen. Entscheidend war es, 
die IG Metall mit dem Pforzheimer Ab- 
schluss zu einer weiteren Tariföffnung 
auf der betrieblichen Ebene zu bewegen. 
Schon wenige Tage nach dem Abkom- 
men distanzierte sich der Vorstandsvor- 
sitzende von Siemens, Heinrich von Pie- 
rer, verbal von dem Tarifabschluss und 
drohte mit dem Austritt aus dem Arbeit- 
geberverband. Dies war das Signal, mit 
dem der Kampf um Arbeitszeitverlänge- 
rung und Lohnsenkung an den Siemens- 
Standorten in Bocholt und Kamp- 
Lintfort eröffnet wurde. Nicht zufällig 
wurde hier gleichsam das schwächste 
Glied in der Kette zuerst angegriffen. 
Denn die Drohung mit der Verlagerung 
der Fertigung von Handys und schnurlo- 
sen Telefonen nach Ungarn bzw. mit der 
- Fremdvergabe an einen Kontraktfertiger 
war außerordentlich glaubhaft, ist dies 
doch ein Bereich der Elektronikindustrie, 
der heute bereits weitgehend an Niedrig- 
lohnstandorte verlagert ist. Dass Siemens 
diese Fertigungen noch in Eigenregie ın 
Deutschland betreibt, ist in der Branche 
eher ungewöhnlich. Hınzu kommt, dass 
Siemens traditionell nicht gerade eine 
gewerkschaftliche Hochburg ist. Die 
standortübergreifende Mobilisierung der 
Beschäftigten beschränkte sich auf einen 
Aktionstag, der für das Management kal- 
kulierbar und belanglos blieb. Die Be- 
schäftigten an anderen zentralen Sie- 
mensstandorten wurden in die Ausei- 
nandersetzung kaum hineingezogen. In- 
sofern konnte es nicht überraschen, dass 
die IG Metall der von Siemens geforder- 
ten Rückkehr zur 40-Stundenwoche ohne 
Lohnausgleich letztlich zähneknirschend 
zustimmte. 


Das nächste Glied ın der Kette war 
DaimlerChrysler. Für das Ansehen der 
Gewerkschaft waren die Zugeständnisse 
bei DaimlerChrysler auf den ersten Blick 
weniger schädigend als die bei Siemens, 
da es sich hier weitgehend um die Ab- 
schmelzung übertariflicher Leistungen 
handelte und ein Teil der Arbeitgeber- 
forderungen durch die stärkere standort- 
übergreifende Mobilisierung der Beleg- 
schaften abgewehrt werden konnte. 
Dennoch ist die Betriebsrats- und Ge- 
werkschaftspolitik im Fall DaimlerChrys- 
ler letztlich noch enttäuschender als die 
im Fall Siemens. Denn die IG Metall 
nutzte bei DaimlerChrysler nicht die 
weitaus günstigeren Kräfteverhältnisse 
und die Chance, die Offensive der Un- 
ternehmer insgesamt zu stoppen. Der 
Gesamtbetriebsratsvorsitzende Erich 
Klemm hatte schon in einer frühen Pha- 
se der Auseinandersetzung dem Mana- 
gement eigene Vorschläge zur Kosten- 
senkung unterbreitet, obwohl für derarti- 
ge Zugeständnisse bei der Mercedesferti- 
gung am allerwenigsten Anlass bestand. 
Die Belegschaften in Bremen und Stutt- 
gart waren solidarisch und kampfbereit, 
und die Drohung einer Verlagerung der 
Mercedesfertigung ins Ausland, z.B. nach 
Südafrika, war nicht realistisch. Erst vor 
wenigen Jahren hatten die Arbeiter bei 
Daimler ihre Macht demonstriert, als sie 
durch spontane Kampfaktionen die 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall ver- 
teidigten. Doch diesmal waren die Be- 
triebsratsspitzen offenbar gar nicht 
glücklich, als z.B. die Mettinger Arbeiter 
eine Demonstration auf der nahen Bun- 
desstraße veranstalteten. 

Bei Opel wiederholt sich ein ähnliches 
Muster: Der Gesamtbetriebsratsvorsitzen- 
de spricht sich wie der sozialdemokrati- 
sche Ministerpräsident von Nordrhein- 
Westfalen gegen die spontanen Arbeits- 
niederlegungen bei Opel Bochum aus, 
sie stören seiner Ansicht nach die Ver- 
handlungen mit dem Management. Was 
ist nur aus dem Ex-Sponti Klaus Franz 
geworden? Durch eine zweistündige 
Kundgebung und Uhnterschriftensamm- 
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lungen wird sich das GM-Management 
jedenfalls nıcht beeindrucken lassen. 

In der jüngsten Tarifauseinandersetzung 
bei VW wurde ein typischer Zwiespalt 
zwischen Betriebsrat und Gewerkschaft 
deutlich: Während die IG Metall eine 
Lohnforderung aufstellte, hielt die Be- 
triebsratsspitze dies offenbar für überzo- 
gen und setzte ausschließlich auf Be- 
schäftigungssicherung. Das Management 
hatte pünktlich die passenden Zahlen ge- 
liefert: Ein Gewinneinbruch im dritten 
Quartal, der den Kostensenkungsforde- 
rungen den nötigen Nachdruck verlieh. 
Trotz überwältigendem Organisations- 
grad wollte oder konnte die IG Metall 
unter diesen Bedingungen keinen Streik 
anzetteln und akzeptierte schließlich 
gravierende Lohnsenkungen für die Be- 
schäftigten und vor allem die zukünfti- 
gen Beschäftigten. 

Zieht man ein vorläufiges Resümee all 
dieser betrieblichen Auseinandersetzun- 
gen, so wird ein allgemeines Muster 
deutlich: Die Gewerkschaft stimmt Lohn- 
senkungen und Arbeitszeitverlängerun- 
gen zu und erhält dafür als Gegenleis- 
tung die vage Zusage der Beschäftigungs- 
sicherung. In der Regel heißt dies nur: 
Verzicht auf betriebsbedingte Kündigun- 
gen und Fortsetzung des „sozialverträgli- 
chen“ Beschäftigungsabbaus. Im besten 
Fall wird wie bei VW versprochen, ein 
bestimmtes Niveau der Beschäftigung zu 
wahren, und es wird diese Versprechung 
mit konkreten Zusagen für Investitionen 
und Produktionsumfänge verbunden. Je- 
doch enthält auch der Vertrag bei VW 
wie der bei DaimlerChrysler eine Revisi- 
onsklausel für den Fall, dass z.B. Einbrü- 
che des Absatzes die vereinbarten In- 
vestitions- und Standortentscheidungen 
obsolet machen. 

Es wäre vollkommen verkürzt und irre- 
führend, den „Verrat“ der Gewerkschafts- 
führung, die Kooptation von Funktionä- 
ren und Betriebsräten alleine für diese 
Politik verantwortlich zu machen, wie 
dies aus linker Perspektive zuweilen ge- 
tan wird. Man wird nicht fehlgehen in 
der Annahme, dass immer noch eine 
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große Mehrheit der Gewerkschaftsmit- 
glieder hinter der Politik ihrer Führung 
steht. Das primäre Interesse der Beschäf- 
tigten ist es, ihren Arbeitsplatz zu behal- 
ten. Dafür werden sie im Zweifelsfall 
ımmer bereit sein, auf Lohn zu verzich- 
ten oder länger zu arbeiten. Dies ist die 
Politik des kleineren Übels. Aus der be- 
triebswirtschaftlichen Sicht erscheinen 
die Forderungen des Managements auch 
plausibel. Hinter all dem steht die ver- 
schärfte brancheninterne und branchen- 
übergreifende Konkurrenz. Zwar sind die 
Drohungen der Standortverlagerung 
nicht in jedem Fall gleichermaßen ernst 
zu nehmen, doch generell führt an der 
Erkenntnis kein Weg vorbei, dass die 
Globalisierung, der Zusammenbruch des 
„real existierenden Sozialismus“ und die 
europäische Integration die Handlungs- 
bedingungen für das Management wie 
für die Beschäftigten und ihre Interes- 
senvertretungen gravierend verändert ha- 
ben. 

Gewerkschaften und Betriebsräte, die ei- 
ne Verschlechterung der Arbeitsbedin- 
gungen nach der anderen aushandeln, 
mögen aus der Perspektive des Kapitals 
als massenintegrative Apparate noch 
nützlich sein - für die Lohnabhängigen 
sind sie es aber nicht, letztlich machen 
sie sich selbst überflüssig. Die Gewerk- 
schaften können ihre ureigensten Funk- 
tionen nur ausüben, wenn es ihnen ge- 
lingt, die Konkurrenz unter den Lohn- 
abhängigen so weit wie möglich aufzu- 
heben, um der Tendenz zu einem „race 
to the bottom“ entgegenzuwirken. Dies 
war und ist die Funktion der Flächenta- 
rifverträge - obwohl sie inzwischen löch- 
rig sind wie ein Schweizer Käse. Da die 
Konkurrenz heute jedoch international 
wirkt, werden auch die Gewerkschaften 
als Gewerkschaften nur überleben kön- 
nen, wenn sie sich international organı- 
sieren, so utopisch dies klingen mag (vgl. 
Riexinger/Sauerborn 2004). Die europäi- 
schen Betriebsräte, die internationalen 
Gewerkschaftsdachverbände, die Versu- 
che einer tarifpolitischen Koordinierung 
auf europäischer Ebene, die bestehenden 
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Basis-Netzwerke, die Kampagnen für die 
Durchsetzung internationaler Arbeits- und 
Sozialstandards sind in diesem Zusam- 
menhang allesamt wichtig, auch wenn sie 
alle ihre spezifischen Grenzen aufweisen. 
Bis zur Aufstellung und Durchsetzung 
international abgestimmter Tarifforde- 
rungen ist es allerdings noch ein weiter 
Weg. 

Der Bruch mit der Politik des kleineren 
Übels, die letztlich dazu führt, jeder Ver- 
schlechterung zuzustimmen, ist nicht 
nur in der Tarif- und Betriebspolitik, 
sondern auch in der Gesellschaftspolitik 
notwendig. Hierzu müssen sich die Ge- 
werkschaften von der Sozialdemokratie 
unabhängig machen. Die Angst davor, 
mit Protesten gegen die Wirtschafts- und 
Sozialpolitik zum Sturz der rot-grünen 
Regierung beizutragen, ist absurd. Auch 
Willfährigkeit gegenüber Rot-Grün wird 
diese Regierung nicht noch einmal ret- 
ten. Die Gewerkschaften haben den Pro- 
test gegen den Sozialabbau bisher nur 
sehr halbherzig unterstützt und in der 
Vergangenheit mit ihrer Politik im 
Grunde der Spaltung von Arbeitsplatz- 
besitzern und Arbeitslosen Vorschub ge- 
leistet. 

Notwendig wäre es, die Ansätze für ein 
Bündnis zwischen den Gewerkschaften 
und den sozialen Bewegungen, die sich 
bei der Massendemonstration am 3. Ap- 
ril oder bei dem diesjährigen „Perspekti- 
venkongress“ manifestiert haben, weiter 
auszubauen. Insgesamt ist eine Repoliti- 
sierung der Gewerkschaften notwendig. 
In programmatischer Hinsicht können 
keynesianisch orientierte wirtschaftspoli- 
tische Überlegungen eine wichtige Funk- 
tion bei der notwendigen Kritik neolibe- 
raler Denkweisen haben. Letztlich reicht 
jedoch eine keynesianische Programma- 
tik nicht aus, da sie die destruktiven Po- 
tentiale, die der kapitalistischen Produk- 
tionsweise innewohnen, unterschätzt und 
auf viele soziale und ökologische Prob- 
leme keine Antwort geben kann. Not- 
wendig ist vielmehr eine antikapitalisti- 
sche Orientierung, die den Kampf im 
Lohnsystem in einen Kampf gegen das 
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Lohnsystem überführt. Ob die deutschen 
Gewerkschaften zu einer solchen Selbst- 
transformation in der Lage sind, ist kei- 
neswegs ausgemacht. Vielleicht müssen 
auch ganz neue Organisationen entste- 
hen. Auf eine Gewerkschaft, die diesen 
Namen verdient, können die Lohnab- 
hängigen jedenfalls nicht verzichten. 
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Ölreserven und Ölinteressen. Wie glaubwürdig sind 
die Angaben zu den weltweiten Ölreserven? 


Unterbewertung und 
Überbewertung der Ölreserven 


Für das gegenwärtige kapitalistische 
Wirtschaftssystem gibt es wohl keinen 
wichtigeren Rohstoff als Öl, was nicht 
zuletzt die jüngste Runde der Ölpreis- 
steigerungen und die damit verbundenen 
Befürchtungen für die weitere Entwick- 
lung der Weltwirtschaft deutlich gemacht 
haben. Der Ölverbrauch nimmt weltweit 
immer weiter zu, während die Ölreserven 
endlich und nicht erneuerbar sind. Da- 
mit wird die Frage nach dem Umfang 
der Ölreserven zu einem Politikum ers- 
ten Ranges. „Everybody hates this topic 
but the oil industry hates it more than 
anybody else“ (Schindler/Zittel 2000: 3) 
konstatiert Colin Campbell, Gründer der 
ASPO (Association for the Study of Peak 
Oil), auf die Frage nach den Ölreserven. 
Jedes Jahr werden zu diesem Thema ver- 
schiedene Studien veröffentlicht, wie die 
des United States Geological Survey 
(USGS) oder die der Internationalen E- 
nergieagentur oder des Konzerns Ex- 
xonMobil. Die bei weitem wichtigste 
und einflussreichste Studie dürfte aller- 
dings der BP Statistical Review of World 
Energy Report sein, der hier im Mittel- 
punkt stehen soll. Dieser Bericht listet 
nicht nur die Reserve-, Produktions- und 
Verbrauchsangaben von Öl, sondern 


1 Colin J. Campbeli war jahrzehntelang in 
leitender Position bei großen Ölfirmen tätig. 
Die ASPO ist ein Netzwerk aus Wissenschaft- 
lern, welches das Maximum und die künftige 
Abnahme der Ölproduktion zu bestimmen 
versucht. 


auch von Erdgas und Kohle, sowie die 
Verbrauchszahlen von Atomenergie und 
Hydroenergie auf. Doch wie glaubwürdig 
sind diese Reserveangaben? 

Als Datenquelle der Studie werden unter 
anderem die Zeitschrift World Oil, und 
das Oil and Gas Journal angegeben. 
Letztere befragt alljährlich die staatlichen 
und privaten Ölfırmen nach ihren För- 
dermengen und den Reserven. Doch den 
einzelnen Firmen bleibt es dabei selbst 
überlassen, welche Zahlen sie angeben, 
denn die Qualität der Daten wird von 
niemandem überprüft. 

Und genau hier liegt das erste Problem. 
Denn die Angaben zu den Ölreserven 
werden in der Auseinandersetzung zwi- 
schen den Ländern der OPEC und dem 
Rest der Welt häufig als Mittel der Pro- 
paganda benutzt. Viele OPEC-Staaten 
befürchten, dass die von ihnen abhängi- 
gen Industriestaaten entweder auf Alter- 
nativen umsteigen oder ihre Suche nach 
Öl woanders verstärken könnten. „Daher 
wird ein ‘Propagandakrieg’ geführt mit 
der Botschaft, man habe noch so viel 
Öl, dass man die Industriestaaten jeder- 
zeit mit billigem Öl überschwemmen 
könne, sobald diese selbst nach teurerem 
Öl suchen oder auf Alternativen auswei- 
chen. Dann würden diese Investitionen 
wertlos“ (Campbell et al. 2003: 183). Die 
Nicht-OPEC-Staaten wollen hingegen 
Glauben machen, es gäbe noch genü- 
gend Öl auf der Welt, auf das man zu- 
rück greifen könnte, „sobald die OPEC 
ihre Stellung missbrauchen würde“ 
(Schindler/Zittel 2000: 18). So sind die 
Reserve-Angaben in der BP Statistical 
Review of World Energy 2004 mit Vor- 
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sicht zu genießen. Denn beide Seiten, 
sowohl die OPEC als auch die Nicht- 
OPEC-Mitglieder sind „damit beschäf- 
tigt, sich gegenseitig Märchen zu erzäh- 
len“ (Schindler/Zittel 2000: 18). 

Dieses Märchen-Erzählen wird auch in- 
nerhalb der OPEC praktiziert. Denn die 
Größe der Reserven eines Landes spielt 
eine wichtige Rolle bei den Verhandlun- 
gen um die Förderquoten. Wer größere 
Reserven hat, kann beı der vereinbarten 
Gesamtförderung leichter eine höhere 
Quote durchsetzen. Daher gibt es gute 
Gründe, den Angaben der OPEC Län- 
der, nach denen sich ihre Reserven in 
den 1980er Jahren um ganz erhebliche 
Beträge - nämlich zwischen 42 und 197 
Prozent - erhöht hätten, zu misstrauen 
(Campell/Laherrere 1998). Die BP-Studie 
hinterfragt solche gigantischen Zuwächse 
der Ölreserven jedoch nicht, sondern 
nimmt sie einfach als gegeben hin. 
Ölfırmen hingegen neigen eher zu einer 
Unterbewertung ihrer Reserven. So wer- 
den von Anfang an niedrigere Angaben 
zu Neufunden gemacht, um dann Schritt 
für Schritt die Angaben über Reserven zu 
erhöhen. Begründet wird eine solche Er- 
höhung meist mit einer verbesserten 
Technik der Fördermethoden. Diese Pra- 
xis spart nicht nur Steuern ein. Den In- 
vestmentgesellschaften, die für die Öl- 
firmen als Aktienkäufer wichtig sind, 
wird damit ein Bild des kontinuierlichen 
Wachstums suggeriert. Doch inzwischen 
ist der durch die Unterbewertung der 
Ölreserven entstandene Puffer weitestge- 
hend aufgebraucht. Eine Steigerung der 
Reserveangaben allein durch eine Neu- 
bewertung bereits gefundener Ölfelder 
wird immer schwieriger. Auch zeigt sich 
zunehmend, dass die jetzigen Neufunde, 
die nur noch kleine Ölvorkommen 
beinhalten, überbewertet werden. Die 
Ölfırmen nutzen also bei den jährlichen 
Angaben, die sie dem Oil & Gas Journal 
zur Verfügung stellen, einen schr großen 
Spielraum aus. 

Bisweilen kommen diese Tricksereien der 
Ölfırmen jedoch ans Tageslicht. So 
musste der Shell-Konzern im Januar die- 


sen Jahres seine Reserven um rund 3,9 
Milliarden Barrel (1 Barrel sind 159 Li- 
ter) nach unten korrigieren. Im März er- 
folgte dann nochmals eine Korrektur um 
weitere 470 Millionen Barrel. „Damit 
entpuppten sich nun mehr als 20 Pro- 
zent der weltweiten Reserven von Shell 
als falsch verbucht“ (Kroder 2004). Wäh- 
rend die Wertanpassung im Januar auf 
Fehleinschätzungen von Reserven in 
Australien und Nigeria zurückzuführen 
war, waren für die erneute Korrektur im 
März falsche Daten für das Ormen- 
Lange-Feld vor der norwegischen Küste 
die Ursache. Laut Colin Campbell sind 
diese Falschangaben symptomatisch für 
die gesamte Branche (siehe das Interview 
bei Kroder 2004). 

Dabei sind insbesondere die Daten über 
die sogenannten gesicherten Reserven 
von Ende 2003 über den Nahen Osten 
in der BP-Studie äußerst zweifelhaft. Sie 
betragen insgesamt 726,2 Mrd. Barrel. 
Glaubt man Matt Simmons, einem 
führenden Energieanalysten und Gründer 
von Simmons & Company International, 
könnte dieser „conventional energy wis- 
dom: Middle East oil is limitless“ (Sim- 
mons 2004: 2ff) bald fatale Folgen ha- 
ben, da „all long-term oil demand/sup- 
ply models“ annähmen, „Middle East oil 
can grow as fast as oil demand rises (...), 
if more is needed drill anywhere“ (Sim- 
mons 2004: 2fl). 

Saudi Arabien nimmt dabei die Rolle des 
Ölkönigs ein. Hier liegen 25 Prozent der 
als gesichert geltenden Reserven weltweit. 
Nur sieben Schlüsselfelder produzieren 
jedoch über 90 Prozent des saudi-arabi- 
schen Öls. Das bedeutet, dass ein Pro- 
duktionsausfall eines dieser Ölfelder 
nicht einfach durch die verstärkte Nut- 
zung anderer Ölfelder ersetzt werden 
kann. Simmons ließ eine zwölf Monate 
dauernde Studie über die saudı- 
arabischen Ölfelder durchführen und 
kam zu dem Ergebnis, dass in Saudı- 
Arabiens gigantischen Ölfeldern das Ma- 
ximum der Ölförderung vielleicht schon 
erreicht sei und eine schnelle Abnahme 
der Fördermengen eventuell schon ın 
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den nächsten drei Jahren bevorsteht 
(Schempf 2004). Nur durch aggressives 
Einpumpen von Wasser bleibe das Pro- 
duktionsniveau noch so hoch (Simmons 
2004: 22). Durch dieses Einpumpen wird 
der Druck im Inneren des Ölfeldes er- 
höht und durch die so entstandene Ü- 
beraktivität kann kurzfristig der Produk- 
tionsrückgang gestoppt werden. Colin 
Campbell sieht die Lage in Saudi- 
Arabien weniger drastisch, er glaubt, dass 
das Fördermaximum erst im nächsten 
Jahrzehnt erreicht wird (Ruppert 2004). 
Doch dass Saudi Arabiens Reserveanga- 
ben falsch sind, weiß auch er. Stichhalti- 
ge Informationen liefern nur ehemalige 
Insider. In einem Interview verweist 
Campbell auf den Ex-Chef des staatli- 
chen Ölkonzerns Saudi Aramco, der sich 
als „Ex“ frei genug fühlte, um zu reden 
und gegenüber dem Oil and Gas Journal 
die gesichert erschlossenen Reserven 
Saudi-Arabiens auf 130 Mrd. Barrel be- 
zifferte (Darley 2004). Zum Vergleich: In 
der aktuellen BP-Studie werden für Saudi 
Arabien 262,7 Mrd. Barrel als gesicherte 
Reserven angegeben - das ist mehr als 
doppelt so viel. 


Konventionelles und 
unkonventionelles Öl 


Doch wie kann die BP-Studie zu solch 
hohen Angaben über die Ölreserven 
kommen? Ein Hinweis darauf findet sich 
im Kleingedruckten der Studie: „This 
year's Statistical Review includes new 
improved data series for proved oil (...) 
reserves. The new series does not neces- 
sarıly meet the United States Securities 
and Exchange Commissions definitions 
and guidelines for determining proved 
reserves“ (BP 2004: 4). Unter dem Begriff 
„Öl“ fasst BP sowohl „Canadian oil 
sands under active development, (...) gas 
condensate and natural gas liquids as well 
as oil“ (BP 2004: 4) zusammen. Auch fehlt 
eine Unterscheidung zwischen „regular 
oil, deepwater, polar [and] heavy oil“ (BP 
2004: 4). Diese Unterscheidung wäre 
aber äußerst notwendig, „because each 
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[kind of oil] has ist own costs, character- 
istics and, above all, depietion profile“ 
(Campbeil 2004a). 

Tiefseeöl und Polaröl sowie Schweröl, Öl- 
sand, Flüssiggas und Kondensat zählt man 
dabei zu den sogenannten unkonventio- 
nellen Erdölreserven. „Ökonomen unter- 
scheiden konventionelles und unkonven- 
tionelles Öl gerne (...) über den Preis. 
Danach wird das teuer zu erschließende 
Öl als unkonventionell bezeichnet“ 
(Campbell et al. 2003: 89). Diese Defini- 
tion korreliert natürlich auch mit den 
schwierigen Produktionsbedingungen von 
unkonventionellem Öl. Durch den höhe- 
ren Aufwand bei der Förderung werden 
so auch die Produktionskosten höher. 
Ein Beispiel für die schwierigen Produk- 
tionsbedingungen ist das Öl, das man in 
der Tiefsee findet. Behördenstatistiken 
definieren Tiefseeöl ab einer Meerestiefe 
von 200 oder 300 Metern, während Fir- 
menstatistiken die Grenze eher bei 500 
oder 600 Metern ansetzen. Dieses Öl ist 
oft mit Paraffın angereichert, und das hat 
Konsequenzen: „Sobald das Öl mit dem 
kalten Meerwasser in den Pipelines am 
Boden in Kontakt kommt, verfestigt sich 
das Paraffın“ (ebd.: 103). Die Pipelines 
müssen deshalb beheizt und isoliert wer- 
den, was zusätzliche Kosten verursacht. 
Das Bohren in diesen sehr großen Tiefen 
ist durch viele technische Innovationen 
inzwischen kein Problem mehr, aller- 
dings ist es schwierig, das Nebenprodukt 
Gas zu entsorgen. Teilweise pumpt man 
das Gas auch wieder zurück ins Ölfeld, 
um dort den Druck zu erhöhen. „Loh- 
nend ist also folglich nur die Förderung 
aus schr großen Feldern, doch davon 
gibt es nicht sehr viele“ (ebd.: 100). 
Wenig lohnend ist auch die Förderung 
des sogenannten Polaröls, das aus Ölla- 
gerstätten nördlich und südlich des 66. 
Breitengrades gewonnen wird. In diesen 
eiskalten Wüsten ist die Ölförderung mit 
weitaus größeren Schwierigkeiten verbun- 
den, als in warmen Gegenden. Auch ver- 
bergen sich in den Polargebieten keine 
„erstklassigen Ölvorkommen“ (ebd.: 102). 
Probleme bringen auch die Schweröle 
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mit sich. Sie sind zwar bezüglich ihrer 
petrochemischen Eigenschaften mit dem 
Rohöl vergleichbar, doch unterscheiden 
sie sıch in ihrer Dichte und der Viskosi- 
tät. Dadurch wird die Fließfähigkeit be- 
stimmt, weshalb Schweröle mit sehr viel 
mehr Aufwand als normales Rohöl aus 
dem Gestein gelöst werden müssen. Hier 
spielt also wieder der Kostenfaktor eine 
entscheidende Rolle. 

Teersande schließlich sind Sandsteine, 
die sehr zähflüssige Kohlenwasserstoffe 
beinhalten. Man rechnet sie ebenfalls zu 
den Schwerölen. Im westkanadischen Fort 
McMurray könnten davon über 2500 
Mrd. Barrel vorhanden sein. Das wäre 
mehr als das gesamte abbaubare Vor- 
kommen an konventionellem Öl auf der 
Erde (Campbell et. al. 2003: 90) - eigent- 
lich ein Milliardengeschäft. Doch die 
Förderung des Ölsandes ist sehr aufwän- 
dig und damit äußerst kostspielig. Erst 
die hohen Weltmarktpreise haben diese 
Art von Öl überhaupt konkurrenzfähig 
gemacht. In Kanada herrscht folglich 
„Goldgräberstimmung“, da die Techno- 
logie um Öl aus Ölsand zu fördern in 
den letzten zwanzig Jahren erheblich 
verbessert wurde. Allerdings hat der Öl- 
rausch in Kanada auch seine Schattensei- 
ten. So berichtet der Bürgermeister von 
Fort McMurray, Douglas L. Faulkner,: 
„ich habe gehört, dass wir in unserer 
Gemeinde eine Zahl von Menschen mit 
Asthma-Problemen, Lungen-Problemen 
und Atembeschwerden haben. Ich weiß 
noch nicht, ob das mit dem Ölsand- 
Geschäft zusammenhängt“ (NDR 2004). 
Doch ist dies wohl der Fall, denn in der 
Gegend um Fort McMurray entstehen 
etwa ein Viertel aller kanadischen Abgase 
(ebd.). Auch der Abraum, der in riesigen 
Schuttbergen zurückbleibt, ist stark be- 
lastet. Wenn der Abbau von Teersanden 
noch gesteigert wird, könnte das fatale 
Folgen für die Umwelt haben. „Sollten 
eines Tages etwa 10 Prozent der heutigen 
Weltölproduktion aus dieser Gegend 
[um Fort McMurray] kommen, dann wä- 
ren das etwa 8 Millionen Barrel Öl täg- 
lich - oder anders ausgedrückt, jeden 
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Tag würden etwa 4-5 Cheopspyramiden 
aus Abraummateral (...) angehäuft wer- 
den, jedes Jahr wären das etwa 1600 Py- 
ramiden!“ (Campbell et al. 2003: 92). 

Es sollte nun deutlich geworden sein, wie 
wichtig die Unterscheidung zwischen kon- 
ventionellem und unkonventionellem Öl 
ist. Statistiken und Hochrechnungen, die 
die Unterschiede der Fördermöglichkei- 
ten ignorieren und einfach Mengen (ein- 
schließlich den Mengen an unkonventi- 
onellen Öl) zusammenrechnen, können 
daher leicht zu dem Ergebnis kommen, 
dass die Ölproduktion auch künftig wei- 
ter steigen wird. Von dieser fragwürdigen 
Möglichkeit wird in der BP-Studie aus- 
giebig Gebrauch gemacht. Für Kanada 
sieht die BP-Studie einen Zuwachs der 
Reserven um rund 76 Prozent innerhalb 
der letzten zwanzig Jahre. Über 200 Pro- 
zent Zuwachs weist die Studie für Vene- 
zuela aus. Doch das meiste Öl, das in 
Venezuela gefördert werden kann, ist un- 
konventionelles Öl. Und für Angola, wo 
Tiefseeöl gefördert wird, wachsen die 
Angaben innerhalb von zwanzig Jahren 
sogar um über 400 Prozent! 


Die ASPO-Studie 


Aufgrund dieser zweifelhaften Bewer- 
tungen hat die ASPO eine neue Studie 
erstellt. Ihre Bewertungen „refer to best 
estimates of what actually remains to 
be produced from known fields, assum- 
ing maximum economic incentive and 
the application of known technology“ 
(Campbell 2004a). Außerdem bezieht 
sie sich auf „Regular Oil, which ın- 
cludes condensate, but excludes heavy, 
deep water, polar, and NGL? from gas- 
fields“ (ebd.). Während BP 1147,7 Mrd. 
Barrel an weltweiten Ölreserven angibt, 
kommt die ASPO nur auf einen Wert 
von 780 Mrd. Barrel. Insgesamt also ein 
Unterschied von ungefähr 368 Mrd. 


2 Natural Gas Liquids (Ethan, Butan, Iso- 
butan, Propan, etc.), schwere Bestandteile des 
Erdgases, die bei leichtem Druck und Umge- 
bungstemperatur flüssig werden. 
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Barrel, allerdings gibt es erhebliche Dif- 
ferenzen bei einzelnen Ländern. Für 
Kanada sinken hier die Reserven von 
16,9 Mrd. Barrel (nach der BP-Studie) 
auf lediglich 5,8 Mrd. Barrel (nach 
ASPO). Für Venezuela ergibt sich ein 
Verlust von 43,4 Mrd. Barrel und in 
Angola verringern sich die angegebenen 
Zahlen von ursprünglich 8,9 auf 3,9 
Mrd. Barrel. Auch im Nahen Osten 
sind die Diskrepanzen zwischen der BP- 
Studie und den ASPO-Angaben sehr 
groß. BP hatte nämlich die ofkziellen 
Zahlen der Länder des Nahen Ostens 
einfach akzeptiert, obwohl diese Anga- 
ben seit vielen Jahren nahezu unverän- 
dert geblieben sind, was angesichts der 
hohen Fördermengen völlig unplausibel 
ist (ebd.). In Saudi-Arabien sieht die 
ASPO zum Beispiel nur ein Potenzial 
von 144 Mrd. Barrel, während die BP- 
Statistik 262,7 Mrd. Barrel veranschlagt. 
Mit 59,9 Mrd. Barrel findet die ASPO 
im Iran weniger als die Hälfte der Re- 
serven, welche die BP Statistik angibt 
(130,7 Mrd. Barrel). Die Angaben über 
die Reserven des Nahen Ostens sind 
von immenser Bedeutung, liegen doch 
hier, nach der aktuellen BP-Studie, 63,3 
Prozent aller weltweiten Ölreserven. Ei- 
ne Überbewertung gerade in dieser Re- 
gion könnte fatale Folgen haben. 


Das Maximum der Ölförderung 
als Bestimmungsfaktor der Öl- 
produktion 


Auch muss berücksichtigt werden, dass die 
aktuelle Verfügbarkeit von Erdöl von den 
Produktionsmöglichkeiten und damit ins- 
besondere vom Produktionsmaximum be- 
stimmt wird. Angaben über theoretisch 
vorhandene Reserven, wie sie in der BP 
Studie zu finden sınd, sagen damit nichts 
über die tatsächliche Verfügbarkeit von 
Erdöl aus (Schindler/Zittel 2000: 11). 

Die Ölförderung eines jeden Ölfeldes 
folgt aufgrund der geologischen Gege- 
benheiten dem Verlauf einer Glocken- 
kurve. Anfangs sorgt der hohe Druck ım 
Ölfeld für eine relativ leichte Produkti- 
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on, durch den Zubau von weiteren För- 
dersonden kann die Produktion ausge- 
weitet werden. Wenn etwa die Hälfte des 
Öls im Reservoir entnommen ist, ist der 
Druck im Ölfeld so weit abgesunken, 
dass die Zähigkeit des Öls das Förder- 
profil zu bestimmen beginnt. Damit ist 
das Fördermaximum erreicht. Ab diesem 
Zeitpunkt sinkt die Entnahmerate aus 
dem Ölfeld. Durch künstliche Erhöhung 
des Drucks, zum Beispiel durch die In- 
jektion von Wasser oder Erdgas, kann 
die Produktion jenseits des Maximums 
zwar noch beeinflusst werden, doch wer- 
den, so Schindler/Zittel (2000: 12), der- 
artige Möglichkeiten der Produktions- 
steigerung weithin überschätzt. Davon 
abgesehen werden durch solche Maß- 
nahmen keine neuen Reserven erschlos- 
sen, das vorhandene Öl wird lediglich 
schneller gefördert. 

Campbell et al. (2003: 74) kommen da- 
her zu dem Ergebnis, dass die Angaben 
über die Ölreserven, die von der BP-Studie 
gemacht werden, „eher irreführend“ sind. 
Denn „entscheidend für strukturelle Än- 
derungen der Energieversorgung ist nicht 
die (statistische oder dynamische) Reich- 
weite der Reserven, also ‘wie lange reicht 
das ÖI bei vorgegebener jährlicher För- 
derquote?” sondern die Frage: Ab wel- 
chem Zeitpunkt kann die Ölproduktion 
aus geologischen, technischen und öko- 
nomischen Gründen nicht mehr erhöht 
werden, sondern nimmt tendenziell nur 
noch ab“ (ebd.: 76). Deswegen wird die 
Debatte um das Maximum der Ölförde- 
rung „the next big thing“ (Williams 2004) 
werden. Einige Kommentatoren verwen- 
den sogar die Formel „Peak oil = Eco- 
nomic Hiroshima“ (Savinar 2004). Wann 
genau dieser „Peak point“ bei der Ölför- 
derung eintritt, ist aufgrund der unsiche- 
ren Datenlage und den Interessen der 
einzelnen Unternehmen und der jeweili- 
gen Länder das Ergebnis in die eine oder 
andere Richtung zu verschieben, sehr 
ungewiss (Kopytoff 2004). Colin Camp- 
bell sieht den Höhepunkt der Ölförde- 
rung ın seinen neuesten Berechnungen 


ım Jahr 2008 (Campbell 2004b). 
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Diese Prognose bezeichnet Leonardo 
Maugeri, Topmanager der italienischen Öl- 
firma Enı (Agip), allerdings als einen 
„Witz“ (Friebe 2004): „Campbell hat vor 
Jahren für 1989 den Peak vorausgesagt, 
dann für 1995, dann für 1998, dann für 
2002“ (Friebe 2004). Campbell kommen- 
tiert seine immer wieder von neuem kor- 
rigierten Aussagen so: „Manche sagen, ich 
bin gescheitert. Ich sage: Ich mache Fort- 
schritte.“ (Friebe 2004) Doch es gibt noch 
mehr Stimmen gegen Campbell. So zeich- 
net die „U.S. Energy Information Admi- 
nistration“ ein anderes Bild der Sıtuati- 
on. Sie sieht das Maximum der Ölförde- 
rung in einem Zeitraum zwischen 2021 
und 2112, so dass es anscheinend keinen 
Grund zu übertriebener Sorge gibt. 

Ein Vergleich der von der BP-Studie an- 
gegebenen Ölreserven von 2002 und 2003 
zeigt allerdings, dass doch Grund zur Sor- 
ge besteht. Zwar weist die BP-Statistik 
insgesamt einen Zuwachs von 1,4 Milli- 
arden Barrel für das Jahr 2003 aus, doch 
muss man dieses Ergebnis etwas detail- 
lierter betrachten. Für Nordamerika und 
den Nahen Osten werden geringe Rück- 
gänge der Reserven verzeichnet. In Süd- 
und Zentralamerika wird jedoch eine Er- 
höhung der Reserven für das Jahr 2003 
festgestellt, doch kommt dieses Plus aus- 
gerechnet von Brasilien und Venezuela, 
die für ihre Tiefsee- bzw. Schwerölvor- 
kommen bekannt sind. Auch im asiatı- 
schen Raum können nur Dank der Öl 
schiefervorkommen und Gasquellen Aust- 
raliens die Reserven erhöht werden. Für 
die Reservezuwächse ın Europa und Eu- 
rasıen ist allein Russland verantwortlich. 
Erhofft man etwa in den unerforschten 
Polarschelfs von Russland Öl zu finden? 
Die Reserveangaben sind also jetzt schon 
äußerst bedenklich. Wann genau das Ma- 
ximum der Ölförderung erreicht sein wird, 
kann niemand sagen, doch dass es ın den 
kommenden Jahren seın wird, lässt sich 
kaum bezweifeln. Ob Campbells Aussage 
dieses Mal stimmt, wird man erst rückbli- 
ckend beurteilen können, denn schließlich 
sieht man „einen Gipfel nicht, wenn man 
auf ıhm steht“ (Kopytoff 2004). 
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Auch Matt Savinar, Autor des Buches 
The Oıl Age is over, sieht der Zukunft 
der Ölförderung beunruhigt entgegen: 
„Ihe term ‘peak’ tends to suggest a nice, 
neat curve. But in the real world, the 
landing will not be soft. As we hit the 
peak, soaring prices - $70, $80 even 
$100 a barrel - will encourage oil com- 
panies and oil states to scour the planet 
for oil. (...) This post-peak production 
will deplete remaining reserves all the 
more quickly, thus ensuring that the 
eventual decline is far steeper and more 
sudden. As one US government geologist 
put it (...) recently, ‘the edge of a plateau 
looks like a cliff.” As production falls of 
this cliff, prices won't simply increase; 


they will fly“ (Kopytoff 2004). 


Rückblick und Ausblick auf die 
Entwicklung der Ölreserven 


Zurückblicken kann man auf die bisheri- 
ge Entwicklung der Ölfunde, und davon 
lässt sich - bis zu einem gewissen Grad - 
auf zukünftige Neuentdeckungen schlie- 
ßen. Mengenmäßig wurde das meiste Öl 
in den sechziger Jahren gefunden. „Dies 
ist auch nicht weiter überraschend, da 
man die großen Felder immer am An- 
fang und auch mit einfachen Methoden 
findet“ (Schindler/Zittel 2000: 7). Zur 
Verdeutlichung: Heute sind etwa 42.000 
Ölfelder bekannt, doch bereits in einem 
Prozent dieser Vorkommen sınd 75 Pro- 
zent des bisher gefundenen Erdöls ent- 
halten. Seit circa zwanzig Jahren über- 
steigt die Produktion die jährlichen Neu- 
funde. Die Welt ist heute so weitgehend 
erforscht worden, dass sehr wahrschein- 
lich alle größeren, leicht abbaubaren La- 
gerstätten mit konventionellem Öl be 
reits entdeckt worden sind (Campbell et 
al 2003: 25). Ungeachtet dessen weist die 
BP-Studie immer neue Zuwächse aus. In 
den letzten 20 Jahren haben sich dabei 
die Reserveangaben um 424,7 Milliarden 
Barrel erhöht. Das Reservewachstum ba- 
siert also darauf, dass „die in bereits pro- 
duzierenden Feldern insgesamt zu erwar- 
tenden Ölmengen dem Produktionsfort- 
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schritt folgend laufend höher bewertet“ 
(ebd.: 179) werden. Dass diese Erhöhung 
kaum auf Neufunde zurückzuführen ist, 
zeigt das Beispiel der britischen Nordsee: 
„Mit den ersten 500 Bohrungen wurden 
20 Gb [Gigabarrel = 1 Mrd. Barrel] Öl 
gefunden. Die nächsten 500 Bohrungen 
erbrachten nur noch einen Zuwachs von 
etwa 5 Gb, die dritten 500 Bohrungen 
nur noch 3 Gb. Die 1500. bis 2000. Boh- 
tungen waren zwar wesentlich erfolgrei- 
cher als die ersten Bohrungen - in dem 
Sinne, dass kaum noch ‘trockene’ Löcher 
gebohrt wurden, aber da die Funde deut- 
lich kleiner als in der Frühphase waren, 
konnten damit nur noch etwa 2 Gb an 
Reserven hinzugefügt werden“ (ebd.: 26). 
Um die tatsächliche Entwicklung der Re- 
serven in den Blick zu bekommen, sollte 
man die zeitliche Entwicklung der Neu- 
funde betrachten, diese Funde aufsum- 
mieren und davon dann den bisherigen 
Ölverbrauch abziehen. „Im Gegensatz zu 
den öffentlich zugänglichen Reservesta- 
tistiken zeigt eine derartige Analyse, dass 
die Reserven seit etwa 20 Jahren abneh- 
men. Der Verbrauch kann seit dieser Zeit 
nicht mehr durch Neufunde ausgegli- 
chen werden“ (Schindler/Zittel 2000: 8). 
Angesichts dessen ist es schwer zu glau- 
ben, dass die Internationale Energie Be- 
hörde (IEA) in dem in diesem Oktober 
erschienenen World Energy Outlook 
sinkende Ölpreise voraussagt. Der derzei- 
tige Ölpreis von ca. 50 Dollar je Barrel 
soll in Zukunft auf 25 bis 35 Dollar sin- 
ken (Wiede 2004). Faith Birol, Organisa- 
tor und Direktor des World Energy Out- 
looks sieht nämlich das Hauptproblem in 
einem „lack of investment in areas where 
oil reserves are most significant“ (Camp- 
bell 2004c). Colin Campbell schreibt 
dazu: „That is possible, but it is kinder 
to assume that the organisation (the 
TEA) understands the situation perfectly 
well yet is under pressure to conceal and 
confuse, for fear of the panic that might 
ensue if the truth be told“ (ebd.). 
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Carlos Maya-Ambia 


Globalisierung der Ökonomie, 
Polarisierung der Macht 
Dilemmata der US-amerikanischen Hegemonie 


Zum ersten Mal in der Geschichte ist man in Washington der Ansicht, die 
ganze Welt sei der Hinterhof der USA. Der zweite Irak-Krieg zeigte, dass 
George W. Bush in einer Welt der Kreuzzüge lebt, in der die Mission der USA 
darin besteht, „das Böse“ zu bekämpfen. Um dieses Ziel zu verfolgen, hat sich 
Washington entschieden, die Welt - zumindest die Dritte Welt - in eine ihrer 
Einflusssphären zu transformieren. Angesichts der gegenwärtigen Unipolarität 
der Weltpolitik ist die „Lateinamerikanisierung“ der Welt zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts eine ernste Gefahr für die Menschheit. 

Die gegenwärtige - unipolare - Situation, die im ersten Teil skizziert wird, 
sollte im Kontext der Entwicklung der US-amerikanischen Hegemonie be- 
trachtet werden. Auf den folgenden Seiten ist es daher mein Anliegen, einige 
Überlegungen zum Rekonstruktionsprozess der US-amerikanischen Hegemo- 
nie zur Diskussion zu stellen. Da ich dabei den neogramscianischen Ansatz 
zur Analyse der Internationalen Beziehungen zugrunde lege, werde ich dieses 
Konzept kurz erläutern. Anschließend versuche ich, auf dieser Basis die Krise 
und die Wiederherstellung der US-amerikanischen Hegemonie zu analysieren. 


1. Unipolarität und die „Bush-Doktrin“" 


Die Hegemonie der Vereinigten Staaten basiert auf zwei zentralen Strategien, 
die sich für die Gestalt der internationalen Ordnung als entscheidend erwiesen 
haben. Die eine könnte man die „realistisch ausgerichtete“ Strategie nennen, 
da sie auf die Aufrechterhaltung der globalen Machtbalance durch Gefahren- 
abwehr und Abschreckung abzielt. Solange es um den Erhalt des bipolaren 
Gleichgewichtes zwischen den USA und der früheren Sowjetunion ging, hat 
sich diese Strategie bewährt (Ikenberry 2002: 45). 


1 Um dem Verdacht „antiamerikanischer“ Vorurteile in meiner Argumentation vorzubeugen, 
beziehe ich mich in diesem Aufsatz und insbesondere in diesem Teil auf verschiedene nicht- 
marxistische Autoren. Die meisten von ihnen sind amerikanische Wissenschaftler, die der 
US-Außenpolitik kritisch gegenüberstehen. 
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Die zweite, „liberale“ Strategie versucht die Öffnung der Ökonomien voranzu- 
treiben, um nicht in die Situation der 30er Jahre zurückzufallen, ın die Zeit 
der regionalen Blöcke, Handelskonflikte und strategischen Rivalıtäten. Beide 
Strategien funktionierten während des Kalten Krieges, aus dem die USA als 
Sieger hervorgingen. Ihr Triumph gipfelte schließlich in einer unipolaren Welt. 
Huntington zufolge ist „Unipolarıtät“ ein System mit einer Supermacht und 
vielen kleinen Mächten aber ohne wesentliche Großmächte. Die innerhalb ei- 
nes solchen Systems dominierende Macht sei fähig, „relevante internationale 
Probleme effektiv allein zu lösen, wobei kein Zusammenschluss anderer Staa- 
ten mächtig genug ist, sie davon abzuhalten“ (Brooks/Wohlfort 2002: 21). 
Folgt man dieser Idee, dann umfasst die gegenwärtige Unipolarität drei Berei- 
che: Militär, Ökonomie und Technologie. Bemerkenswert am bestehenden in- 
ternationalen System ist die US-amerikanische Vorherrschaft in jedem dieser 
drei Felder (ebd.: 23). Diese Situation hat die Herausbildung einer neuen Stra- 
tegie ermöglicht. Sie gründet sich auf die Tatsache, dass die Vereinigten Staa- 
ten im Umgang mit terroristischen Bedrohungen zunehmend unilateral und 
präventiv und mutmaßliche „Schurkenstaaten“ des Besitzes von Massenver- 
nichtungswaffen beschuldigen. Dabei nehmen sie weder auf ihre Partner noch 
auf die globalen Regeln und Institutionen besonders viel Rücksicht. Im Resul- 
tat benutzt Washington seine militärische Macht zur Durchsetzung einer glo- 
balen Ordnung (Ikenberry 2002: 49). 

Das wesentliche ideologische Fundament dieser Strategie ist der „Neue Wilso- 
nianismus“. Er wird zum einen von den internationalistischen Liberalen ver- 
treten, die eine Ausweitung des amerikanischen Einflusses und ein Bündnis 
der Demokratien der Welt anstreben und zum anderen von den unilateralistı- 
schen Neokonservativen, die der Ansicht sind, eine aggressive amerikanische 
Führungsrolle sei für die Welt das Beste. Dieser Geist unterliegt den Initiativen 
des US-amerikanischen Kongresses gegen vermeintliche Schurkenstaaten, aber 
auch gegen zweifelhafte Verbündete, Sanktionen oder Boykotte zu verhängen 
(Pfaff 2001: 221-222). So rechtfertigt der „Neue Wilsonianismus“ den Unilate- 
ralismus: mit den Worten von Senator Jesse Helms ausgedrückt, „besitzen 
demokratische und ım Geist der Freiheit handelnde Staaten, allen voran die 
USA, eine unbegrenzte und keiner externen Kontrolle unterliegende Autorität 
für militärische Interventionen“ (ebd.: 220-221). 

Neben dem „Neue Wilsonianismus“ lassen sich noch weitere ideologische 
Grundlagen der Bush-Strategie benennen: So haben die USA die Reformierung 
der Welt zu ihrer Mission gemacht, wobei sie sich der puritanischen Intole- 
ranz ihrer kulturellen Ursprünge bewusst sind. Um diese fromme Mission zu 
erfüllen, erachtet Washington die Bekämpfung des „Terrorismus“ an jedem 
Ort der Welt für notwendig. Allerdings ist es schr viel schwieriger zu definie- 
ren, wer ein Terrorist ist, als es zunächst scheint. Von einer moralischen Per- 
spektive aus betrachtet, ist der Krieg der Bush-Regierung gegen den Terror völ- 
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lig unbefriedigend und ihre Rhetorik, die von einer eindimensionalen Perspek- 
tive auf ein multidimensionales Thema ausgeht, ist sowohl verzerrend als auch 
vereinfachend (Byford 2002: 34-43). 

Weitere Gefahren, die angeblich bekämpft werden müssen, kommen hinzu. Sie 
alle werden durch Ad hoc-Theorien begründet: Bürgerkriege, die allgemeine 
Bedrohung des Westens durch den Islam, der globale Terrorismus, ein wıieder- 
auflebender chinesischer oder russischer Imperialismus, die internationale 
Kriminalität, Drogenhandel. Tatsächlich basieren diese Gefahren vor allem auf 
Spekulationen. Es sind in erster Linie Rechtfertigungen für die Aufrechterhal- 
tung der allgegenwärtigen amerikanischen Militärpräsenz ın der Welt, die vor 
allem der Regierungsbürokratie und privaten Unternehmen nutzt - allesamt 
Überlebende des Kalten Krieges. 

Der „Neue Wilsonianismus“ als Grundlage der Bush-Strategie enthält die sen- 
timentale, größenwahnsinnige und unhistorische Vision einer Weltdemokratie. 
Zudem vertritt er die blasphemische Überzeugung, dass die amerikanische Na- 
tion von Gott geschaffen wurde, „um den Nationen der Welt zu zeigen, wie 
sie sich auf den Pfaden der Freiheit zu bewegen hätten“ (Pfaff 2001: 227). Die- 
se Wilsonsche Sentimentalität hatte in den vergangenen 80 Jahren desaströse 
Konsequenzen (ebd.: 226). Davon abgesehen leistet sie der Einschränkung 
staatlicher Souveränität Vorschub: Regierungen, die aus amerikanischer Sicht 
unakzeptabel handeln, wird ihre Souveränität abgesprochen. Mit anderen 
Worten, Bushs neoimperiale Strategie versucht die Welt (zumindest die Dritte 
Welt) in eine Einflusssphäre der Vereinigten Staaten zu transformieren. Das ist 
mit „Lateinamerikanisierung“ der Welt gemeint. 

Es sollte nicht vergessen werden, dass Großmächte, vor allem die Vereinigten 
Staaten, innerhalb ihrer traditionellen Einflusssphären üblicherweise gegen die 
Normen staatlicher Souveränität verstoßen haben, wann immer ihr nationales 
Interesse dies erforderte. Aber heute ist die Bush-Regierung der Ansıcht „auch 
in globalem Rahmen auf diese Weise vorgehen zu können, indem sie sich die 
Autorität zugesteht, über den Verfall souveräner Rechte zu entscheiden - und 
diese Entscheidung auch noch präventiv zu treffen“ (Ikenberry 2002: 53). 
Über die Stabilität eines unipolaren Systems herrscht keine Einigkeit. Einige 
Autoren (Kupchan 2002) sind der Meinung, dass eine unipolare Welt nicht 
von Dauer sein kann und dass es sehr wahrscheinlich wieder eine Wende hin 
zur Multipolarität geben werde. Die USA seien mit zwei Risiken konfrontiert: 
Zum einen dem Aufstieg Europas und zum anderen der abnehmenden Unter- 
stützung der amerikanischen Öffentlichkeit für den Internationalismus. Dar- 
über hinaus könnten die wieder erstarkten linken und progressiven Kräfte ın 
Lateinamerika und in anderen westlichen Ländern den Rückzug der USA von 
der globalen Bühne beschleunigen. Aus dem gleichen Grund ist der Diplomat 
und Historiker George Kennan, der vor über 50 Jahren geschrieben hatte, dass 
alle Nationen dem amerikanischen Beispiel, unter Wahrung ihrer jeweiligen 
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Besonderheiten, folgen würden, heute davon überzeugt, dass die Welt nicht 
von einem einzigen politischen Zentrum aus geführt werden könne, egal wie 
groß dessen militärische Macht sei. Für Amerikaner, so fügt er hinzu, sei es 
„undurchdacht, prahlerisch und wenig wünschenswert’, uns selbst als Zent- 
rum der politischen Aufklärung und als Lehrer eines großen Teils der restli- 
chen Welt zu betrachten“ (Pfaff 2001: 224). 

Zudem könnte die aggressive und schlichte Bush-Doktrin des „Entweder mit 
uns oder mit den Terroristen“ für die USA sehr gefährlich werden. Der Irak- 
Krieg hat gezeigt, dass auch traditionelle Alliierte wie Deutschland und Frank- 
reich als Feinde angesehen werden, wenn ihre Regierungen nicht mit der Au- 
ßenpolitik Bushs übereinstimmen. Auf der ideologischen Ebene - das werden 
wir später noch diskutieren - zerstört die direkte Ausübung der amerikani- 
schen Macht zudem die Werte, auf denen die amerikanische Hegemonie ba- 
siert (Mandelbaum 2002: 72). 

Sicherlich kann Unilateralismus kurzfristig effektiv sein, er kann die USA aber 
auch isolieren. Mit anderen Worten: Die Vereinigten Staaten sollten den mög- 
lichen Groll in Erwägung ziehen, den ein aggressiver unilateraler Kurs unter 
seinen Verbündeten hervorrufen kann (Brooks/Wohlfort 2002: 27). Zudem 
sollte sich das Land bewusst sein, dass für eine „Hypermacht“ nichts gefährli- 
cher ist als Unilateralismus (Hoffmann 2002: 113) - denn ihre Macht kann zu 
einer destabilisierenden Kraft werden. Unipolarität ist geradezu eine Einladung 
an Herausforderer und oppositionelle Kräfte. Die amerikanische Position und 
das herrschende System werden in der Zukunft daher sehr wahrscheinlich in 
Frage gestellt und herausgefordert werden, wenn auch der Charakter der Her- 
ausforderung heute noch nicht vorhersehbar ist. Sie könnte von ähnlich fort- 
geschrittenen Gesellschaften ausgehen, aber auch von der inneren Erosion der 
Vereinigten Staaten. Möglicherweise wird sich wieder ein Pluralismus verschie- 
dener Mächte etablieren - ob die Vereinigten Staaten nun dagegen Widerstand 
leisten oder nicht, und diese Entwicklung kann konstruktiv oder gewaltsam 
verlaufen (Pfaff 2001: 291-231). 

Es gibt aber auch Autoren, die eine stabile Unipolarität für durchaus möglich 
halten, da die Vereinigten Staaten keinen Gegner haben, der ihnen durch seine 
Machtposition gefährlich werden könnte. Zudem ist die Dominanz der USA 
der derzeitige Status Quo. Die wichtigsten Mächte sind mit Washington ver- 
bündet und ziehen daraus ihren Nutzen. Und es gibt auch keinen Präzendez- 
fall dafür, dass sich untergeordnete Mächte zusammengeschlossen hätten, um 
den Hegemon - nachdem sich dieser erst einmal etabliert hat - zu stürzen. 
Nach Ansicht dieser Autoren sind die USA einfach zu mächtig, als dass eine 
Machtbalance erreicht werden könnte. Zudem wäre der verlässlichste Weg zu 
einer solchen Balance die Erhöhung der Verteidigungsausgaben, seit 1995 sind 
aber die Rüstungsausgaben der meisten Großmächte relatıv zum Bruttoin- 
landsprodukt gesunken. Und letztlich seı es eine Tatsache, dass die Vereinig- 
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ten Staaten die Unipolarität anstreben und über genügend Ressourcen verfü- 
gen, um diese auch aufrechtzuerhalten (Brooks/Wohlfort 2002: 23-31). 

Das große Problem jedenfalls besteht darin, dass Amerikas neoimperiale Stra- 
tegie das Gefüge der internationalen Gemeinschaft zu zerstören droht (Iken- 
berry 2002: 44-45). Allerdings könnte Washington noch immer die Verärge- 
rung über die Unipolarität mildern, vor allem durch den Abbau von Handels- 
schranken. Diese Politik „könnte als der Samthandschuh dienen, unter dem 
die eiserne Faust - die Macht Amerikas - steckt“ (Brooks/Wohlfort 2002: 33). 
Zur Zeit gibt es für eine solche Orientierung jedoch keine Anzeichen. Die 
Welt wird daher auch in der nächsten Zukunft die nackte Faust von GW. 
Bushs megalomanischer Außenpolitik zu spüren bekommen. 


2. Hegemonie in den Internationalen Beziehungen: 
der Neo-Gramscianische Ansatz 


Im Unterschied zur traditionellen Analyse der Internationalen Beziehungen geht 
ein jüngerer Ansatz von den theoretischen Überlegungen Antonio Gramscis aus, 
in denen das Konzept der Hegemonie eine zentrale Stellung einnimmt. Gramsci 
wandte diese Kategorie in seinen Forschungen zum italienischen Staat an, um 
zu verstehen, auf welche Art und Weise die herrschende Klasse herrscht. Fr 
stellte heraus, dass eine solche Klasse gleichzeitig führend und dominierend 
sein muss: Führend auf moralischem und intellektuellem Gebiet, dominierend 
aufgrund ihrer wirtschaftlichen und politischen Macht. Hegemonie ergibt sich 
als Summe beider Elemente (Buci-Glucksmann 1980). Dieses Hegemonie- 
Konzept wurde nun von einigen Autoren auf den Bereich der Internationalen 
Beziehungen angewendet. Im traditionellen Ansatz, so ihre Kritik, wurde in- 
ternationale Hegemonie lediglich als Dominanz eines mächtigen Staates ın- 
nerhalb des Systems internationaler Beziehungen verstanden, der so Macht 
über die anderen Staaten gewinnt. Dies bleibe jedoch eine unvollständige Auf- 
fassung, da sie soziale Kräfte auf territoriale Einheiten reduziert. Das globale 
System müsse aber als Gesamtheit verstanden werden und die darın agieren- 
den sozialen Kräfte als nicht territorial beschränkt (Gill 1993: 41-42). 

Diesem Ansatz entsprechend muss eine Untersuchung der Internationalen Be- 
ziehungen zunächst mit der Definition der zu analysierenden Einheit begin- 
nen. Gemäß Gramscis Methode bilden das Ensemble der durch die sozialen 
Strukturen geprägten sozialen Beziehungen oder die historische Situation die 
grundlegenden Einheiten dieser Analyse (Gill 1993: 24). Die aktuelle Situation 
auf dem Gebiet der Internationalen Beziehungen ist durch die Vorherrschaft 
der USA gekennzeichnet. In Anlehnung an Gramsci hat Robert W. Cox He- 
gemonıe definiert als ein „Gefüge von Werten und Ansichten über das Wesen 
der Herrschaftsordnung, das ein ganzes System von Staaten und nichtstaatlı- 
chen Einheiten durchdringt“ (Gill 1993: 41-42). In einer hegemonialen Ord- 
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nung sind diese Werte und Ansichten relativ stabil und unhinterfragt. Gleich- 
zeitig basiert diese Struktur - Gramscis Hegemonie-Konzept zufolge - auf ei- 
ner Machtstruktur, in der ein Staat dominierend sein kann. Für die Herstel- 
lung von Hegemonie ist eine solche Dominanz aber nicht ausreichend. Es ist 
außerdem notwendig, dass die Art und Weise wie die dominierenden sozialen 
Schichten der dominierenden Staaten Handeln und Denken von den domı- 
nierenden sozialen Schichten der anderen Staaten akzeptiert wird. In ähnlicher 
Weise bezieht Giovanni Arrighi das Konzept einer Welt-Hegemonie auf die 
Macht eines Staates, Regierungsfunktionen über ein System souveräner Staaten 
ausüben zu können, wobei diese Macht mit der Ausübung einer intellektuel- 
len und moralischen Führungsrolle - entsprechend der Führung der herr- 
schenden Klasse bei Gramscı - verknüpft ist (Arrighi 1993: 149). Der hegemo- 
niale Staat führt also „ein System von Staaten in die von ihm gewünschte 
Richtung (...) und wird dabei als Vertreter eines allgemeinen Interesses wahr- 
genommen“ (ebd.: 150). 

In seiner Anwendung des Hegemonie-Konzepts auf die globale Ordnung un- 
terscheidet Robert W. Cox zwischen hegemonialen und nicht-hegemonialen 
Perioden. In der jüngeren Geschichte war der Zeitraum von 1845-1875 eine 
hegemoniale Periode, es gab eine Weltwirtschaft mit England als Zentrum. 
Der anschließende Zeitraum von 1875-1945 war nicht-hegemonial. Das desta- 
bilisierte Gleichgewicht der Mächte gipfelte in zwei Weltkriegen, der Freihan- 
del wurde durch Protektionismus abgelöst und die Weltwirtschaft in Wirt- 
schaftsblöcke aufgeteilt. Von 1945-1965 folgte dann wieder eine hegemoniale 
Phase mit den Vereinigten Staaten als Zentrum. Die amerikanische Hegemonie 
sah sich schließlich in den 70er Jahren ernsten Problemen ausgesetzt so dass 
die USA sich bemühen mussten, ihre Vorherrschaft wieder zu festigen (Cox 
1993: 60-61). 

In ihren Anfängen ist eine globale Hegemonie die räumliche Expansion einer 
nationalen Hegemonie, wie sie durch die dominierende soziale Klasse etabliert 
wird. Danach werden die ökonomischen und sozialen Institutionen, die Kul- 
tur und Technologie dieser nationalen Ökonomie zu Archetypen für den Rest 
der Welt. Die etablierte globale Hegemonie drückt sich dann in universellen 
Normen, Institutionen und Mechanismen aus, die den allgemeinen. Verhal- 
tensregeln für Staaten und den grenzübergreifend agierenden Kräften der Zivil- 
gesellschaft zugrunde liegen. Diese Regeln befördern dann ganz offensichtlich 
die herrschende Produktionsweise (ebd.: 61-62). 

Schließlich gibt es die theoretische Möglichkeit einer post-hegemonialen Ära, 
das heißt einer Zeit der Koexistenz verschiedener Zivilisationen, die auf jeweils 
spezifischen Intersubjektivitäten und eigenen Wertesystemen gegründet sind 
und die zudem ıhren eigenen Entwicklungspfad verfolgen (Cox 1993b: 265). 
Dies wäre natürlich eine wünschenswerte Zukunft, unglücklicherweise gibt es 
zur Zeit keinerlei Anzeichen für eine derartige Entwicklung. 
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3. Die Entwickiung der US-amerikanischen Hegemonie 


Für eine Erklärung von Aufstieg und Fall der USA ist es nötig, die internatio- 
nale Situation zu umreißen, die die Grundlage für die Entwicklung der ameri- 
kanischen Hegemonie bildet. Der Niedergang dieser Hegemonie beruht auf 
internen und externen Faktoren. Wichtigster interner Faktor ist das selbstzer- 
störerische, die eigene Vormachtstellung untergrabende Verhalten der USA, die 
Beschädigung gerade der Werte, auf denen die amerikanische Hegemonie ba- 
siert. Zu den bedeutendsten externen Faktoren zählen vor allem die zuneh- 
mende Multipolarität der Weltwirtschaft und die Verschlechterung der Bezie- 
hungen zwischen den Vereinigten Staaten und Lateinamerika. Vor diesem Hin- 
tergrund ist Washingtons Strategie zur Wiederherstellung der US-amerikanı- 
schen Hegemonie zu sehen. 

Wallerstein (2002: 1) zufolge begann der Aufstieg der Vereinigten Staaten zur 
globalen Hegemonialmacht im Gefolge der weltweiten Rezession von 1873. Es 
kam zur Konfrontation zwischen Deutschland und England/Frankreich, die 
Arrighi zufolge in der kompletten Zersetzung des Weltmarkts und der Auflö- 
sung aller seiner tragenden Prinzipien mündete. Weltkrieg und russische Revo- 
lution setzten dem Freihandelsimperialismus und dem bisherigen internationa- 
len System ein Ende. 

„Wie England im frühen 19. Jahrhundert, so wurden die Vereinigten Staaten 
das erste Mal zu einer hegemonialen Macht, indem sie das internationale Sys- 
tem zur Wiederherstellung der Prinzipien, Normen und Regeln des mit dem 
Westfälischen Frieden eingerichteten Staatensystems führten. Anschließend 
gingen sie dazu über, das wiederhergestellte System zu regieren und zu erneu- 
ern“ (Arrıghi 1993: 180). Das Resultat war das System des freien Unternehmer- 
tums. Das eindrucksvollste Produkt der US-amerikanischen Hegemonie mar- 
kierte gleichzeitig ıhre äußerste Grenze, denn es bedeutete auch das Ende des 
Westfälischen Systems der Staaten und den Beginn des Zusammenbruchs des 
zwischenstaatlichen Systems als dem fundamentalen Ort auf den sich „Welt- 
macht“ bezieht (ebd.: 183). 

Der Niedergang der USA als Weltmacht in den 70er und 80er Jahren wurde 
von verschiedenen Autoren wahrgenommen; es existiert eine nahezu unüber- 
schaubare Vielfalt an Studien zum Aufstieg und Fall von „Hegemonien“, 
„Weltmächten“ und „Großmächten“. Eine der solidesten Erklärungen lieferte 
Immanuel Wallerstein?. Er konstatiert, dass die ökonomischen, politischen und 
militärischen Faktoren, die ursprünglich die Grundlage der amerikanischen 
Hegemonie darstellten, zwangsläufig zum Niedergang der Vereinigten Staaten 
führen müssen (Wallerstein 2002: 1). Das Verhalten der USA im Kampf gegen 
den „Terrorismus“ habe diesen Niedergang lediglich beschleunigt. 


2 Seit 1998 hat Wallerstein kürzere Kommentare zum globalen System verfasst (http:// 
fbe.binghamton.edu/commentr.htm), vgl. in Deutsch: Wallerstein (2003). 
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Auf der anderen Seite haben Arrighi und Cox Studien kritisiert, in denen das 
Hegemonie-Konzept falsch angewendet wird. Arrighi bemängelt zum einen 
den Gebrauch des Begriffs „Hegemonie“ im Sinne von „Dominanz“ und zum 
anderen die Unterstellung „einer grundsätzlichen Unveränderlichkeit desjeni- 
gen Systems, in dem die Macht eines Staates zu- und abnimmt“ (Arrighi 1993: 
148). Cox zufolge besteht der Fehler ın der Debatte über die amerikanische 
Hegemonie in der fehlenden Unterscheidung zweier Bedeutungen des Begriffs: 
Die eine (konventionelle) Bedeutung sieht in Hegemonie die Dominanz eines 
Staates über andere Staaten. Die zweite an Gramsci orientierte Bedeutung be- 
schreibt dıe Beschaffenheit eines Staatensystems, in dem der dominierende 
Staat seine Position aufrecht erhält, indem er an universalisierten Prinzipien 
festhält, die von einer ausreichenden Anzahl untergeordneter Staaten und so- 
zialer Kräfte akzeptiert werden. Diese Bedeutung von Hegemonie impliziert 
eine intellektuelle und moralische Führungsrolle. So drückte sich die Hege- 
monie der USA in bestimmten Verhaltensgrundsätze aus, die weithin akzep- 
tierbar wurden. Dennoch haben die zunehmend unilaterale US-Politik wäh- 
rend der 80er Jahre und die deutlichen Interessenunterschiede zwischen den 
USA, Europa und Japan, sowie die offenere Unterordnung der Dritte-Welt- 
Länder unter den ökonomischen und militärischen Druck des Westens die 
globalen Beziehungen verändert. „Die Macht der USA mag weder absolut 
noch relativ abgenommen haben, dennoch kann die Beschaffenheit des globa- 
len Systems nicht länger als hegemonial im früheren Sinne beschrieben wer- 
den“ (Cox 1993b: 264). 

Unter Benutzung gramscianischer Konzepte analysierten Augelli und Murphy 
die Versuche der Reagan-Regierung, ihre Macht über die Dritte Welt zurück- 
zugewinnen. Sie argumentieren, dass die dominierenden Klassen der USA ın 
der zweiten Nachkriegsperiode einen soliden internationalen Block formiert 
haben. Dieser habe sich einen sicheren Platz in der Geschichte erobert: die 
„freie Welt“, in deren Zentrum eine hegemoniale Allianz stand, die die herr- 


Gruppen der Arbeiterklasse der OECD-Länder und die herrschenden Klassen 
vieler Länder der Dritten Welt (Augelli/Murphy 1993: 133). 

Zu Beginn der 90er Jahre erreichte die US-amerikanische Hegemonie aller- 
dings einen Tiefpunkt. Das frühere System hegemonialer Führung löste sich 
auf (Cox 1993b: 264). Im neu entstehenden System waren die USA eine „ein- 
same Supermacht, der es an wahrer Macht mangelt, ein Führer der Welt, dem 
niemand folgt und den nur wenige respektieren und eine Nation, die gefähr- 
lich inmitten eines globalen und unkontrollierbaren Chaos treibt“ (Wallerstein 
2002: 3). Unter diesen Umständen, argumentiert Wallerstein, bleibt das Milıtär 
der stärkste und einzigste Trumpf in den Händen Washingtons. Der allmählı- 
che Verlust der US-amerikanischen Rolle als ausschlaggebende Kraft in den 
globalen Angelegenheiten wird sich in den nächsten Jahren sicherlich weiter 
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fortsetzen. Die Frage sei nicht, ob die amerikanische Hegemonie verschwinden 
wird, sondern ob die USA diesen Abstieg werden hinnehmen können - ohne 
dabei der Welt und sich selbst Schaden zuzufügen (ebd.: 6-7). 

Die beschriebenen Tendenzen müssen vor dem Hintergrund der Entwicklung 
des internationalen Systems gesehen werden, die gegenwärtig durch die Bewe- 
gung hin zu einer liberaleren und integrierteren globalen politischen Ökono- 
mie charakterisiert ist. In diesem Zusammenhang tendieren die Hobbesschen 
und auch viele andere Staaten zu einer marktorientierten Entwicklung sowie 
zur Internationalisierung einer selbstregulierten Zivilgesellschaft Lockescher 
Prägung (Gill 1993: 40). 

Es muss auch berücksichtigt werden, dass die Weltordnung im 20. Jahrhun- 
dert durch eine ganze Serie tiefgreifender Identitätskrisen sowie durch nationa- 
le und internationale sozioökonomische Restrukturierungen sowohl in den 
entwickelten kapitalistischen Ländern als auch in den kommunistischen bzw. 
postkommunistischen Staaten und der Dritten Welt beeinflusst wurde. Der 
entscheidende Punkt ist dabei, dass alle diese Krisen durch die ın der globalen 
Ökonomie agierenden Kräfte verknüpft sind (ebd.: 41). 

Konzentrieren wir unsere Aufmerksamkeit nun auf die internen und externen 
Faktoren des Niedergangs der US-arnerikanischen Hegemonie. Unter den ers- 
teren muss vor allem der durch die USA selbst verursachte Schaden an den 
drei fundamentalen Werten herausgestellt werden, auf denen die amerikanische 
Hegemonie während des 20. Jahrhunderts basierte - Frieden, Demokratie und 
freie Märkte. Die gegenwärtige Welt wird durch diese drei großen Ideen do- 
miniert: Frieden gilt dabei als beste Grundlage für die Beziehungen zwischen 
Ländern, Demokratie als der beste Weg, das politische Leben ın den einzelnen 
Ländern zu organisieren und freie Märkte als unentbehrlich für die Produkti- 
on von Wohlstand (Mandelbaum 2002: 62). In diesen Punkten drückt sich die 
Universalität der amerikanischen Hegemonie aus - wenngleich die USA durch 
ihr Verhalten die gerade genannten Werte beschädigen und so ihre Vorherr- 
schaft selbst untergraben. 

Nehmen wir den Wert „Frieden“; in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
haben die USA erfolgreich ihre Vorherrschaft in der Karibik und in Zentral- 
amerika etabliert und dazu weit mehr als 50 bewaffnete Interventionen unter- 
nommen (Prevost/Oliva 2002: IX-X). Berücksichtigen wir auch das 19. Jahr- 
hundert, dann verlängert sich die Liste der Opfer noch: Puerto Rico, Mexiko, 
Nicaragua, Panamä, Haiti, Kolumbien, Kuba, Honduras, die Dominikanische 
Republik, die Jungfraueninseln, El Salvador, Guatemala und Granada. Zoltan 
Grossman präsentiert auf seiner Homepage eine unvollständige Liste US- 
amerikanischer Interventionen zwischen 1890 bis 1999; sie umfasst 132 Akti- 
onen auf der ganzen Welt (www.zmag.org/CrisesCurEvts/interventions.htm). 
William Blum präsentiert in seinem Buch Rogue Nation eine Liste von 66 Mi- 
litärinterventionen zwischen 1898 bis 1991, in der folgende vier Arten bewafl- 
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neter Intervention bereits herausgenommen wurden: a) Interventionen, bei de- 
nen dıe US-Truppen nicht die dominierende Kraft waren, b) die Bedrohungen 
mit Atomwaffen, c) vom CIA unternommene kriegerische Aktionen und d) die 
Interventionen der USA ın Länder während des 1. und 2. Weltkrieges 
(www.sumeria.net/politics/usa.html). Mit diesen Daten sollte ausreichend de- 
monstriert sein, dass die amerikanischen Regierungen bisher alles andere als 
besonders friedliebend gewesen sind. Ganz im Gegenteil haben sie systema- 
tisch eines der Prinzipien des Westfälischen Systems verletzt und damit die 
amerikanische Hegemonie selbst untergraben. 

Auch hinsichtlich des zweiten Wertes „Demokratie“ haben die USA sehr am- 
bivalente Positionen vertreten. Zwar hat sich der Einsatz für Demokratie im Lau- 
fe der Geschichte in der amerikanischen Politik einen festen Platz erobert. In 
der Zeit während und nach dem Kalten Krieg wurde der Begriff jedoch sehr 
eng gefasst und hinter andere nationale Interessen der USA zurückgestellt (Ca- 
others 2003: 96). Der Einsatz für Demokratie war stets ein strategisches In- 
strument, um politische Ziele ım Interesse der USA zu verfolgen. Damit geht 
aber auch die Legitimität des Konzepts verloren. In Bezug auf den Demokrati- 
sierungsprozess in Lateinamerika beispielsweise sollte nicht übersehen werden, 
dass dort die bedeutendste Demokratisierung in den frühen 80er Jahren statt- 
fand, als Reagan noch immer Diktatoren zu unterstützen versuchte, die Jimmy 
Carter aus Menschenrechtsgründen aufgegeben hatte. 

Aktuell ist es der Krieg gegen den Terror, der den US-amerikanischen Einsatz 
für Demokratie widersprüchlich erscheinen lässt. So zeigen die USA in bestimm- 
ten Ländern nur noch wenig Interesse an Demokratie, im Mittleren Osten da- 
gegen ist dieses Interesse deutlich gewachsen. Sicher ist G.W. Bush nicht der 
erste US-Präsident mit einer gespaltenen Persönlichkeit hinsichtlich der Liebe 
zur Demokratie. Zweifellos aber spielt seine Persönlichkeit im Krieg gegen den 
Terror eine Rolle, die gefährlicher ist, als der Terrorismus selbst (ebd.: 96). 

Ein fundamentaler Aspekt von Demokratie innerhalb der internationalen Be- 
ziehungen betrifft die staatliche Souveränität. Eine demokratische internatio- 
nale Ordnung muss von Staaten gebildet werden, die vor dem internationalen 
Recht gleich sind. Dabei kann dieses Recht nur existieren, wenn es von souve- 
ränen Staaten implementiert und befolgt wird. Verglichen mit dem Freihan- 
delsimperialismus haben die Institutionen der US-amerikanischen Hegemonie 
Rechte und Macht der souveränen Staaten zu großen Teilen ausgehöhlt und 
sie stattdessen einer Vielzahl strenger Prinzipien, Normen und Regeln unter- 
worfen, die von immer neuen supranationalen Organisationen diktiert werden. 
Dabei sind diese Organisationen inzwischen oft mächtig genug, um das zwi- 
schenstaatliche System nicht anerkennen zu müssen (Arrighi 1993: 182). 
Kommen wir zum dritten Wert - der freien Marktwirtschaft. In dieser Diszı- 
plin sind die Vereinigten Staaten angeblich Weltmeister. Tatsächlich hat Wa- 
shington in Vergangenheit und Gegenwart jedoch immer wieder Maßnahmen 
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ergriffen, die freie Handelsbeziehungen ernsthaft einschränken oder sogar un- 
terdrücken. Diese Tatsache wurde gleichermaßen von Mainstream-Ökonomen 
als auch von Autoren herausgestellt, die nicht die herrschende Lehre vertreten. 
Jagdish N. Bhagwati zufolge, einem Fürsprecher der weltweiten Handelslibera- 
lisierung, hat Clinton nicht genug unternommen, um den freien Handel vo- 
ranzutreiben. Regionale Handelsabkommen und Freihandelszonen bedeuteten 
nicht notwendigerweise auch freien Handel. Solche Abkommen können 
durchaus „diskriminierend“ sein (Bhagwati 2001). 

Auf der anderen Seite diskutieren Altvater und Mahnkopf traditionelle For- 
men von Protektionismus, der zwischen den 40er und 80er Jahren in Latein- 
amerika durchaus üblich war und lenken gleichzeitig die Aufmerksamkeit auf 
den - keineswegs neuen - imperialistischen Protektionismus. Protektionisti- 
sche Strategien wurden bereits in den 30er Jahren nach dem Zusammenbruch 
des Weltmarktes angewandt. Heute betrifft deren geläufigste Form den Bereich 
der nationalen Währungen. Gleichzeitig befördert die Herausbildung von 
Wirtschaftsblöcken in Europa, in Nordamerika und Lateinamerika, Asien und 
Afrıka eine Fragmentierung des Weltmarktes (Altvater/Mahnkopf 1996: 387- 
394 u. 409-502). In diesem Zusammenhang verhalten sich die USA ähnlich 
wie viele andere Großmächte, wenn sie auf die Konsolidierung des eigenen 
Wirtschaftsblocks hinwirken. Sie tun dies vor allem durch strenge Restriktio- 
nen in Bezug auf freie Märkte und freien Handel, auch innerhalb des Ameri- 
kanischen Blockes. Zu nennen wären bspw. die Kontrolle der Migration, die 
den Arbeitskräften aus Mexiko und anderen lateinamerikanischen Ländern 
aufgezwungen werden. Ein anderes Beispiel für einen direkten Eingriff in den 
Markt, der das freie Agieren der Wirtschaftssubjekte einschränkt, ist der 
Schutz der US-amerikanischen Landwirtschaft. Es kann daher niemand ernst- 
haft glauben, dass die USA die Freiheit der Wirtschaft respektieren. Freie 
Märkte und freier Handel sind auch nicht mehr als instrumentelle Werte im 
Dienste der ökonomischen und politischen Interessen der USA. 

Unter den externen Faktoren, die die Hegemonie der USA untergraben, ist 
wahrscheinlich die multipolare Entwicklung der Weltwirtschaft der bemer- 
kenswerteste. Seit den 80er Jahren beobachten wir die Herausbildung zweier 
großräumiger Wirtschaftssphären - eine in Europa und die andere in Ostasien 
- als Gegengewichte zur Dominanz der US-Wirtschaft und der nordamerikani- 
schen Wirtschaftssphäre (Cox 1993b: 262). „Trotz Amerikas gewaltiger Wirt- 
schaftsleistung in den 90er Jahren ist nun die Europäische Union das größte 
zusammenhängende Wirtschaftsgebiet auf der Welt und ihre Führungsrolle 
wird mit der Ausdehnung auf neue Mitglieder in den nächsten Jahren weiter 
anwachsen“ (Bergsten 2001: 20-21). Das wirtschaftliche Gewicht von Ostasien 
ist vergleichbar mit dem der Vereinigten Staaten und der Europäischen Union. 
Das Ende des Kalten Krieges hat in diesem Zusammenhang zur Zuspitzung 
des ökonomischen Konfliktes beigetragen, denn mit dem Verschwinden der 
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sowjetischen Bedrohung verschwand auch die Bedeutung des amerikanischen 
Schutzschildes über Europa und Asien. In der Konsequenz verschwand damit 
„das gemeinsame Interesse an Blocksicherheit, das traditionellerweise die Allı- 
ierten nach dem Krieg dazu anhielt, auch ihre wirtschaftlichen Differenzen zu 
überwinden“ (ebd.: 21). 

So zeigen die gegenwärtigen internationalen Verhältnisse alle Merkmale einer 
nicht-hegemonialen Periode. Das weltweite Handelssystem entwickelt sich 
nicht weiter, es findet cher eine Rückentwicklung statt. Nirgendwo gibt es 
ernsthafte multilaterale Verhandlungen auf diesem Gebiet. Der Rückschritt 
nimmt die Form eines intensivierten und diskriminierenden Regionalismus, 
zunehmender Handelsstreitigkeiten und Protektionismus an. Vor diesem Hin- 
tergrund haben auch in der internationalen Wirtschaft die Feindseligkeiten ge- 
genüber den Vereinigten Staaten zugenommen (ebd. 23). 

Ein zweiter erwähnenswerter externer Faktor ist die Verschlechterung der Be- 
ziehungen zwischen den USA und Lateinamerika. Zwar wurden diese seit Be- 
ginn der Regierung von Bush senior und dem Ende des Kalten Krieges freund- 
licher und kooperativer als je zuvor. Dennoch, so konstatiert Peter Hakim, 
gibt es unter der trügerisch glatten Oberfläche eine Reihe ernster Probleme. Es 
gibt genügend Gründe zur Annahme, dass der gute Wille und die Kooperati- 
on, die weite Teile der vergangenen zehn Jahre charakterisierten, gegenwärtig 
dahinschwinden (Hakim 2001: 48). 

Ein wichtiger Grund waren die Finanzkrisen von 1995 und 1998. Das schrump- 
fende Wirtschaftswachstum und die rasant ansteigende Arbeitslosigkeit haben 
eine erfolgreiche Integration Lateinamerikas in die Weltwirtschaft großenteils 
verhindert (ebd.: 48). Dieses ökonomische Desaster war dabei eng verknüpft 
mit den weitläufig implementierten Reformprogrammen (bekannt als „Wa- 
shingtoner Konsens“), die in vielen Ländern enttäuschende wirtschaftliche und 
soziale Konsequenzen hatten. „Für viele Lateinamerikaner bedeuten engere 
Beziehungen zu den USA schlicht eine Verschlechterung der bestehenden Sı- 
tuation. Der Widerstand gegen diese Reformen kann daher leicht in einen Wi- 
derstand gegen die Führung der USA umschlagen - und in Feindseligkeit ge- 
genüber dem Internationalen Währungsfonds und der Weltbank, die beide als 
von den USA dominierte Institutionen angesehen werden“ (ebd.: 50). Nichts- 
destotrotz ıst man ın fast jedem lateinamerikanischen Land der Ansicht, dass 
die ökonomische Zukunft vom Zugang zu US-amerikanischen Märkten und 
US-amerikanischen Investitionen abhängt. 

Aber es bleiben ernsthafte Zweifel an der Verbindlichkeit Washingtons ın der 
regionalen Zusammenarbeit. Die Beziehungen zwischen den Vereinigten Staa- 
ten und den meisten der lateinamerikanischen Länder, Mexiko ausgenommen, 
sind erheblich belastet. Viele Regierungen haben das Vertrauen in die US- 
amerikanische Führung verloren und stellen die Verlässlichkeit Washingtons 
als Partner in Frage. Wenn jedoch die lateinamerikanischen Nationen ihre ö- 
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konomischen und politischen Probleme nicht lösen können, werden sie auch 
für Washington keine attraktiven Partner sein (ebd.: 60). 
Unter den oben genannten Bedingungen versuchten die USA in den 80er Jah- 
ren ihre Hegemonie wiederherzustellen. Dies gelang zunächst durch eine effek- 
tive Anwendung ihrer wirtschaftlichen Macht, schließlich durch die Wiederbe- 
lebung der früheren, auf gemeinsamen Werten beruhenden Beziehungen zwı- 
schen den herrschenden US-amerikanischen Klassen und den herrschenden 
Klassen in Westeuropa und Japan. Das Ergebnis war jedoch, dass die amerika- 
nische Vorherrschaft heute vor allem auf einer Dominanz beruht, die auf Ge- 
walt und Ausbeutung basiert (Augelli/Murphy 1993: 133). 
Der Niedergang der Dritten Welt durch monetaristische Politik, geringere Ex- 
porterträge und hohe Zinssätze, die in eine katastrophale Liquiditätskrise führ- 
ten, war ein wesentlicher Bestandteil der US-amerikanischen Strategie. Daher 
hatten die USA nach der Schuldenkrise von 1982 für die Wiederherstellung 
ihrer Hegemonie innerhalb der westlichen Welt einen weitaus größeren Hand- 
lungsspielraum (ebd.: 134). Mit dem Golfkrieg ging Bush senior schließlich 
noch einen Schritt weiter als Reagan, indem er ihn auch als Mittel der Konso- 
lidierung der westlichen Allianz nutzte und der Minimierung der Gefahr, dass 
irgendein Dritte-Welt-Land sein Öl als Waffe nutzen könnte. Die Bush- 
Regierung versuchte dabei die herrschenden Klassen der weniger entwickelten 
Länder für den Westen zu gewinnen. Gleichzeitig vergab sie neue und erweı- 
terte Rollen an zwischenstaatliche Organisationen, die mit der Bildung einer 
„neuen Weltordnung“ befasst waren (ebd.: 135-136). 
Die Reintegration der herrschenden Klassen der Dritten Welt ın den Westen 
kam vor allem durch die Unterstützung eines Elitenwechsels in den jeweiligen 
Ländern zustande. Eine cher leichte Aufgabe, da u.a. die lateinamerikanischen 
Eliten ihre Legitimation innerhalb ihrer Staaten verloren hatten. Gleichzeitig 
war die Hilfe von außen das Werkzeug für den Westen, mit dem diesen Öko- 
nomien der Neoliberalismus aufgezwungen werden konnte. Die Idee der 
FTAA, wıe Clinton sie in Miami erstmals vorstellte, sollte innerhalb dieser 
Strategie eine zentrale Rolle spielen, obgleich es auch kleine Fortschritte hin 
zu einem liberalisierten Nord-Süd-Handel gab (Bergsten 2001: 23). 
Seit dem Regierungsantritt von George Bush junior mündeten diese US- 
amerikanischen Versuche einer Rekonstruktion ihrer hegemonialen Position in 
einem verstärkten Unilateralismus, wie er zu Beginn dieses Artikels charakteri- 
siert wurde. Dass sich damit jedoch die skizzierten Dilemmata der US- 
Hegemonie, ıhre Untergrabung durch interne und externe Faktoren, auflösen 
lassen, ist nıcht sehr plausibel, eher werden sich diese Dilemmata noch weiter 
verstärken. 

Aus dem Englischen übersetzt von Lydia Heller 
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